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Editorial: China im globalen Kapitalismus 


Vielleicht wird einmal die letzte Februar- 
woche im Jahr 1972 als ein Wendepunkt 
in die Geschichtsbücher eingehen, been- 
dete doch der Besuch des damaligen US- 
Präsidenten Richard Nixon bei Mao Ze- 
dong in der Verbotenen Stadt die Isola- 
tion der Volksrepublik China. Das er- 
klärte Ziel des Treffens, so Nixons Wor- 
te, eine Brücke zu bauen, „über die 
16.000 Meilen Entfernung und 22 Jahre 
der Feindschaft, die uns in der Vergan- 
genheit entzweit“ hatten, wurde rasch er- 
reicht. Die diplomatischen Kontakte wa- 
ren in kurzer Zeit wieder hergestellt. Dies 
ebnete den Weg für den langen Rück- 
marsch des Reichs der Mitte auf den US- 
amerikanisch dominierten Weltmarkt. 
Die vorsichtige wirtschaftliche Außen- 
öffnung, die die Kommunistische Partei 
Chinas schließlich sechs Jahre später ein- 
leitete, führte dann dazu, dass das Land 
seitdem ein stürmisches Wachstum 
durchläuft. Das rote China hat sich des- 
halb auch mit einer atemberaubenden 
Geschwindigkeit dem Kapitalismus zu- 
gewandt und gilt heute als eine aufstre- 
bende Weltmacht. 

Der Aufstieg Chinas zur zweitgrößten 
Wirtschaftsnation und zum Exportwelt- 
meister ist mittlerweile auch im Westen 
unübersehbar geworden. Gerade in der 
Weltwirtschaftskrise seit 2008 zeigte sich 
die gewachsene Bedeutung des Landes. 
China gehörte nicht nur zu den wenigen 
Ländern weltweit, die nie in eine Rezession 
geraten waren. Vielmehr hat der chinesi- 
sche Wachstumsboom maßgeblich dazu 
beigetragen, dass auch die Konjunktur in 


anderen Weltregionen wieder angesprun- 
gen ist. Doch die Faszination über diese 
rasante Entwicklung ist bei manch einem 
Kommentator der Angst gewichen. Die 
panische Feststellung des Hochglanzmaga- 
zins Fortune, dass China dabei sei, „die 
Welt zu kaufen“, drückt einen allgemeinen 
Stimmungswandel aus. China hat auf 
grund seiner gewaltigen Warenausfuhren 
heute mit rund 2,6 Billionen US$ - das 
entspricht ungefähr dem Bruttoinlands- 
produkt Frankreichs - riesige Devisenre- 
serven angehäuft, die jederzeit dazu ge- 
nutzt werden könnten, im Ausland zu in- 
vestieren. Spektakuläre Übernahmen von 
Traditionsunternehmen im Norden durch 
kapitalstarke chinesische Konzerne - etwa 
der Kauf der PC-Sparte von IBM durch 
den Computerhersteller Lenovo oder die 
Übernahme von Volvo durch den Shang- 
haier Autohersteller Geeley - sind zwar 
noch nicht zur Regel geworden, werden 
zumindest aber argwöhnisch beäugt. Selbst 
im Finanzsektor, lange Zeit eine unbestrit- 
tene Domäne US-amerikanischer, europäi- 
scher und japanischer Finanzinstitute, ist 
ein Umbruch zu beobachten. Die Top 
Ten der weltweit größten Banken werden 
heute gleich von drei chinesischen Institu- 
ten angeführt. Die jüngsten Zeitungsmel- 
dungen, dass der politisch geschwächte 
US-Präsident Barack Obama nun den ers- 
ten Rang im Forbes-Ranking der mächtigs- 
ten Menschen der Welt an Hu Jintao, 
dem Generalsekretär der KPCh und 
Staatspräsidenten Chinas, abtreten musste, 
erscheinen somit als logische Konsequenz 
dieser Geschehnisse. 
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Folglich ist die ökonomische Machtver- 
schiebung nicht ohne politische Folgen 
geblieben. Die Zweckehe zwischen den 
USA und China, die einst zwischen Mao 
und Nixon geschlossen wurde und sich 
damals gegen die Sowjetunion richtete, 
ist mittlerweile in die Tage geraten. Auf 
dem G-20-Gipfel im November 2010 in 
Seoul herrschte eine eisige Stimmung 
zwischen den Partnern. Immer lauter 
wurden die Forderungen der USA, dass 
China seine Währung aufwerten und sei- 
ne massiven Leistungsbilanzüberschüsse 
abbauen möge, während der jüngste Ver- 
such der US-Notenbank, dem notorıi- 
schen Schuldnerland durch den erneuten 
Kauf von Staatsanleihen frisches Geld 
zuzuführen, von den chinesischen Be- 
hörden mit Besorgnis kommentiert wur- 
de. Dass ausgerechnet die staatliche chi- 
nesische Ratingagentur Dagong Global 
Credit Rating dies zum Anlass nahm, die 
Kreditwürdigkeit der USA herabzustufen, 
zeigt deutlich, dass in China ein Konsens 
herrscht, sich nicht mehr freiwillig den 
Vorgaben aus Washington unterzuord- 
nen. Die Verschlechterung der Wetterlage 
im US-amerikanisch-chinesischen Ver- 
hältnis, das zeitweilig sogar unter dem 
Begriff „Chimerica“ als ein symbiotisches 
beschrieben wurde, deutet darauf hin, 
dass nicht nur die bilateralen Beziehun- 
gen beider Länder, sondern mittelfristig 
sogar das gesamte Regelwerk der Welt- 
wirtschaft auf dem Spiel stehen könnte, 
sind China und die USA doch die be- 
deutendsten Volkswirtschaften der Welt. 
Eine solche Transformation wird freilich 
nicht harmonisch verlaufen, da - dies 
lehrt die Erfahrung früherer Aufstiegs- 
prozesse - die etablierten Mächte im 
Weltsystem ihren Einfluss über Rohstoffe 
und Märkte nicht einfach kampflos auf- 
geben werden. 

Ob und wie der Aufstieg Chinas weiter 
verläuft und welche Konflikte er hervor- 
ruft, wird in den Beiträgen dieses Heftes 


untersucht. Einen Überblick über die 
Debatte zum Aufstieg Chinas gibt Stefan 
Schmalz. Er identifiziert mit den Welt- 
systemansätzen als Vertreter der These 
eines Aufstiegs Chinas und den kriti- 
schen Ansätzen der Internationalen Poli- 
tischen Ökonomie als Verfechtern einer 
Kontinuität der US-Hegemonie zwei 
Strömungen, die unterschiedliche Deu- 
tungen anbieten. Schmalz überprüft de- 
ren Argumente anhand von Grunddaten 
zur Entwicklung des chinesischen Wirt- 
schaftsmodells sowie zur Macht Chinas 
in der Weltwirtschaft und fragt, welche 
Konflikte Chinas Aufstieg erzeugen wird. 
Im ersten Teil des Heftes werden ver- 
schiedene Interpretationen des chinesi- 
schen Aufstiegs diskutiert. Ingo Schmidt 
schließt sich in seinem Beitrag der auf- 
stiegskritischen Sichtweise an. Er vertritt 


die These, China ähnlich wie 


Deutschland und Japan durch sein ex- 


dass 


portgeleitetes Wirtschaftsmodell nicht in 
der Lage ist, die US-amerikanische He- 
gemonie herauszufordern. Vielmehr ist 
Chinas ökonomische Entwicklung stark 
außenabhängig, sodass die großen Kon- 
junkturprogramme zur Förderung der 
chinesischen Wirtschaft in der Krise 2008 
auch zu keiner Veränderung des Wachs- 
geführt haben. Gerhard 
Armanski geht hingegen von einer glo- 
balhistorischen Perspektive aus. Er stellt 
die Gründe für den Niedergang Chinas 
im 19. Jahrhundert dar, nachdem das 
Land bis zu diesem Zeitpunkt den euro- 
päischen Staaten in jeder Hinsicht - 
technologisch, wirtschaftlich und militä- 
risch - das Wasser reichen konnte. Ar- 


tumsmodells 


manski sieht die Gründe hierfür sowohl 
in internen Entwicklungsblockaden und 
Konflikten als auch im aggressiven Vor- 
dringen des westlichen und später des ja- 
panischen Imperialismus nach dem Opi- 
um-Krieg 1840-42. Das historische Ver- 
dienst der KPCh besteht deswegen vor 
allem darin, China von der Dominanz 
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des Westens befreit zu haben. Ngar-Ling 
Sum widmet sich in ihrem Beitrag den 
Diskursen um den Aufstieg der BRIC- 
in der Weltwirtschaft. Dafür 
nutzt sie den Ansatz der Kulturellen Po- 


Staaten 


litischen Ökonomie, um die Strategien 
und Interessen von transnationalen Ak- 
teuren wie Investmentbanken herauszu- 
arbeiten, die diese Diskurse eingeleitet 
haben. Sie identifiziert einen Formwan- 
del der diskursiven Strategie und kommt 
zum Schluss, dass die Aufwertung der 
BRIC-Staaten zur Stabilisierung des glo- 
balen Neoliberalismus genutzt wird. 

Im zweiten Teil des Heftes werden die 
regionalen Auswirkungen des chinesi- 
schen Aufstiegs untersucht. Tobias ten 
Brink rückt in seiner Analyse Ostasien in 
den Mittelpunkt. Er untersucht die Be- 
sonderheiten des ostasiatischen Verflech- 
tungsraums als ein wirtschaftlich stark in- 
tegriertes, aber nur locker institutionali- 
siertes Gebilde und beobachtet Chinas 
wachsende Rolle im ostasiatischen Kon- 
text. Dabei sieht ten Brink die Tendenz, 
dass China zunehmend die USA als 
Hauptbezugspunkt für politische und 
wirtschaftliche Kooperation ersetzt. Die- 
ser Prozess zeigt, dass die regionale Ord- 
nung in Ostasien eine äußerst instabile 
Konfiguration ist und zu einem Kampf- 
feld der USA und China werden könnte. 
Jörg Goldberg untersucht die wachsende 
Rolle Chinas (und auch Indiens) auf dem 
afrikanischen Kontinent. Er sieht zwar 
ähnliche Handelsbeziehungen zwischen 
China als Exporteur von Industriewaren 
und Afrika als Rohstoffproduzenten im 
Entstehen begriffen, wie sie bereits zwi- 
schen dem Westen und Afrika gängig 
sind. Allerdings stellt China keine politi- 
schen Vorgaben für Wirtschaftsverträge 
und Afrika hat zudem durch China als 
Alternative massiv an Verhandlungs- 
macht gewonnen. Er kommt deswegen 
zum Schluss, dass es derzeit vor allem in 
den Händen der afrikanischen Politik 


liegt, die neuen Chancen zu nutzen. 

Zuletzt werden die sozialen Konflikte a- 
nalysiert, die in China entstanden sind. 
Beverly Silver und Lu Zhang vertreten 
die These, dass „wo das Kapital hingeht, 
der Konflikt zwischen Arbeiterklasse und 
Kapital bald nachfolgt“ und sehen des- 
halb China als neuen Mittelpunkt der 
globalen „Arbeiterunruhe“. 
Protestaktivitäten 


Die neuen 
könnten zu einer 
grundlegenden Veränderung der indus- 
triellen Beziehungen Chinas führen. Das 
chinesische Arbeitsvertragsgesetz von 
2008 wird von den beiden Autorinnen 
mit dem 1935 in den USA verabschiede- 
ten National Labor Relations Act vergli- 
chen. Dieser trug dazu bei, dass damals 
eine Streikwelle in den USA entstand, die 
Roosevelts New Deal-Politik begünstigte. 
Die derzeitigen Arbeitskämpfe in China 
erlangen aus diesem Blickwinkel eine 
globalhistorische Bedeutung. Florian Bu- 
tollo untersucht vor diesem Hintergrund 
die Streikwelle im Sommer 2010 in Chi- 
na. Er arbeitet die Besonderheiten der 
industriellen Beziehungen in China und 
der Arbeitsniederlegungen heraus: Zwar 
haben diese durch die offensiven Lohn- 
forderungen, die basisdemokratischen Ele- 
mente und die  innerbetrieblichen 
Konflikten mit den früheren Mustern 
der eher eruptiven, unorganisierten 
Proteste gebrochen. Aber aufgrund der 
unterschiedlichen Ausgangsbedingungen, 
etwa der zerklüfteten industriellen Land- 
schaft, kann bisher nicht von einer ein- 
heitlichen Arbeiterbewegung gesprochen 
werden. Butollo stimmt Silver und Zhang 
deswegen nur teilweise zu: Wo das 
Kapital hingeht, treten zwar Konflikte 
auf - nur eben nicht gleichzeitig, nicht 
am selben Ort und auch nicht unter 
ähnlichen Interessenkonstellationen. 
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Durchsuchungsaktionen beim 
linken Buchhandel 


Im Sommer kam es zu mehreren von der 
Staatsanwaltschaft veranlassten polizeili- 
chen Hausdurchsuchungen von linken 
Buchhandlungen. Die Redaktion der 
PROKLA erklärt sich mit den betroffe- 
nen Buchhandlungen solidarisch und 
verurteilt die polizeiliche Vorgehensweise. 
Buchhandlungen sind ein wichtiges Or- 
gan der aufgeklärten und öffentlichen 
Meinungsbildung, denn von der Existenz 
vieler Publikationen kann die Öffentlich- 
keit nur dadurch erfahren, dass sie in 
Buchhandlungen zu finden sind. Aus ei- 
ner Reihe von Gründen ist die Situation 
des Buchhandels insgesamt, also sowohl 
der Verlage als auch der Buchläden, pre- 
kär. Die Gefahr ist nicht gering, dass die- 
se Situation insbesondere für den linken 
Buchhandel durch polizeiliche Untersu- 
chungen noch weiter verstärkt wird. 
Denn sie können dazu beitragen, dass 
Buchhandlungen ihr politisches Ziel, 
nämlich auch kritische Literatur interes- 
sierten Kunden anzubieten, nicht mehr 
wahrnehmen können. Dies gilt nicht nur 
aus ökonomischen Gründen, weil mögli- 
cherweise ein Teil der Kundschaft abge- 
schreckt wird, sondern mehr noch aus 
politischen Gründen selbst. Denn offen- 
sichtlich wird von staatlicher Seite von 


den Buchhändlern erwartet, dass sie die 
von ihnen zum Verkauf angebotenen 
Schriften daraufhin prüfen, ob sie formal 
oder inhaltlich geltendem Recht entspre- 
chen. Das kann nicht Aufgabe des Buch- 
handels sein, dass er in die Rolle eines 
Zensors gedrängt wird. Als Redaktion ei- 
ner gesellschaftskritischen Zeitschrift ha- 
ben wir ein kollegiales Verhältnis zum 
linken Buchhandel, dennoch hätten wir 
Bedenken, wenn wir befürchten müssten, 
dass Analysen und Argumente nicht in 
der kritischen Öffentlichkeit diskutiert 
würden, sondern der Buchhandel dahin 
gedrängt würde, durch Sortimentspolitik 
das Spektrum der Meinungsbildung zu 
verengen. 


Eine traurige Nachricht zum Schluss. Im 
September ist unser Autor und früheres 
Redaktionsmitglied Michael Stanger ver- 
storben. Michael war von 1984-1986 
Mitglied der Redaktion. Er hat am Otto 
Suhr Institut der FU Berlin Politikwis- 
senschaft studiert, seine (immer noch le- 
senswerte) Dissertation „Krisentendenzen 
der Kapitalakkumulation. Theoretische 
Kontroversen und empirische Befunde“ 
erschien 1988. Michael wurde 57 Jahre 
alt. 


Stefan Schmalz 


Chinas neue Rolle im globalen Kapitalismus 


Es ist mittlerweile zum Allgemeinplatz geworden, dass China in den letzten 
drei Jahrzehnten einen historisch schier einzigartigen Wachstumsschub erfah- 
ren hat und so zu einer Weltmacht herangewachsen ist. Die jüngsten Zei- 
tungsmeldungen, dass das Land mittlerweile Japan als zweitgrößte Wirt- 
schaftsmacht abgelöst und Deutschland den Titel des Exportweltmeisters ab- 
genommen hat, zeugen von einem gewaltigen Umbruch, den das kapitalisti- 
sche Weltsystem derzeit erfährt. Es ist somit kein Wunder, dass dieser Wandel 
zu einer äußerst lebendigen Diskussion geführt hat, in der manchmal auch 
konträre Einschätzungen über dessen Natur und Tragweite aufeinanderprallen. 
Diese Debatte ist jedoch nicht nur für hiesige Politikberatungsinstitute und 
Konzernvorstände, sondern gerade auch für die kritische Sozialwissenschaft 
von Bedeutung. Denn „Chinas langer Marsch in den Kapitalismus“ (Cho 
2005) führt zu vielen Herausforderungen. Zum einen verändert der Aufstieg 
des Reichs der Mitte maßgeblich die globalen Strukturen und Machtverhält- 
nisse, in denen gesellschaftliches Handeln eingebettet ist, und verlangt so zu- 
mindest danach, politische Strategien, die auf gesellschaftliche Veränderung 
zielen, zu prüfen und zu überdenken. Zum anderen haben die aktuelle 
Machtverschiebungen im Weltsystem auch Wissensbestände über die Funkti- 
onsweise des Kapitalismus in Frage gestellt und alte Gewissheiten darüber zer- 
stört, wie der globale Raum gegliedert ist (Rehbein 2009: 305ff.). 

Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über einige zentrale Stränge und 
Streitpunkte der kritischen Diskussion zu Chinas Aufstieg im globalen Kapita- 
lismus gegeben. Um die Argumente der einzelnen Strömungen besser einord- 
nen zu können, wird die Theoriedebatte hierfür auf Grunddaten zur chinesi- 
schen Entwicklung bezogen. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob China mittel- 
fristig die USA als Weltmacht Nr. 1 ablösen kann. Zunächst wird ein Über- 
blick über das chinesische Kapitalismusmodell und dessen Triebkräfte, Regu- 
lierungsmuster und Entwicklungsblockaden gegeben. In einem zweiten Schritt 
wird dann diskutiert, wie groß der Einfluss von China im Weltmarkt heute ei- 
gentlich ist. Darauf folgt eine Darstellung der chinesischen Außenpolitik mit 
der Fragestellung, ob ein friedlicher Aufstieg oder eine eher konfliktreiche 
Epoche zu erwarten ist. Abschließend wird aus den einzelnen Argumenten die 
These entwickelt, dass China zwar mittelfristig zur größten ökonomischen 
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Macht heranwachsen könnte, aber die Strukturen und Spielregeln des Welt- 
markts noch für eine lange Zeit dem Westen zugutekommen werden. 


1. Ein Kampf zweier Linien: Theorien zu Chinas Aufstieg 


Die kritische Diskussion zur Rolle Chinas in der Weltwirtschaft lässt sich - 
stark vereinfacht - in zwei Lager unterteilen.' Zunächst haben sich vor allem 
im Umfeld der Weltsystemanalyse (Frank 2005; Arrighi 2008; Li 2008) und der 
globalhistorischen Studien der „California School“ (Pomeranz 2000; Sugihara 
2003) verschiedene Erklärungsversuche herausgebildet, die einen weiteren Auf- 
stieg Chinas erwarten. Die meisten dieser Wissenschaftler gehen davon aus, 
dass (Ost-)Asien als Makroregion mit China als ihrem potenziellen Zentrum 
nach einer Schwächephase von mehr als 150 Jahren wieder in das Zentrum 
des Weltsystems aufrückt, während die USA sich in der Phase des Niedergangs 
befinden (Wallerstein 2004; Frank 2005; Arrighi 2008; vgl. dazu Armanski in 
diesem Heft).” Analytisch spielt in diesem Theoriestrang ein Kapitalismusmo- 
dell eine Rolle, das die Marxsche Interpretation einer Dominanz des Produk- 
tivkapitals und Großbritanniens als Geburtsort des Industriekapitalismus be- 
streitet. Deswegen wird auf frühere (oftmals auch außereuropäische) Zentren 
der Kapitalakkumulation, etwa das Manufakturwesen in den italienischen 
Stadtstaaten oder im chinesischen Yangtse-Delta, sowie die (zumindest zeitwei- 
se) Dominanz von Finanz- und Handelskapitel gegenüber der industriellen 
Wertschöpfung hingewiesen. Diese stark historische Sichtweise zeichnet sich 
oftmals auch durch zyklische Geschichtsbilder aus, die von wiederkehrenden, 
ja beinahe gesetzmäßigen Prozessen des Auf- und Abstiegs von Weltmächten 
ausgehen. Zudem wird von verschiedenen Analytikern angenommen, dass vor 
der imperialistischen Expansion im 19. Jahrhundert in Ostasien ein weitge- 
hend autonomes Staatensystem und in China ein eigenständiges marktgetrie- 
benes, binnenorientiertes Entwicklungsmodell existierte, das in der derzeitigen 
Wachstumsperiode teilweise wieder belebt wird (Arrighi 2009b: 37ff.). 

Die vielleicht größte Resonanz in den vergangenen Jahren hat in dieser Dis- 
kussion vor allem das Werk von Giovanni Arrighi und Beverly Silver erfahren 
(Historical Materialism 2010, vgl. auch den Beitrag von Silver in diesem Heft). 
In Arrighis letztem Buch „Adam Smith in Beijing“ zeichnete dieser nach, wie 
die Vereinigten Staaten schrittweise an Macht verloren haben und sich umge- 
kehrt China als eine mächtige Alternative etabliert hat. Dabei hat insbesonde- 


1  Selbstverständlich existieren auch weitere Positionen, die nicht eindeutig den beiden Strö- 
mungen zuzuordnen sind. Hier wäre z.B. im deutschen Raum das Werk von Helmut Peters 
(2009) zu nennen. Peters geht in seinen Schriften von einer Fortsetzung des chinesischen 
Staatssozialismus aus. 

2 Die Wissenschaftler, die Wallersteins Theorieansatz nahe stehen (z.B. Li 2008), kommen zu- 
sätzlich zum Schluss, dass Chinas Aufstieg zwangsläufig auch zur Krise des gesamten mo- 
dernen Weltsystems beitragen wird. 
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re die Regierung Bush (2000-2008) diesen Prozess weiter beschleunigt und 
nicht zuletzt mit dem Irakkrieg „die Glaubwürdigkeit der US-amerikanischen 
Militärmacht gefährdet, die Zentralität der USA und ihrer Währung in der 
globalen politischen Ökonomie weiter geschwächt und die Tendenz zum Her- 
vortreten Chinas als Alternative zur US-amerikanischen Führung in Ostasien 
und darüber hinaus verstärkt“ (Arrighi 2008: 265). Diese Argumentation kann 
zudem mit der Weltwirtschaftskrise 2008ff. weitergeführt werden, da China 
und auch andere Schwellenländer bisher vergleichsweise robust aus dieser her- 
vorgegangen sind (Boris/Schmalz 2009: 633ff.) und die Regierung Obama sich 
eher als „Niedergangsmanager“ zu bewähren versucht (Arrighi 2009a: 62). 
Dennoch herrscht sowohl bei Arrighi als auch bei anderen Theoretikern dieser 
Strömung eine gewisse Unsicherheit darüber vor, ob China trotz seiner neuen 
Bedeutung als Einzelstaat die Rolle der USA als Hegemon übernehmen kann 
oder ob sich nicht vielmehr eine weitgehende Restrukturierung des Weltsys- 
tems vollzieht, in dem auch andere Teile der Semiperipherie - z.B. Brasilien 
und Indien - in eine neue Stellung im Weltsystem aufrücken (ebd.: 65ff.). 
Einen Gegenpol in diesem Streit bilden vor allem Ansätze der kritischen In- 
ternationalen Politischen Ökonomie, die auf die weitere Vormachtstellung der 
USA und auf Strukturprobleme der chinesischen Ökonomie hinweisen (Go- 
wan 1999; Panitch/Gindin 2008b; Panitch/Konings 2008a; Li 2008). Die Ver- 
fechter einer Kontinuität der US-Hegemonie gehen dabei weniger von global- 
historischen Argumenten als von der Einbindung der chinesischen Wirtschaft 
in die US-amerikanische Hegemonie aus, die auch weiter bestehen bleiben 
könnte. Besonderes Augenmerk gilt dabei der Fähigkeit der USA, gesellschaft- 
liche Kräfteverhältnisse und Akkumulationsprozesse in anderen Staaten wie in 
Japan oder der BRD auf die Bedürfnisse des US-amerikanischen Kapitalismus 
auszurichten und so diesen Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten, ohne dass 
sie wirksam die US-Hegemonie herausfordern können (vgl. Schmidt in diesem 
Heft). Bei der Analyse dieser Prozesse wird auf Dominanzstrukturen abgeho- 
ben, die die Spielregeln auf dem Weltmarkt zu Gunsten der USA beeinflussen. 
Zu diesem Zweck ist die Fähigkeit der USA, die globalen Finanzmärkte durch 
das „Dollar-Wall Street-Regime“ (Gowan 1999), d.h. durch die Vorherrschaft 
des US-Dollars als Weltwährung und die Wall Street als bedeutendsten Fi- 
nanzplatz zu beeinflussen, von großer Bedeutung. Auch haben die USA durch 
ihre enormen Militärausgaben und ihre gewaltige hochtechnologische Armee 
weiterhin eine Art globales Gewaltmonopol inne, sodass selbst die Kritiker der 
These einer Fortsetzung der US-Hegemonie eingestehen müssen, dass „die un- 
angefochtene militärische Stärke der USA [...| den herrschenden Gruppen [...] 
als ausreichend genug [erscheint], die ganze Welt in ein Empire von Tribut- 
pflichtigen der USA verwandeln zu können.“ (Arrighi 2003: 97) 

Als exponierter Vertreter der Kontinuitätsthese kann dabei Leo Panitch (Pa- 
nitch/Gindin 2008, Panitch/Konings 2008b, Panitch 2010) gelten, der die 
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These eines „American Empire“ vertritt, in dem auch China untergeordnet 
eingebunden ist. Dieses baut auf der Vormachtstellung der USA im globali- 
sierten Finanzsektor auf und nutzt die Grundzüge eines Globalstaats, um die 
US-amerikanische Macht zu diffundieren. Die beiden Faktoren werden als 
wechselseitig konstitutiv begriffen: „Die Macht der globalen Finanzmärkte 
und die Macht des amerikanischen Staates sind keine getrennten Einheiten, 
die sich miteinander artikulieren, nachdem sie sich jeweils konstituiert haben. 
Vielmehr sind sie durch ein dichtes Netzwerk von organischen institutionellen 
Verbindungen miteinander verknüpft.“ (Panitch/Konings 2008b: 2) Der US- 
amerikanische Imperialstaat sei auf diese Weise fähig, dauerhaft andere Staaten 
in das US-dominierte globale Finanzsystem einzubinden, ausländische Staats- 
apparate im Anschluss zu durchdringen und sie für die Vorgaben des US- 
amerikanischen Imperiums gefügig zu machen. Dabei haben die USA es para- 
doxerweise sogar geschafft, ihre Schuldnerposition zu nutzen, um ihre Vor- 
machtstellung zu festigen (ebd.: 3). Denn Ostasien (und China) sind weiterhin 
bereitwillige Käufer von US-amerikanischen Staatsanleihen und liefern große 
Anteile ihrer Ausfuhren in die USA, was als Zeichen einer fortlaufenden Un- 
terordnung des Landes unter die Vereinigten Staaten gewertet wird: „Anzu- 
nehmen, wie dies Arrighi tut, dass, da die Eigner von US-Staatsanleihen nun 
hauptsächlich in Asien sind, wir deswegen Zeuge einer Verschiebung in der re- 
gionalen balance of power werden, bringt die Verteilung der Anleihen mit der 
Verteilung von Macht durcheinander.“ (Panitch/Gindin 2008: 42; vgl. auch 
China: Panitch 2010) 


2. Das chinesische Modell: Zwischen „Werkbank der Welt” 
und „harmonischer Gesellschaft” 


Der erste große Streitpunkt in der Diskussion besteht vor allem darin, inwie- 
weit China in den folgenden Jahrzehnten den stürmischen Wachstumskurs der 
vergangenen dreißig Jahre fortsetzen kann. Diese Frage lässt sich eigentlich nur 
zufriedenstellend beantworten, wenn ein Blick auf die historische Entwick- 
lungsdynamik geworfen wird. Diese war gekennzeichnet durch die schrittweise 
Transformation des maoistischen Wirtschaftsmodells, in dem soziale Gleich- 
heit, die Industrialisierung des ländlichen Raums und die politische und wirt- 
schaftliche Autonomie des Landes im Mittelpunkt standen (Richman 1969, 
Peters 2009: Kap. III). Die Liberalisierung und Außenöffnung des Landes ab 
1978 lässt sich - etwas vereinfacht - in drei Reformphasen_ einteilen 
(Schmalz/Ebenau i.E.: Kap. 5): 


3 Freilich gab es schon früher einige Öffnungstendenzen, die erwähnenswert sind. Hier ist ins- 
besondere die Wiederaufnahme der diplomatischen Kontakte mit den USA nach dem Be- 
such von Richard Nixon 1972 und die Amtsübernahme des Übergangsvorsitzenden Hua 
Guofeng 1976 nach Maos Tod von Bedeutung. 
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1) In der Phase von 1978 bis 1991 wurden erste Liberalisierungsschritte einge- 
leitet und eine vorsichtige, graduelle Außenöffnung umgesetzt. Seit den späten 
1970er Jahren ließ die KPCh private Kleinunternehmen in Industrie und 
Handwerk zu und trieb die Entkollektivierung des Agrarsektors voran bzw. 
übertrug die Befugnisse zur landwirtschaftlichen Nutzung auf Familien und 
Haushalte (Hart-Landsberg/Burkett 2005: 44ff.). Ab 1984 wurden die (ländli- 
chen) Kollektivunternehmen zudem gestärkt, sodass im Jahr 1993 rund ein 
Viertel aller ländlichen Arbeitskräfte in diesen organisiert war (Arrighi 2009b: 
39ff.). Zusätzlich wurden Deregulierungen auf dem Arbeitsmarkt durchgeführt, 
neue Arbeitskräfte wurden oftmals nur noch befristetet eingestellt (ebd.: 41). 
Ferner wurde das Außenhandels- und Investitionsregime reformiert. Bis 1980 
errichtete die Regierung vier Sonderwirtschaftszonen (SWZ), um ausländische 
Direktinvestitionen zu fördern (Cho 2005: 139ff.). Ab 1984 folgten vierzehn 
weitere „offene Küstenstädte“ und fünf SWZ. Die Unternehmen unter auslän- 
discher Beteiligung etablierten sich schließlich als Exportplattformen. Insge- 
samt blieb der Außenhandel zunächst jedoch lediglich eine Ergänzung zur 
dynamischen binnenwirtschaftlichen Entwicklung mit BIP-Wachstumsraten 
von jährlich über 9%.* Die Niederschlagung der Tiananmen-Proteste im Mai 
1989 markierte einen Wendepunkt (Hui 2003: 216; Hui 2009: 36) und führte 
letztlich dazu, nicht nur das politische System zu festigen, sondern auch die 
Marktreformen zu beschleunigen. 

2) Der eigentliche Liberalisierungsschock begann erst ab 1992 mit dem Mo- 
dell der „Sozialistischen Marktwirtschaft“, das vom neuen Parteivorsitzenden 
Jiang Zemin propagiert wurde. Unter dem Motto „fördern, was gefördert wer- 
den muss, und ausscheiden, was ausgeschieden werden muss“ wurden nun 
wenig rentable kleinere und mittlere Unternehmen privatisiert, während die 
größten 1000 Staatskonzerne weiterhin unter staatlicher Kontrolle blieben. Al- 


4 Im Rahmen dieses Artikels werden die Daten in US$ angegeben und nicht nach Kaufkraft- 
paritäten (PPP$) berechnet. Die Angaben in US$ beziehen sich auf die derzeitigen Wechsel- 
kurse, die Angaben in Kaufkraftparitäten auf die jeweilige nach einem Warenkorb umge- 
rechnete Kaufkraft in diesen Ländern. Staaten mit einem niedrigeren wirtschaftlichen Ent- 
wicklungsniveau weisen oftmals ein sehr viel höheres BIP in PPP$ als in US$ auf. Allerdings 
spiegeln diese Unterschiede auch die Machtverhältnisse bzw. Entwicklungsgefälle im Weltsys- 
tem wider. 

5 Die hiesige Wahrnehmung der Tiananmen-Proteste 1989 ist meistens verkürzt. Zwar forderte 
die Studentenbewegung eine Demokratisierung und bürgerliche Rechte wie Presse-, Ver- 
sammlungs- und Meinungsfreiheit. Allerdings beschränkte sich der Protest keineswegs nur 
auf die Studierenden: Andere Bevölkerungsgruppen wie etwa Arbeiter, die sich in der Auto- 
nomen Pekinger Arbeiterföderation organisierten, bildeten die Mehrheit und erweiterten die 
Forderungen um Themen wie soziale Absicherung, stabile Preise, Korruption und wachsende 
(Lohn-)Differenzierungen. Demnach wurden die Proteste von einer heterogenen Gruppe ge- 
tragen und hatten eine doppelte Ausrichtung, die sich sowohl gegen den Autoritarismus als 
auch die Liberalisierungspolitik richtete. Die Niederschlagung der Proteste festigte so auch 
den marktwirtschaftlichen Kurs. 
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leine zwischen 1996 und 1999 wurde die Anzahl der Staatsunternehmen von 
127.600 auf 61.300 Betriebe reduziert (Cho 2005: 46). Außerdem begann die 
Regierung, die Außenöffnung des Landes zu forcieren (ebd.: 145ff): Das Li- 
zenz- und Quotensystem im Außenhandel wurde gelockert, die durchschnittli- 
chen Importzölle bis 1996 auf 23% halbiert und die Export- und Importpla- 
nungen abgeschafft. Es kam zu einem gewaltigen Zufluss von Direktinvestitio- 
nen von über 200 Mrd. US$, wovon 89% in die Küstenregionen gingen. Der 
Staatssektor behielt jedoch seine zentrale Rolle: Noch im Jahr 2002 wurden 
rund 70% der Investitionen durch Staatsunternehmen getätigt. Das chinesi- 
sche Wirtschaftswunder mit Wachstumsraten von über 10% jährlich führte je- 
doch auch zu massiven Strukturproblemen: Intern wuchs die regionale Diffe- 
renzierung und diejenige zwischen Stadt und Land auf das weltweit höchste 
Niveau (Heberer/Rudolph 2010: 69ff.). Der Außenhandelsanteil am BIP war 
bis 2000 auf 43,5% hinaufgeschnellt, wobei beinahe die Hälfte der Exporte 
von ausländischen Unternehmen getätigt wurde, die China somit als Werk- 
bank zur bloßen Lohnveredelung nutzten. Verstärkt wurde diese Entwicklung 
durch den WTO-Beitritt 2001, durch den weitere Zollsenkungen, Öffnungen 
im Dienstleistungssektor und eine Liberalisierung der Agrarpolitik eingeleitet 
wurden (Panitchpakdi/Clifford 2002: 139ff.). 

3) Unter der Regierung Hu Jintao lässt sich ab 2002 eine Doppelbewegung 
beobachten, die bis heute anhält und um deren Charakter sich die derzeitige 
Debatte dreht. Zum einen wurde der Kurs der Außenöffnung und Teilprivati- 
sierung bzw. Vermarktlichung fortgesetzt. Die Umsetzungen der WTO-Regeln 
verschärfte die Exportausrichtung und zog weitere Direktinvestitionen nach 
China. Flankiert wurde dieser Prozess durch institutionelle Reformen: Die 
KPCh öffnete sich im Jahr 2002 schließlich für Unternehmer und der Privat- 
besitz wurde - trotz massiver Proteste - im Jahr 2007 per Gesetz garantiert 
(Zhiyue/Chen 2010: 246). Die wirtschaftlichen Reformen erzeugten aber eine 
äußerst unausgeglichene Volkswirtschaft. In den letzten Jahren bewegte sich 
der Anteil des individuellen Konsums bei etwas über einem Drittel des BIP, 
während die Sparquote zwischen 50% und 60% pendelte. Der Investitions- 
boom wurde durch ein Exportwachstum und gewaltige Leistungsbilanzüber- 
schüsse begleitet, sodass der Außenhandelsanteil sich bei über 40% einpendel- 
te und China immer höhere Devisenreserven erwirtschaftete. Die gewaltige In- 
vestitionsquote war zudem ein Anzeichen einer strukturellen Überakkumulati- 
on, die durch den Wettlauf der Provinzen um Investitionen beschleunigt wur- 
de und die sich immer wieder in einzelnen Blasenbildungen, etwa im Immobi- 
liensektor, ausdrückt (Hung 2008). Staatliche Eingriffe, wie der Aufkauf von 
faulen Krediten, dämmten bisher jedoch die Gefahr von Krisenprozessen ein. 
Auf der anderen Seite setzte die Regierung Hu Jintao unter der Zielsetzung ei- 
ner „harmonischen Gesellschaft“ seit 2003 eine - zumindest rhetorische - so- 
zialere und umweltschonendere Ausrichtung in der Wirtschaftspolitik durch 
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(Wacker/Kaiser 2008: 7ff.; Overholt 2010: 29: a) Zunächst bemühte sie sich 
um einen Ausbau der Sozialsysteme, um den wachsenden sozialen Problemen 
entgegenzuwirken. Die Regierung arbeitet zurzeit am Aufbau einer Renten-, 
und Arbeitslosenversicherung und seit 2008 auch an einer allgemeinen Kran- 
kenversicherung (Heberer/Rudolph 2010: 70ff.). Landesweit wurde bereits mit 
verschiedenen Modellen experimentiert. So hatten z.B. Ende 2007 über 116 
Mio. Menschen ein Anrecht auf ein monatliches Arbeitslosengeld. Unter dem 
Motto einer neuen „sozialistischen Landschaft“ wurden 2006 u.a. auch die 
Ausgaben für den ländlichen Sektor um 15% erhöht und die Agrarsteuern ab- 
geschafft, die Grundschulgebühren - ein Erbe der Öffnungspolitik - verboten 
sowie Kredite für ländliche Gesundheitskooperativen erhöht. b) Mit der im 
Jahr 2006 von oben verordneten Organisierung von Gewerkschaften bei Wal 
Mart begann der chinesische Staat zudem, wieder auf dem deregulierten Ter- 
rain der Arbeitsbeziehungen an Boden zu gewinnen. Auch übte Premier Wen 
Jiabao mehrfach öffentliche Kritik an dem Niedriglohnmodell. Es folgte 2008 
ein neues Arbeitsgesetz, das u.a. einen - vergleichsweise progressiven - Rah- 
men für den Abschluss von Arbeitsverträgen festsetzt (ten Brink 2010: 26). c) 
Zuletzt lassen sich Bemühungen feststellen, die gewaltigen ökologischen Schä- 
den einzugrenzen, die der Wachstumskurs verursacht (Wen/Li 2006). Auf in- 
stitutioneller Ebene wurde im Jahr 2008 die Umweltbehörde zu einem Minis- 
terium aufgewertet sowie stärkerer Druck auf die Provinzregierungen ausgeübt, 
Umweltauflagen zu erfüllen. Zudem legte die Regierung im Jahr 2008 ein 
Umwelt- und Klimaschutzprogramm mit einem Volumen von 600 Mrd. US$ 
auf, das u.a. gigantische (Wieder)-Aufforstungsmaßnahmen und Investitionen 
in erneuerbare Energien vorsieht. Allerdings steht China auch heute noch vor 
der beinahe unlösbaren Aufgabe, den wachsenden Rohstoffverbrauch und die 
damit verbundenen ökologischen Folgekosten durch höhere Energie- und Res- 
sourceneffizienz zu bekämpfen. 

Die Finanz- und Wirtschaftskrise 2008ff offenbarte die strukturellen Probleme 
des chinesischen Entwicklungsmodells. Der Außenhandel bildete den Haupt- 
kanal zur Übertragung der Krise (Schüller/Schüler-Zhou 2009: 167). Ab dem 
letzten Quartal 2008 fielen die Exporte massiv und kehrten erst wieder im 
zweiten Quartal 2010 auf das Vorkrisenniveau zurück. Das Wirtschaftswachs- 
tum sank Ende 2008 auf 6,3% und im ersten Quartal 2009 auf 6,1%, was un- 
ter der von der KPCh angepeilten BIP-Wachstumsmarke von 8% lag, um die 
ländlichen Migranten problemlos in den städtischen Arbeitsmarkt zu integrie- 
ren. Die Folge waren soziale Probleme: Unterschiedliche Studien, die zu Be- 
ginn des Jahres 2009 erstellt wurden, gingen davon aus, dass zwischen 11 Mio. 
und 20 Mio. Wanderarbeiter durch die Krise ihren Job verloren hatten. Als di- 
rekte Reaktion auf die Krise verabschiedete die chinesische Regierung ein 586 
Mrd. US$ schweres Konjunkturprogramm, das von umfangreichen Investitio- 
nen der Provinzen begleitet wurde. Große Teile hiervon flossen in Infrastruk- 
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turmaßnahmen, die zu einem beträchtlichen Teil in die rückständigen In- 
landsprovinzen gingen. Insgesamt wurde aber nur rund ein Fünftel der Ausga- 
ben für die Steigerung des Konsums veranschlagt. Im Anschluss an die Krise 
begegneten staatliche Stellen einer jüngeren Streikwelle in der Exportindustrie 
nicht mehr mit Repression (vgl. Butollo im Heft). Vielmehr wurden (Mindest-) 
Löhne erhöht und in der wirtschaftlich bedeutenden Provinz Guangdong - als 
eine Art Pilotprojekt - ein neues Verhandlungssystem zwischen Kapital und 
Arbeit auf Betriebsebene eingeführt. Die Konjunkturmaßnahmen reihten sich 
demnach in die allgemeinen Bemühungen der chinesischen Regierung ein, den 
Binnenkonsum zu stärken und eine systematische technologische Aufwertung 
der Industrie durchzusetzen. Zunächst konnte auch der Einbruch im Wirt- 
schaftswachstum überwunden und eine Abfederung der sozialen Auswirkun- 
gen erreicht werden. Allerdings zeigen verschiedene Indikatoren, dass sich seit 
dem Auslaufen der Konjunkturmaßnahmen und der Erholung des Welthan- 
dels im Jahr 2010 das Exportmodell wieder re-etabliert haben könnte. So 
wuchs der städtische Binnenkonsum seit 2010 wieder langsamer als das Ge- 
samtwachstum (Wall Street Journal, 1.11.10), sodass bisher unklar bleibt, ob - 
trotz aller Regierungsmaßnahmen - ein Bruch mit dem Exportmodell vor- 
liegt.‘ 

Die Theoriediskussion bezieht sich folglich auf die Frage, ob der Wachstums- 
pfad seit 1992 in eine Sackgasse geführt hat oder ob die politischen Impulse 
der Regierung Hu Jintao zu einer Trendwende führen könnten. 1) Die Verfech- 
ter einer Kontinuität der US-Hegemonie sehen in der Exportabhängigkeit eine 
Parallele zu den ostasiatischen Tigerstaaten, die mangels Alternativen ebenfalls 
auf Exporte auf den US-Markt setzen und große Anteile ihrer Devisenreserven 
in US-Staatsanleihen investiert haben (vgl. Abschnitt 4). Sie vertreten zudem 
die Position, dass bisher kein allgemeiner Umbruch im Wirtschaftsmodell ab- 
zusehen ist, sondern dass die Konjunkturprogramme eher ein Strohfeuer sind 
und China weiter fest auf Kurs des exportgetriebenen Wachstumspfads geblie- 
ben ist (Naughton 2010). Zudem ist unklar, ob die designierte Nachfolgeregie- 
rung Xi Jinping die Ansätze einer Binnenmarktorientierung beibehalten wird, 
da nun die eher wirtschaftsliberale Shanghai-Fraktion in der KPCh wieder ge- 
stärkt werden könnte (Hung 2009b: 13f; vgl. auch New York Times, 
18.10.10). Implizit wird so eine deutliche Kontinuität zur Reform- und Öff 
nungsperiode der 1990er gezogen. Der chinesische Aufstieg steht von diesem 
Blickwinkel aus auf wackeligen Füßen, da China durch seine Abhängigkeit 
vom Weltmarkt sehr verwundbar ist. Die Konflikte in der Währungspolitik - 


6 Die Daten zur Binnenkonsumentwicklung sind bisher jedoch alles andere als eindeutig. 
Zwar zeigen die offiziellen Zahlen, dass das Wachstum des chinesischen Binnenkonsums im 
Jahr 2010 bisher deutlich unter dem Exportwachstum geblieben ist und sich im dritten 
Quartal sogar auf nur noch 4,5% beläuft. Allerdings ist in diesen Daten z.B. nicht der Kon- 
sum der Wanderarbeiter enthalten, der durch Lohnsteigerungen gewachsen ist. 
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China verweigert sich einer allzu raschen Aufwertung des Yuan gegenüber dem 
US-Dollar - scheinen diese Argumente zu bestätigen, da vor allem exportori- 
entierte Kapitalfraktionen an einem unterbewerteten Yuan Interesse haben. Ei- 
ne Schwäche dieser Argumentation besteht darin, dass ungeklärt bleibt, warum 
China die Krise insgesamt gut überstehen konnte und bestimmte Sektoren - 
etwa der stark regulierte Finanzsektor - dem Sog des Weltmarkts entzogen 
blieben. 

2) Eine zweite Position, die den Moment eines Wandels betont, reiht sich in 
die weltsystemanalytische Interpretationen ein. Innerhalb dieses Lagers existie- 
ren allerdings verschiedene Argumentationsmuster: a) Besonders zugespitzt ist 
hier die Argumentation von Beverly Silver (Silver 2005; vgl. Silver/Zhang im 
Heft). Beverly Silver sieht in den zunehmenden Arbeitskämpfen den Aus- 
gangspunkt für eine Restrukturierung der industriellen Beziehungen Chinas 
und damit für einen allgemeinen Modellwechsel. Die rechtlichen Veränderun- 
gen durch das chinesische Arbeitsvertragsgesetz von 2008 werden von Silver/ 
Zhang mit dem 1935 in den USA verabschiedeten National Labor Relations 
Act verglichen, der nicht nur den Nährboden für massive Streiks in den USA 
bildete, sondern auch eine wichtige gesellschaftspolitische Grundlage für Roo- 
sevelts New Deal-Politik bot. Diese historisch vergleichende Sichtweise legt die 
Prognose nahe, dass die Krisenbekämpfungspolitik der Regierung Hu Jintao 
eher der Anfangspunkt einer allgemeinen Reorientierung ist. Die Blockaden 
eines Strukturwechsels und die spezielle internationale Kräftekonstellation des 
Zweiten Weltkriegs werden hier jedoch nicht weiter problematisiert. 

b) Eine vollkommen anders begründete, aber in ihrer Auswirkung ähnliche 
Position vertritt Giovanni Arrighi (2008, 2009). Er sieht im chinesischen Mo- 
dell die Grundzüge eines ostasiatischen Entwicklungspfads wiederaufleben, der 
bereits vor der gewaltsamen Expansion des Westens gegenüber China seit dem 
ersten Opiumkrieg 1840-42 bestanden hatte. Dieser Pfad zeichnete sich durch 
verschiedene Faktoren aus (Arrighi 2008: 50ff.). Zunächst war eine hohe Ar- 
beitsintensität der Produktion von Bedeutung. Zusätzlich blieb der Außen- 
handel stark reguliert und wurde anders als in Europa kein Träger von wirt- 
schaftlicher Entwicklung. Dennoch war China von einem weitgehend offenen 
Binnenmarkt geprägt, in dem sich jedoch aufgrund staatlicher Regelungen 
keine eigenständige Bourgeoisie herausbildete. Diese „chinesische Marktwirt- 
schaft“ soll nach der Außenöffnung in den 1980er Jahren unter Vorherrschaft 
der KPCh wiederbelebt worden sein, sodass in China seit den 1990er Jahren 
eine Situation vorherrscht, in der der westliche mit dem östlichen Pfad ver- 
schmolzen ist. Die empirische Grundlage für die Argumentation, die u.a. sug- 
geriert, dass der Exportsektor von geringer Bedeutung ist, bezieht dieser vor al- 
lem von einem Argument, dass auch James Galbraith (Galbraith et al. 2007) 
vertritt: Die Binnenmarktorientierung in China sei aus verschiedenen Gründen 
wesentlich größer als offizielle Daten nahe legen, da u.a. die Exporterlöse teil- 
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weise in US-Dollar abgerechnet und höhere Exportmengen gemeldet werden, 
um Kapitalverkehrskontrollen zu umgehen. Dies erklärt jedoch nicht, warum 
China solche Devisenreserven anhäufen konnte und warum eine Aufwertung 
des Yuan so viel Widerstand erfährt. 


3. China als neue Weltmacht Nr. 1? 


Eng mit der Diskussion über den Wandel des chinesischen Kapitalismus ist 
die Frage verbunden, ob China sich zukünftig als die Großmacht Nr. 1 im 
Weltsystem etablieren könnte. Hier steht vor allem die Einschätzung im Vor- 
dergrund, wie verschiedene Rahmendaten der Entwicklung Chinas in der In- 
ternationalen Politischen Ökonomie zu bewerten sind. Zunächst lässt sich an 
einzelnen Indikatoren der ökonomische Bedeutungsgewinn Chinas seit den 
1980er Jahren ablesen: Während die Weltwirtschaft insgesamt zwischen 1980 
und 2000 mit BIP-Wachstumsraten um 3,3% wuchs, legte China im gleichen 
Zeitraum mit Raten von fast 10% insgesamt beinahe dreimal so rasch zu. Dies 
änderte sich auch nicht in der Phase bis 2007, in der das weltweite Wachstum 
bei 3,2% lag und China sogar mit 10,2% wuchs (Schmalz 2008: 283ff.; World 
Bank 2009). Chinas Anteil am Welt-BIP wuchs alleine von 1990 bis 2007 von 
2,1% auf 5,9% an, die Anteile in Kaufkraftparitäten lagen im selben Jahr sogar 
bei 15,8%. Das chinesische Wachstum übertrumpfte auch deutlich jenes der 
übrigen BRIC-Staaten, sodass diese heute lediglich zusammen eine vergleich- 
bare Wertschöpfung wie China aufweisen (vgl. Sum in diesem Heft; Kappel 
2010: 31; vgl. Tabelle 1). Insgesamt hat China im Jahr 2010 mit Japan aufge- 
schlossen, ist aber noch deutlich vom Anteil der USA am Welt-BIP entfernt, 
der sich 2007 auf 26,7% belief. Der Krisenprozess hat den Aufstieg Chinas je- 
doch sichtlich beschleunigt, da das Land entgegen den meisten westlichen 
Staaten weiterhin hohe Wachstumsraten aufweist (Boris/Schmalz 2009: 635f.). 
Wenn dieser Wachstumstrend sich fortsetzt, könnte China Mitte der 2020er 
Jahre die USA als größte Wirtschaftsnation ablösen. 


Tabelle 1: Prozentualer Anteil der BRIC-Staaten am weltweiten BIP in US$ 


1990 1994 1999 | 2004 2007 
Brasilien 1,6% | 2,2% | 2,5% 1,5% 2,0% 


Russland _ 1,5% | 1,2% 1,4% 2,0% 
Indien 1,2% 1,2% 1,5% 1,7% 2,0% 
China 2,1% | 2,1% 3,3% | 4% 5,9% 
BRIC - 70% | 85% | 8,6% | 12,1% 


Quelle: Weltbankberichte 1991, 1996, 2001, 2006, 2009 


Das gewaltige chinesische Wachstum äußert sich auch in einer veränderten 
Einbindung des Landes in die globalen Güter- und Kapitalmärkte. Besonders 
auffällig war die immer stärkere Einbindung Chinas in den Welthandel. Lag 
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der Anteil Chinas vor der Außenöffnung noch unter 1%, war dieser bis zum 
Jahr 2009 massiv angestiegen: China hat sich nun mit Exportanteilen von 
9,5% am weltweiten Güterhandel als Exportweltmeister etabliert und wickelt 
mittlerweile auch 7,9% der weltweiten Importe ab (WTO 2010: 13ff.). Im 
Dienstleistungshandel nimmt China mit 3,8% bzw. 5% jedoch eine weniger 
bedeutende Position ein. Bis zum Jahr 2003 war das Land ein Empfänger von 
ausländischen Kapitalzuflüssen (Chin/Helleiner 2008: 88). Seitdem hat sich 
dieses jedoch in einer dramatischen Art und Weise in einen Kapitalexporteur 
verwandelt. Die Grundlage hierfür bilden die wachsenden Devisenreserven des 
Landes. Diese stiegen bis Ende 2006 auf über eine Billion US$ an und liegen 
heute bei 2,6 Bill. US$, rund einem Viertel der weltweiten Reserven und dem 
höchsten Stand weltweit. Sie wurden oftmals in langfristige Anlagen im Aus- 
land und damit vor allem in US-Staatspapiere investiert. Allerdings hielten sich 
die ausländischen Direktinvestitionen aus China lange Zeit auf einem ver- 
gleichsweise niedrigen Niveau. Der ausländische Direktinvestitionsbestand 
Chinas stieg zwar von 28 Mrd. US$ im Jahr 2000 auf 148 Mrd. US$ im Jahr 
2008 an (Nolan/Zhang 2010: 103ff.). Allerdings sollte dies nicht überbewertet 
werden. Der Gesamtbestand lag 2008 bei einem Zehntel von jenem von 
Großbritannien und war niedriger als das dänische Pendant. Die Finanz- und 
Wirtschaftskrise und die Einrichtung des Staatsfonds China Investment Cor- 
poration, der Ende 2008 insgesamt rund 288 Mrd. US$ hielt, beschleunigte 
jedoch auch diesen Prozess merklich: Lange Zeit beschränkten sich Investitio- 
nen lediglich auf die Erschließung von Rohstoffzugängen und Liefernetzwer- 
ken. Seit Mitte 2009 begannen chinesische Firmen - gestützt vom chinesi- 
schen Staat - vermehrt die Chance zu nutzen, angeschlagene technologiein- 
tensive Markenfirmen zu erwerben. In einer aktuellen Studie des Zentrums für 
Europäische Wirtschaftsforschung wird mit 147 Übernahmen in der zweiten 
Jahreshälfte 2009 ein neuer Rekordwert vermeldet (Nikogosian 2010). Da viele 
Übernahmen sich jedoch auf notleidende Unternehmen beziehen oder gerin- 
geren Umfangs sind, scheint China bisher seine Akquisitionsaktivität eher zu 
beschränken und weiterhin primär auf Greenfield-Investitionen, d.h. komplette 
Neuinvestitionen, zu setzen. 

Das Interesse an Hochtechnologie deutet zudem auf die wachsende Bedeu- 
tung von Forschungs- und Technologieförderung hin. Zu Recht ist oftmals 
darauf hingewiesen worden, dass China in den globalen Wertschöpfungsketten 
subaltern eingebunden ist, nur geringe Teile der Profitmasse abschöpft und die 
Industriestruktur einer technologischen Aufwertung bedarf. Derzeit sind je- 
doch verschiedene Veränderungen feststellbar: Zunächst hat China seine For- 
schungsausgaben im Zeitraum von 2002 bis 2008 um die Hälfte erhöht: Sie 
bewegten sich im Jahr 2008 bei über 1,5% am BIP und damit bei einem für 
Schwellenländer vergleichsweise hohen Wert. Insgesamt sind die Ausgaben fast 
so hoch wie jene der BRD. China hat mittlerweile sogar Deutschland als 
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zweitgrößten Patentanmelder abgelöst. Die Krise beschleunigte auch diesen 
Prozess: Nach Angaben der WIPO gingen die Patentanmeldungen im Jahr 
2009 weltweit um 4,5% zurück, während sie in China um 8,9% anstiegen. 
Zweitens verfügt China über eine unglaubliche Anzahl von Fachkräften: Be- 
reits 2005 wurden dreimal so viele Ingenieure wie in den USA ausgebildet 
(Delgado 2006: 54). Schätzungen gehen davon aus, dass in China im Jahr 
2020 mehr Doktoranden promovieren werden als in den USA. Schließlich ist 
der Trend auch im technologischen Upgrading sichtbar: So verlagern immer 
öfter westliche Konzerne wichtige Forschungszentren nach China, wie dies 
u.a. Nokia oder Apple bereits getan haben. Allerdings bleibt demnach auch 
eine gewisse Zahl von Patenten, die in China angemeldet wurden, weiterhin in 
der Verfügungsgewalt westlicher Konzerne.’ 

Eine weitere offensichtliche Schwachstelle Chinas in der internationalen Fi- 
nanz- und Währungspolitik besteht darin, dass der chinesischen Yuan bisher 
keine Alternative zum US-Dollar als globaler Leitwährung bietet (Bow- 
les/Wang 2008: 338ff.). Im Jahr 2009 wurden rund 62,2% der Währungsteser- 
ven in US-Dollar gehalten. Die FED verfügt so immer noch über die Fähig- 
keit, über das Medium der Leitwährung die Spielregeln der globalen Finanz- 
märkte durch ihre Finanzpolitik zu beeinflussen. Der Yuan wiederum ist bis 
heute nicht auf den Devisenmärkten handelbar. China setzt deswegen auf ver- 
schiedene Initiativen, um eine Internationalisierung des Yuan voranzutreiben 
und diesen als globale Reservewährung zu etablieren (Wu et al. 2010: 76ff.). 
Neben der Emission von ersten Yuan-Staatsanleihen, einer wachsenden regio- 
nalen Finanzintegration und zahlreichen Swap-Abkommen mit anderen Staa- 
ten sei hier auch der Versuch genannt, Shanghai als internationalen Finanz- 
platz aufzubauen. China hat in diesem Punkt einen gewaltigen Nachholbedarf 
und läuft dabei Gefahr, aus machtpolitischen Gründen die Öffnung des bisher 
stark regulierten Finanzsystems vorantreiben zu müssen, obwohl dieses China 
bisher vor Krisenprozessen auf den globalen Finanzmärkten abgeschirmt hat. 
Der zentrale Streitpunkt in der China-Diskussion besteht nun vor allem darin, 
wie die derzeitige außenwirtschaftliche Konstellation zu bewerten ist, in die 
China eingebunden ist. Es ist unbestritten, dass China sich lange Zeit einseitig 
abhängig von den USA gemacht hat. Denn die Volksrepublik platzierte im 
Rahmen der Außenöffnung immer höhere Anteile des eigenen Exports auf 
dem US-Markt. Nachdem die Exporte bis zum Jahr 2000 in nur einem Jahr- 
zehnt von 18,7 Mrd. US$ auf 100 Mrd. US$ gestiegen waren, verdreifachten 
sie sich bis zum Jahr 2009 noch einmal, sodass diese - werden die Exporte 
mit eingerechnet, die über Hongkong in die USA gingen - mittlerweile beina- 
he ein Drittel der chinesischen Gesamtlieferungen ausmachten (Hung 2009a: 


7 Werden jedoch die Pro Kopf-Forschungsausgaben als Messlatte genommen, zeigt sich die 
Rückständigkeit des Landes: Diese sind mehr als 20mal niedriger als jene Deutschlands. 
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196). Die Volksrepublik hatte zudem die Leistungsbilanzüberschüsse gegen- 
über den USA von nur 49,7 Mrd. US$ zum Zeitpunkt des Ausbruchs der 
Asıenkrise 1997/98 auf 268 Mrd. US$ im Jahr 2008 gesteigert (US Census Bu- 
reau 2010). Diese Überschüsse flossen in den US-Finanz- und Anleihemarkt: 
Im Jahr 2008 löste China schließlich Japan als Hauptgläubiger der USA ab. 
Im August 2010 hielt China rund 868,4 Mrd. US$ und damit über ein Viertel 
der von ausländischen Gläubigern gehaltenen US-Staatsanleihen. Die „Chime- 
rika“-Konstellation, wie diese von Niall Ferguson (Ferguson 2009: 294ff.) be- 
zeichnet wurde, gilt als äußerst instabil, da sie maßgeblich dazu beigetragen 
hat, den US-Finanzmarkt mit zusätzlicher Liquidität zu versorgen und so die 
Immobilienblase in den USA mit aufzubauen. 

Die massiven Leistungsbilanzüberschüsse Chinas und der Aufkauf von US- 
Staatsanleihen werden freilich unterschiedlich eingeordnet. 1) Die Vertreter ei- 
ner Kontinuität der US-Hegemonie bewerten diese als substantielle Schwäche 
des chinesischen Modells (Bowles/Wang 2008; Cho 2006; Hung 2009b). 
Denn China bliebe einseitig auf die USA als Exportmarkt und als Absatz- 
markt für überschüssiges Geldkapital fixiert. Dabei würde China lediglich in 
die Fußstapfen von Japan und den übrigen ostasiatischen Tigerstaaten treten, 
die ebenfalls große Anteile ihrer Exporte auf dem US-Markt absetzen, vor al- 
lem Japan, das mit über 800 Mrd. US$ ähnlich hohe Anteile an US- 
Staatsanleihen hält. Die unausgeglichene chinesische Volkswirtschaft macht es 
notwendig, die US-Wirtschaft zu stützen und zeigt deswegen deren Unterord- 
nung unter bzw. deren Einbindung in den US-Kapitalismus. China kann aus 
dieser Sichtweise sogar als schwächstes Glied in der ostasiatisch-US- 
amerikanischen Konstellation wahrgenommen werden. Denn China ist in die- 
se Struktur besonders stark eingebunden, da sich die Löhne der wachsenden 
Industriearbeiterschaft in den letzten Jahrzehnten - anders als in den übrigen 
ostasiatischen Schwellenländern - nicht signifikant verbessert haben und so 
die Exportausrichtung begünstigt wird (Hung 2009b: 12). Andere Indikatoren, 
wie die schwache Währung, der niedrige ausländische Direktinvestitionsbe- 
stand und der unterentwickelte Finanzmarkt werden zusätzlich von den Be- 
fürwortern dieser Position herangezogen, um ihre Argumentation zu stützen. 
2) Umgekehrt sehen vor allem Weltsystemtheoretiker die dauerhaften Leis- 
tungsbilanzüberschüsse und gewaltigen Devisenreserven Ostasiens und Chinas 
als Beleg dafür, dass sich das produktive Zentrum des globalen Kapitalismus 
bereits in die ostasiatische Region verlagert hat (Frank 2005: 117ff.; Arrighi 
2008: 167ff.; Overbeek 2008). Die USA als eine „importsüchtige Nation“ (Ot- 
te 2009: 12) hatten sich umgekehrt massıv verschuldet und im Industriesektor 
an Konkurrenzfähigkeit eingebüßt, sodass Millionen von Jobs ins Ausland ver- 
lagert wurden. Die US-amerikanische Finanz- und Dienstleistungsökonomie 
steht deswegen mittelfristig auf tönernen Füßen, da sie von den Zufuhren an 
Industrieprodukten abhängig ist. Der regionale Aufstieg Ostasiens zu einem 
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Konkurrenten wird erst mit der Integration Chinas als neuem produktiven 
Zentrum möglich, da China, in den Worten von Wolfgang Streeck (2010: 
160), „als der nationalste aller Nationalstaaten“ anders als die Tigerstaaten und 
Japan auch über die notwendige Unabhängigkeit von den USA verfügt, um 
politisch autonom zu agieren. Die Krise der USA ist von diesem Standpunkt 
aus betrachtet eine Strukturkrise des US-amerikanischen Finanzkapitalismus, 
der sich seit den 1970er Jahren schrittweise durchsetzte. 


4. „Friedlicher Aufstieg” oder neuer Großkonflikt? 


Die letzte Frage ist voraussetzungsvoller, da implizit davon ausgegangen wird, 
dass China eine deutlich wachsende Rolle im globalen Kapitalismus spielen wird. 
Es geht nämlich vor allem darum, in welcher Form der chinesische Aufstieg ver- 
laufen wird, d.h. ob friedlich oder konfliktreich und inwieweit China überhaupt 
in die derzeitige Weltordnung integriert werden kann. Hierbei lassen sich vor al- 
lem zwei Konfliktfelder umreißen. Zunächst könnte es zu verschärften Konflik- 
ten um Rohstoffe kommen. Der chinesische Wachstumsboom fällt in eine Phase 
sich verknappender Ressourcen und die Volksrepublik weist mittlerweile einen 
äußerst hohen Rohstoffverbrauch auf: Im Jahr 2005 konsumierte China rund 
31% der Kohle, 30% des Eisenerzes, 27% des Stahls, 25% des Aluminiums und 
20% des Kupfers weltweit (Leön-Manriquez 2006: 36). Außerdem entwickelte 
sich das Land seit 1993 zum Erdölimporteur, dessen Nachfrage jährlich um rund 
7% anwuchs. Zusätzlich ist China aufgrund seiner vergleichsweise geringen Ag- 
rarfläche auf Nahrungsmittelimporte angewiesen. Auf diese Weise ist das Land 
nun vermehrt von Rohstofflieferungen und deshalb auch von Investitionen im 
Ausland abhängig, sodass es in einen Interessenskonflikt mit der EU und den 
USA gerät. Das bekannteste Beispiel dafür ist der afrikanische Kontinent, der seit 
den 1990er Jahren vom Westen außenpolitisch stark „vernachlässigt“ wurde 
(Heberer/Rudolph 2010: 131ff; vgl. dazu Goldberg in diesem Heft). Verschiede- 
ne Faktoren, wie der Aufstieg Chinas zum wichtigsten Handelspartner Afrikas 
sowie langfristige sino-afrikanische Kooperationsbeziehungen fordern heute die 
westlichen Mächte heraus. 

Mit der wachsenden Integration in den Weltmarkt als Rohstoffkonsument 
steigert China auch deshalb die eigenen Rüstungsausgaben, um die Rohstoff- 
lieferungen militärisch absichern zu können (Heberer/Rudolph 2010: 265). 
Eine besondere Bedeutung hat hier der Ausbau der Küstensicherungs- zur 
Hochseeflotte, wofür China unter anderem jüngst einen ersten Flugzeugträger 
von Russland erwarb. Allerdings haben die Vereinigten Staaten im Jahr 2009 
mit Ausgaben von rund 663 Mrd. US$, der am modernsten ausgerüsteten 
Armee und einem weltweiten Netzwerk von Militärbasen weiterhin eine Art 
globales Gewaltmonopol inne. China hingegen kommt - trotz deutlicher Stei- 
gerungen des Militärhaushalts - lediglich auf Rüstungsausgaben von 98,8 Mrd. 
US$ bzw. 2% am BIP und hat bisher eine zwar numerisch große, aber techno- 
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logisch unterlegene Verteidigungsarmee (SIPRI 2010). Dennoch könnte lang- 
fristig ein Rüstungswettlauf entstehen. 

Ein zweiter Konfliktpunkt ist das Mitspracherecht Chinas in internationalen 
Institutionen. China ist in vielen dieser Institutionen deutlich unterrepräsen- 
tiert, was zusätzlich Konflikte schüren könnte. Um die Legitimität und Funk- 
tionsweise von Institutionen wie IWF und Weltbank aufrechtzuerhalten, müs- 
sen China und andere dynamische Schwellenländer ein höheres Stimmrecht 
erhalten, weil diese bisher lediglich die internationalen Kräfteverhältnisse nach 
dem Zweiten Weltkrieg widerspiegelten. Als Folge der Krise wurden hier be- 
deutende Reformen verabschiedet: Zunächst institutionalisierten die globalen 
Finanzgipfel die G-20 als Forum für den Aushandlungsprozess für mögliche 
Reformen und damit eine Institution, in der auch China beteiligt ist. Zweitens 
wurde auf dem jüngsten G-20-Gipfel in Seoul 2010 eine umfassende Stimm- 
rechtsreform des IWFs verabschiedet, durch die insgesamt 6,4% der Stimmen 
umgeschichtet werden. Chinas Stimmanteil verdoppelt sich durch die Reform 
auf über 6% und das Land löst damit Deutschland als drittgrößten Stimm- 
rechtsinhaber ab. Vom stellvertretenden chinesischen Außenminister Cui Ti- 
ankai wurde dennoch kritisiert, dass China weiterhin selbst nach ökonomi- 
schen Kriterien unterrepräsentiert bleibt. Außerdem behalten die USA mit 
rund 17% der Stimmen das Vetorecht bei Entscheidungen. Eine ähnliche Ver- 
änderung hat auch in der Weltbank stattgefunden: Durch die Reform 2009 
wurden insgesamt 3,1% der Stimmen zugunsten der Schwellenländer umver- 
teilt. China legte so von 2,77% auf 4,42% zu und löst auch hier Deutschland 
als drittgrößte Macht ab. Insgesamt bleibt die chinesische Regierung den Re- 
formpaketen gegenüber jedoch kritisch, da die Reformvorstellungen Chinas 
zum Weltfinanzsystem, wie etwa der Vorschlag der Umwandlung der Sonder- 
ziehungsrechte des IWF in eine globale Reservewährung oder der Einführung 
eines globalen Entwicklungsfonds, in den Industriestaaten einzahlen sollen, 
sehr viel weitergehen. Die Fragilität dieses Institutionengefüges zeigt sich auch 
an der jüngsten Debatte um einen möglichen Währungskrieg, da China den 
Yuan nicht aufwerten will und die USA umgekehrt durch höhere Schulden- 
aufnahme den US-Dollar tendenziell abwerten. 

Kurz, die Verfügung über Rohstoffe und der Mitsprache in internationalen 
Organisationen bergen Konfliktstoff, wie z.B. der Streit um die Verfügbarkeit 
von seltenen Erden für die Hochtechnologieproduktion, die zu 97% in China 
produziert werden, aktuell anschaulich demonstriert. Bei der Einschätzung 
dieser potentiellen Konflikthaftigkeit ist es deswegen von zentraler Bedeutung, 


8 Diese Kritik ist sicherlich berechtigt, da China 1,5% weniger an Stimmenanteilen erhalten 
hat, als dem Land nach ökonomischen Kriterien eigentlich zustehen (FAZ, 8.11.10). Andere 
Schwellenländer wie Brasilien bekamen im Gegenzug Quoten zugeteilt, die das eigene wirt- 
schaftliche Gewicht übertreffen. 
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ob sich solche strukturellen Faktoren auch in politisches Handeln umsetzen 
und wie der Charakter der chinesischen Außenpolitik bewertet wird. Die Dis- 
kussion um diesen Punkt verläuft jedoch in anderen Konstellationen als um 
das chinesische Wirtschaftsmodell. Der Aufstieg des ressourcenhungrigen Chi- 
nas wird oftmals von neorealistischen oder imperialismustheoretischen Wis- 
senschaftlern implizit mit der Situation zu Beginn des letzten Jahrhunderts 
verglichen, als das Deutsche Reich schrittweise zur bedeutendsten wirtschaftli- 
chen Macht in Europa avancierte (Mearsheimer 2006). Die Phase des Imperia- 
lismus, die schließlich im Ersten Weltkrieg mündete, drehte sich ebenfalls um 
die Sicherung von Absatzmärkten für Waren und Kapital sowie die Absiche- 
rung des Zuflusses von Rohstoffen. China stellt nach dieser Interpretation eine 
neue Kolonialmacht dar, die alles daran setzt, eine Rohstoffperipherie aufzu- 
bauen und letztlich bereit ist, ähnliche Mittel hierfür zu nutzen wie dies der 
Westen tut (Campbell 2008, ten Brink 2008: 256ff.). Der Wechsel von China 
vom Waren- zum Kapitalexporteur könnte solche Konflikte zusätzlich anhei- 
zen: Die Folge sind wachsender Protektionismus, Konflikte und vielleicht so- 
gar kriegerische Auseinandersetzungen (vgl. ten Brink in diesem Heft). Der ak- 
tuelle Währungskrieg gilt somit als Startschuss für weitere Konflikte, die aus 
dieser Sicht sehr wahrscheinlich sind. 

Die Gegenthese wird oft von chinesischen Wissenschaftlern, liberalen Strö- 
mungen und auch von Teilen der Weltsystemtheorie mit dem Verweis auf die 
spezifische Ausrichtung der chinesischen Außenpolitik vertreten (Arrighi/ 
Zhang ı.E., Bijian 2005): Chinas Außenpolitik folge auch heute noch den 
Prinzipien der Nichteinmischung und des wechselseitigen Nutzens, die Mitte 
der 1950er Jahre im maoistischen China begründet wurden. Dies werde be- 
sonders an der Gegenseitigkeit der Beziehungen mit den afrikanischen Regie- 
rungen deutlich, sodass diese ihre Kontakte als auf einer Augenhöhe wahr- 
nehmen (vgl. Goldberg im Heft). Zusätzlich sei die chinesische Außenpolitik 
vom großen Bemühen gekennzeichnet, Konflikte auszubremsen und nicht in 
eine direkte Konfrontation mit den USA oder der EU zu kommen. In der 
chinesischen Debatte wird deshalb auch von einem „friedlichen Aufstieg“ (Bi- 
jian 2005) als Leitlinie der chinesischen Außenpolitik gesprochen. China ver- 
meide z.B. bewusst umfangreiche Investitionen bzw. zu offensive feindliche 
Übernahmen, um nicht zusätzlich zu provozieren. Dieser Ansatz wurde von 
verschiedenen (vor allem westlichen) Forschern als „Beijing Consensus“ be- 
zeichnet und damit als eine Alternative zum „Washington Consensus“ der 
USA wahrgenommen (Ramo 2004; Arrighi/Zhang ı.E.). 


9 Chinesische Politiker und Wissenschaftler lehnen die Möglichkeit einer chinesischen Hege- 
monie explizit ab. Allerdings nehmen diese - auch aufgrund der Übersetzung - meist auf ei- 
nen Hegemoniebegriff Bezug, der eher neorealistische Politikkonzeptionen impliziert und 
beinahe deckungsgleich mit Dominanz ist. 


Chinas neue Rolle im globalen Kapitalismus 499 


5. China: Auf dem Weg zur Weltmacht? 


Aus der Diskussion über den Aufstieg Chinas lässt sich erkennen, dass die un- 
terschiedlichen Theorieströmungen sich zweier Argumentationsmuster mit ver- 
schiedenen Grundannahmen bedienen. Dabei sind drei Punkte zentral: Zu- 
nächst ist von Bedeutung, in welchem zeitlichen Rahmen der Aufstieg Ost- 
asiens (und Chinas) verortet wird (Arrighi et al. 2003). Wird dieser - wie von 
den Vertretern der Kontinuitätsthese - als bloßes Produkt der letzten fünfzig 
Jahre und damit als innerhalb der US-Hegemonie entstanden interpretiert, ge- 
hen Wissenschaftler sehr viel vorsichtiger mit der Möglichkeit einer chinesi- 
schen Hegemonie um. Wird dieser - wie in den Weltsystemansätzen - jedoch 
als Rückkehr nach einer Phase der „Great Divergence“ (Pomeranz 2000) im 
19. Jahrhunderts oder sogar implizit als Überwindung des Kolonialismus ange- 
sehen, kommen Forscher rasch zu anderen Schlüssen. Außerdem basieren die 
beiden Positionen auf verschiedenen akkumulationstheoretischen Sichtweisen: 
Wird der US-Finanzkapitalismus wie von Leo Panitch als ein Ausdruck einer 
historisch neuartigen Entwicklung und als besondere Form der Dominanz 
bzw. Hegemonie beschrieben, dann wird China rasch als bloßes Beispiel einer 
abhängigen Industrialisierung erscheinen. Wird jedoch wie bei Arrighi auf die 
Wiederkehr von Phasen der Finanzialisierung rekurriert, ja werden dem chine- 
sischen Modell sogar besondere „nicht-kapitalistische“ Eigenschaften zuge- 
schrieben, wird man eher skeptisch sein, ob die USA weiterhin die zentrale 
Rolle im Weltsystem innehaben werden. Letztlich wird damit ein unterschied- 
liches Verhältnis zu den Daten zu Chinas Aufstieg deutlich: Während die Ver- 
fechter der Kontinuität der US-Hegemonie insbesondere Chinas Status Quo 
in der derzeitigen Weltordnung beschreiben und als Ausgangspunkt für ihre 
Analyse nehmen, setzen gerade Weltsystemanalytiker darauf, dass der Wachs- 
tumstrend Chinas weiterläuft und sich die neuen Machtressourcen schließlich 
mittelfristig auch ım internationalen Machtgefüge umsetzen. 

Diese Argumentationsfiguren weisen auf die eigentliche Neuheit der derzeiti- 
gen Situation hin. China hat sich freilich mittlerweile als eine große Wirt- 
schaftsmacht etabliert und gesetzt der Fall, das Land bleibt politisch stabil, 
würde es, selbst wenn es von größeren Krisenprozessen heimgesucht würde, 
aufgrund der ökonomischen Expansionsmöglichkeiten im chinesischen Wes- 
ten relativ einfach weiter aufholen können. Allerdings hat die chinesische Re- 
gierung bisher ihre Ressourcen kaum dafür eingesetzt, diese in strukturelle 
Macht im Weltsystem umzusetzen. Auffällig ist das Beispiel der Devisenreser- 
ven: Die gesamten Währungsreserven belaufen sich derzeit ungefähr auf den 
Wert des BIP Frankreichs und selbst kleine Anteile davon könnten für massive 
Investitionen, Akquisitionen etc. genutzt werden, was nicht zuletzt aus politi- 
schen Gründen bisher nicht in größerer Form getan wurde (vgl. Tabelle 2). 
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Tabelle 2: Länder nach BIP in US$ im Vergleich 
zu chinesischen Devisenreserven (April 2010)" 


Rang Land BIP 

1 USA 14.256.275.000.000 
2 Japan 5.068.059.000.000 
3 China 4.908.982.000.000 
4 Deutschland 3.352.742.000.000 
5 Frankreich 2.675.915.000.000 
- Chinesische Devisenreserven 2.477.000.000.000 
6 Vereinigtes Königreich 2.183.607.000.000 
7 Italien 2.118.264.000.000 
8 Brasilien 1.574.039.000.000 
9 Spanien 1.464.040.000.000 
10 Kanada 1.336.427.000.000 


Quelle: IWF 2010 


Bei der Ausübung von Macht im Weltsystem zählen jedoch nicht die zukünf- 
tigen Machtpotentiale oder die derzeitige Wirtschaftsleistung, sondern die ge- 
sammelten Bestände, d.h. z.B. der gesamte Direktinvestitionsbestand, die über 
Jahrzehnte aufgebaute Infrastruktur oder auch die verfügbaren militärischen 
Ressourcen. Das bedeutet, dass Chinas ökonomische Macht sich erst über 
mehrere Jahrzehnte hinweg in solche Bestände umsetzen wird, sodass - wenn 
keine größeren Konflikte ausgetragen werden - von einer langsamen Macht- 
verschiebung im Weltsystem ausgegangen werden kann. Dies betrifft auch das 
weltweite institutionelle Gefüge, das kaum, dass es durch die Reformen von 
IWF und Weltbank ansatzweise an die herrschenden Kräfteverhältnisse ange- 
passt wurde, bereits in Kürze nicht mehr den herrschenden Realitäten entspre- 
chen wird. Die gespaltene Situation zeigt sich auch in den Konzernbilanzen: 
Zwar ist heute die wachsende Kaufkraft Chinas für beinahe ein Drittel des 
globalen Wirtschaftswachstums und des Umsatzes von manch einem ausländi- 
schen Industriekonzern verantwortlich, aber große Teile der Profitmasse wer- 
den weiterhin von diesen Konzernen eingestrichen. Erst langsam werden Ak- 
teure heranwachsen, die global auf allen Ebenen konkurrenzfähig sind. So 
zählt China heute 37 der 500 größten Unternehmen, knapp halb so viele wie 
in Japan und ein Viertel so viele wie in den USA. Zentral bleibt auch der poli- 
tische Vorbehalt Chinas, stärkere strukturelle Macht aufzubauen, während zu- 
sätzlich unklar bleibt, wie die USA und die EU den „friedlichen Aufstieg“ 
Chinas hinnehmen werden. Die Hauptgefahr des chinesischen Aufstiegs 
scheint deshalb nicht primär in einem vermeintlich aggressiven chinesischen 
Expansionsstreben zu liegen. Sie liegt vielmehr darin, dass das rasante chinesi- 
sche Wirtschaftswachstum als notwendig erscheint, um die interne soziale Sta- 


10 Mittlerweile liegen die chinesischen Devisenreserven bei über 2,6 Billionen US$. 
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bilität zu wahren, aber dass gleichzeitig das ehemals gültige US-amerikanisch 
dominierte Regulierungsgefüge bereits zu erodieren beginnt und bisher keine 
Alternative existiert. Die Folge sind nicht-intendierte Nebeneffekte wie Abwer- 
tungswettläufe und Währungskriege, die sich im schlimmsten Fall zu ernsten 
Konflikten ausweiten können. 
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Ingo Schmidt 


Exportorientiertes Wachstum in China, 
Deutschland und Japan - Herausforderung 
oder Bestandteil der US Hegemonie? 


1. Einleitung 


Mit Hoffen und Bangen schauen die USA und ihre westlichen Verbündeten 
auf China. Einerseits locken billige Arbeitskräfte und neue Absatzmärkte, an- 
dererseits sorgt man sich, die chinesische Wirtschaft könne einem über den 
Kopf wachsen und damit die Grundlagen der westlichen Weltbeherrschung 
untergraben. Originell ist dieses Herausforderungs-Szenario nicht. In den 
1950er und 1960er Jahren fühlte sich der Westen von den Sputniks, Fünfjahr- 
plänen und Interkontinentalraketen der Sowjets herausgefordert. Danach ver- 
schoben sich die entsprechenden Debatten von der Systemkonkurrenz zu 
Markt- und Machtverschiebungen innerhalb des Westblocks. Erst machte das 
Modell Deutschland den USA ihre wirtschaftliche Führungsrolle streitig, so 
wurde die Sache mit unterschiedlicher Absicht jedenfalls dargestellt, danach 
wurde der Toyotismus zum Symbol für Japans Aufstieg zur Wirtschaftssuper- 
macht. China, das zu Zeiten der Systemkonkurrenz stets im Schatten der Sow- 
jetunion gestanden hatte, wuchs erst mit seiner beschleunigten Weltmarktintegra- 
tion seit Beginn der 1990er Jahre in die Rolle des Herausforderers hinein. 

Politisch dienen die wiederkehrenden Konstruktionen konkurrierender Wirt- 
schaftsmächte der Herstellung klassenübergreifender Identitäten nach innen 
sowie der Mobilisierung für den Kampf um den Weltmarkt nach außen (Cox 
2001). Wissenschaftliche Blaupausen liefert unter anderen die vergleichende 
Politische Ökonomie, die Nationalstaaten und -Skonomien als Spieler - oder 
Kapitalismusmodelle - auf dem Feld des Weltmarktes gegeneinander antreten 
lässt, diesen selbst aber als gegebenen und unhintergehbaren Faktor behandelt 
(Coates 2000, Yamamura/Streeck 2003). Richard Freeman hat diesen Ansatz eben- 
so treffend wie ironisch als „Krieg der Modelle“ bezeichnet (Freeman 1998). 

Eine Alternative, die den Weltmarkt nicht als externen Faktor, sondern als 
komplementäres Produkt der Entstehung des internationalen Staatensystems 
begreift, bietet die Weltsystemtheorie (Wallerstein 2004). In der Tradition die- 
ses Ansatzes hat Giovanni Arrighi (2007) kürzlich die These vertreten, dass der 
gegenwärtige Aufstieg Chinas das Ende kapitalistischer Staaten- und Welt- 
marktkonkurrenz einläuten könnte, weil das Chinesische Modell wirtschaftli- 
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cher Entwicklung im Gegensatz zum westlichen Kapitalismus nicht vom 
Zwang zu äußerer Expansion getrieben wird (zur Diskussion dieser These vgl. 
die Schwerpunktnummer von Historical Materialism 2010/1). Nach rund 
fünfhundertjähriger Beherrschung und Ausbeutung der Welt durch den westli- 
chen Kapitalismus würde, so Arrighi in Anspielung auf Adam Smith, endlich 
der „Wohlstand der Nationen“ ins Zentrum des Weltgeschehens rücken. Auf 
grund seiner Größe sei China die treibende Kraft des Übergangs zu einer mul- 
tipolaren Weltordnung. Befördert werde diese Entwicklung durch den Nieder- 
gang der kapitalistischen Führungsmacht USA. Allerdings sind Konflikte zwi- 
schen der niedergehenden Hegemonialmacht im Westen und dem neuen 
Wachstumszentrum ım Osten nicht auszuschließen. 

Arrighis Argumentation steht und fällt natürlich mit der Einschätzung der 
chinesischen Wirtschafts- und Sozialordnung. Wenn man die seit Beginn der 
1990er Jahre beschleunigte Integration Chinas in den Weltmarkt als komple- 
mentären Prozess einer inneren Transformation in Richtung Kapitalismus ver- 
steht (vgl. PROKLA 119, 2000/2 „Chinesischer Kapitalismus“), ergibt sich ei- 
ne ganz andere Perspektive, zu deren Verständnis Arrighis 1994 erschienenes 
Buch „The Long Twentieth Century“ mehr beitragen kann als sein „Adam 
Smith in Beijing“. In diesem älteren Werk hatte er die Entwicklung des kapita- 
listischen Weltsystems als eine Abfolge hegemonialer Zyklen dargestellt, deren 
jeweiligen Führungsmächte von einem Zyklus zum nächsten über ein größeres 
Gewalt- und Wirtschaftspotenzial verfügen müssten. Dieser Analyse zufolge 
sind die USA der letzte Nationalstaat, der groß und mächtig genug war bzw. 
ist, um das kapitalistische Weltsystem zusammenzuhalten und ihm zugleich 
seinen Stempel aufzudrücken. Den Übergang vom langen Nachkriegsauf- 
schwung zu „Stagnation and Financial Explosion“ (Magdoff/Sweezy 1987) hat 
Arrighi als Eintritt der USA in ıhre Niedergangsphase interpretiert. Da die 
USA ihre hegemoniale Funktion nicht mehr ausüben könnten und kein Nach- 
folgestaat für diese Rolle absehbar ist, sei eine „globale Krise“ (Arrighi 1994: 
300-324) unausweichlich. In der Vergangenheit konnten sich aufstrebende 
Mächte als Hegemonialmächte etablieren, weil sie größere wirtschaftliche und 
politische Ressourcen mobilisieren konnten als ihre Vorgänger. Berücksichtigt 
man neben Bevölkerungszahl auch finanzielle und militärische Macht, wird 
klar, weshalb die USA konkurrenzlos dastehen. Ganz gleich, wie sehr ihre 
Vormacht durch die militärischen Debakel in Afghanistan und Irak sowie 
durch die Finanz- und Wirtschaftskrise angeschlagen sein mag. 

Mit dem Zusammenbruch des Sowjetimperiums sowie der kapitalistischen 
Transformation Chinas eröffneten sich dem westlichen Kapital allerdings neue 
Anlagemöglichkeiten. Die kapitalistische Durchdringung der vormals staatsso- 
zialistischen Länder trug, vorläufig zumindest, zur Überwindung der von Ar- 
righi diagnostizierten Krise bei. Seit Ausbruch der Weltwirtschaftskrise 2008 
stellen sich marxistische Theoretiker und praktizierende Kapitalisten allerdings 
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gleichermaßen die Frage, ob die neoliberale Akkumulation der 1990er und 
frühen 2000er Jahre nunmehr an ihre Grenzen gestoßen sei (Schmidt 2009) 
und mit der Stagnation im Westen auch die Absatzmärkte chinesischer Ex- 
portindustrien begrenzt oder ob China zusammen mit anderen aufstrebenden 
Nationen in der einen oder anderen Form zum Motor weltwirtschaftlicher Ent- 
wicklung werde (Wilson/Purushothoman 2003). Wie immer, wenn es um Zu- 
kunftsfragen geht, muss auf abschließende Antworten verzichtet werden. Ein 
Vergleich Chinas mit Deutschland und Japan, deren Exportökonomien in der 
Vergangenheit als Herausforderer der USA und Wachstumslokomotiven der Zu- 
kunft angesehen wurden, lässt aber zumindest das von den USA seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs bzw. Beginn des Kalten Krieges verfolgte Modell der He- 
gemonie durch Integration verstehen und mögliche Entwicklungspfade für die 
Zukunft abschätzen (vgl. auch die entsprechenden Länderstudien in Schmidt 
2008). Drei Thesen sollen in diesem Zusammenhang entwickelt werden: 

(1) Nach dem Zweiten Weltkrieg bzw. mit dem Übergang zum Kalten Krieg 
konnten sich die USA als Hegemonialmacht etablieren, weil sie mit Welt- 
marktintegration, keynesianischem Staat und innerer Landnahme die kapitalis- 
tische Akkumulation über die Kriegswirtschaft des Zweiten Weltkriegs hinaus 
in Gang halten konnten. Die Wachstums- und Exporterfolge, die Deutschland 
und Japan während der Nachkriegsprosperität erzielten, ließ beide Länder 
zeitweilig als ökonomische Herausforderer der USA erscheinen. Letztere konn- 
ten ihre Führungsrolle jedoch behaupten, weil sie als Erste und am Besten ver- 
standen, aus der Zurückdrängung von Sozialstaaten im Norden und ‚Develop- 
mental States’ im Süden bzw. der Expansion in ehemals staatssozialistischen 
Ländern Kapital zu schlagen. 

(2) Überdurchschnittliche Wachstumsraten von Produktion und Exporten in 
Deutschland und Japan waren nicht einem gegenüber den USA überlegenen 
Produktionsmodell geschuldet. Sie verdankten sich vielmehr der Rekonstrukti- 
onsperiode (Janossy 1966), in die beide Länder mit Beginn des Nachkriegsauf- 
schwungs eintraten, die in den USA aber schon während des Zweiten Weltkriegs 
begonnen hatte. Darüber hinaus waren die deutschen und japanischen Wachs- 
tumserfolge ein Resultat der Vorzugsbedingungen, zu denen die USA ihren 
ehemaligen Kriegsgegnern die Integration in den Weltmarkt erlaubten. Diese 
Erfolge drängten allerdings die zentrale Rolle in den Hintergrund, die ameri- 
kanische Kapitalexporte für die hegemoniale Position der USA spielten. Mit 
dem Übergang zu geringeren Wachstumsraten seit den 1970er Jahren wurde die- 
se Rolle noch wichtiger. Während die Exportabhängigkeit Deutschlands und Ja- 
pans weiter zunahm, konnten die USA ihre weltweiten Kapitalanlagen zum 
ökonomischen Ausgangspunkt der nunmehr bestimmenden Akkumulation durch 
Enteignung machen. Obwohl dieses Akkumulationsmodell mit Verspätung 
auch von Deutschland und Japan übernommen wurde, fiel das Wachstum in 
beiden Ländern seit Beginn der 1990er Jahre hinter das der USA zurück. 
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(3) Wie Deutschland und Japan in den 1950er und 1960er Jahren, machte 
China in den 1990er und 2000er Jahren eine Phase hohen Wachstums und 
beschleunigter Weltmarktintegration durch. Ebenso wie Deutschland und Ja- 
pan in den späten 1980er und 1990er Jahren steht China heute vor der Frage, 
ob sein bislang von Warenexporten abhängiges Wachstum in der Zukunft 
stärker von Kapitalexporten getragen werden kann. Im Unterschied zu 
Deutschland und Japan gehört China nicht zu den zeitgleich mit den USA 
entstandenen kapitalistischen Metropolen, sondern hat seine Weltmarktinteg- 
ration nach einer Industrialisierungsphase unter staatssozialistischen Produkti- 
onsverhältnissen begonnen. Zu der Zeit, in der das chinesische Wirtschafts- 
wunder ins Rollen kam, gehörten die historisch einmaligen Wachstumsraten 
ım Westen bereits der Vergangenheit an. 

Andererseits verfügt China über politische Machtressourcen, die Deutschland 
und Japan nicht zur Verfügung stehen. Als Verlierer des Zweiten Weltkrieges 
mussten letztere einen Teil ihrer außenpolitischen Souveränität an die USA 
bzw. von den USA kontrollierten internationalen Organisationen abtreten, um 
als Weltmarktspieler anerkannt zu werden. Im Gegensatz dazu konnte China 
nach Revolution und selbst gewählter Abkopplung vom Weltmarkt politische 
und militärische Kapazitäten entwickeln, die der heutigen chinesischen Füh- 
rung erhebliche Handlungsspielräume verschafft haben. Aufgrund dieser poli- 
tischen Machtpotenziale ist eine Abkehr Chinas von der gegenwärtigen Form 
der Weltmarktintegration als billiger Produktionsstandort und dem damit ver- 
bundenen Neoliberalismus mit chinesischen Charakteristika (Harvey 2005: 
Kap. 5) denkbar, würde aber den Interessen des neuen chinesischen Exportka- 
pitals sowie seiner Verbündeten in den westlichen Ländern widersprechen. 


2. Akkumulation und Landnahme im American Empire 


Imperialistische Konkurrenz, Weltkriege und die Große Depression hatten den 
Weltmarkt, der sich zusammen mit dem Kapitalismus entwickelt hatte, in der 
Zeit zwischen den 1880er Jahren und 1945 zerstört. Danach machten sich die 
USA an die Wiederherstellung des kapitalistischen Weltmarktes, dessen Opera- 
tionsfeld durch die Entstehung des Sowjetimperiums und die russische Revo- 
lution allerdings eingeschränkt war (Osterhammel/Petersson, Kap. 5&6). Da- 
bei handelten sie nur teilweise als „geschäftsführender Ausschuss der Welt- 
bourgeoisie“, dem es um das große Ganze - die von permanenter Kapitalak- 
kumulation abhängige Stabilisierung kapitalistischer Produktionsverhältnisse - 
ging. Mindestens ebenso wichtig waren die unmittelbaren Geschäftsinteressen 
der amerikanischen Bourgeoisie. Nach den fetten Jahren des Krieges und der 
Kriegswirtschaft fürchteten die USA einen Rückfall in die Depression, gleich- 
zeitig war sie von der Sorge geplagt, die Arbeiterbewegung würde nach ihrer 
untergeordneten Einbindung in die Kriegswirtschaft zur Militanz der 1930er 
Jahre zurückkehren und dadurch der internationalen Ausbreitung des Kom- 
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munismus in die Hände arbeiten. Schaffung von Absatz- und Anlagefeldern in 
anderen Ländern sowie die Findämmung von Arbeiterbewegung und Kom- 
munismus waren die amerikanischen Antworten auf diese Herausforderungen 
(Saull 2007: Kap. 3). 

Im Imperialismus europäischer Prägung fielen Marktöffnung und Sicherung 
von Marktzugängen in den Zuständigkeitsbereich von Militär, Diplomatie 
und Konzernführungen; Polizei und Justiz sorgten dafür, dass die Arbeiterbe- 
wegung den Rahmen des jeweils erlaubten nicht überschritten. Dieses En- 
semble von Akteuren wurde durch den „Imperialismus ohne Kolonien“ (Mag- 
doff 1978, Kap. 4), dessen Aufbau die USA nach dem Zweiten Weltkrieg in 
Angriff nahmen, um zwei wichtige Spieler erweitert. Erstens wurde eine Reihe 
multinationaler Institutionen geschaffen, die - stets am amerikanischen Gän- 
gelband - dem internationalen Waren- und Kapitalverkehr eine institutionelle 
Grundlage gaben. Dabei diente die formale Anerkennung des „Selbstbestim- 
mungsrechts der Völker“, auf dem diese Institutionen aufgebaut waren, der 
Unterhöhlung der nach 1945 fortbestehenden Kolonialreiche samt der damit 
verbundenen Handelsbeschränkungen und als ideologisches Gegengewicht zur 
Verkündung gleichlautender Prinzipien in Moskau und Peking. 

Eng mit der Aufwertung des Nationalstaats als internationalem Akteur ver- 
bunden war die Herausbildung des keynesianischen Staates (Hall 1989). Dieser 
schränkte zwar einerseits die unumschränkte Befehlsgewalt gegenüber dem, je- 
denfalls aus Sicht der Bourgeoisie, liberalen Staat ein und begrenzte durch die 
Tätigkeit öffentlicher Betriebe sogar die Anlagesphären privaten Kapitals, trieb 
aber andererseits eine neue Welle kapitalistischer Landnahme voran (Dörre 
2010, grundsätzlich dazu: Luxemburg 1913: 3. Abschnitt). Durch den massi- 
ven Ausbau öffentlicher Infrastrukturen wurden Produktion für den Eigenbe- 
darf und einfache Warenproduktion der Konkurrenz großer Konzerne ausge- 
setzt, die unter dem Zwang beständiger Akkumulation auf der beständigen 
Suche nach billiger Arbeitskraft und zusätzlichen Absatzmärkten waren 
(Schmidt 2010). Diese Landnahme ging mit einer fortschreitenden Proletarisie- 
rung weiter Bevölkerungskreise einher. Der gleichzeitige Ausbau des Sozial- 
staates hat die sozialen Folgen dieser Proletarisierung zwar abgefedert, aber 
gleichzeitig die Unterordnung der Arbeiterklasse unter das Kapitalverhältnis 
über deren Subsumtion unter das Fabrikregime hinaus in die Reproduktions- 
sphäre verlängert. Sofern der keynesianische Staat Steuerstaat ist, hängt sein 
Ausgabenvolumen nämlich von den politisch durchsetzbaren Steuersätzen so- 
wie der Akkumulation privaten Kapitals ab. Darüber hinausgehende, durch 
Kredit finanzierte Ausgaben stehen unter dem unmittelbaren Finanzierungs- 
vorbehalt privater Geldgeber. Beginnend mit den 1970er Jahren wurde dieser 
Vorbehalt zunehmend geltend gemacht. 

In jener Zeit war die innere Landnahme in den USA und den anderen kapita- 
listischen Metropolen so weit vorangeschritten, dass Arbeitskräfte, die bislang 
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für wenig Geld die Drecksarbeiten des modernen kapitalistischen Produkti- 
onsprozesses geleistet hatten, ihre Gleichstellung mit tarifvertraglich und sozi- 
alstaatlich geschützten Beschäftigten forderten (Edwards 1979). Dieser latente 
Kostendruck samt der damit einhergehenden Herausforderung des Fabrikre- 
gimes ging mit einer manifesten Überproduktionskrise einher; eine Folge der 
hohen Investitionen, welche die vorangegangene Periode der inneren Land- 
nahme begleitet und zum Aufbau dauerhafter Überkapazitäten geführt hatten 
(Brenner 2006, Kap. 8&9). Im Verlauf der Krise gingen die Steuereinnahmen 
zurück, während die Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung und - allerdings 
kurzlebige - Beschäftigungsprogramme anstiegen. Der damit einhergehende 
Anstieg der öffentlichen Schulden gab privaten Geldvermögensbesitzern die 
Schuldscheine in die Hand, die sie brauchten, um die Krise der kapitalisti- 
schen Akkumulation in eine Krise des Steuerstaates umzuwandeln (Block 
1981). Die monetaristische Wende der amerikanischen Geldpolitik - der be- 
rühmte Volcker-Schock - wurde zum Ausgangspunkt der Enteignung öffentli- 
cher Güter durch das private Geldvermögen. 

Die Hochzinsperiode, die mit dem Volcker-Schock eingeleitet wurde, führte 
zu einer Machtverschiebung vom produktiven Kapital zum zinstragenden Ka- 
pital. Diese erlaubte es, Geldvermögensbesitzern und Finanzunternehmen, Ren- 
ditesprüche an den privaten Unternehmenssektor heranzutragen und dadurch 
das lange gepflegte Zusammenspiel von Gewerkschaften und Unternehmenslei- 
tungen aufzubrechen. Zusammen mit der Arbeitslosigkeit - eine Folge von Über- 
produktionskrise und Volcker-Schock - führte die Herausbildung des „Mono- 
poly-Finance Capital“ (Foster 2006) zu einer anhaltenden Umverteilung von Löh- 
nen zu Vermögenseinkommen. Steigende Renditeansprüche wurden auch an 
die Länder des Südens herangetragen. Im Gegensatz zu den Staatsschulden im 
Norden, die im Wesentlichen inländische Ersparnisse absorbieren, war im Sü- 
den die Auslandsverschuldung in den 1970er Jahren stark angestiegen und nach 
dem Volcker-Schock explodiert. Die Schuldenkrise der 1980er wurde zum 
Türöffner für die Akkumulation des Nordens durch Enteignung des Südens. 
Hand in Hand mit dem Übergang von Prosperität und innerer Landnahme zu 
Akkumulation durch Enteignung im Norden und Süden ging der Umbau des 
keynesianischen in den neoliberalen Staat (Harvey 2005: Kap. 3). Im Zuge die- 
ses Transformationsprozesses gelang es den USA ihre Führungsrolle auf eine 
neue Grundlage zu stellen. Bis in die 1970er Jahre hinein hatten Deutschland 
und Japan die Vorzugsbedingungen, zu denen ihnen die USA den Wiederein- 
tritt in den Weltmarkt ermöglicht hatte, erfolgreich genutzt, um sich als füh- 
rende Exportmächte unter den kapitalistischen Metropolen zu etablieren. Das 
exportorientierte Wachstum ging auch in diesen beiden Ländern mit einer in- 
neren Landnahme einher. Die Binnennachfrage wuchs daher ausreichend schnell, 
um dauerhafte Handelsbilanzüberschüsse zu vermeiden. In puncto keynesiani- 
scher Nachfragesteuerung hielten sich die Regierungen und Zentralbanken in 
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Bonn, Frankfurt und Tokio jedoch sehr zurück. Um ihre Exportchancen nicht 
zu gefährden - unter den Bedingungen der bis 1973 fixierten Wechselkurse 
schlug jede Preissteigerung voll auf die Exportpreise durch - verfolgten sie eine 
strikte Anti-Inflationspolitik und überließen den Keynesianismus weitgehend 
den Amerikanern (Itoh 1990: Kap. 6; Abelshauser 2004: Kap. VI.2). Moneta- 
ristische Geld- und Fiskalpolitik wurde in Deutschland und Japan bereits be- 
trieben - ohne das entsprechende Label zu benutzen - als Friedman sich noch 
mit dem keynesianischen Mainstream der amerikanischen Ökonomenzunft 
herumschlagen musste. Allerdings konnte weder die deutsche noch die japani- 
sche Bourgeoisie ihren monetaristischen Praxisvorsprung in eine internationale 
Führungsrolle ausbauen; ihre Exportabhängigkeit stieg nach dem Ende der 
Prosperität und der damit verbundenen inneren Landnahme weiter an und 
wieder waren es die USA, die der Kapitalexpansion neues Terrain öffneten. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg waren sie Schrittmacher der kapitalistischen 
Durchdringung von privaten Haushalten und dem Sektor einfacher Waren- 
produktion im Norden und der neokolonialen Unterordnung des Südens und 
schufen auf diese Weise Absatz- und Anlagefelder für ihre eigene Bourgeoisie 
und deren Verbündete in Westeuropa und Japan. Beginnend mit den 1980er 
Jahren fanden sie heraus, dass Staats- und Auslandsschulden dem Kapital die 
Aneignung öffentlicher Betriebe, Infrastruktur und Sozialversicherungssysteme 
im Norden und Süden erlaubten (Beaud 2001: 272-293; Harvey 2003: Kap. 4). 
Wieder waren sie es, die der stets hinter den Produktionsmöglichkeiten hin- 
terherhinkenden Nachfrage neue Impulse gaben. Richtig in Gang kam die Ak- 
kumulation durch Enteignung allerdings erst nach dem Zusammenbruch des 
Sowjetkommunismus sowie der hierdurch beschleunigten Weltmarktorientie- 
rung Chinas. Bei der Erschließung der Akkumulationsfelder, die sich mit der 
Einordnung der ehemals staatssozialistischen Länder für den Kapitalismus auf 
taten, spielten die USA allerdings nur eine indirekte Rolle und zwar insofern 
die neuerliche Verschärfung des Kalten Krieges und der damit verbundene 
Rüstungswettlauf zur Zuspitzung der Widersprüche innerhalb des Staatssozia- 
lismus beitrugen (Saull 2007: Kap. 6). Mit der 2008 ausgebrochenen Weltwirt- 
schaftskrise ist allerdings auch dieses Akkumulationsmodell an seine Grenzen 
gestoßen. Aus der nachfolgenden Analyse der Weltmarktintegration Deutsch- 
lands und Japans nach dem Zweiten Weltkrieg lassen sich Hinweise auf die 
Möglichkeiten Chinas ableiten, der Weltwirtschaft über diese Krise hinaus an- 
haltende Wachstumsimpulse zu geben. 


3. Deutschland und Japan: Vom exportorientierten Wachstum 
zur exportabhängigen Stagnation 


Niedrige Löhne, günstige Wechselkurse und Marshall-Plan stehen am Beginn 
der Weltmarktintegration Deutschlands und Japans nach dem Zweiten Welt- 
krieg. Die Unterbewertung von Mark und Yen wurde von der neuen Hege- 
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monialmacht USA zunächst hingenommen, um der deutschen und japani- 
schen Bourgeoisie ihre politische Unterordnung ökonomisch zu versüßen. 
Mit dem IWF-Beitritt der neuen Juniorpartner 1952 wurde dieser aus politi- 
schem Kalkül gewährte Wettbewerbsvorteil festgeschrieben. Der Marshall-Plan 
in Europa sowie der Dodge-Plan in Japan (Nakamura 1995: Kap. 2) halfen, die 
nach Depression, Zerfall des Weltmarktes und Nachkriegskrisen weiterhin 
brachliegende Zirkulation des Kapitals wieder anzuschieben und konnte dar- 
über hinaus als Ausdruck amerikanischen Großmutes präsentiert werden, um 
neben den Bourgeoisien auch die subalternen Klassen in Deutschland und Ja- 
pan für das amerikanische Weltmarktprojekt zu gewinnen. Zumindest unter 
den Arbeiterklassen beider Länder war diese gleichermaßen pro-amerikanische 
und pro-kapitalistische Propaganda auch dringend geboten. 

Nach Kriegsende ließ sich die Unzufriedenheit mit Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen, die sich in den Jahren der Nazi- bzw. Militärdiktatur aufgestaut hatte, 
nicht mehr unterdrücken und führte zu einer Welle spontaner Arbeiterkämpfe, 
die sich insbesondere um die Versorgung mit Lebensmitteln und die Kontrolle 
der Betriebe drehten. Die Aufhebung der mit der Kriegswirtschaft verbunde- 
nen Preisfestsetzungen führte Ende der 1940er Jahre zu einer Reallohnsenkung 
- die Nominallöhne waren als Erbe der Diktatur ohnedies noch auf einem 
sehr niedrigen Niveau - und damit neuer Unzufriedenheit. Diese konnte aber 
politisch kontrolliert werden, weil der Übergang zur freien Preisfestsetzung 
durch das Unternehmertum mit einer Einschränkung gewerkschaftlicher Or- 
ganisationsrechte sowie einer massiven Kampagne gegen Kommunisten und 
ihre gewerkschaftliche Tätigkeit einhergingen. Im Kampf gegen die Arbeiter- 
bewegung bewährte sich die deutsch- bzw. japanisch-amerikanische Geschäfts- 
freundschaft ein erstes Mal (Schmidt 1970; Price 1996: Kap. 2&3). Die strikte 
Inflationsbekämpfung, die bald darauf zur bevorzugten Politik der deutschen 
und japanischen Exportindustrien werden sollte, spielte Ende der 1940er Jahre 
noch keine Rolle, weil die amerikanischen Geschäftspartner bzw. Konkurren- 
ten die Inflationswaffe zeitgleich gegen die amerikanische Arbeiterklasse richte- 
ten, so dass sich die relativen Kosten zwischen den drei Ländern nicht verän- 
derten. Ohnedies lag der Welthandel zu jener Zeit noch weitgehend danieder. 
Erst mit dem Korea-Krieg (1950-53) und der neuerlichen Ingangsetzung der 
amerikanischen Kriegswirtschaft kamen Nachkriegsprosperität und Welthandel 
in Schwung. 

Einmal in Gang gekommen, konnten Deutschland und Japan ihre Anteile am 
Welthandel schnell ausbauen. Das Produktions- und Außenhandelswachstum 
lag in beiden Ländern erheblich über dem Durchschnitt der anderen kapitalis- 
tischen Zentren (Tabelle 1, Beaud 2001: 213ff.). Trotz dieser erfolgreichen In- 
tegration samt der damit verbundenen Exporterfolge, kam es in den 1950er 
und 1960er Jahren noch nicht zu den Handels- und Leistungsbilanzüberschüs- 
sen, welche die deutsche und japanische Wirtschaft seit den 1980er Jahren fast 
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durchgängig charakterisieren. Während der Nachkriegsprosperität war export- 
orientiertes Wachstum mit steigender Binnennachfrage und somit auch stei- 
genden Importen verbunden, sodass die Handelsbilanzen über den Konjunk- 
turzyklus hinweg mehr oder minder ausgeglichen werden konnten. Ausländi- 
sche Direktinvestitionen, die nicht nur Produktionsstätten in anderen Ländern 
schaffen, sondern auch neue Marktzugänge eröffnen, spielten für die außen- 
wirtschaftliche Orientierung des deutschen und japanischen Kapitals in der 
Zeit der Nachkriegsprosperität kaum eine Rolle, auf diesem Gebiet tummelten 
sich damals fast ausschließlich amerikanische Konzerne (Vernon 1966). 


Tabelle 1: Wachstum und Weltmarktintegration in verschiedenen 


Entwicklungsphasen 
1950-73 1973-98 Exportquote 
BIP-Wachs- | Export-Wachs- | BIP-Wachs- | Export-Wachs- | 1950 |1973 |1998 
tum in% |tum in % tum in% _|tum in % 
BRD | 5,68 12,4 1,76 4,4 6,2 23,8 38,9 
Japan | 9,29 15,4 2,97 5,3 2,2 7,7 13,4 
USA | 3,39 6,3 2,99 6,0 3,0 4,9 10,1 


Quelle: Maddison 2001, S. 362f, Exportquote: Anteil der Exporte in % des BIP 


Gespeist wurde die Binnennachfrage aus steigenden Reallöhnen und damit 
wachsender Konsumgüternachfrage sowie hohen Investitionsquoten. Letztere 
führten dazu, dass der Kapitalstock pro Kopf und damit auch die Arbeitspro- 
duktivität in Deutschland und Japan rasch anstiegen und damit zu den Wer- 
ten aufholten, die in den USA schon früher erreicht wurden (Van der Wee 
1984: 218f). Durch Sparanreize und günstige Abschreibungsbedingungen wur- 
den die hohen Investitionsquoten politisch unterstützt. Um für den rasch ex- 
pandierenden Kapitalstock einen rentablen Auslastungsgrad zu erreichen, 
musste in vielen Branchen für Binnenmarkt und Export produziert werden. 
Die inländische Konsumgüternachfrage erhielt wichtige Impulse durch stei- 
gende Reallöhne, welche die Gewerkschaften in Deutschland und Japan 
durchsetzen konnten. Bis zum Ende der Nachkriegsprosperität blieb das Real- 
lohnwachstum in Japan allerdings deutlich hinter dem Produktivitätswachs- 
tum zurück. Der Grund für dieses Zurückbleiben der Löhne bestand in dem 
großen Arbeitskräftereservoir des Sektors einfacher Waren- bzw. Sub- 
sistenzproduktion, aus dem der kapitalistische Sektor sich nach Belieben be- 
dienen konnte (Itoh 1990: Kap. 6). Neben der Größe dieses Sektors trug auch 
dessen Struktur zur Verhandlungsschwäche der japanischen Gewerkschaften 
bei. Viele Arbeitskräfte blieben dem traditionellen Sektor verbunden, der teil- 
weise für ihre Reproduktion aufkam. Diese Arbeitskräfte ließen sich zu unter- 
durchschnittlichen Löhnen in einem zweiten Arbeitsmarkt beschäftigten und 
schränkten dadurch Wirkungsbereich und Durchsetzungskraft der im ersten 
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Arbeitsmarkt, und hier auf Betriebs- und nicht auf Branchenebene, tätigen 
Gewerkschaften ein (Chalmers 1989). Trotz zurückbleibender Lohnsätze stieg 
die Konsumgüternachfrage aber an, weil die Integration zusätzlicher Arbeits- 
kräfte in den kapitalistischen Sektor die Zahl der Käufer anwachsen ließ. Ge- 
genüber Japan spielten einfache Waren- und Subsistenzproduktion in 
Deutschland, genauer: Westdeutschland, eine geringere Rolle, weil die Regio- 
nen, in denen diese Art wirtschaftlicher Tätigkeit stark vertreten war, nach 
1945 nicht mehr in den Herrschaftsbereich des Kapitalismus fielen. Deshalb 
erfolgte die Absorption dieses Sektors durch den kapitalistischen Sektor in 
Deutschland schneller und vollständiger als in Japan und erlaubte eine effekti- 
vere, weil weniger durch Arbeitsmarktspaltungen eingeschränkte Interessenver- 
tretung der Lohnarbeiter (Lutz 1990: Kap. VI). Auf dieser Grundlage konnten 
Reallohnsteigerungen erreicht werden, die mehr oder minder dem Produktivi- 
tätszuwachs entsprachen und zur Stabilisierung des inländischen Nachfrage- 
wachstums beitrugen. 

Allerdings wurden bereits Ende der 1960er Jahre die Grenzen der inneren 
Landnahme erreicht, nicht nur in Deutschland und Japan, sondern auch in 
den USA und anderen kapitalistischen Zentren. Ohne weitergehende Absorp- 
tion nicht-kapitalistischer Milieus (Luxemburg 1913: Kap. 26) hätte ein konti- 
nuierliches Wachstum der Konsumgüternachfrage beträchtlicher und über den 
Produktivitätszuwachs hinausgehender Reallohnsteigerungen bedurft, der sich 
das Kapital aus Sorge um seine Profitrate jedoch energisch entgegenstellte 
(Beaud 2001: 223-234). Ohne entsprechende Konsumgüternachfrage erwies 
sich ein Teil der Produktionsanlagen, die während der Prosperität geschaffen 
wurden, als überflüssig, Überkapazitäten wurden seit den 1970er Jahren zum 
kapitalistischen Normalzustand (Brenner 2006: Kap. 8&9). 

Über diese allgemeinen Krisentendenzen hinaus zeigten sich in Deutschland 
und Japan die Kehrseiten der vorangegangenen Phase überdurchschnittlichen 
Wachstums. Weil der Kapitaleinsatz pro Kopf überdurchschnittlich zugenom- 
men hatte, gingen seit Mitte der 1960er Jahre Kapitalproduktivität und Profit- 
rate gegenüber den USA zurück (Glyn 2006: 136-146; Itoh 1994; Kalmans 
1997). Gleichzeitig hatte das überdurchschnittliche Anwachsen der Arbeits- 
produktivität zu einem relativen Kostenvorteil gegenüber US-Unternehmen ge- 
führt und damit entscheidend zu den Exporterfolgen Deutschlands und Ja- 
pans beigetragen; dieser Kostenvorteil machte sich aber nunmehr in einer Ver- 
schlechterung der amerikanischen Handelsbilanz und, nachdem die US-Regie- 
rung zu flexiblen Wechselkursen übergegangen war, einer Aufwertung von 
Mark und Yen bemerkbar. Die Möglichkeiten, sich für die aufwertungsbeding- 
ten Kostennachteile an der Arbeiterschaft schadlos zu halten, waren jedoch 
begrenzt, weil Organisationsgrad und Kampfbereitschaft der Arbeiterschaft in 
beiden Ländern während der Prosperität angestiegen waren, während die US- 
Gewerkschaften schon seit den 1950er Jahren an Einfluss und Kampfkraft ver- 
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loren hatten (Goldfield 1989). Dazu kam noch der Kostennachteil infolge der 
Ölpreisschocks 1973 und 1979. Von diesen waren Deutschland und Japan, die 
damals 67% bzw. 92% ihres Bedarfs aus Importen deckten, ungleich stärker 
betroffen als die USA mit ihrer Erdölimportquote von 23% (Magdoff 1979). 
Insgesamt waren Deutschland und Japan von den Krisen der 1970er demnach 
stärker betroffen als die USA und erlebten auch einen stärkeren Wachstums- 
rückgang als diese. Trotzdem konnten sie ihr Modell exportorientierten 
Wachstums durch die Krise retten und bis zu Beginn der 1990er Jahre sogar 
höhere absolute Wachstumsraten als die Amerikaner erreichen. Allerdings nur, 
weil letztere mit der Akkumulation durch Enteignung Wachstumsfelder eröff- 
neten, an denen deutsche und japanische Firmen sich eifrig ihren Anteil si- 
cherten (Brenner 2006: Kap. 12). Erleichtert wurde ihnen das Exportgeschäft 
zu Beginn der 1980er durch die Dollar-Aufwertung - eine Folge des Volcker- 
Schocks - und den Militärkeynesianismus - eine Begleiterscheinung der Ver- 
schärfung des Kalten Krieges unter Präsident Reagan. Die deutschen und japa- 
nischen Exporterfolge dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
USA bei dem Übergang zur Akkumulation durch Enteignung einen nicht 
aufholbaren Vorsprung hatten. 

Ihre weltweite militärische Präsenz sowie ein Netz von Auslandsniederlassun- 
gen, das US-Konzerne schon während der Prosperität aufgebaut hatten (Mag- 
doff 1966), wurde zum Ausgangspunkt der kapitalistischen Durchdringung 
von ‚Developmental States’. Dieser Prozess wurde durch die weltweite Präsenz 
der US-Army unterstützt, die Druck auf Regierungen des Südens ausüben und 
andererseits Handelswege kontrollieren konnte. Zugleich ermöglichten die be- 
reits bestehenden Produktionsnetzwerke die Verlagerung von Produktionsab- 
schnitten und damit die Aushöhlung des Sozialstaates schon zu einer Zeit als 
diese in Deutschland und Japan noch ausgebaut wurden (Nakamura 1995: 
197-201, 245-254, Vernon 1966). Im Laufe der 1980er und mehr noch der 
1990er Jahre sollten freilich auch letztere auf den neoliberalen Pfad des Sozial- 
staatsabbaus sowie der Zurückdrängung der Gewerkschaften einschwenken. 
Die Konkurrenz aus Deutschland und Japan ging erst nach 1985, als den 
Amerikanern die deutschen und japanischen Exportüberschüsse zu weit gin- 
gen und sie im Plaza-Abkommen eine drastische Aufwertung von Mark und 
Yen durchsetzten, zu nennenswerten Auslandsinvestitionen und dem Ausbau 
regionaler Produktionsnetzwerke über (UNCTC 1991). Einen neuen Schub 
erhielt diese Entwicklung nach dem Zusammenbruch des Staatssozialismus in 
Osteuropa, der insbesondere von deutschen Unternehmen zur Ausweitung ih- 
rer Auslandsaktivitäten genutzt wurde (Zysman et al. 1996). Japanische Firmen 
reagierten auf die beschleunigte Weltmarktintegration Chinas, insbesondere 
die damit verbundene Abwertung des Renminbi 1994, mit einer neuen Welle 
von Auslandsinvestitionen, von denen ein erheblicher Teil nach China geflos- 
sen ist (Kang et al. 2010). Die Zunahme ausländischer Direktinvestitionen 
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stellt allerdings keine Abkehr von der Exportorientierung dar. Die regionalen 
Produktionsnetzwerke in Europa und Asien sind vielmehr in erheblichem 
Umfang Bestandteil der Wertschöpfungsketten großer deutscher und japanischer 
Konzerne, die weiterhin für Binnen- und Weltmarkt produzieren, wobei die USA 
der wichtigste Abnehmer sind. Darüber hinaus sind die USA, trotz der Entste- 
hung regionaler Produktionsnetzwerke nach wie vor der größte Empfänger von 
Direkt- und Portfolioinvestitionen. Die Handelsbilanzüberschüsse Deutschlands 
und Japans wären ohne solche Kapitalexporte nicht möglich. 

Die komplementäre Entwicklung der deutschen und japanischen Waren- und 
Kapitalexporte ist demnach vornehmlich auf die USA fokussiert (Katzenstein 
2005) und macht die Ökonomien beider Länder von der Entwicklung der US- 
Wirtschaft in hohem Maße abhängig. Besonders deutlich wurde diese Abhän- 
gigkeit im Falle Japans nach dem Plaza-Abkommen 1985. Wie bereits geschil- 
dert reagierten japanische Unternehmen auf die aufwertungsbedingte Verteue- 
rung ihrer Warenexporte mit Auslandsinvestitionen und dem Ausbau regiona- 
ler Produktionsnetzwerke. Gleichzeitig schwenkte die Zentralbank auf einen 
extrem lockeren Kurs ein, der die Binnennachfrage anregen und damit zu 
erwartende Exportausfälle kompensieren sollte. Vorschläge, diese aus der Not 
geborene Binnenorientierung zu einem Umbau der Wirtschaft in Richtung 
Hoch-Technologie und Dienstleistungen zu nutzen, konnten sich nicht 
durchsetzen (Nomura 1987). Stattdessen kam es zu einem Spekulations- und 
Schulden-getriebenen Nachfrageboom, der 1990 zu einem Börsenkrach und 
zwei Jahre später einer Rezession führte. Um diese zu überwinden, setzten Re- 
gierung und Unternehmen wieder verstärkt auf Exporte (Lapavitsas 1997), sa- 
hen sich aber 1994 nach der Renminbi-Abwertung neuer Konkurrenz ausge- 
setzt. Erst als die US-Regierung 1995 eine Dollar-Aufwertung durchsetzte, 
konnten steigende Exporte Japan vorübergehend aus einer vierjährigen Stagnatı- 
on ziehen. In Folge dieser Aufwertung stieg zwar der Wert der japanischen Wäh- 
rungsreserven. Dieser für Japans politische Führung und Vermögensbesitzer 
durchaus positive Fffekt kollidierte aber mit dem Interesse japanische Exporte 
auch weiterhin durch einen billigen Yen zu fördern (Mikunie, Murphy 2003). 
Nicht viel besser erging es Deutschland nach der Einheit (Hickel, Priewe 
1994) und der Währungsunion (Grahl 1997). Die Eingliederung der ehemalı- 
gen DDR-Wirtschaft in die kapitalistische Ökonomie Westdeutschlands stellte 
eine Art Akkumulation durch Enteignung im vergrößerten Staatsgebiet dar 
und wurde zunächst, in vorübergehender Abkehr von monetaristischen Prin- 
zipien, von einer expansiven Wirtschaftspolitik flankiert. Zeitgleich wurde der 
Monetarismus jedoch als Grundprinzip der Europäischen Währungsunion 
festgeschrieben. Die damit verbundenen Nachfragerestriktionen wurden durch 
eine neuerliche Exportoffensive zumindest ansatzweise ausgeglichen. Eine ge- 
genüber anderen EU-Ländern besonders ausgeprägte Lohnzurückhaltung sowie 
die Verlagerung einzelner Produktionsabschnitte verschafften deutschen Un- 
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ternehmen Kostenvorteile gegenüber ihrer ausländischen Konkurrenz. Unter 
Bedingungen einer einheitlichen Währung führten diese Vorteile zu drama- 
tisch steigenden Exportsteigerungen und schließlich Handelsbilanzüberschüs- 
sen, gingen aber auch mit einer fünfjährigen Stagnation zu Beginn der 2000er 
Jahre einher. Die Europäisierung der deutschen Wirtschaft verringerte im Ver- 
gleich zu Japan die Abhängigkeit von der Entwicklung der US-Wirtschaft, da 
der europäische Binnenmarkt einen steigenden Anteil der deutschen Exporte 
absorbierte. Im Vorfeld der Währungsunion wurde der Euro sogar als Alterna- 
tive zum Dollar und die EU als ein von den USA unabhängiges Zentrum 
wirtschaftlicher Entwicklung gehandelt. Dafür fehlten allerdings die politi- 
schen und wirtschaftlichen Voraussetzungen. Die herrschenden Klassen in der 
EU, zumindest die tonangebenden unter ihnen, hatten am Versuch einer Ab- 
kopplung trotz gelegentlich anti-amerikanischer Rhetorik kein Interesse 
(Schmidt 2003). Zudem führten die Exporterfolge Deutschlands innerhalb der 
EU zu solch starken Ungleichgewichten, dass im Zuge der 2008 beginnenden 
Weltwirtschaftskrise sogar die Existenz des Euro in Frage gestellt wurde (Lapa- 
vitsas et al. 2010a & 2010b). 


Tabelle 2: Wachstum und Leistungssalden seit 2000 


BIP-Wachstum in Prozent Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP 

USA |BRD |Japan | China USA BRD |Japan China 
2000 4,1 3,2 2,9 8,4 -4,2 -1,7 2,6 1,7 
2001 11 12 0,2 8,3 3,8 0,0 2,1 1,3 
2002 1,8 0,0 0,3 9,1 -4,3 2,0 2,9 2,4 
2003 2,5 -0,2 1,4 10,0 -4,7 1,9 3,2 2,8 
2004 3,6 12 2,4. 10,1 5,3 4,6 337 3,5 
2005 3,1 0,7 2,0 10,4 5,9 5,1 3,6 732 
2006 2,7 3,2 2,0 11,6 -6,0 6,5 3,9 9,5 
2007 2,1 2,5 2,4 13,0 -5,1 7,6 4,8 11,0 
2008 0,4 12 -1,2 9,5 4,9 6,7 3,2 9,4 
2009* -2,4 -5,0 5,2 8,7 -2,9 4,8 2,8 5,8 
2010* 3,1 12 1,9 10,0 3,3 5,5 2,8 6,2 


Quelle: International Monetary Fund 2010a, * = Schätzungen 


Tabelle 3: BIP und Pro-Kopf-Einkommen 2008 


USA BRD Japan China 
BIP (in Mrd. US-Dollar) 14.441,43 2.918,49 4.335,99 7.966,54 
Pro-Kopf-Einkommen (in US-Dollar) |47.392,75 |35.539,30 |33.956,52 |5.998,81 


Quelle: International Monetary Fund 2010a, Daten berechnet nach Kaufkraftparitäten und lau- 
fenden Preisen. 
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Das exportorientierte Wachstums Deutschlands und Japans hatte zwar zum 
Aufstieg einer Reihe internationaler Konzerne geführt, ließ die jeweiligen Na- 
tionalökonomien allerdings in Exportabhängigkeit und Stagnation zurück. Be- 
ginnend mit den 1990er und endgültig in den frühen 2000er Jahren wurden 
die alte Hegemonialmacht USA und der neue Aufsteiger China zu den ent- 
scheidenden Motoren weltwirtschaftlichen Wachstums (Tabelle 2); erstere auf- 
grund ihrer Größe, letztere aufgrund ihrer hohen Wachstumsraten (Tabelle 3) 
Die Wirtschaftskrise 2008/9 hat das Zusammenwirken von Größe und Ge- 
schwindigkeit allerdings aus dem Takt gebracht, so dass sich nun die Frage 
stellt, ob die Stagnation des amerikanischen Riesen das chinesische Wachstum 
erdrücken wird oder ob China sich aus der Abhängigkeit der Hegemonial- 
macht, die beim Übergang vom Staatssozialismus zum Kapitalismus überaus 
hilfreich gewesen ist, befreien kann bzw. dieses überhaupt versucht. 


4. China: Noch ein Juniorpartner für die USA 


Ebenso wie in Deutschland und Japan nach dem Zweiten Weltkrieg ging auch 
die Weltmarktintegration Chinas nach Ende des Kalten Krieges von niedrigen 
Löhnen und günstigen Wechselkursen aus. 

Statt Marshall- bzw. Dodge-Plan Geldern, wie sie Deutschland und Japan er- 
halten hatten, erlebte China von Beginn seiner Rückkehr auf den Weltmarkt 
einen Zustrom privaten Kapitals. Günstige Wechselkurse, welche die USA den 
beiden Erstgenannten gewährt hatte, konnte die chinesische Regierung aus ei- 
gener Kraft festsetzen. Die ökonomischen Effekte waren aber in allen drei 
Ländern ähnlich: Beschleunigtes Wachstum und zügige Integration in den 
Weltmarkt (Prasad 2004). Allerdings blieben Pro-Kopf-Einkommen und durch- 
schnittliche Arbeitsproduktivität in China relativ gering, während sie in 
Deutschland und Japan während der Prosperitätsphase stark angestiegen waren 
(Böröcz 2009). 

Für das Auseinanderfallen von gesamtwirtschaftlichem Wachstum und Ent- 
wicklung der Pro-Kopf-Einkommen sind in hohem Maße die unterschiedli- 
chen Ausgangsbedingungen verantwortlich, von denen aus die drei Länder ih- 
re Weltmarktintegration vorantrieben. Deutschland und Japan durchliefen ihre 
Industrialisierungsprozesse in etwa zeitgleich mit den USA und traten bereits 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts in Konkurrenz zueinander. Ein Teil dieser 
Konkurrenz bestand in der von allen drei Ländern, allerdings mit unterschied- 
lichem Nachdruck, verfolgten Unterdrückung und Ausbeutung Chinas. Letzte- 
res konnte erst nach der Revolution und der weitgehenden Abkopplung vom 
kapitalistischen Weltmarkt einen Prozess nachholender Industrialisierung unter 
staatssozialistischen Produktionsverhältnissen durchlaufen (Li 2008: Kap. 2). 
Im Gegensatz zu Deutschland und Japan, die nach dem Zweiten Weltkrieg ei- 
nen neuen Proletarisierungsschub samt der damit verbundenen kapitalisti- 
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schen Landnahme durchliefen, hatte in China der Staatssozialismus die Agrar- 
bevölkerung bereits vollständig proletarisiert bzw. im Zuge der Industrialisie- 
rung eine industrielle Arbeiterklasse geschaffen. Die Staats- und Parteibürokra- 
tie hat allerdings nicht nur Arbeiterklassen in Stadt und Land geschaffen, son- 
dern auch deren kapitalistischen Totengräber. Einführung eines Arbeitsmarktes 
mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen, Marktbeziehungen zwischen den 
Betrieben, die zunächst noch im Staatsbesitz blieben, Förderung lokaler, eben- 
falls durch Marktbeziehungen miteinander verbundener Privatunternehmen 
neben den großen Staatskonzernen sowie die, allerdings begrenzte und unter 
staatlicher Aufsicht erfolgende Öffnung für Auslandsinvestitionen schufen in 
den 1980er Jahren das Ferment, aus dem sich in den 1990er, mit dem Über- 
gang zu massiven Privatisierungen, eine heimische Kapitalistenklasse heraus- 
bilden konnte (Hart-Landsberg/Burkett 2005: Kap. 2). Diese rekrutierte sich 
vornehmlich aus dem Staats- und Parteiapparat. Im Geiste des staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus erzogen, kannten die neuen Kapitalisten alle Kniffe, 
mit denen sich der Staatsapparat vor den Karren privater Kapitalakkumulation 
spannen lässt und knüpften zu diesem Zweck auch eifrig Auslandskontakte. 
Dabei kamen ihnen neben der Öffnung für ausländisches Kapital und der 
damit verbundenen Etablierung von Sonderwirtschaftszonen die 1997 erfolgte 
Integration Hongkongs, das seither eine zentrale Drehscheibe für Chinas in- 
ternationale Waren- und Kapitalströme geworden ist, sowie die über den ge- 
samten pazifischen Raum ausgedehnten Geschäftsnetzwerke der Auslandschi- 
nesen zugute (Katzenstein 2005: 60-69). 

Entscheidend für die kapitalistische Landnahme in China, welche die neue 
chinesische Bourgeoisie, erhebliche Teile Staats- und Parteiapparates sowie aus- 
ländisches Kapital gemeinschaftlich begonnen haben, war die Umwandlung 
der staatssozialistischen Arbeiterklassen, deren soziale Sicherung in der Stadt 
vom Betrieb und auf dem Lande vom Zugang zum Land abhing, in ein kapi- 
talistisches, einzig vom Verkauf seiner Arbeitskraft abhängiges Proletariat (Li 
2008: 60-69). Erreicht wurde dieses Ziel indirekt durch die soziale Polarisie- 
rung, die Marktwirtschaft und Privatisierung auf dem Lande hervorgerufen 
hatte und zu massiver Landflucht führte. Dazu kamen Entlassungen in den 
privatisierten Industriebetrieben. Angesichts der schieren Größe des so ge- 
schaffenen neuen Proletariats (Lee 2007), schien das Angebot billiger Arbeits- 
kraft nahezu unerschöpflich. Seit den 1980er Jahren und noch einmal ver- 
stärkt seit den frühen 2000er Jahren sind die gesamtwirtschaftlichen Lohn- 
und Konsumquoten rückläufig (Guo 2010; Li 2008: 88). Exporte und Investi- 
tionen wurden daher zu den entscheidenden Nachfragequellen, aus denen sich 
der Akkumulationsprozess in China speiste. Daran hat auch die Krise 2008/09 
nichts geändert. Auf diese reagierte die chinesische Regierung zwar mit einem 
massiven Ausgabenprogramm, durchaus vergleichbar dem kurzfristigen Inter- 
ventionismus der deutschen und japanischen Regierungen in den 1970er Jah- 
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ren, gab diese Orientierung auf den Binnenmarkt aber schon 2010 zugunsten 
der Förderung von Exporten und privaten Investitionen wieder auf (IMF 
2010b). 

Lohnsteigerungen, wie sie im Zuge der inneren Landnahme in Deutschland 
und Japan eintraten, galten angesichts eines scheinbar unbegrenzten Arbeits- 
angebotes als nahezu ausgeschlossen (Glyn 2006: 93), die Basis exportorien- 
tierten Wachstums als gesichert. In der ersten Phase der Landnahme konnten 
die neuen Privatindustrien, so wie es auch in Japan vorübergehend der Fall 
war, von der Beschäftigung eines Halbproletariats profitieren, dessen Repro- 
duktion noch teilweise über den Zugang zu Land und Subsistenzproduktion 
gesichert wurde. Dieser, das Lohnniveau niedrig haltende Faktor verliert ange- 
sichts der raschen Durchkapitalisierung der Landwirtschaft aber bereits an Be- 
deutung und könnte in naher Zukunft zu steigenden Reproduktionskosten 
führen (Andreas 2008; Economist 2010). Darüber hinaus verursachen die im 
Zuge der chinesischen Prosperität steigenden Rohstoffpreise Kostensteigerun- 
gen, von denen China stärker als die kapitalistischen Zentren betroffen ist, 
weil der Aufbau exportorientierter Fertigungsindustrien mit einem hohen In- 
vestitionsanteil energieintensiver Grundstoffindustrien einhergeht (O’Hara 
2006). Schließlich haben die USA seit der Krise 2008/09 verstärkt Druck auf 
China ausgeübt, die Binnennachfrage dauerhaft zu stärken und den Renminbi 
aufzuwerten, um auf diese Weise zu einer Entlastung ihrer Handelsbilanz bei- 
zutragen. Die seither erfolgte Aufwertung war allerdings viel zu schwach, um 
die chinesischen Ausfuhren zu senken bzw. amerikanische Exporte nach Chi- 
na zu fördern. 

In den 1970er Jahren waren Deutschland und Japan in einer ähnlichen Situa- 
tion. Auf steigende Rohstoffpreise, die Aussicht auf höhere Löhne und außen- 
politischen Druck in Richtung Aufwertung und Stimulierung der Binnennach- 
frage reagierten sie mit kurzfristigen Ausgabenprogrammen und setzten seit 
den 1980er Jahren, als sie eine Aufwertung von Mark bzw. Yen nicht mehr 
verhindern konnten, verstärkt auf ausländische Direktinvestitionen, um ihre 
Exportindustrien mit billigen Vorleistungen zu versorgen. Ein Teil dieser In- 
vestitionen floss bzw. fließt nach China, das unter den wachstumsstarken 
Ländern des Südens der mit Abstand größte Empfänger ausländischer Direkt- 
investitionen ist (UNCTAD 2009, 247-253). Angesichts sehr hoher Ersparnisse 
sind Kapitalimporte zur Investitionsfinanzierung nicht erforderlich, werden 
von der chinesischen Führung mit dem Ziel des Technologieimportes aber ge- 
fördert. Als Folge dieser Orientierung hat die Abhängigkeit Chinas von im- 
portierten und weiterhin von ausländischen Konzernen kontrollierten Techno- 
logien seit Beginn der 1990er Jahre zugenommen (Hart-Landsberg/Burkett 2006). 
Dadurch ist es zur Integration Chinas in internationale Wertschöpfungsketten 
gekommen, in denen China sehr stark auf die Rolle arbeitsintensiver Endmon- 
tage festgelegt ist. Zwar hat die chinesische Regierung in einigen Wirtschafts- 
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bereichen auch die Herausbildung nationaler Champions gefördert, die mitt- 
lerweile auch selbst Auslandsinvestitionen tätigen, die gesamtwirtschaftliche 
Bedeutung der betreffenden Unternehmen ist allerdings gering. Chinas Aus- 
landsinvestitionen dienen vornehmlich der Versorgung mit Rohstoffen und 
treten damit in unmittelbare Konkurrenz zu entsprechenden Investitionen aus 
den kapitalistischen Zentren (Cheru/Obi 2010; Ciccantell 2009). Mit Blick 
auf Chinas Kapitalimporte ist festzustellen, dass das Land sehr viel stärker von 
ausländischen Direktinvestitionen und der damit verbundenen Kontrolle über 
den Wertschöpfungsprozess durchdrungen ist als dies in Deutschland oder Ja- 
pan jemals der Fall war (Hart-Landsberg/Burkett 2005: 117). 

Angesichts des großen Einflusses ausländischen Kapitals ist Chinas neue 
Bourgeoisie eher an einer Fortsetzung seiner internationalen Wirtschaftsbezie- 
hungen als einem Schwenk in Richtung binnenmarktorientierter Akkumulati- 
on interessiert (Ho-fung 2009). Nicht nur mit Blick auf den Warenexport, 
sondern auch hinsichtlich Währungsreserven und Dollar-Guthaben chinesi- 
scher Vermögensbesitzer besteht ein Interesse an einem relativ starken Dollar. 
Nennenswerte Renminbi-Aufwertungen, die mit einer Binnenorientierung ver- 
bunden wären, stehen im Widerspruch zu diesen Interessen und einer Bedeu- 
tungszunahme des Renminbi als internationale Reservewährung auf absehbare 
Zeit im Wege (Bowles, Wang 2008). Angesichts dieser Interessenlage und Chi- 
nas gegenwärtiger Form der Einbindung in den Weltmarkt befindet sich das 
Land in einer Situation, die aus Deutschland und Japan bestens bekannt ist: 
Einerseits fortdauernde Abhängigkeit von der Entwicklung des Weltmarktes 
und andererseits wiederkehrende Konflikte mit den USA als hegemonialem 
Spieler auf diesem Markt. 

Seit Ende des Zweiten Weltkriegs strebten die USA nach Hegemonie durch 
Integration. Statt andere Mächten von ihren Märkten abzuschneiden, suchten 
sie deren Einbindung. Unter Führung der USA wurden nicht-kapitalistische 
Milieus auf eigenem und fremdem Territorium als neue Märkte in den Kreis- 
lauf kapitalistischer Akkumulation einbezogen. Selbstverständlich hat diese 
Expansion die Konkurrenz zwischen Unternehmen und Staaten nicht aufge- 
hoben. Sofern sich die Bourgeoisien einzelner Länder besonders erfolgreich 
erwiesen, wie Deutschland und Japan während der Nachkriegsprosperität und 
China während der jüngsten Phase einer Akkumulation durch Enteignung, 
wurde über die Ablösung der USA durch eine neue Hegemonialmacht speku- 
liert. Die herrschenden Klassen der exportorientierten Länder versuchten zwar, 
entsprechende Debatten zur Verbesserung ihrer Position gegenüber der Hege- 
monialmacht USA zu nutzen, haben aber bislang keine Versuche unternom- 
men, ein gegenhegemoniales Modell zu schaffen. Ihre Rechnung geht wohl 
dahin, dass sie unter Führung der USA bessere Geschäfte machen als im 
Kampf um eigene Weltherrschaft. Insofern scheint sich Kautskys Vision eines 
Ultraimperialismus (Kautsky 1914) nach 1945 durchgesetzt zu haben. 
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Gefahren drohen diesem Modell nicht durch die hegemonialen Ambitionen 
exportorientierter Aufsteiger, sondern eher durch die Verlangsamung der Ak- 
kumulationsdynamik gegenüber der Nachkriegsprosperität, mit und während 
der die USA ihren Führungsanspruch durchsetzen konnten. Zwar gelang es 
ihnen auch danach, dem Kapital neue Anlagefelder und Absatzmärkte zu er- 
schließen, das Verhältnis zwischen rentablen Investitionsmöglichkeiten und 
anlagesuchendem Kapital hat sich dennoch kontinuierlich verschlechtert. 
Darüber sollte auch das gegenwärtige Wachstum in China nicht hinwegtäu- 
schen, denn erstens vergrößert dieses Wachstum den Umfang anlagesuchenden 
Kapitals noch weiter und zweitens gibt es in anderen Teilen der Welt dauer- 
hafte Überkapazitäten und einen Überhang an Finanzvermögen, der auch 
durch die jüngste große Krise nicht abgebaut wurde. In einer Serie kleinerer 
Finanz-, Währungs- und allgemeiner Wirtschaftskrisen bricht sich bereits seit 
den 1980er Jahren eine Stagnationstendenz Bahn, die weniger die US- 
Hegemonie als die ökonomischen Grundlagen des globalen Kapitalismus be- 
droht. Ein Zusammenbruch der kapitalistischen Produktionsweise ist selbst- 
verständlich auch von noch so häufigen oder vollständigen Zusammenbrü- 
chen der kapitalistischen Produktions- und Zirkulationsprozesse nicht zu er- 
warten. Überwunden werden können kapitalistische Krise und US-Hegemonie 
bestenfalls durch die politische Aktion der subalternen Klassen in allen am 
Weltmarkt teilnehmenden Ländern (Gindin 2004), Chinas neue Herrscher 
sind zur Krisenüberwindung nicht fähig und an einem Ende der US- 
Hegemonie, unter deren Schutz sie sich so prächtig entwickelt haben, nicht 
interessiert. 
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Chinas Abgang von der Weltbühne 


Vom 11. bis zum 18. Jh. verfügte China über die größte Flotte der Welt und 
war dem Westen wirtschaftlich und technisch weit überlegen. Unter dem 
Ming-Kaiser Yongle setzte es auch zu groß angelegten maritimen Unterneh- 
mungen in asiatischen Gewässern und dem Indischen Ozean an. Die Reisen 
waren eine Meisterleistung der zeitgenössischen Seefahrt. Sie dienten weder der 
geographischen Neugier noch der Eroberung oder dem Handel; sie sollten 
vielmehr das bewährte diplomatisch gestützte Tributsystem des Reichs der 
Mitte mit den umliegenden Ländern ausdehnen. Nach dem Tod des Kaisers 
wurden sie vollkommen eingestellt. Sie galten insbesondere der konfuziani- 
schen Hofbürokratie, die sich gegen die innovative Eunuchenfraktion durch- 
setzte, als überflüssig und zu kostspielig. Die Entdeckungsreisen wurden nie- 
mals auch nur annähernd wieder aufgenommen - ein Faktum, das noch 
schwerwiegende Folgen in der neueren Geschichte des Landes zeitigen sollte. 
Über 350 Jahre nach diesen Geschehnissen bildete China die stärkste Wirt- 
schaftsnation der Erde mit dem höchsten Pro-Kopf-Einkommen (ähnlich In- 
dien). Auf das Kaiserreich entfiel ein Viertel der Weltproduktion (heute 7 %). 
Unter der mandschurischen Qing-Dynastie (1644-1911) erreichte China in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts seinen historischen Höhepunkt, ökono- 
misch, politisch und kulturell. Der Staat wies - bei milder Besteuerung - be- 
trächtliche Budgetüberschüsse auf. Die Bevölkerung erfreute sich eines bei- 
spiellosen Wohlstands. Neben der Blüte der Agrarökonomie (auch von quasi- 
industriellen Kulturen etwa von Baumwolle, Tee und Zuckerrohr) war dies ei- 
nem anwachsenden Handwerk und dem Binnen- sowie dem Außenhandel ge- 
schuldet. Textilmanufakturen, Bergbau und Landwirtschaft erlebten einen gro- 
ßen Aufschwung. Die reichen Kaufleute agierten ın regelrechten Dynastien. 
Das Land besaß vielfältige und blühende Städte, die größten der Welt. Erste 
wechselseitige Kontakte zu Europa mit wissenschaftlichem und kulturellem 
Transfer entwickelten sich. So schien China mit dem Westen Schritt halten 
und ihm auf gleicher Augenhöhe begegnen zu können. 

Dies sind unabweisbare historische Tatsachen. Auf einem ganz anderen Blatt 
steht die Frage, warum China ab 1800 gegenüber dem Westen und Japan im- 
mer mehr ins Hintertreffen geriet. Die „California School“ (u.a. Kenneth Po- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 161, 40. Jg., 2010, Nr. 4, 525-542 


526 Gerhard Armanski 


meranz) vertritt vehement die These vom Gleichstand, ja der Überlegenheit 
Chinas in der anhebenden industriellen Revolution. Sie kann allerdings nicht 
schlüssig begründen, warum sich jene nicht in der nachfolgenden Entwicklung 
auszahlte (Brenner 2002: passim). Ich vertrete demgegenüber hier die These, 
dass China weder zum Ausbeutungs- und Reichtumsapparat der kapitalisti- 
schen Industrie noch dementsprechend zu einer sozial und politisch führen- 
den bürgerlichen Klasse fand und daher zurückfallen musste. Mehr noch war 
es genau dieser Umstand, der es zum Spielball imperialistischer Interessen und 
heftiger innerer Widersprüche werden ließ. Diesen Mangel an gesellschaftlicher 
Leitung und Koordination konnte erst die Kommunistische Partei wettma- 
chen. Sie fungiert gewissermaßen als Agent einer nachholenden industriellen 
Entwicklung. Genau das stand auch der frühen KPdSU vor Augen („primäre 
sozialistische Akkumulaton“), die daran jedoch scheiterte. 


Das goldene Zeitalter 


„Um 1800 war die Bevölkerung Chinas besser ernährt, gekleidet und unterge- 
bracht und profitierte von einem vielseitigeren Wirtschaftsleben als die Men- 
schen in anderen Gebieten Asiens oder in vielen Teilen Europas.“ (Dabbring- 
haus 2006: 45) China wies einen deutlichen Vorsprung auf. Das Reich umfass- 
te damals knapp 12 Millionen Quadratkilometer. „In dieser Epoche war Chi- 
na der größte und reichste Staat der Welt.“ (Gernet 1979: 382) 1741 zählte das 
Land 143 Millionen Einwohner (nach neueren Angaben ca. 280), achtzig Jahre 
später 360 Millionen. China war damals weder arm noch unterentwickelt. Sei- 
ne institutionellen Arrangements hielten jedem Vergleich mit dem Westen 
stand. Allerdings gibt es keine direkte Korrelation zwischen Wohlstand, good 
governance und industrieller Entwicklung. „Die chinesische Landwirtschaft 
war sehr produktiv. Pro Hektar warf sie vor allem auf bewässerten Feldern 
mehr Nahrungsmittel ab als die englische Landwirtschaft. Verschiedene be- 
sonders marktgängige Produkte für (cash crops) wurden intensiv kultiviert. Die 
Industrie war nicht weniger entwickelt als in England und der ausgedehnte 
Handel war effizient organisiert.“ (Vries 2003: 20) Einen internationalen Ver- 
gleich brauchte das Reich der Mitte damals keineswegs zu scheuen, weder 
kommerziell noch technologisch. Nicht nur war die Liste der technischen Er- 
findungen lang und beeindruckend, auch die naturwissenschaftliche Theorie 
hinkte in China derjenigen Europas nicht hinterher, führt Frank in Anlehnung 
an Needham aus (Frank 1998: 193). Sowohl in der Rüstungstechnik wie im 
Schiffsbau könne von einer europäischen Überlegenheit im 18. Jh. nicht die 
Rede sein. Das gelte auch für den Überlandtransport. 

„China erreichte den Höhepunkt der unter vorindustriellen Bedingungen 
möglichen Entwicklung und hielt dann inne. Keine Kräfte in eine andere 
Richtung waren erkennbar, keine etwaigen Aufstiegsbewegungen wurden blo- 


Chinas Abgang von der Weltbühne 527 


ckiert“, resümiert Crone etwas verwundert (1989: 173). Pomeranz stellt nach 
einer vergleichenden Untersuchung der vor- bzw. protokapitalistischen Bedin- 
gungen in Westeuropa, besonders in England, fest: „Es scheint so, als wäre 
Westeuropa nach der Mitte des 18. Jahrhunderts weder einzigartig produktiv 
oder ökonomisch effizient gewesen (2000: 206). Vielmehr seien die soziöko- 
nomischen Prozesse dort und in China auf etwa dem gleichen Niveau verlau- 
fen. Trotz unterschiedlicher Kontexte habe die chinesische Landwirtschaft 
keineswegs hinterher gehinkt. Die Bauern seien ökonomisch freier und flexib- 
ler gewesen als im Westen. „Weder Lebensstandard noch aufgewendete Ar- 
beitskraft rechtfertigen es, ein ‚involutionäres’ China einem ‚fleißigen’ Europa 
gegenüber zu stellen.“ (Pomeranz 2000: 96) Dieses sei keineswegs bei allen 
ökonomischen Parametern vorne gelegen. Die chinesischen Fernhändler hät- 
ten der europäischen Konkurrenz gut standgehalten, bis diese militärische 
Gewalt anzuwenden begann. Insgesamt habe es weit mehr Ähnlichkeiten als 
Unterschiede zwischen den beiden Wirtschaftszonen gegeben. 

Aber der Frage, warum sich denn der Kapitalismus in Europa durchgesetzt 
habe, weicht auch Pomeranz aus und belässt es bei vagen Andeutungen auf 
neue Energiequellen und die Ressourcen der Neuen Welt. Verdienstvoll ist in- 
des, dass er dem wohlfeilen Vorurteil von einer strukturell-historischen Rück- 
ständigkeit Chinas nachdrücklich entgegentritt. Die „great divergence“ ist erst 
im 19. Jahrhundert unter nicht unerheblicher Mithilfe des westlichen (und ja- 
panischen) Imperialismus eingetreten. Man tut gut daran, sich vor einer 
Rückprojektion der dann eintretenden chinesischen Malaise auf das Jahrhun- 
dert davor oder gar noch weiter zurück zu hüten. Vielmehr kann dieses alle- 
mal als Folie des nachfolgenden Absturzes des Reichs der Mitte dienen. 

Die heutigen Kunstsammlungen in Peking oder Taipeh stammen ebenso aus 
der letzten chinesischen Blütezeit wie die Ausstattung fürstlicher Residenzen 
des europäischen Absolutismus - gehörte doch Porzellan neben Tee, Seide 
und Baumwolle zu den überall heiß begehrten chinesischen Exporten. Ande- 
rerseits kamen europäische Naturwissenschaft und Physik vermittels der Jesui- 
ten ins Kaiserreich. Die chinesische Bau- und Gartenkunst, Lackmalerei, Lite- 
ratur und Theater fanden im Westen hohe Aufmerksamkeit. Geistig, pflanzlich 
und technisch holte er sich viele Anregungen von dort. „Es war jenes lange 
Jahrhundert (bis ca. 1820, G.A.), in dem China sich in Europa höchster Wert- 
schätzung erfreute, wonach dann jedoch die Herabwürdigung Chinas gemein- 
sam mit ganz Asien begann.“ (Schmidt-Glintzer 2010: 118) Die Mission des 
Lords Macartney 1793 brachte das seither in Europa zirkulierende Bild eines 
rückständigen und zerfallenden Reiches mit. Auf die Zeit nach 1850 mag das 
zutreffen. Die „great divergence“ zum Westen begann erst dann. Das Klischee 
gepaart mit geringer Landeskenntnis transportiert dennoch subkutan die Fra- 
ge, warum sich denn dieser industrialisierte, China aber nicht. 

Denn ab dem Ende des 18. Jahrhunderts mehrten sich die Krisenanzeichen. 
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Die größte Ausdehnung des Reiches seit Beginn seiner Geschichte erwies sich 
zunehmend als Überdehnung. Insbesondere in seinen Randzonen nahmen chi- 
liastische, von Geheimgesellschaften wie der „Weißen-Lotos“-Sekte geschürte 
Aufstände zu. Starke Provinzregierungen schwächten die Zentralgewalt. Die 
europäischen Mächte formierten sich zäh und geschickt zum Angriff. Die East 
India Company hatte bereits 1715 eine Niederlassung in Kanton gegründet 
und weitete den von ihr monopolisierten Opiumhandel aus. Dieser sollte sich 
im 19. Jh. als Einfallstor der imperialistischen Interessen erweisen. Entschei- 
dend aber wurde das immer raschere Zurückbleiben Chinas gegenüber der 
westlichen (und später japanischen) industriellen Revolution. Die gelehrte 
Gentry erkannte durchaus die Zeichen der Zeit, etwa Verschwendung, Luxus 
und Korruption und zeigte sich mehr als in der Vergangenheit skeptisch, kri- 
tisch und reformerisch. Ehe das zum Tragen kam, versank das Reich der Mitte 
jedoch im Strudel seiner inneren Widersprüche und äußeren Eingriffe. 

Andre Gunder Frank wird nicht müde nachzuweisen, dass China bezüglich 
Bevölkerung, Produktion, Produktivität der Arbeit, Wettbewerbsfähigkeit, 
Handel und Wachstum im 18. Jahrhundert Weltspitze war. Der Westen habe 
das chronische Handelsbilanzdefizit nur mit (amerikanischem) Silber ausglei- 
chen können. Frank betont, dass für jene Zeit nicht von einer europäischen, 
sondern von einer asiatischen, insbesondere chinesischen Hegemonie im 
Welthandel auszugehen sei. Er spricht allerdings irreführend allgemein von 
„capital formation“ und vermag von seinem an die Marktsphäre gebundenen 
Standpunkt aus nicht zu erklären, warum das chinesische Geldkapital nicht 
ins industrielle Kapital umschlug. Die hierfür verantwortlichen Strukturmerk- 
male der chinesischen Gesellschaft und Ökonomie kommen ihm gar nicht 
erst in den Blick. Auch sein Begriff von Welthandel ist fragwürdig. Er fasst 
darunter nur den Warenaustausch im globalen Maßstab. Aus dieser auf Süd- 
ostasien fixierten Sicht zählt der ab dem späten Mittelalter anschwellende in- 
nereuropäische Handel z.B. zwischen den Niederlanden und England, eine der 
Keimquellen des Kapitalismus, nicht. Stattdessen zeichnet Frank das Bild eines 
Welthandels in konzentrischen Kreisen, in deren Zentrum China gestanden 
habe. Diese Struktur der internationalen Ökonomie stelle Kolumbus und des- 
sen Folgen weit in den Schatten. Aber genau diese sollten sich als geschichts- 
trächtig erweisen. 

Nur Eurozentriker könnten übersehen, führt Frank aus, dass Europas Handel 
mit und in Asien den Umfang des asiatischen Handels bis zur Zeit der franzö- 
sischen Revolution bei weitem nicht erreichte und in dieser Region marginal 
blieb. So wurden z.B. nur 15% der Gewürze und des Pfeffers nach Europa ex- 
portiert, die überwiegende Menge hingegen ging nach China. Von einer euro- 
päischen (d.h. portugiesischen und dann holländischen) Kontrolle oder gar 
partiellen Monopolisierung des asiatischen Handels könne keine Rede sein. 
Gleichwohl geistere noch immer die These von einer europäischen Überlegen- 
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heit durch die Literatur. Wer allerdings wie A.G. Frank auf die Zirkulations- 
sphäre fixiert ist und dem damit jegliches Kapital als einerlei gilt, der wird sei- 
ne Transformationsblockaden und mithin den Absturz Chinas im 19. Jh. 
nicht begreifen. Nicht die Produkten- und Handelsmasse ist ausschlaggebend, 
sondern welche gesellschaftliche und ökonomische Bedeutung sie hat. Es 
grenzt schon an Naivität zu behaupten, der Aufstieg Europas habe sich infol- 
ge des Aufspringens auf den asiatischen Zug vollzogen (Frank 1988: 277). 


Verfall und Angriff des Imperialismus 


Das Bild chinesischer Dominanz begann erst nach 1800 umzuschlagen. Ver- 
schiedene Berechnungen der Langzeitentwicklungen laufen auf ein Wendeda- 
tum zugunsten des Westens zwischen 1815 und 1825 hinaus. „Eine rasche 
ökonomische Veränderung erfolgte erst im frühen 19. Jahrhundert durch den 
Opiumhandel und dem damit einhergehenden Silberabfluss, was das gesamte 
ökonomische System destabilisierte.” (Frank 1998: 274) Die strukturellen 
Schwächen der chinesischen Ökonomie begannen sich mehr und mehr be- 
merkbar zu machen und öffneten dem Ausland erst die Tür - mit bis ins 20. 
Jh. reichenden Konsequenzen. Der wachsende Einfluss des westlichen Imperia- 
lismus im 19. Jahrhundert konnte sich jedenfalls nicht wie anderswo auf kolo- 
niale Pfeiler stützen (Klein 2009: 86f.). Er setzte zunächst und vor allem auf 
das Argument der Waffen. Indem die imperialistischen Staaten China gewalt- 
sam in ein fremd bestimmtes internationales Ordnungssystem eingliederten - 
ein vollkommenes Novum in seiner Geschichte, die Invasion der Mongolen 
eingeschlossen -, verletzten diese das nationale Selbstgefühl, ein Trauma, das 
bis heute nachwirkt. 

Der in der Geschichtswissenschaft geläufige Konsens geht dahin, dass China 
in der Qing-Zeit weder kapitalistisch war noch wurde. Die von innen oder au- 
ßen angestoßenen Ansätze dazu seien zertreten worden. Das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln habe sich ebenso wenig durchsetzen können wie 
ein unbeschränkt freier Markt. Regierung und Bürokratie hätten ständig in ihn 
interveniert und dem Eigentum und der Initiative der Privaten die Kandare 
angelegt. So habe sich eine „asiatische“ Produktionsweise herausgebildet, die 
sich mit dem „orientalischen Despotismus“ in eine unheilige Allianz begeben 
hätte. Es sei eine geschlossene, statische Gesellschaft gewesen, in der das Indi- 
viduum allein dem Staat gegenübergestanden habe. Da der weltneugierige mo- 
derne Mensch der Renaissance und Reformation gefehlt habe, blieben nur 
noch das Studium der altehrwürdigen Texte und die Kalligraphie. Wissen- 
schaft und Technologie hätten keine bedeutende Rolle gespielt. Soweit die all- 
gemeine Auffassung. Wir werden sehen, dass sie weder auf China noch auf 
den Vergleich mit Großbritannien zutrifft, obwohl cum grano salis einige rich- 
tige Beobachtungen darin stecken. 
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Bereits in der Blüte zeigten sich die ersten Spuren des Niedergangs. Zu Beginn 
des 18. Jahrhunderts bewegte sich die Produktivität der Landwirtschaft in etwa 
auf dem Niveau der fortgeschrittensten europäischen Gesellschaften, in man- 
chen Bereichen stand sie gar höher. Aber im Laufe des Jahrhunderts begann 
sich das Bild zu wandeln. China hatte das Maximum dessen erreicht, was mit 
traditionellen Produktionsmitteln möglich war, und zeigte zunehmend involu- 
tive Tendenzen. Der noch immer hohe Lebensstandard auf dem Land ver- 
dankte sich weniger der landwirtschaftlichen Arbeit und Technik als der ge- 
schickten Ressourcenkombination und der Ausdehnung des bebauten Landes. 
Die bäuerlichen Wirtschaften waren klein, ja winzig, und wurden in dörflicher 
Absprache bestellt. So etwas wie der britische große Grundbesitz bildete sich 
nur vereinzelt und allenfalls im Süden heraus. 

Die landwirtschaftlichen Produkte, z.B. Baumwolle, durchliefen verschiedene 
Fertigungsstufen vom Anbau bis zum Stoff, welche die Hersteller vermittels 
Agenten einander verkauften und nur zum geringen Teil auf den Markt brach- 
ten. Fin Verlagssystem wie im Europa der industriellen Revolution war unbe- 
kannt. Die gesellschaftliche Teilung der Arbeit funktionierte nicht zwischen 
den Haushalten, sondern innerhalb derselben und sie war im Übrigen weniger 
zementiert als in Europa. Auch die Manufakturproduktion, so groß sie auch 
sein mochte, unterlag dem Prinzip der Familienökonomie. Schließlich trug der 
Handel, vor allem der auswärtige, noch viele Züge des traditionellen Tributsys- 
tems; er stand unter der Aufsicht des Staates und entwickelte wenige kommer- 
zielle Korporationen. Am Ende des 19. Jahrhunderts trug er nur etwa 2 % 
zum Bruttoinlandprodukt bei. Der europäische Anteil daran war minimal; 
seine größte Bedeutung bestand darin, dass infolge der positiven chinesi- 
schen Handelsbilanz bis etwa 1820 Silber in großen Mengen ins Land floss. 
In China herrschte ein freier Binnenmarkt in einem Ausmaß, das dem Ideal 
von Adam Smith sehr nahe kam. Aber Kapitalismus entstand und entsteht 
daraus ebenso wenig im Selbstlauf wie durch den Volkswohlstand oder die 
Masse des umlaufenden oder angehäuften Geldes. 

All dies verdeutlicht, dass sich die Geldkapitalquellen in China als dürftig er- 
wiesen. Das allein reicht jedoch zur Erklärung der ausbleibenden industriellen 
Revolution nicht aus. Auch die Rede vom „orientalischen Despotismus“ hilft 
hier nicht weiter. Der Staat sah sich der konfuzianischen Ethik verpflichtet, 
wonach er nicht nur für die allgemeine Wohlfahrt Sorge zu tragen habe, son- 
dern auch zu einem niedrigen Steuersatz sowie ausgeglichenem Budget ver- 
pflichtet war. Es gab zunächst weder Staatschulden noch eine Nationalbank - 
wiederum ein fehlendes Glied in der Kette kapitalistischer Entwicklung. Auch 
aus seinen kolonialen Peripherien kamen kaum Einkünfte. Das meiste Geld 
gab der Staat für militärische Zwecke aus; seine Bürokratie indes fiel relativ zur 
Bevölkerungszahl weit geringer aus als in Großbritannien. Es gab weder ein 
formales Rechtssystem noch Anwälte. Die Regierung jedoch stand keineswegs 
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auf tönernen Füßen. Sie zehrte bis 1911 von einer ausgeprägten und unhinter- 
fragten Legitimität des himmlischen Kaiserthrons. Dieser sah seine Aufgabe 
darin, den traditionellen status quo zu garantieren. Fine entwicklungspoliti- 
sche Rolle des Staates war darin nicht vorgesehen. Sein Einfluss reichte immer 
weniger in die Provinzen, wo die lokale Bevölkerung neben den Steuern an 
den Zentralstaat noch das Zwei- bis Dreifache an Abgaben an Beamte und 
andere Machthaber zu entrichten hatte. 

Im 19. Jahrhundert verfiel das Regierungssystem zunehmend, Haushaltsdefizi- 
te, Staatsschulden, Korruption und Missmanagement traten auf bzw. nahmen 
zu. Das Transportsystem und die Getreidespeicher litten. Die Handelsbilanz 
rutschte ins Negative, Silber floss gegen Opium außer Landes, und das führte 
zu einer Währungskrise. Die Qing-Regierung war niemals despotisch oder gar 
totalitär gewesen; eher war sie paternalistisch mit zahlreichen korporatistischen 
Partnern und Cliquen. Insgesamt krankte sie nicht an zu viel, sondern an zu 
wenig Macht, was schließlich in den Quasiverlust der Souveränität an die Pro- 
vinzen und ans Ausland mündete. Die Bewegung zur „Selbststärkung“ erlahm- 
te alsbald. „Die Konfrontation mit den westlichen Imperialisten seit dem ers- 
ten Opiumkrieg intensivierte den bereits im Gang befindlichen Abschwung.“ 
(Vries 2003: 30) Deren ökonomischer Einfluss auf das Land blieb zunächst ge- 
ring, da sich erst wenig profitable Investitions- und Absatzmöglichkeiten bo- 
ten. Lediglich das Kreditgeschäft, der Eisenbahnbau und die Entwicklung der 
Hafen- und Küstenstädte erwiesen sich als Goldgruben. Auch Rohstoffe und 
Verkehrswege waren interessant - nicht aber die wenig vorhandene Industrie, 
die obendrein nicht durch Zölle geschützt wurde. Es gab außer den Manufak- 
turen lediglich einige prosperierende staatliche Unternehmen. Schließlich grif- 
fen ausländische Investoren auch in die Leichtindustrie und die Dienstleistun- 
gen ein. Der Mangel an einheimischem Geldkapital zwang China, den auslän- 
dischen Kapitalmarkt in Anspruch zu nehmen. Die westlichen und japani- 
schen Imperialisten mochten aus ihrer Sicht begründet daran zweifeln, ob 
denn China überhaupt je zu modernisieren sei. Damit hatten sie gar nicht so 
Unrecht. Denn das altehrwürdige System des Gleichgewichts und der Stabilität 
in Staat und Gesellschaft zeigte sich der Dynamik des kapitalistischen Welt- 
markts nicht gewachsen. 

Doch was hat das alles mit dem historischen Zurückbleiben Chinas zu tun? 
Wenn wir uns die Klassenstruktur ansehen, so war diese seit jeher durch Bau- 
ern, Handwerker und Händler gekennzeichnet. Die Grenzen zwischen ihnen 
verwischten sich im Lauf der Zeit. Kaufleute und Grundbesitzer wuchsen zu 
einer neuen Klasse heran. Status und Bildung (vor allem der gelehrten Staats- 
beamten) blieben aber bis zum Ende des kaiserlichen Chinas ausschlaggebend. 
In gewisser Weise war dessen Gesellschaft offener als die des Westens. Zahlrei- 
che funktionell differenzierte Vereinigungen und Verbände kennzeichneten sie. 
Aber sie brachte keine soziale Gruppe oder Klasse hervor, die eine fundamen- 
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tale, ja revolutionäre Umwälzung der Gesellschaft bewerkstelligen wollte und 
konnte. Die politische Klasse war daran nicht interessiert, das Kaufmanns- und 
noch mehr das Manufakturkapital erwiesen sich dafür als zu schwach. China 
war kein Trainingsplatz und erst recht kein Garten Eden für den Unternehmer 
westlichen Typs. Der schmale kapitalistische Sektor in China berührte weder 
den Charakter und den Vorrang der agrarischen Ökonomie noch die soziopo- 
litischen Beziehungen, die sie hervorbrachte. Es gelang ihm auch nie, den 
Staat für seine Interessen einzuspannen. Kapitalistisch wird man die Qing- 
Periode nicht nennen können, da sich die geringe Durchsetzung der Wert- 
und Warenform des Produkts in einer weitgehend ausbleibenden Proletarisie- 
rung und Kapitalakkumulation niederschlug. Die Basis einer kapitalistischen 
Produktionsweise war in China technisch unterentwickelt sowie weniger zent- 
ralisiert und konzentriert als in Europa. 

Der seiner Subsistenzmittel beraubte vogelfreie Proletarier ist die conditio sine 
qua non des Übergangs vom kommerziellen zum industriellen Kapitalismus, 
der auf Basis der Ausbeutung der Arbeitskraft kostenökonomisch produziert. 
Auffassungen wie die Crones (2007: 166), die den Kapitalismus auf eine via 
Markt operierende Warenökonomie inkl. Arbeitskraft reduzieren, halbieren 
ihn und können schon gar nicht erklären, wieso er in China keinen Durch- 
bruch erzielte. Eher wird man sagen können „dass alle nichteuropäischen 
Entwicklungspfade nur auf modifizierte Versionen derselben Gesellschaften 
hinausliefen und nicht auf den europäischen Typus“ (Crone 2007: 171), näm- 
lich den radikalen Umsturz der bisherigen Produktionsweise. Nicht nur stand 
das vorhandene Geldkapital in China, wie wir oben gesehen haben, keines- 
wegs auf dem Sprung in eine neue Seinsweise; auch die überwältigende Mehr- 
heit der Bevölkerung fuhr fort, ihre angereicherte agrarische Subsistenz zu füh- 
ren und sah keinerlei Anlass, sich in die neuen Produktionsmühlen zu bege- 
ben. Die chinesische Haushaltsökonomie wirkte der Entwicklung der Industrie 
und des Proletariats in großem Maßstab entgegen. Wie sollte man sich denn 
einen politisch gebundenen chinesischen Kaufmann, vom feinsinnigen Gelehr- 
ten-Beamten zu schweigen, als einschlägige historisch-ökonomische Figur eines 
modernen Kapitalisten vorstellen? Was Marx beschreibt: „Der ehemalige 
Geldbesitzer schreitet voran als Kapitalist, der Arbeitskraftbesitzer folgt ihm 
nach als sein Arbeiter; der eine bedeutungsvoll schmunzelnd und geschäftseif 
rig, der andere scheu, widerstrebsam, wie jemand, der seine eigne Haut zu 
Markt getragen und nun nichts anderes zu erwarten hat als die - Gerberei“ 
(MEW 23: 191) - das sollte den Chinesen vorerst erspart bleiben, allerdings 
auch die Springquellen gesellschaftlichen Reichtums via Mehrwertproduktion. 
Noch das China des 18. Jahrhunderts hatte unter den europäischen Gelehrten 
Aufsehen erregt. Leibniz etwa lobte die Gesetzestreue des weisen Herrschers 
Kangxi, Montesquieu holte sich Überlegungen für seine Staatstheorie, wäh- 
rend Hegel später schon die Kehrseite reflektierte; er hielt dafür, dass der chi- 
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nesische Despotismus in einer Gesellschaft aus Unfreien unumgänglich sei. 
Vielleicht erfuhr er vom sinkenden Stern des Reichs der Mitte. Die konfuzia- 
nisch-autoritäre Politik der herrschenden Klasse dankte jedoch weder sofort 
noch vollends ab. Erst in der Verfallsperiode des ‚aufgeklärten Absolutismus’, 
in welchem die Zusammenarbeit zwischen Kaiserhof und chinesischer Ober- 
schicht vermittels eines ausgeklügelten Korrespondenzsystems gut funktioniert 
hatte, führten die immer schärfer angezogene Steuerschraube, eine überzentra- 
lisierte Verwaltung und die grassierenden Durchstechereien zu Bauernaufstän- 
den und der Bildung gefährlicher Geheimbünde. Um 1860 begann die Epo- 
che, welche die chinesische Geschichtsschreibung als „Periode des nationalen 
Unglücks“ apostrophiert. Die (verflossene) Machtstellung bestimmte allerdings 
noch lange das herrschende politische Bewusstsein, auch und gerade gegen- 
über den Europäern. Gleichzeitig wuchs neben literarischen und literaturge- 
schichtlichen sowie geschichtsphilosophischen Werken eine wissenschaftliche 
und evolutionistisch-soziologische Absolutismuskritik an; ihre Vertreter waren 
Zeit- und Gesinnungsgenossen der europäischen Aufklärung. Sie verfiel indes 
einer „großen literarischen Inquisition“ (Gernet), wiederum zum Nachteil der 
weiteren Entwicklung, während Europa die ersten bürgerlichen Revolutionen 
erlebte. 

Einerseits fixierte man im 19. Jh. die herrschenden Zustände, andererseits un- 
tergruben Schmuggel und englischer Opiumimport die Sozialmoral des Lan- 
des. Die Krise der Staatsfinanzen, die endemische Korruption, das Abkippen 
der auf Silber gestützten Währung sowie des inländischen Kupfergeldes und 
der defizitäre Außenhandel taten ein Übriges, um die wirtschaftliche Rezession 
zu verstärken. Die missliche soziale Lage führte zu folgenreichen Erhebungen. 
Der dadurch beschleunigte Niedergang der Dynastie ging mit der Umklamme- 
rung des Reichs der Mitte durch den westlichen, insbesondere englischen Ka- 
pitalismus einher. 

Schon 1773 hatte die Ostindien-Kompanie Handel und Schmuggel mit indi- 
schem Opium für sich monopolisiert. Denn die europäische Handelsbilanz 
mit China war chronisch negativ. Edelmetalle flossen zum Ausgleich begehrter 
Importe von dort ins Land. Der ausländische Handel wuchs indes auch und 
besonders durch das Opium. Dessen Einfuhr nach China verzwanzigfachte 
sich zwischen 1729 und 1800 - und das war erst der Anfang. Das Rezept war 
einfach: Man produziere auf erobertem Land (Indien) die Droge direkt, ver- 
kaufe sie meistbietend und profitiere durch die Exportsteuern darauf. Gewalt 
war dort und in China der Türöffner dafür. Die europäische Kriegstechnik er- 
wies sich damals und in der Folge als weit überlegen. Schließlich führte das zu 
den nach dem Opium benannten Kriegen in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
und der daraus folgenden Zersetzung der einheimischen Macht. „Der 
Hauptgrund der failure dieses Markts scheint der Opiumhandel zu sein, auf 
den in der Tat aller Zuwachs im Exporthandel nach China sich beschränkt; 
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dann aber die innere ökonomische Organisation des Landes, seine minute 
agriculture [winzige Landwirtschaft]...“, schrieb Marx an Engels 1858, und füg- 
te bezüglich des abschließenden Vertrags zwischen England und China süffi- 
sant hinzu, er sei „a mockery from beginning to end“ (MEW 29: 361). Kein 
„mockery“ (Gespött) war jedoch, dass Großbritannien 1910 schließlich einen 
Handelsbilanzüberschuss im Verhältnis zu China aufwies. Das durch den 
Drogenhandel außer Landes gehende Silber bildete als Geldkapital eines der 
Triebräder der britischen Industrialisierung und Expansion im 19. Jh. 

Im Frieden zu Nanking 1842 nach dem ersten Opiumkrieg, mit dem das Sys- 
tem der „ungleichen Verträge“ begann, wurde das chinesische Handelsmono- 
pol aufgelöst, die Stationierung britischer Kanonenboote, rechtliche Exterrito- 
rialität von Ausländern und ein niedriger Importzoll festgelegt, Hongkong an 
die Engländer abgetreten, mehrere Freihäfen geöffnet, ausländische Konsuln 
und Missionare zugelassen und eine Entschädigung für das vernichtete Opium 
gezahlt. Die kantonesische Kaufmannsvereinigung als Konkurrent wurde ab- 
gewickelt. Vor allem in Südchina verelendeten breite mit der Seefahrt verbun- 
dene Schichten. Abermals verstärkte sich der europäische Eindruck einer un- 
fähigen und niedergehenden Herrschaft in China. Der Zusatzvertrag von 1843 
gewährte den Briten weitere exterritoriale Rechte und die Meistbegünstigungs- 
klausel (später auch für andere europäische Mächte). So waren die ersten Bre- 
schen für den wachsenden europäischen Einfluss geschlagen. Nach dem zwei- 
ten Opiumkrieg (1856-60) wurde das System der ausländischen Privilegien er- 
heblich ausgebaut und der Opiumhandel legalisiert: „damit war die Grundlage 
für rund ein Jahrhundert imperialistischer Aggression mit all ihren Folgen ge- 
legt“ (Klein 2009: 36). 

Das kaiserliche Seezollamt mutierte zur sino-ausländischen Behörde. Als weite- 
res Fanal mag gelten, dass der Sommerpalast Kangxis 1860 von französischen 
Truppen geplündert und von englischen nieder gebrannt wurde. Nach den ers- 
ten Anzeichen einer kolonialistischen Politik verschärfte sich diese mit dem 
industriellen Aufstieg des Westens. In den Jahren von 1857 bis 1860 griff die- 
ser in der Periode des innenpolitisch angeschlagenen Reiches erneut ein. Die 
herrschende Klasse Chinas war umso mehr zu Kompromissen gezwungen, als 
sie für ihre eigenen wirtschaftlichen Aspirationen dringend europäischen Kapi- 
tals und Ingenieurwesens bedurfte. Das „blaue China“ der westlich beeinfluss- 
ten Küstenregionen und das „gelbe China“ des Binnenlandes kontrastierten 
merklich miteinander. Von den „Treaty Ports“ ging ein landesweiter Prozess 
der Kommerzialisierung aus. Ab 1870 verschärfte sich der ausländische Druck, 
während in China Traditionalisten und Modernisten miteinander rangen. Re- 
formkonzepten wie den japanischen hing immer nur eine Minderheit der herr- 
schenden Klasse an. 
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Absturz Chinas und Triumph des Westens 


Schon der erste Zusammenstoß mit einer europäischen Macht (England) im 
Opiumkrieg endete für das Land militärisch und politisch demütigend. Die 
chinesische Geschichtsschreibung bezeichnet diesen Krieg als Scheidelinie zwi- 
schen „alter Geschichte“ (gudaishi) und „neuerer Geschichte“ (jindaishi). „Mit 
der Entblößung seiner militärischen Schwäche trat China in ein katastrophales 
Jahrhundert ausländischer Aggression, innerer Unordnung und des Bürgerkrie- 
ges ein.“ (Pomeranz/Topik 1999: 103) Um 1900 soll es ca. 40 Millionen Opi- 
umsüchtige gegeben haben. Im Inneren brachen Hungerrevolten und schließ- 
lich der Taiping-Aufstand, die bis dahin größte gesellschaftspolitische Explosi- 
on der chinesischen Geschichte, los. Jener war durch Geheimgesellschaften 
vorbereitet worden und von einem „mystischen Egalitarismus“ (Gernet 1979: 
459) und theokratischen Kommunismus gespeist. 600 Städte wurden zerstört, 
etwa 20 Millionen Menschen kamen um, die Wirtschaft erlitt schwere Schä- 
den. Ein modernistisches Reformprojekt nach europäisch-amerikanischen 
Muster kam nicht mehr zum Tragen. Den Qing, unterstützt von westlichen 
Söldnertruppen, gelang es schließlich, den Aufstand blutig zu beenden. Infolge 
der Erhebung sowie anderer Aufstände, die teilweise von Türken, Russen und 
Engländern unterstützt wurden, sanken die Steuereinnahmen und brach das 
Transportwesen zusammen, wie überhaupt die zentralstaatliche Kontrolle sich 
verminderte. Das Qing-Reich wäre beinahe unter diesen Belastungen zusam- 
men gebrochen. Nun konnte die Landwirtschaft wieder reorganisiert werden, 
freilich unter der Ägide der Großgrundbesitzer. Die Ressourcen dafür bezog 
sie aus den Abgaben auf Handel und Handwerk, die deren Position gegenüber 
der ausländischen Konkurrenz schwächte. Nach der Rebellion machte sich un- 
ter der neu zusammen gesetzten herrschenden Klasse eine politische Orthodo- 
xie breit, die das Verhalten gegenüber den westlichen Unternehmungen und 
Neuheiten prägte. Bei der Modernisierung der Streitkräfte und der Kriegsin- 
dustrie wendete man sich allerdings Europa zu. Die prowestlichen führenden 
Männer bildeten jedoch eine Minderheit. Ihnen standen xenophobische Ten- 
denzen vor allem in Nordchina gegenüber. Die Kaiser lavierten zwischen den 
beiden Parteiungen. Die Vergangenheit wog die modernen Neuerungen auf. 

Es ist jedoch nicht so, dass China in technischer Hinsicht dem Westen unter- 
legen gewesen wäre. Waffenfabriken, Werften und Werke hielten einem Ver- 
gleich durchaus Stand. Die europäischen wissenschaftlichen Fortschritte wur- 
den vielfach übernommen. Die Liste der einschlägigen chinesischen Adaptio- 
nen bis zum Ende des 19. Jahrhunderts ist lang. Dass sich gleichwohl diese 
Ansätze einer Industrialisierung (allerdings vorwiegend auf den Rüstungssektor 
beschränkt) nicht durchsetzten, verdankte sich sowohl der ökonomisch- 
politischen Erstarrung wie dem Druck des Imperialismus. „Mit wenigen Aus- 
nahmen...war das 19. Jahrhundert eine Epoche der Desintegration autochtho- 
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ner Strukturen. Das Vordringen der europäischen Kolonialmächte war glei- 
chermaßen Folge wie Ursache dieser Entwicklungen.“ (Osterhammel 1994: 22) 
Die Intervalle, die China zur Modernisierung noch blieben, waren kurz und 
wurden von diesen Tendenzen untergraben. Innovative einheimische Kapitalis- 
ten gab es nur in geringem Ausmaß. Zwar hatten vor allem Kaufleute beträcht- 
liche Vermögen angehäuft, aber sie speisten sie nicht in einen (nicht vorhan- 
denen) Verwertungsprozess in der Produktion ein. Das Geldkapital griff nicht 
über sich hinaus. „Solange das Handelskapital den Produktenaustausch un- 
entwickelter Gemeinschaften vermittelt, erscheint der kommerzielle Profit 
nicht nur als Übervorteilung und Prellerei, sondern entspringt großenteils aus 
ihr.“ (MEW 25, 343). In der chinesischen Tradition ging es indes bei Geschäf- 
ten weniger um Profit als um sozialmoralische Anerkennung, obgleich sich 
das durchaus wechselseitig bedingen konnte. Der Westen wiederum machte 
sich über das ritualisierte chinesische Handelssystem lustig. Er hielt dafür, dass 
es in der menschlichen Natur liege, nach Gewinn zu streben. Wenn China 
sich diesem Impuls widersetze, dürfe es mit Recht aufgebrochen werden. 
Tatsächlich gab es weder genügend einheimische Kapitalinvestitionen noch 
chinesische Techniker. Der Staat schützte die aufkeimenden Unternehmen 
nicht, sondern behinderte sie. Die Angriffe, Forderungen und Privilegien der 
westlichen Mächte und Händler zersetzten obendrein die ohnehin zögerlichen 
einheimischen Bemühungen. Das Land wurde zu einer Art internationaler Ko- 
lonie. Ob dies die Hauptursache der zunehmenden Rückständigkeit war, ist 
umstritten; erheblich zu dieser Rückständigkeit beigetragen hat dieser Zustand 
auf jeden Fall. Die Zentralregierung war brüchig geworden und plagte das 
Land mit einer ineffizienten Bürokratie. Diese stellte sich zusammen mit der 
Gentry jeden Ansätzen kapitalistischen Wirtschaftens (Maddison 2007: 160) 
und überhaupt allen Neuerungen entgegen; von ihnen wie Japan zu lernen, 
kam gleich gar nicht in Frage. Für die chinesische Gesellschaft konnte generell 
und vor allem ab 1800 gelten, dass sie weit weniger über den Westen wusste 
als umgekehrt. Das ist nicht überraschend, da ja westliche Schiffe nach Asien 
gekommen waren und nicht chinesische nach Europa. Das riesige Reich der 
Mitte hatte nach seinem Selbstverständnis lange Zeit ausländischer Anregun- 
gen nicht bedurft. Allenfalls im Bereich der Naturwissenschaften gab es hier- 
von Ausnahmen. 

Wie konnte es zu diesem Niedergang kommen? Während China nach innen 
gekehrt blieb und eine statische Produktionsweise betrieb, durchlief der Wes- 
ten in der anbrechenden Moderne zwei riesige Umwälzungen: geistig-kulturell 
die Aufklärung, wirtschaftlich und sozial die Industrielle Revolution, die sich 
im internationalen Machtantritt Frankreichs und dann Großbritanniens nie- 
derschlug. „Britannia rules the waves.“ Nun war die britische Flotte die größte 
der Welt. Während aus den oben erwähnten Gründen die chinesische Schiff 
fahrtstechnik stagnierte, entwickelte sich das Seefahrtswesen im Westen in ra- 
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santem Tempo. Die - aus chinesischer Sicht - „Barbaren“ entschieden eindeu- 
tig die erste Epoche der neuzeitlichen Globalisierung für sich. „1415 - 1825 
fand die erste überseeische Expansion Europas statt, die mit einem Zeitalter 
der Gewalt und des Merkantilismus in einem Namen zu nennen ist. Diese Ära 
‚koinzidierte” mit dem ‚Auftauchen’ erkennbarer Risse in den Bereichen von 
Arbeit, Produktivität und Lebensstandard zwischen Europa und den Völkern 
von Asien, Afrika und Südamerika. Diese berühmte Divergenz machte sich im 
19. Jahrhundert stark bemerkbar, bleibt omnipräsent und weitet sich bis heute 
aus.“ (O’Brien in Denzel 2009: 42) 

Maddison hat ein wachsendes Auseinanderklaffen des Bruttoinlandsprodukts 
sogar ab dem Jahr 1000 bis 1820 errechnet. Dahinter steckten nach seiner Un- 
tersuchung Arbeitsproduktivität, technologisches Niveau, internationaler 
Handel mit Gütern und Wissenstransfer als externe Faktoren. Intern veran- 
schlagt er die Befähigung eines Landes, fortgeschrittene Technologie anzuwen- 
den, wozu ein hoher Ausbildungsstandard sowie geeignete soziale und öko- 
nomische Faktoren gehören. All diese Merkmale waren in weiten Teilen Euro- 
pas und Nordamerikas zu finden, wesentlich weniger aber in Afrika, Latein- 
amerika und Asien. Nach Maddison (2007: 79ff.) sind auch ein wissenschaftli- 
cher Umgang mit der Natur, wohlausgestattete städtische Handelszentren, das 
Christentum - das außer der strikt monogamen und unauflöslichen Ehe 
und dem heraufkommenden Nationalstaat die überlieferten Loyalitäten ab- 
warf oder mindestens schwächte -, „das freundlich fragmentierte System eng 
miteinander verwandter Nationalstaaten“ (Maddison 2007: 81) sowie vor allem 
der gewaltige Fortschritt in Schiffbau und Navigation von Bedeutung. Man 
möge diese für den Westen vorgetragenen Argumente mit China vergleichen 
und merke die Unterschiede, die historisch wirksam wurden. In ein Schaubild 
gebracht, zeigen die Daten des BIP pro Kopf eine um 1500 beginnende leich- 
te Spreizung zugunsten Großbritanniens gegenüber China, um bis 1850 stetig 
anzusteigen und im folgenden Jahrhundert geradezu zu explodieren. 

Das Reich der Mitte schien in Opiumhöllen, einer anachronistisch geworde- 
nen und schwerfälligen Regierungsform sowie zunehmenden Übergriffen der 
Kolonialmächte (die USA kamen dazu und am Ende auch Deutschland) zu 
versinken. In Europa keimte die hochmütige Vorstellung auf, dass man da- 
durch China erst eigentlich in die Moderne katapultiere. Die ersten Kanonen- 
schüsse der britischen Schiffe auf dem Perlfluß leiteten für China und Ost- 
asien insgesamt eine völlig neue historische Epoche ein. Diese wurde nun zum 
Bestandteil europäischer Geschichte. Damit versanken auch die einzigartigen 
Hervorbringungen der chinesischen Geschichte. In der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts stieg die Überlegenheit des Westens z.B. in der Stahlproduktion, 
beim Kohleabbau, durch den Explosionsmotor und die Nutzung der Elektrizi- 
tät noch an. Der immer raschere technische Fortschritt konzentrierte sich dort 
und begann für China trotz aller Imitationen bedrohlich zu werden. Zusam- 
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men mit der furchtbaren Krise des Taiping-Aufstandes und des politischen 
Systems insgesamt verschärften sich die westlichen Interventionen, sodass ein 
Ende des Reiches greifbar erschien. „China hatte kaum die Zeit, die Mittel, die 
Ruhe und die Autonomie, die zu seiner Stärkung und zum wirksamen Kampf 
gegen den Ansturm der imperialistischen Länder nötig gewesen wären.“ (Ger- 
net 1979: 457). 

Nach den Opiumkriegen wurden die Eingriffe immer umfassender. Der westli- 
che Textilimport wurde von Zollgebühren befreit. Bei jedem Zwischenfall ver- 
langten die Europäer exorbitante Entschädigungen und weitere Privilegien, vor 
allem bei der Öffnung von Häfen. Längst bildeten sie exterritoriale Enklaven 
eigenen Rechts. Den Westmächten und Russland war vor allem am Zugang 
zum unerschöpflich scheinenden chinesischen Markt sowie territorialen Zu- 
gewinnen gelegen. Zwischen den traditionellen und ausländisch induzierten 
Sektoren der chinesischen Ökonomie in und um die Freihäfen tat sich eine 
wachsende Kluft auf. Die Landwirtschaft konzentrierte sich zunehmend auf 
cash crops für den westlich dominierten Weltmarkt. Vor allem britische und 
amerikanische Schifffahrtsgesellschaften rissen den Binnenhandel sowie den 
maritimen Handel an sich. In der chinesischen Elite sowie in der Bevölkerung 
insgesamt machten sich indes traditionalistische und ausländerfeindliche 
Strömungen breit. Das Zusammenspiel von inneren und äußeren Faktoren be- 
siegelte so das Schicksal des Landes bis in die 1930er Jahre. Die imperialisti- 
schen Mächte stritten um ein Land, das in sich tief zerrissen war. Es verlangte 
um den Preis verminderter nationaler Unabhängigkeit nach westlichen Kapita- 
lien, Technikern und Fachleuten. Diese Unabhängigkeit war spätestens am 
Ende des 19. Jahrhunderts verloren, und China trat in eine Epoche schwerer 
sozialer und politischer Erschütterungen ein. 


Endlose Kalamitäten und Neubeginn 


Der chinesisch-japanische Krieg von 1894/95 leitete den anscheinend endgül- 
tigen Niedergang ein. Die Selbststärkungsstrategie war offensichtlich geschei- 
tert und der Qing-Staat wurde zum Spielball der westlichen Großmächte und 
Japans. Nicht nur endete der Krieg mit einer verheerenden Niederlage Chinas, 
er kostete das Land auch riesige Entschädigungen und öffnete den territorialen 
Begierden der westlichen und der japanischen Imperialisten abermals Tür und 
Tor. Ausländisches Bank- und Industriekapital strömte ins Reich der Mitte 
und profitierte von den günstigen Geschäfts- und Ausbeutungsbedingungen. 
Die politische Klasse war zerrüttet. Institutionelle Reformen, die man auf den 
Weg zu bringen versuchte, blieben wegen der konservativen Kräfte alsbald ste- 
cken. Die ausländerfeindlichen Stimmungen, die der Kaiserhof in seiner Not 
stützte, mündeten im „Boxeraufstand“ von 1900, dessen schmähliches Ende 
zu demütigenden Friedensbedingungen und erneuter riesiger Kriegsentschädi- 
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gung, die das Land enorm belastete, führte. Der Wert der Silberwährung verfiel 
weiter, die Reparationen konnten nur durch ausländische Anleihen abgetragen 
werden, die Staatsschulden stiegen ins Unermessliche. Nicht nur Produkti- 
onsmittel, sondern zunehmend auch Konsumartikel mussten importiert wer- 
den. Die westliche Textilindustrie konkurrierte das einheimische Handwerk 
wie in Indien zum Teil nieder. Der Imperialismus griff über den Handel hin- 
aus nach Bergbaurechten, Fisenbahnkonzessionen (kurz vor dem ersten Welt- 
krieg befanden sich 90 % derselben in ausländischer Hand) und chinesischen 
Staatsanleihen. Das ausländische Kapital im Land verdoppelte sich zwischen 
1896 und 1914. Es unterstellte sich die chinesischen Staatseinnahmen. Gewinne 
wurden indes in die Heimatländer transferiert. Die Aufteilung des untergehenden 
Kaiserreichs in imperialistische Interessenszonen war im vollen Gang, blieb aber 
trotz einiger Ansätze territorialer Beherrschung weitgehend informell. 

Verschärft wurde die Lage durch ökologische Krisen sowie ausnehmend häufi- 
ge und heftige Naturkatastrophen, die Millionen von Menschen töteten. Chi- 
na wurde endgültig zu einem übervölkerten, armen und demoralisierten Land. 
Als paradigmatisch mag gelten, dass es Millionen von Arbeitskräften, „Kulis“, 
nach Südostasien und in die Neue Welt exportierte. Das war sicher nicht nur 
dem Imperialismus zuzuschreiben, sondern reflektierte auch eine seit 1800 
stagnierende sozialökonomisch-politische Entwicklung. Weder die schwache 
chinesische Bourgeoisie, die erst um 1900 in Industrie und Handel relevant 
war noch das unterentwickelte Proletariat (weniger als 1 % der Bevölkerung) 
oder die heterogene und ohnmächtige Intelligentsia hatten dem etwas entge- 
gen zu setzen. Die Arbeiterklasse unterlag einer scharfen Ausbeutung, wies a- 
ber eine starke Binnendifferenzierung auf, und entwickelte erst in den 20-er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts ein über Rudimente hinausgehendes po- 
litisches Bewusstsein. Sozialkritik war traditionell den Beamten und lokalen E- 
liten vorbehalten gewesen. Erst seit Ende des 19. Jahrhundertsentfaltete sich 
eine auf die Presse gestützte von der Obrigkeit unabhängige öffentliche Sphä- 
re. Die Klassenstruktur trug vor allem den Klotz einer riesigen und rückstän- 
digen Bauernschaft am Bein, die ca. 80 % der Bevölkerung ausmachte. Das 
Land war so herunter gekommen, dass seine Kernprovinzen vom Imperialis- 
mus nicht einmal als Kolonien begehrt wurden. Die Pseudoindustrialisierung 
konnte daran nichts ändern. 

Es ist daher aberwitzig, die republikanische Umwälzung von 1911/12 mit den 
bürgerlichen Revolutionen in England oder Frankreich zu vergleichen, zumal 
ihre liberale Phase (Hundert-Tage-Reformen) bald zu Ende war und ein indus- 
trielles oder finanzielles Unternehmertum nur in Ansätzen entstand. Tonange- 
bend war vielmehr die Kompradorenklasse, d.h. die mächtigen am Ausland o- 
rientierten Kaufleute, die an der inneren Entwicklung kaum interessiert war. 
An der Abhängigkeit Chinas, die zunehmend in allen gesellschaftlichen Berei- 
chen spürbar wurde, änderte sich nichts. Im Übrigen hatte nicht die periphere 
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chinesische Bürgerklasse das Sagen, sondern die regionalen Warlords. Chiang 
Kai-shek bereitete ihnen in den 1920-er Jahren zugunsten seines politisch- 
militärischen Regimes ein Ende. Währenddessen und vor allem mit der japani- 
schen Invasion ab 1937 entwickelten sich in Gestalt der kommunistischen 
Guerilla die ersten Keime einer Revolution, welche China erst eigentlich in die 
Moderne führen sollte. Das Land war zutiefst zerrüttet, ökonomisch am Bo- 
den und politisch vom Imperialismus gedemütigt. Bis 1945 musste es fünf Bür- 
gerkriege, die Dutzenden Millionen Menschen das Leben kostete, und fünf aus- 
ländische Interventionen über sich ergehen lassen. Es ist daher kein Wunder, 
dass das jetzige Regime vor dem Hintergrund dieser traumatisierenden Katastro- 
phen Sicherheitspolitik und Stabilität in ihrer Agenda hoch ansiedelt. Der daraus 
resultierende national(istisch)e Antimperialismus hat sich mittlerweile zu einer 
stark die eigene Souveränität betonenden internationalen Politik gewandelt. 

In der Zeit imperialistischer Vorherrschaft ist das (Vor)Urteil des bezopften 
rückständigen Chinesen, der menschlich und moralisch weit abgeschlagen sei, 
entstanden (was heute ins Gegenteil des homo faber umgeschlagen ist). So tra- 
ten die „Chinamen“ oder Kulis in Kolportageromanen als schwatzhaft, unter- 
würfig oder heimtückisch und feige auf. Umgekehrt zogen progressive Chine- 
sen erste denkerische Konsequenzen aus der Malaise. Sie erkannten die eigene 
Verblendung, Selbstüberschätzung und den daraus folgenden Stillstand als we- 
sentliche Momente des Niedergangs. In der Republik nach 1911 unter Sun 
Yat-sen gediehen politische Reformprojekte, die auf der Basis konfuzianischer 
Grundwerte die demokratische Volksbeteiligung und schließlich die Gleichbe- 
rechtigung aller Chinesen anstrebten. Sun Yat-sen wollte einen sozialdemokra- 
tischen Staat für das Wohl des Volkes. Chen Duxiu wiederum hoffte auf eine 
kommunistische Führung an der Spitze des (kleinen) Proletariats. Die KP des 
Landes wurde durch Stalin in eine Koalition mit der Kuomintang gezwungen 
und von dieser schließlich beim Massaker von Shanghai 1927 weitgehend 
hingemetzelt. So endeten alle Blütenträume an Verhältnissen, unter denen kei- 
ne Klasse existierte, die fortschrittlich und führend war; es blieb das politische 
Chaos der Warlords und der Kuomintang. Zusammen mit der japanischen 
Aggression und Okkupation bildete das die zweite Katastrophe der modernen 
chinesischen Geschichte. 

Das Bild änderte sich erst, als die erneuerte KP unter Mao Tse Tung die Büh- 
ne betrat. In einem weit reichenden Schritt brach er mit der marzistischen 
Doktrin von der Führungsrolle der Arbeiterklasse und setzte stattdessen auf 
die Bauernmassen, deren soziale Differenzierung er untersuchte und politisch 
wendete. In wechselvollen Kämpfen siegten die KP sowohl über die innenpoli- 
tischen Gegner wie die äußeren Angreifer. Der schier chronische Abstieg des 
Landes begann sich zu wenden. Der legitimierende Mythos der kommunisti- 
schen Revolution als Protagonist einer besseren und sozial gerechten Gesell- 
schaftsordnung strahlte bis in den patriotischen Idealismus hin aus. Die Über- 
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legungen zum Partisanenkrieg, zur Schaffung einer breiten Anhängerschaft so- 
wie zum Organisationsprinzip der „Massenlinie“ ermöglichten der KP die Bil- 
dung eines gefestigten Gegenstaats zur Kuomintang. Die alte Frage, wieso es 
ausgerechnet im agrarischen und rückständigen China zu einer kommunisti- 
schen Revolution kommen konnte, ist jedoch nicht ausgereizt. 

Wie das vor sich ging, mit welchen Erfolgen, aber auch schwer wiegenden und 
opferreichen Fehlern und Sackgassen, ist in diesem historischen Überblick 
nicht näher auszuführen. Immerhin stellt der kommunistischer Sympathien 
gewiss unverdächtige Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz das Zeugnis 
aus: „China ist einfach die ökonomische Erfolgsgeschichte schlechthin, vor al- 
lem wenn man an die vielen Menschen denkt, die der Wandel aus der Armut 
geholt hat.“ (Frankfurter Rundschau, 1.4.2007) Die KP hat sich mangels taug- 
licher anderer politischer oder Klassenkräfte als ideeller Gesamtgesellschafter 
heraus gestellt. Sie betreibt ihr Geschäft nicht schlecht, obgleich sie sich mit 
dem Kapitalismus eingelassen hat und dieser Kehrtwende unter Deng Xiao- 
ping einen steilen ökonomischen Aufschwung verdankt. Unter ihrer Ägide 
entwickeln sich die Produktivkräfte stürmisch - und es bleibt abzuwarten, in 
welchem Verhältnis sie zu den Produktions- und Politikverhältnissen stehen 
und was für Widersprüche aufgeworfen werden. Die KP „hat Marx jedenfalls 
insoweit richtig verstanden, als dass ein Sozialismus sich niemals auf Armut 
aufbauen kann, sondern die Entfesselung der Produktivkräfte voraussetzt“ 
(Geffken im Neuen Deutschland, 7./8.6.2008). Es ist der riskante Versuch, den 
Tiger zu reiten und dennoch einzuhegen. Die drängende Schubkraft kommt 
vom Erfordernis der nachholenden nationalen, demokratischen und industriel- 
len Entwicklung. Sie steht unter der Leitung von Regierung und KP, die genau 
das stellen, was China ab 1800 immer mehr zu fehlen begann, nämlich einen 
ideellen Gesamtgesellschafter. 

Die Partei ist für diese Rolle umso mehr prädestiniert, als sie über entschei- 
dende Legitimationsguthaben verfügt. Nicht nur war sie es, die das Land aus 
der schier aussichtslosen Lage von Bürgerkrieg und ausländischer Aggression 
heraus führte - wofür die Ikone Mao Tse Tung heute noch steht. Nach errati- 
schen und kostspieligen Verirrungen („Großer Sprung nach vorn“ und Kultur- 
revolution) ist die KP nun in den Kurs eines rasanten, wenn auch sehr unglei- 
chen Wachstums eingeschwenkt, der dem Volk einen (gemessen an den ver- 
gangenen Jahrzehnten unerhörten Wohlstand bringt. Schließlich tariert sie in- 
tern bislang erfolgreich die verschiedenen gesellschaftlichen Widersprüche in 
der ideologischen und praktischen Formation der „großen Harmonie“ aus. 
Auch das selbstbewusste Auftreten auf der internationalen Bühne gehört dazu. 
Niemand weiß, wie lange das währt. Aber gemessen am Elend der anderthalb 
Jahrhunderte nach 1800 stellt das „rote Mandarinat“ trotz aller Schattenseiten 
einen bedeutenden Schritt nach vorn dar. Es ist eine der vielen historischen 
Selbsterneuerungen des alten Reichs der Mitte. 
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Ngai-Ling Sum 


Die (Semi-)Peripherie ins Zentrum rücken 
Eine Kulturelle Politische Ökonomie der „BRIC” 
und der Fall China 


1. Einleitung 


Dieser Artikel analysiert aus der Perspektive der Kulturellen Politischen Öko- 
nomie die aktuellen Diskurse und Praxen, durch die eine Reihe von Staaten 
der (Semi-)Peripherie ins Zentrum des Weltsystems gerückt wurden. Die Ana- 
lyse konzentriert sich auf das Aufkommen von Diskursen über die BRIC- 
Ökonomien (Brasilien, Russland, Indien und China) und die Implikationen 
im Hinblick auf Machtverschiebungen im Weltsystem. Dazu wird zuerst der 
Ansatz der Kulturellen Politischen Ökonomie kurz vorgestellt. Er wird hier 
genutzt, um die diskursiven Praxen, die die kapitalistischen Beziehungen vor 
allem im Kontext der Sicherheits- und Finanzkrisen seit 2001 prägen, zu un- 
tersuchen. Im nächsten Abschnitt geht es dann um die Rolle (trans-)nationaler 
Akteure bei der diskursiven Herstellung, Aushandlung und Verbreitung der Fi- 
gur der ‚BRIC’ als einer neuen ökonomischen Kraft und Investitionsgelegen- 
heit. Dies betrifft internationale Investmentbanken, Investmentberater, Wirt- 
schaftsstrategen, internationale Organisationen, Think Tanks, nationale Regie- 
rungen und Medienunternehmen, etc. Ich argumentiere in diesem Zusam- 
menhang, dass sich drei einander überschneidende Phasen identifizieren las- 
sen, in denen unterschiedliche Narrative von ‚Hoffnung’ und ‚Stärke’ vermit- 
telt wurden: eine ‚Investoren Story’, eine ‚Investoren-Konsumenten Story’ und 
neuerdings eine ‚Investoren-Konsumenten-Kreditgeber Story’. In der aktuellen 
Phase wird vor allem betont, dass die BRIC-Ökonomien mittlerweile Kredite 
an den IWF sowie an nationale Regierungen und auf Aktienmärkten ın den G- 
7 Staaten vergeben. Im vierten Abschnitt wird untersucht, wie das Amalgam 
aus Diskursen und Praxen (die abhängig von wechselnden Umständen und 
sich verändernden Kräfteverhältnissen permanent neu verhandelt werden) 
Schritt für Schritt zu einer Sedimentierung und Naturalisierung der ‚BRIC’ als 
‚Gruppe’ geführt (z.B. im Rahmen der BRIC-Gipfel 2009 und 2010) und spezi- 
fische Verschiebungen der Machtverhältnisse in der globalen politischen Ö- 
konomie vermittelt hat. Insbesondere argumentiere ich, dass die (trans- 
nationale Privilegierung und Popularisierung der BRIC zu einer (neu-) Aus- 
richtung von Investitionsströmen und zur Neuformierung neoliberaler sozialer 
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Beziehungen beiträgt. Der fünfte Teil untersucht schließlich, inwiefern das 
Vertiefen der BRIC-Figur seit 2008 von unterschiedlichen krisenbezogenen 
Konjunkturpaketen der BRIC-Regierungen mitbestimmt wird. Ich konzentriere 
mich dabei insbesondere auf die Folgen des chinesischen vier Trillionen Yuan 
Pakets. Die Erhöhung der Kreditliquidität hat in China unter anderem erheb- 
lichen Einfluss auf die Nutzungsmodi von Boden und Immobilien, die nun 
vermehrt von lokalen Regierungen als Kreditsicherheit und als Einkommens- 
quelle eingesetzt werden. Dies führt zu steigenden Immobilien- und Grund- 
stückspreisen und zur Bildung potentieller ‚Eigentumsblasen’. Während einige 
gesellschaftliche Gruppen bzw. Akteure davon erheblich profitieren (z.B. 
staatseigene Banken, Bauunternehmen, lokale Regierungen), wirkt sich dieser 
Prozess auf andere sehr nachteilig aus (z.B. die Mittelklasse, migrantische Arbeı- 
ter und deren Kinder, etc.). Diese ungleichen Effekte illustriere ich kurz anhand 
einer beliebten chinesischen Fernsehserie Dwelling Narrowness (in der die neue 
soziale Ungleichheit popularisiert wird) sowie am Beispiel der Misere migranti- 
scher Kinder. Der Artikel endet mit einigen Überlegungen über den Ansatz der 
Kulturellen Politischen Ökonomie im Hinblick auf das Verständnis der BRIC 
und der Verschiebungen internationaler Machtverhältnisse in der aktuellen Krise. 


2. Eine Kulturelle Politische Ökonomie ökonomischer Denkfiguren 


Die Kulturelle Politische Ökonomie ist eine breite theoretische Strömung, die 
den ‚cultural turn’ (also die Beschäftigung mit Diskursen und der Herstellung 
intersubjektiver Bedeutungen) ernst nimmt und ihn mit der Kritik der politi- 
schen Ökonomie kombiniert. Sie bewegt sich auf der Schnittstelle zwischen 
diskursiven und materiellen Momenten der politischen Ökonomie. Besondere 
Aufmerksamkeit zollt sie den semiotischen und materiellen Grundlagen von 
Machtbeziehungen im Kontext der Bearbeitung und Überwindung kapitalisti- 
scher Krisen (Sum 2004; Jessop/Sum 2006; Sum 2010, 2011; Sum/Jessop 
2010). Dementsprechend verweist dieser Ansatz vor allem auf die Bedeutung 
der diskursiven Momente (einschließlich der Subjektivitäten, Identitäten, öko- 
nomischen und politischen Kategorien, Formen der Kalkulation und Gefühls- 
strukturen) und deren Beziehung zu strukturellen Momenten (einschließlich 
sozialer Formen, Klassenbeziehungen, Widersprüche und Krisentendenzen). 
Eine Weiterentwicklung dieses Ansatzes erfolgt durch die Orientierung an der 
neo-gramscianischen Internationalen Politischen Ökonomie. Vor allem die 
Arbeiten von Cox (1981, 2002) über die Bedeutung von Ideen und Denkfigu- 
ren und dem gegenseitigen Einfluss ideeller und materieller Kräften bilden da- 
für eine wichtige Grundlage. Dabei geht es nicht darum, diese Erkenntnis nur 
zu wiederholen. Vielmehr gilt es, die ideell-materiellen Interaktionen im Zuge 
des ‚cultural turn’ aktiv zu erforschen. Einige Neo-Foucaultianern (Dean 1999; 
Miller/Rose 2008) gehen der Frage von Wissen und Macht durch eine Fokus- 
sierung auf die Diskurse/Gouvernementalität der globalen Ökonomie nach 
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(z.B. Larner/Walters 2004). Die Kulturelle Politische Ökonomie erkennt die 
Spannungen zwischen diesen beiden Strömungen an und setzt auf einen pro- 
duktiven Dialog (Sum 2009). Denn Neo-Foucaultsche Einsichten, insbesonde- 
re über Techniken der Gouvernementalität, sind wertvoll, aber sie ignorieren 
oft die akteursorientierten Fragen nach Aushandlungsprozessen und Wider- 
ständen an verschiedenen Orten und auf unterschiedlichen Maßstabsebenen, 
ebenso wie die damit einhergehenden materiellen Ungleichheiten. 

Angesichts dieser breiten Agenda stellt der Artikel einen vorläufigen Versuch 
dar, mit dem Ansatz der Kulturellen Politischen Ökonomie zu untersuchen, 
wie bestimmte Ökonomien der (Semi-)Peripherie derzeit in das Zentrum des 
Weltsystems gerückt werden. Anstatt die Perspektive des Variety of Capitalism 
Ansatzes einzunehmen, wird BRIC hier als eine ökonomische Denkfigur dis- 
kutiert. Der Artikel fokussiert auf die Momente, in denen der BRIC-Diskurs 
konstruiert wurde, insbesondere im Zuge der Sicherheits- und Finanzkrise seit 
2001. Dies betrifft die Auswahl, Rekontextualisierung und Zirkulation von 
Wissen über die BRIC durch verschiedene (trans-)nationale diskursive Netz- 
werke, die sich wiederum aus individuellen und institutionellen Akteuren zu- 
sammensetzen. Besonders gilt es dabei den folgenden diskursiv-materiellen 
Fragen nachzugehen: (1) Wo haben besondere ökonomische Denkfiguren (z.B. 
„BRIC“) und die darauf bezogenen diskursiven Netzwerke ihren Ursprung; (2) 
welche Akteure sind Teil der diskursiven Netzwerke, in denen Objekte von 
‚Hoffnung’ und ‚Stärke’ und die Vorstellung von einem neuen Investitionsty- 
pus konstruiert werden; (3) welche Ideen (z.B. Abkoppelungsthese) werden 
ausgewählt und auf welche Ideen wird aufgebaut, um die Bedeutungen dieser 
Objekte zu rekontextualisieren und zu hybridisieren; (4) welche gouverne- 
mentalen Wissenstechnologien sind an der Konstitution von Subjektivitäten 
und Identitäten beteiligt; (5) wie finden bestimmte Denkfiguren Zugang zum 
Policy-Diskurs und zu den Alltagspraxen der Finanz- und Policy-Welt; (6) wel- 
chen Einfluss haben diese Denkfiguren auf die Umstrukturierung von politi- 
schen Allianzen und sozialen Beziehungen; und (7) inwieweit werden neue 
Denkfiguren an unterschiedlichen Orten und auf verschiedenen Maßstabsebe- 
nen ungleichmäßig wirksam (z.B. auf die Lebenswelt subalterner Gruppen), 
wie werden sie verhandelt und/oder Widerstand gegen sie geleistet? 


3. Die Konstruktion von Hoffnung: In drei Phasen zu BRIC 


Der BRIC-Diskurs hat seinen Ursprung in der Idee der ‚neuen Märkte’. Der 
Ausdruck wurde 1981 von Antoine van Agtmael geprägt, dem Manager des 
Fonds Emerging Markets Management. Selektiv fasst der Ausdruck ‚neue 
Märkte’ eine Reihe von ‚Drittweltländern’ und post-sozialistischen Ökonomien 
zusammen, in denen sich Investoren ‚neue Gelegenheiten’ mit ‚hohen Risi- 
ken’, aber auch hohen Gewinnmöglichkeiten bieten. BRIC wurde als Unter- 
gruppe der ‚großen neuen Märkte’ konstruiert und nach dem 11. September 
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2001 als Ländergruppe mit stark wachsenden Investitionsraten identifiziert. 
Die Wissensproduktion über BRIC verlief in drei aufeinander folgenden Pha- 
sen, die ich im Folgenden als ‚Investoren-Story’, als ‚Investoren-Konsumenten- 
Story’ und als ‚Investoren-Konsumenten-Kreditgeber Story’ bezeichne. 


Tabelle 1: Drei sich überschneidende Phasen der Wissensproduktion über BRIC 


Phasen 


Wichtige Akteure/ 
Institutionen 


Wichtige Diskurse und 
Wissensinstrumente 


Wissenstechno- 
logien 


Phase 1 seit 
2001: 


BRIC als In- 


vestoren-Story 


Internationale Investment- 
banken (z.B. Goldman 
Sachs) 

Chef-Ökonomen (z.B. 
Jım O’Neill) & Kollegen; 
Fondsmanager, Verkaufs- 
teams, Finanzjournalisten 


- 2001 Erfindung der Kategorie 
BRIC im Bericht Building Better 
Global Economic BRICs 

- 2003 Forschungsbericht Drea- 
ming with BRICs: The Path to 
2050 

- Weitere Berichte, Bücher, Web- 
touren, etc. (s. Tabelle 2) 


Technologie der 
Identifikation 


Phase 2 seit 
2004: 


BRIC als In- 
vestoren- 
Konsumen- 
ten-Story 


Ökonomen, Investment- 
berater, Wirtschaftsme- 
dien (Bloomberg, Eco- 
nomist, CNN, etc.), 
Internationale Organisa- 
tionen (z.B. Weltbank, 
IWF) 


Entkoppelungsthese: 

- Die transatlantischen Ökono- 
mien befinden sich wegen der 
Subprime-Krise und ihren Folgen 
in einer Rezession. Andere Regio- 
nen, vor allem die BRIC, wachsen 
auch in der Krise weiter und ha- 
ben eine hohe Konsumkraft 

- Decoupling 2.0° Artikel im E- 
conomist 


Technologie der 
Identifikation 


Technologie der 
Investierbarkeit 


Phase 3 seit 
Ende 2008 


BRIC als Inve- 
storen-Konsu- 
menten-Kredit- 


geber-Story 


Internationale Organisa- 
tionen (Weltbank, IWF, 
G20, BRIC-Gipfel, etc.), 
nationale Spitzenpoliti- 
ker, Auslandsexperten 
und Massenmedien 


BRIC IWF Anleihenprogramm 
Kauf spezieller IWF-Sonderzie- 
hungsrechte (z.B. 50 Mrd. US- 
Dollar durch China 2009) 
Veränderung globaler ökonomi- 
scher Machtverhältnisse (z.B. von 


G8 zu G20 oder sogar G2) 


Technologie der 
Handlungsfä- 
higkeit 


(Quelle: Zusammenstellung der Daten durch die Autorin) 


3.1 Die erste Phase der BRIC-Konstruktion ab 2001 bis in die Gegenwart: 
Die Investoren-Story 


Die erste Phase der BRIC-Konstruktion bestand in der Erfindung des Begriffs 
durch den Chefökonomen von Goldman Sachs, Jim O’Neill, nach dem 11. 
September 2001. Nach den Anschlägen auf das World Trade Center hing die 
Zukunft der Globalisierung für O’Neill davon ab, ob es gelingen würde, auch 
Weltregionen außerhalb des globalen Nordens und des Westens zu integrieren. 
In einem Interview mit der Financial Times aus dem Jahr 2010 erinnert er sich 
an seine damalige Einschätzung: 
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„Es war damals klar, dass Globalisierung in Zukunft nicht einfach nur Amerikanisierung bedeu- 
ten konnte - und das sollte sie auch nicht. (...) Der Fortschritt der Globalisierung ging davon ab, 
ob sie von den Menschen akzeptiert werden würde, (...) das geht aber nicht, indem man ihnen 
die dominanten amerikanischen sozialen und philosophischen Werte und Strukturen aufzwängt.“ 
(Zitiert nach Tett 2010) 

Der Niedergang der US-amerikanischen Dominanz wurde vor allem nach dem 
Eintritt Chinas in die Welthandelsorganisation im November 2001 diagnosti- 
ziert. Für einige bedeutete dies den Beginn des ‚asiatischen Jahrhunderts’ (z.B. 
Lingle 1998). Das Goldman-Team wiederum unternahm erste Schritte, um ei- 
nige nützliche ‚nicht-westliche Andere’ zu bestimmen, die vielleicht über 
Wachstumspotential verfügen könnten. Am 30. November 2001 wurden diese 
‚Anderen’ im Goldman Sachs Global Economics Paper Nr. 66 Building Better 
Global Economic Brics als ‚BRIC’ bezeichnet. Das Narrativ vom Potential 
dieser Gruppe basierte auf einem mathematischen Modell, welches ein Wachs- 
tum der Bruttoinlandsprodukte (BIP) der betreffenden Länder bis 2050 prog- 
nostizierte.' O’Neill stellte fest, „dass wir zur Zeit von 1,7 Prozent Weltwirt- 
schaftswachstum für das Jahr 2002 ausgehen, wobei wir für Brasilien, Russ- 
land, Indien und China (BRIC) jeweils ein höheres Wachstum als für die G7 
erwarten“ (2001: 3). Innerhalb dieser Gruppe hätten China und Indien die 
höheren Wachstumsraten und würden zunehmend als dominierende globale 
Anbieter von Industrie und Technologieprodukten sowie darauf bezogenen 
Dienstleistungen auftreten. Brasilien und Russland würden dagegen zukünftig 
eine Vorrangstellung als Anbieter von Energie und Rohstoffen einnehmen. 

Die Schöpfung von BRIC als neues Objekt der Hoffnung provozierte in die- 
ser ersten Phase gemischte Reaktionen. Unter den Kunden von Goldman 
Sachs zählten die Unternehmen, die nach neuen Märkten suchten, von Beginn 
an zu den Unterstützern; die Banken und Investoren waren dagegen zunächst 
skeptischer. Nichts desto trotz fuhr O’Neills Team fort, seine Kunden mit 
Hoffnung auf zu erwartende Gewinne zu versorgen, die in den ‚nicht- 
westlichen Anderen’ erzielt werden konnten. In einem Bericht von 2003 mit 
dem Titel Dreaming with BRICs: The Path to 2050 beschrieben zwei Öko- 
nomen aus O’Neills Team die ökonomischen Potentiale und die zu erwarten- 
de Kapitalrendite in den BRIC: 

„Die Rolle der BRIC als Motor für ein neues Nachfragewachstum und für eine steigende Finanz- 
kraft könnte sich schneller und dramatischer als bislang erwartet entwickeln. Das starke Wachs- 
tum in diesen Volkswirtschaften könnte den Einfluss der Bevölkerungsalterung und des langsa- 
meren Wachstums in den fortgeschrittenen Okonomien ausgleichen. Das stärkere Wirtschafts- 


wachstum könnte zu höheren Kapitalrenditen und steigender Nachfrage nach Kapital führen. 
Die Bedeutung der BRICs für Investmentportfolios könnte stark zunehmen. Die Kapitalflüsse 


1 Das Goldman-Team benutzte Annahmen zur demographischen Entwicklung, sowie Modelle 
zur Entwicklung von Kapitalakkumulation und Produktivität, um das Wachstum des BIP, 
des pro-Kopf Einkommens und der Währungsentwicklung in den BRIC-Ökonomien bis 
2050 zu prognostizieren. 
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könnten sich weiter zu ihren Gunsten verschieben und große Veränderungen der Währungskurse 
auslösen.“ (Wilson/Purushothaman 2003: 2) 

Diese Konstruktion von Hoffnung/Stärke wurde erreicht durch den Rückgriff 
auf Metaphern wie die des „Wachstumsmotors“, der „höhere Gewinne“ er- 
möglichen und zu „günstigen Kapitalflüssen“ führen würde. Der Wachstums- 
pfad konnte angeblich statistisch bis ins Jahr 2050 extrapoliert werden. Bis 
dahin sollte zum Beispiel Chinas BIP das der USA möglicher Weise um 30% 
übertreffen, das BIP Indiens sollte bis zu viermal größer sein als das Japans 
und die BIPs Brasiliens und Russlands das von England um mindestens 50% 
übersteigen. Solche Verweise auf ökonomische Größen und Wachstumsraten 
können in Neo-Foucaultschen Begriffen als Technologie der Identifikation be- 
zeichnet werden, durch die BRIC selektiert, bekannt gemacht und als starke 
‚neue Ökonomien” sichtbar gemacht werden. 

Mit der weiteren Konsolidierung der neoliberalen Globalisierung suchten im- 
mer mehr Unternehmen und Finanzorganisationen nach neuen Märkten, In- 
vestitionsmöglichkeiten und Produktionsstandorten. Diskursive Netzwerke 
von Geschäftsführern, Investmentbankern, Fondsmanagern, usw. eigneten sich 
die BRIC-Figur selektiv an. BRIC wurde ein Objekt der Investition und des 
strategischen Handelns. Folgt man Tett (2010), so begann für die Goldman- 
Ökonomen nach ihrem Paper von 2003 etwas, was O’Neill als ‚briclife’ be- 
schrieben hat. Zum Beispiel übernahmen einige Goldman Kunden (ewta BHP 
Billiton, IKEA und Nissan) BRIC als Investitionsobjekt und überschwemmten 
O’Neills Team mit Anfragen. Goldman Sachs wiederum hielt die Figur am 
Leben, indem es Wissensprodukte fast am Fließband produzierte. Zwischen 
2001 und 2010 schuf das Unternehmen 13 solcher Produkte: Berichte, Prog- 
nosen, ein Buch, Videos und Webtours (in unterschiedlichen Sprachen). 

Die Konstruktion von Hoffnung/Stärke wurde von einem breiteren Kreis von 
Ökonomen, Investmentberatern und Verkaufsteams aufgenommen. Dabei lei- 
tete sich die starke Resonanz, die die BRIC-Figur erzeugte, nicht nur von den 
Annahmen über die Stärke der einzelnen Mitglieder der BRIC-Gruppe ab, 
sondern auch von der behaupteten Komplementarität und Kohärenz der 
BRIC als Vermögens- und Anlageformat. Von einigen Ökonomen und In- 
vestmentberatern wurde dieses Bild durchaus auch immer wieder hinterfragt. 
So blieb zum Beispiel stets unklar, warum einige neue Märkte aus der Gruppe 
ausgeschlossen wurden (wie Südkorea und Mexiko) während andere dazu ge- 
hören sollten (wie Russland und Brasilien). Solche Überlegungen führten zur 
Konstruktion weiterer Akronyme (z.B. BRICK, BIC, IC, N-11)? und zur Frage, 


2 Gemäß dem Goldman Sachs Global Economics Paper Nr. 152 The N-11: More Than an 
Acronym besteht die N-11 aus Bangladesch, Ägypten, Indonesien, Iran, Korea, Mexiko, Ni- 
geria, Pakistan, Philippinen, Türkei und Vietnam. Das Paper argumentiert, dass diese Länder 
bis zum Jahr 2050 zu wichtigen ‚Playern’ in der Weltwirtschaft werden könnten. 
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wer denn nun ‚wirklich’ zu BRIC gehöre. So bezeichnete etwa ein Artikel in 
der Financial Times von 2006 China und Indien auf Grund ihrer Potentiale 
im Bereich der Hochtechnologie als die ‚echten’ neuen Giganten. China und 
Indien hieß es dort, „bemühen sich, Spitzenuniversitäten aufzubauen; sie in- 
vestieren in wertschöpfende und technologieintensive Industrien und nutzen 
ihre erfolgreichen Diasporabewegungen, um unternehmerische Aktivitäten 
hervorzubringen“ (Lloyd/Turkeltaub 2006). 

Gleichzeitig mit diesen Konstruktionen und den Verhandlungen über die Be- 
deutung von BRIC nutzten auch Goldmans Konkurrenten wie HSBC und 
andere Investmentbanken und Hedge Fonds das neue Narrativ: sie bündelten 
unterschiedliche Wertpapiere und schufen neue Fonds und vermarkteten diese 
unter dem BRIC-Label. Neue Finanzinstrumente wurden geschaffen, um die 
Attraktivität der BRIC zu erhöhen, z.B. 4 Year MYR HSBC BRIC Markets 
Structured Investment, Templeton BRIC Fund (Singapur) und iShares MSCI 
BRIC Index Fund (siehe Tabelle 2) Die Verkaufsteams von Investmentbanken 
und andere Vermittler vermarkteten diese Anlagemöglichkeiten in Anzeigen 
und Hochglanzbroschüren, via Finanzjournalisten, beim direkten Produktver- 
kauf, sowie durch Telefongespräche und Hausbesuche bei Kunden. Um solche 
Investmentfonds für den Kunden kalkulierbarer und glaubwürdiger zu ma- 
chen, wurden unterschiedliche ‚Management-Tools’ eingesetzt. Dazu gehörten 
z.B. Indizes wie der FTSE BRIC 50 Index, der Dow Jones BRIC 50 Index o- 
der auch der DAXglobal BRIC Index. Sie werden benutzt, um Zielvorgaben 
für die Finanzperformance bestimmter Anlagen zu formulieren, sowie um die 
Beratung von Kunden und das Geschehen an den Märkten zu steuern. 


3.2 Die zweite Phase der BRIC-Konstruktion ab 2004 bis in 
die Gegenwart: Die Investoren-Konsumenten-Story 


Ab 2004 wurde die ‚Investoren-Story’ dann um eine Konsumdimension erwei- 
tert. Den Auftakt machte wieder das Goldman-Team, das in diesem Jahr einen 
Bericht mit dem Titel The BRICs and Global Markets: Crude, Cars and Capi- 
tal publizierte. Goldman schrieb der „entstehenden Mittelklasse“ in den BRIC- 
Ökonomien ein zunehmendes Konsumpotential zu, insbesondere im Hinblick 
auf Waren, Gebrauchsgütern und Kapitaldienstleistungen. Dieser ‚BRIC-Traum’ 
wurde z.B. von Clyde Prestowitz, einem ehemaligen Mitglied der Regierung 
Reagan, aufgenommen. Er vermittelte die ‚story’ in seinem Buch Three Billion 
New Capitalists an ein breiteres Publikum. So schrieb er beispielsweise, dass 
2020 „das jährliche Wachstum der Dollarausgaben der BRIC doppelt so hoch 
sein wird wie das der G6“ (2005: 227). 

Die BRIC-als-Konsumenten-Story gewann mit der wachsenden Sichtbarkeit der 
Finanzkrise ab 2007 weiter an Bedeutung (siehe Tabelle 1). Im Zuge der Er- 
weiterung von Phase eins zu Phase zwei wurde BRIC eine Rolle als wirtschaft- 
liche Zugmaschine zugeschrieben: Das Wachstum in diesen Ökonomien wür- 
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de die Konsumnachfrage ankurbeln und dadurch trotz der globalen Rezession 
neue Exportgelegenheiten schaffen. Dieses Narrativ wurde von Ökonomen, 
(Wirtschafts-)Medien (z.B. Bloomberg, Newsweek, Wall Street Journal, CNN) 
und internationalen Organisationen (z.B. dem IWF) aufgenommen, aber auch 
kritisch debattiert, vor allem im Hinblick auf die so genannte Entkoppelungs- 
these. Letztere besagt, dass die BRIC-Ökonomien auf Grund ihrer starken In- 
vestitionen und ihres hohen Konsums trotz der Rezession in den USA und in 
anderen hoch entwickelten Ökonomien immer noch weiter wachsen können. 
Bloomberg zitierte Jim O’Neill mit den Worten, dass „der BRIC-Konsument 
die Welt retten wird“ (Marinis 2008), und dass „seit Oktober 2007 der chine- 
sische Einkäufer allein mehr zum Wachstum des Weltwirtschaftswachstums 
beigetragen hat, als der amerikanische Konsument“ (Mellor/Lim 2008). Wie 
schon während der ersten Phase wurde die Technologie der Identifikation be- 
nutzt. Dieses Mal wurden die BRIC allerdings als neue Konsumenten ausge- 
macht, die angesichts der globalen Rezession als ‚Retter’ fungieren könnten. 
Außer von O’Neill wurde die Story auch von anderen hochrangigen Invest- 
mentberatern (z.B. Peter Schiff) und Fondsmanagern (z.B. Todd Jacobson von 
Lord Abbett) (Shinnick 2008; Lordabett.com 2009) in den Massenmedien und 
im Internet popularisiert. Peter Schiff z.B., Buchautor und Präsident von Euro- 
Pacific Capital Inc., war ein prominenter Vertreter der Entkoppelungsthese. 
Seine Position wurde in Youtube-Videos, Blogs, Artikeln und in den Nach- 
richten verbreitet. Ein typisches Statement von Peter Schiff findet sich in sei- 
nem Buch Little Book of Bull Moves in Bear Markes: 


„Ich mag den Begriff der Entkoppelung, denn er umfasst zwei meiner Lieblingsanalogien. Die 
erste ist, dass Amerika nicht länger die ökonomische Zugmaschine des Wirtschaftswachstums ist, 
sondern einfach ein Waggon, der hinten dran hängt. Die zweite ist, dass die Chinesen, wenn sie 
sich einmal von uns trennen, 100 Prozent ihres Eigentums und ihrer Fabriken behalten und ihre 
Produkte dazu benutzen werden, einen dramatisch verbesserten Lebensstandart zu genießen.“ 


(Schiff 2008: 41) 


Nichts desto trotz wird die ‚Entkoppelungsthese’ unterschiedlich debattiert 
und verhandelt. Bestimmte Finanzanalysten, Ökonomen und internationale/ 
regionale Organisationen wie die Weltbank und die Asiatische Entwicklungs- 
bank zeigten sich durchaus vorsichtig und argumentierten, es handele sich 
weniger um eine Entkoppelung, als um einen Rückgang des Handels. Im April 
2008 korrigierte die Weltbank ihre Wachstumsprognose für China auf Grund 
geringerer Exporte auf 6,5% nach unten. Eine andere abweichende Position 
wurde im Juni 2008 vom IWF in einer Studie mit dem Titel Convergence and 
Decoupling formuliert. Dort wurde argumentiert, dass Entkoppelung und In- 
tegration koexistieren könnten. Die Globalisierung, die seit 1985 stattgefunden 
hat, habe ein Handelswachstum und eine Finanzintegration stimuliert und 
dies wiederum habe zu einer engeren Vernetzung von Unternehmen in Län- 
dern mit ähnlichen pro-Kopf Einkommen geführt. Allerdings gäbe es auch 
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Hinweise darauf, dass einige Länder sich in verschiedenen Stadien ihrer Ent- 
wicklung von der breiteren globalen Ökonomie entkoppelt hätten. Eine dritte 
Variante wurde im September 2008 im Zuge des Kollapses von Merrill Lynch 
und Lehman Brother von dem in England ansässigen Think Tank Chatham 
House vertreten. In dem Info-Paper Synchronized Dive into Recession schrei- 
ben die Autoren des Chatham House: 

„Wird eine schwere OECD-Rezession auch den Rest der Welt treffen? Bis Mitte 2008 blieben die 
neuen Märkte stark - die ‚Entkoppelung’ funktionierte. Doch nun da die Krise sich vertieft, wird 
keine Region mehr immun gegen die Schockwellen bleiben.“ (Rossi 2008) 

Trotz (oder vielleicht auch wegen) dieser verschiedenen Positionen und der 
Mehrdeutigkeit des (Ent-)Koppelungsarguments zirkulierte die These weiter. 
Im März 2009 bekräftigte Jim O’Neill sie selbst noch einmal in der Zeitschrift 
Newsweek: 


„Wer hat behauptet Entkoppelung sei ‚tot’? Die Idee der Entkoppelung ist, dass die BRIC weiter 
boomen können, selbst wenn ihr wichtigster Importmarkt, die USA, sich dramatisch abschwächt, 
weil sie sich immer stärker auf die Nachfrage aus ihren eigenen Ländern verlassen können. Die 
Idee wurde letzten Herbst in Verruf gebracht, als der Kollaps des US-Marktes auf die BRIC über- 
zugreifen begann, aber es gibt mittlerweile eine Menge Hinweise darauf, dass die Entkoppelung 
nach wie vor funktioniert“ (O’Neill 2009). 


Bereitwillig wurde dies vom Economist aufgenommen, der die These in seiner 
Ausgabe vom 21. Mai 2009 noch einmal als ‚Entkoppelung 2.0° verkaufte. Die 
neue Version interpretiert die Entkoppelung als ein engeres Phänomen, das auf 
einige der größten und am wenigsten verschuldeten neuen Märkte wie China, 
Indien und Brasilien begrenzt sei. Diese Okonomien würden starke Inlands- 
märkte und besonnene makroökonomische Policies aufweisen und sie profi- 
tierten von einem wachsenden Handel untereinander. In einem Interview mit 
dem Titel Decoupling is Happening for Real führte Michael Buchanan, ein 
Asien-Pazifik Okonom für Goldman Sachs in Hong Kong, das Argument aus: 
„Die Daten der letzten Monate weisen darauf hin, dass es eine wachsende Divergenz zwischen 
den westlichen Ökonomien und den Ökonomien in großen Teilen Asiens gibt, insbesondere in 
China und Indien. (...) Ein Grund für diese Divergenz ist, dass Asien von den Wirkungen der Fi- 
nanzkrise viel später getroffen wurde. Während die amerikanische Ökonomie 2007 abzuflauen 
begann, ging es den asiatischen Ökonomien bis zum Kollaps von Lehmann Brothers im Sep- 
tember noch gut. Dann folgten sehr schnell Konjunkturpakete - Zinssenkungen und öffentliche 
Ausgabenprogramme. In Asien reagierte man mit diesen Maßnahmen schon kurz nachdem die 
Krise sich in der Region bemerkbar gemacht hatte; in den Vereinigten Staaten kam die Antwort 
erst viel später, allerdings in größerem Maßstab. Zudem waren die sich entwickelnden asiatischen 
Ökonomien finanziell gut in Form als die Krise zuschlug. Die letzte größere Krise in der Region, 
die finanziellen Turbulenzen von 1997-98, hat die Regierungen in Asien zu Reformen gezwun- 
gen. Das hat zu niedrigeren Schuldendiensten, robusteren Banken und Regulationssystemen und 
oft auch zu größeren ausländischen Devisenreserven geführt“ (Buchanan 2009). 

Dieses kreative Argument interpretierte die Entkoppelungsthese neu, indem es 
den Fokus auf zwei BRIC-Mitglieder begrenzte: China und in eingeschränk- 
tem Maße Indien. Durch das Hervorheben der ‚neuen Entkoppelungsthese’ 
wurden diese beiden Länder als die ‚nützlichen Anderen’ mit großen ausländi- 
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schen Währungsreserven und gesunden Finanzsystemen interpretiert. Im No- 
vember 2009 erhöhte die Weltbank ihre Wirtschaftsprognosen für Chinas 
Wachstum für das Jahr 2010 auf 8,4%. So gaben diese Ökonomien auf Grund 
ihre Konjunkturpakete, guten Investitionsmärkte und ihres robusten Konsums 
seitens der wachsenden Mittelklassen wieder Anlass zur ‚Hoffnung’. 

Der gleiche Optimismus findet sich in den opportunistischen Schlagzeilen und 
Investitionsempfehlungen einiger Investmentfirmen. Investment U versprach 
zum Beispiel Profit from the ‚New Decoupling’, um Investoren auf sich auf- 
merksam zu machen. Das Unternehmen empfahl zwei Fonds, von denen als 
eine ‚gute Wahl’ die Rede war, und die daher 2010 als Investition angeraten 
wurden (Tabelle 2). Das ‚Framing’ dieser beiden Fonds basierte auf mehreren 
Punkten: a) Investitionsrisiken sollten durch ein breites Portfolio verringert wer- 
den (so umfasste z.B. der iShares MSCI BRIC Index Fund insgesamt 175 ver- 
schiedene Aktien); b) die Platzierung von Fonds in großen BRIC-Ländern ging 
weiter, wobei China/Hong Kong einen Spitzenposition inne hatte; c) es sollte 
in große Unternehmen in starken Wirtschaftsbereichen investiert werden (z.B. 
Telekommunikation, Ressourcen); d) große Gewinnspannen seien möglich, weil 
der erste Fonds (früher oder später) zu seinem Niveau vor der Krise zurück- 
kehren würde und der zweite Fonds von einem neuen Marktguru (Mark Mo- 
bius von Templeton) gemanagt würde. In Neo-Foucaultschen Termini hilft 
diese Technologie der ‚Investierbarkeit’ ein Image der Stärke und Profitabilität zu 


Tabelle 2: Investmentfonds und ihre Konstruktion von Stärke und Profitabilität 


Name des Begründung für die Aufschlüsselung |Die 10 größten Aktien- 
empfohlenen | Auswahl der ETF* nach anteile im Fond 
Fonds Ländern 
iShares MSCI | Ein Portfolio mit ca. 175 China/ China Mobile, Gazprom, 
BRIC Index Aktien aus den BRIC- Hong Kong: 42% | Reliance Industry, Petro- 
Fund Ländern Trotz eines Ge- Brasilien: 32%, bras, Vale, Itau Unibanco, 
winns von über 40% im Indien: 13% HDFC Bank, China Life 
Erste Wahl letzten Jahr, liegt der Fond Russland: 13% Insurance, Lukoil, 
immer noch um 30% nied- Industrial & Commercial 
riger als vor der Krise. Bank of China 
Templeton Der Fonds wird von dem | China/ Petrobras, Vale, Petrochina, 
Emerging Neue-Märkte-Guru Mark | Hong Kong: 23% | Akbank, Denway Motors, 
Markets Fund |Mobius gemanagt. Mobius | Brasilien: 23% Itau Unibanco, Sesa Goa, 
ist seit 1987 bei Templeton | Indien: 10% Banco Bradesco, Alumi- 
Zwei und hat vielen Investoren | Russland: 9% num Corp of China, SK 
weite Wahl Ne i 
den Weg in die neuen Thailand: 8% Energy 
Märkte gewiesen. Türkei: 7% 
Südkorea: 7% 


Quelle: Die Daten wurde von Invest U 2009 übernommen 
* ETF steht für „exchange-traded fund“, d.h an Aktienbörsen gehandelte Investmentfonds. 
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schaffen, das die Investoren dazu bringt, ihr Geld in den BRIC anzulegen. Bis 
zum Januar 2010 kamen unter dem Label BRIC bzw. über die Fonds- 
Technologie 6,7 Milliarden Dollar in 26 neuen BRIC-bezogenen Fonds zu- 
sammen (MacDonald 2010). 


3.3 Die dritte Phase der BRIC-Konstruktion: Die Investoren- 
Konsumenten-Kreditgeber Story 


Die neue Version der Entkoppelungsthese und deren Implikationen für Inve- 
stitionen überlappen sich seit Ende 2008 mit der dritten Phase der Konstruk- 
tion von BRIC (siehe Tabelle 1). Im Zuge der Vertiefung der Krise in den 
entwickelten Ländern und der Suche nach Rettungs- oder Exitstrategien wurde 
auch der geopolitischen Bedeutung des BRIC-Quartetts vermehrt Aufmerk- 
samkeit geschenkt. Politiker, Internationale Organisationen, Think Tanks und 
Auslandsexperten spielten nun eine größere Rolle bei der Konstruktion von 
Hoffnung. Ein interessantes Beispiel dafür war der Vorstoß des damaligen bri- 
tischen Premierministers Gordon Brown, der im Oktober 2008 das internatio- 
nale IWF-Rettungspaket koordinierte und die Länder mit großen Währungsre- 
serven um Hilfe anrief: 

„China (...) hat sehr substantielle Reserven. Es gibt eine Anzahl von Ländern die tatsächlich in 
der unmittelbaren Zukunft eine ganze Menge tun können, um sicherzustellen, dass die internati- 
onale Gemeinschaft über ausreichend Ressourcen verfügt, um die Länder, die sich in Schwierig- 
keiten manövriert habe, zu unterstützen.“ (Zitiert nach Sanderson: 2008) 

Dieses Gesuch wurde im April 2009 wiederholt, als Brown das Londoner G20 
Treffen vorbereitete und man hoffte, dass China 40 Milliarden Dollar zu dem 
Rettungspaket beitragen würde. 

Parallel zu solchen spezifischen Initiativen wurde in der außenpolitischen Rhe- 
torik das Aufkommen einer ‚multipolaren Weltordnung’ und einer ‚umfassen- 
den Interdependenz’ betont (Renard 2009). Diese neuen Denkfiguren gewan- 
nen an Substanz und Glaubwürdigkeit, als Russland im Juni 2009 den ersten 
Gipfel der BRIC-Regierungschefs und Brasilien im April 2010 den zweiten 
Gipfel abhielt. Diese Spitzentreffen fungierten für die BRIC-Regierungschefs 
(teilweise) als eine Arena, in der sie ihre kollektive Identität stärken und bestä- 
tigen und den Austausch über eine gemeinsame Zukunft suchen konnten. Un- 
ter anderem wurde in diesem Rahmen auch Russlands Vorstoß gedämpft, sich 
gegen die globale Dominanz des US-Dollar aufzulehnen. Vor allem China hat 
hier angesichts seiner diversifizierten Währungsreserven, die zu großen Teilen 
aus US-Schatzanweisungen bestehen, andere Interessen. 


3 Angesichts der Tatsache, dass große Teile von Chinas Währungsreserven immer noch in US- 
amerikanischen Schatzanweisungen investiert sind, ist China - zumindest auf kurze Sicht - 
vorsichtiger als andere BRIC-Partner was die Dominanz des Dollars angeht. Russlands Auf- 
ruf, die Dominanz des Dollars in Frage zu stellen, wurde von China auf dem ersten BRIC- 
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Als Antwort auf Browns Appell plädierten die BRIC-Regierungen für ein stär- 
ker diversifiziertes, internationales Geldsystem. Beeinflusst von Stiglitz? UN 
Commission on Reforms of the International and Monetary Systems und den 
Treffen der UN Conference on the Global Financial & Economic Crisis be- 
fürworteten sie die Nutzung von Sonderziehungsrechten (SZR) als neuer ‚glo- 
baler Währung’. Die Liquidität sollte in Zukunft auf diesem Wege erhöht wer- 
den. Dem zu Folge würde der IWF SZR ausgeben, die die BRIC-Ökonomien 
für ihre Reserven kaufen könnten. Diese Vorgehensweise wurde auch auf dem 
G20-Gipfel im April 2009 unterstützt. Dort kündigte IWF-Direktor Domini- 
que Strauss-Kahn die Ausgabe von SZR im Wert von 250 Milliarden Dollar 
an. Der IWF-Vorstand bestätigte dies am 1. Juli 2009, woraufhin China zusag- 
te, 50 Milliarden Dollar zu kaufen, und Russland, Brasilien und Indien 
schrittweise je 10 Milliarden Dollar beisteuern wollten. 

Im Gegensatz zu den konventionellen IWF-Kreditverfahren erzeugt diese Form 
der Finanzierung neue Arten von Kreditgeber- und Governance-Beziehungen 
mit Implikationen für die BRIC-Ökonomien. Als Kreditgeber gegenüber dem 
IWF wird die Stärke des BRIC-Quartetts symbolisch bestätigt und zwar durch: 
a) das Eingeständnis der entwickelten Länder, dass die BRIC-Staaten Teil der 
Krisenlösung sein sollten; b) die Weigerung der BRIC, Gelder auf lange Sicht 
zuzusagen, bevor der IWF nicht ihre Länderquoten anpasst; und c) die Forde- 
rung der BRIC, ihren Stimmanteil innerhalb des IWF von insgesamt 5% auf 
7% heraufzusetzen.’ Trotz solcher Zeichen von Hoffnung und Stärke kom- 
mentierten einige Beobachter, dass die neuen SZR nur einen kleinen Teil der 
Auslandsreserven der BRIC absorbieren würden und bezweifelten daher, dass 
das SZR-System die Rolle des Dollar herausfordern könnte (Kelly 2009). Einige 
Experten bezweifeln auch die Kohärenz des Quartetts, was in dem Ausdruck 
„BRIC-A-Brac“ gipfelte: ‚Trödel’ oder ‚Gerümpel’ (Drezner 2009). Andere 
warnten etwas prosaischer vor einer potentiellen „BRIC-Blase“. Sie argumen- 
tierten, dass selbst wenn das BIP in den BRIC weiter wachsen würde, sich dies 
nicht unbedingt in höhere Gewinne für die Investoren auf den Aktienmärkten 
übersetzen würde (Tasker 2010). 

Dieses Amalgam aus BRIC-Diskursen und -Praktiken (und deren ständige 


Gipfel nicht unterstützt. Deshalb wurde im Schlussdokument des Gipfels auch nur dazu 
aufgerufen, ein „diversifiziertes, stabiles und verlässliches“ Währungssystem zu schaffen 
(China Daily 2009). 

4 Auf dem G20 Treffen in Pittsburgh im September 2009 wurde die Diskussion über die Re- 
form der IWF-Struktur von den europäischen Regierungen blockiert - vor allem von Frank- 
reich und England, weil diese befürchteten, ihren Einfluss innerhalb des IWF zu verlieren. 
Am 25. April 2010 wurde Chinas Stimmanteil in der Weltbank von 2,78% auf 4,42% ange- 
hoben. 

5 Die fundamentalen Unterschiede innerhalb der Gruppe der BRIC betreffen die politischen 
Systeme sowie die verschiedenen Positionen im Hinblick auf wichtige wirtschaftspolitische 
Fragen wie z.B. Freihandel und Energiepreispolitik. 


Die (Semi-)Peripherie ins Zentrum rücken 555 


Erneuerung und Reartikulation über drei Phasen hinweg) hat dazu beigetra- 
gen, BRIC als Denkfigur zu etablieren und sie als ein komplexes Objekt 
von ‚Hoffnung’ zu naturalisieren. BRIC winkt mit Anlagemöglichkeiten für 
frustrierte Investoren, mit einer Konsumnachfrage, die Exporte und das 
Wachstum der heimischen Märkte ermöglichen soll, sowie mit Währungsre- 
serven, über die internationale Kredite finanziert werden können. Angesichts 
dieser angeblichen Stärke wird den BRIC-Ökonomien ein Aufstieg von den 
‚neuen Märkten’ zu ‚neuen globalen Mächten’ zugeschrieben. Diese diskur- 
sive Verschiebung illustriert, was Neo-Foucaultianer als eine auf der Koexis- 
tenz von Partizipation und Kontrolle basierende ‚Technologie der Hand- 
lungsfähigkeit’ bezeichnen (Cruikshank 1999): Einerseits werden die BRIC 
ermutigt, als „Wir“ an der neuen multipolaren Weltordnung zu partizipie- 
ren. Dies drückt sich zum Beispiel in ihrer G20-Mitgliedschaft aus. Anderer- 
seits wird die Art und Weise ihrer Beteiligung vorstrukturiert und kanali- 
siert. Sie partizipieren im Rahmen einer erweiterten neoliberalen Ordnung, 
in der jede nationale Ökonomie die eigene Rolle als Investitionsstandort, 
Konsummaschine, Kreditgeber für den IWF, usw. international anpassen 
und aushandeln muss. 

Diese Technologie der Handlungsfähigkeit trägt dazu bei, die neoliberale He- 
gemonie und die neoliberalen sozialen Beziehungen in zweierlei Hinsicht neu 
zu formieren. Erstens vermittelt die Umstellung von G8 zu G20 die Integrati- 
on einiger nützlicher ‚nicht-westlicher Anderer’ in eine erweiterte neoliberale 
Ordnung. Ein institutioneller Ausdruck dieser Erweiterung ist das Einpassen 
der BRIC-Ökonomien in ein ‚Verhandlungsnetzwerk’, in dem es um die Ko- 
ordination internationaler Policies geht. Dieses Netzwerk dient als Forum, in 
dem krisenbedingte Fragen wie etwa die internationale Währungspolitik (der 
Dollar-Yuan Kurs), die Rolle Asiens als Exporteur und Konsument, Ausgaben- 
kürzungen, die hegemoniale Rolle des Dollar usw. diskutiert werden. Darüber 
hinaus hat dieses globale Netzwerk strategische Bedeutung für das Agenda- 
Setting und sogar für die Direktiven internationaler Organisationen (z.B. be- 
treffend der SZR). Das bedeutet nicht, dass es keine gegenhegemonialen 
Kämpfe, politischen Spannungen oder harte Verhandlungen innerhalb der 
G20 gäbe, wie sie sich z.B. in den Konflikten zwischen den USA und 
Deutschland und in den Widerständen der ‚Koalitionen des Südens’ manifes- 
tieren. Folglich wird die neoliberale Ordnung durch die Konsolidierung eines 
Netzwerkes erweitert, das nun auch die BRIC einschließt und durch das sie in 
die etablierten Diskussionen über Krisenmanagement und zukünftige strategi- 
sche Agenden integriert werden. Sie sollen sich an der Überwindung der glo- 
balen Finanzkrise und der Stabilisierung der neoliberalen Wirtschaftsordnung 
aktiv beteiligen. Dass sie in genau dieser Art und Weise eingebunden werden, 
macht es für die BRIC besonders schwierig, diese Ordnung zu hinterfragen 
oder gar herauszufordern. 
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Zweitens kommen die vieldeutigen und oft unscharfen BRIC-Diskurse sowohl 
bei wichtigen politischen Kräften im globalen Norden als auch im globalen 
Süden gut an. Sie gefallen den Neoliberalen, die die Revitalisierung des Mark- 
tes fordern, weil sie die Bedeutung der BRIC als Standorte für Investitionen, 
Konsum und Kreditvergabe betonen. Aber sie gefallen auch den Mitte-Rechts- 
und einigen Mitte-Links-Kräften, die eine neue globale Ordnung suchen. In 
diesem Sinne wird dem Aufstieg der BRIC oft ein ‚demokratisch-inklusiver’ 
Charakter zugeschrieben. Hier reichen die Interpretationen von einem ‚neuen 
Multilateralismus’ über eine ‚globale Sozialdemokratie’ (Evans 2009) bis hin 
zu ‚einer faireren internationalen Ordnung’ (Lula in ExpressIndia 2010). 


3. Die Konstruktion von China als ‚Extrakategorie’ innerhalb der BRIC 


Das BRIC-Narrativ ist nicht nur deswegen besonders wirkmächtig, weil es bei 
einer Reihe von (trans-Jnationalen ökonomischen und politischen Akteuren 
‚Hoffnung’ weckt, sondern weil es auch sowohl national als auch international 
die Konstruktion von ‚Gewinnern’ erlaubt. Besonders interessant ist in diesem 
Kontext, wie sich verschiedene Länder den Hoffnungsdiskurs unterschiedlich 
aneignen. Indische Politiker und Akademiker schufen z.B. den Begriff ‚Chin- 
dia’ (Ramesh 2005; Sheth 2007), um die Geschichte von Indien und China als 
den am schnellsten wachsenden neuen Ökonomien zu erzählen. Im chinesi- 
schen Sprachraum wird der Begriff ‚BRIC’ dagegen mit ‚bricks’ (Steine) über- 
setzt und mündete - zunächst in Taiwan und dann auch in anderen Ländern 
und Regionen - in das Wortspiel ‚the four golden brick countries’. Die Meta- 
pher der ‚goldenen Steine’ oder auch ‚Goldbarren’ findet in China großen 
Anklang und hat allgemein zu einer Stärkung des kollektiven Selbstbewusst- 
seins beigetragen. Besonders vom nationalistischen Projekt in der Volksrepu- 
blik China wird sie positiv aufgenommen. Dort druckte zum Beispiel die offi- 
zielle Tageszeitung The People’s Daily Titelzeilen wie „Shining, golden 
‚BRIC’, (6. September 2006) und „BRIC set to build golden brick“ (16. Juni 
2009). Die Goldmetapher hilft dabei, Stärke und Stolz auf die chinesische Na- 
tion zu vermitteln. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund der politischen 
Erneuerung nach der chinesischen Niederlage gegen die Kolonialmächte im 
19. Jahrhundert und der seitdem andauernden Suche nach einer eigenen Iden- 
tität von Bedeutung - von Maos Experiment der Kulturrevolution bis hin zur 
Wachstumspolitik des ‚globalen Chinas’ seit Dengs Politik der offenen Tür. 

China nationales BRIC-Narrativ artikuliert sich nicht zuletzt auch in der ex- 
ternen Erzählung, dass China ein Ausnahmefall sei und eine ‚Extrakategorie’ 
innerhalb von BRIC bilde. Markus Jaeger von Deutschen Bank Research 
(DBR) kombiniert statistische Daten mit ökonomischen Narrativen, um Chi- 
nas einzigartige Qualitäten zu belegen. Auf der Website von DBR stellt er fest: 


„Obwohl die Auslandsanlagen aller BRIC-Länder stark gestiegen sind, liegt China gemessen am 
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Umfang ausländischer Vermögensanlagen und Kapitalakkumulation im Ausland ganz deutlich 
vorn. Nur China wird in den nächsten zehn Jahren hohe Nettokapitalexporte verzeichnen, was 
auf seine hohe inländische Sparquote und seine exportorientierte Strategie der wirtschaftlichen 
Weiterentwicklung zurückzuführen ist. Chinas Leistungsbilanzüberschuss (Nettokapitalexport) ist 
stark gestiegen. Im letzten Jahr hatte China einen Anteil von über 20% am internationalen Net- 
tokapitalexport und lag damit vor Japan und Deutschland! (...) China nimmt gemessen an den 
Nettoauslandsinvestitionen bereits eine besonders starke Stellung ein. 2007 beliefen sich Chinas 
Bruttoauslandsanlagen auf USD 2,3 Billionen (Netto: USD 1 Billion) und übertrafen damit die 
Bruttoauslandsanlagen (Nettoauslandsanlagen) aller drei anderen BRIC-Länder insgesamt. In Be- 
zug auf die Bestände von Vermögensanlagen im Ausland nimmt China eindeutig eine Vorrang- 
stellung im Vergleich zu den anderen Ländern ein.“ (Jaeger 2008) 

In dem zitierten Artikel benutzt Jaeger auch zwei Säulendiagramme zur Visua- 
lisierung von statistischen Daten und rückt China damit ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit: sowohl bei den kumulierten Leistungsbilanzüberschüssen, als 
auch bei den Bruttoauslandseinlagen wächst die chinesische Säule in den 
Himmel, während die Säulen der drei anderen Länder geradezu winzig wirken. 
Die gleiche Strategie des Zentrierens findet sich auch bei Jim O’Neill. 2009 
stellte er fest, dass „Chinas Wirtschaft allein bereits so stark ist, wie die der 
drei anderen BRIC-Länder zusammen genommen. Was mit China passiert, ist 
zentral für die BRIC und für die Welt“ (2009). 

Die diskursive Zentrierung Chinas wird materiell durch dessen riesiges Kon- 
junkturprogramm vom November 2008 unterfüttert. Mit 586 Mrd. US-Dollar 
will die Regierung die industrielle Entwicklung, Infrastruktur usw. fördern. 
Gemäß Berichten der Weltarbeitsorganisation (ILO) über die Länderreaktio- 
nen auf die Krisen 2008-2009 brachte Indien 9 Mrd. US-Dollar für Konjunk- 
turprogramme auf und reduzierte darüber hinaus die Verbrauchssteuern. Brasi- 
lien kündigte Hilfen im Umfang von 20 Mrd. US-Dollar an und reagierte au- 
ßerdem mit Zinssenkungen. Russland stellte 62,5 Mrd. US-Dollar bereit und 
reagierte mit zahlreichen arbeitsmarktorientierten Maßnahmen (siehe Tabelle 
3). Diese Konjunkturpakete halfen nicht nur den BRIC-Ländern, sie waren 
auch ein wichtiger Faktor für die ‚BRIC-Story”. 


Tabelle 3: Konjunkturpakete der BRIC während der Finanzkrise 2008/2009 


Land Umfang (Mrd. US-Dollar) Prozent des BIP 
China 586 15,0 
Indien 9 0,8 
Brasilien 20 12 
Russland 62,5 4,1 


Quellen: China (ILO 2009a: 1); Indien (Kannan für ILO 2009: 3); 
Brasilien (ILO 2009b: 2); Russland (ILO 2009c: 2). 
5. Chinas Konjunkturpaket und der ‚subalterne’ Süden 


Die diskursiv-materiellen Aspekte des BRIC-Regimes, die bislang diskutiert 
wurden, werden an unterschiedlichen Orten verschieden erlebt. In China 
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etwa haben der Diskurs über die ‚four golden bricks’, die Wirtschaftskrise, 
die Abnahme der Exporte und das Konjunkturpaket, das ein exportorien- 
tiertes Wachstum anregen soll, weitreichende Folgen. Offiziell heißt es, das 
Paket stelle Mittel bereit für die zehn größten Industriebranchen (u.a. Stahl, 
Schiffbau, Elektronik, Petrochemie), für Infrastrukturprojekte, für die Förde- 
rung von Konsumausgaben, für die Entwicklung der ländlichen Ökonomie 
und für die Bereiche Bildung und Wohnungsbau (Tong/Zhang 2009). Dar- 
über ergriff die Zentralregierung weitere Maßnahmen zur Krisenbekämpfung 
wie etwa die Lockerung der Kreditvergabe und die Abschaffung von Kredit- 
obergrenzen für kommerzielle Banken. Das Paket soll zu etwa einem Drittel 
mit Geldern der Zentralregierung finanziert werden. Der Rest wird durch 
Gelder und durch Kreditaufnahmen seitens der regionalen und lokalen Re- 
gierungen, Ministerien und staatseigenen Unternehmen finanziert (siehe Ta- 


belle 4). 


Tabelle 4: Öffentliche Anteile am chinesischen Konjunkturpaket 2008-2010 


Regierungs- Umfang (in | Anteil am Wichtigste Finanzierungsquellen 
ebene Trillionen | Gesamtpaket 
RMB) in Prozent 

Zentral- 1,2 29,5 Direkthilfen 

regierung Zinsbeihilfen 
Kredite 

regionale/ - direkte Kredite 

lokale 2,8 70,5 - lokale Staatsanleihen, von der Zentral- 

Regierungen regierung emittiert (ca. 200 Mrd. RMB) 
- Unternehmensanleihen (130 Mrd. 
RMB im 4. Quartal 2008) 
- mittelfristige Schuldverschreibungen 
(25 Mrd. RMB im März 2009) 
- Bankkredite 


Quelle: Window of China 2009; Naughton 2009 


Für regionale und lokale Regierungen und auch für staatseigene Unternehmen 
stellt das Konjunkturpaket eine Gelegenheit dar, ihre Lieblingsprojekte zu fi- 
nanzieren, z.B. Flughäfen oder High-Tech Industrien (Naughton 2009). Da die 
zentralstaatliche Finanzierung jedoch nicht ausreicht, um alle genehmigten 
Projekte zu realisieren, müssen sie die fehlenden Mittel selbst aufbringen. Da- 
zu sind die regionalen und lokalen Regierungen allerdings nicht ausgestattet. 
Dies liegt vor allem daran, dass sie a) 60 Prozent ihrer Einnahmen nach Pe- 
king abführen müssen; b) auf Grund der Wirtschaftskrise unter Steuerverlusten 
leiden; und c) rechtlich keine direkten Kredite aufnehmen dürfen. Die resultie- 
rende Finanzierungslücke wurde 2009 in einer Untersuchung des Nationalen 
Rechnungshofes deutlich. Dort heißt es, dass den lokalen Regierungen in 18 
Provinzen die nötigen Projektmittel fehlen. Die wirtschaftlich am schlechtes- 
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ten gestellten Provinzen konnten sogar nur 48 Prozent ihrer fälligen Abgaben 
an Peking abführen (Xi et. al. 2009). 

Dieses Defizit könnte durch eine Mischfinanzierung kompensiert werden, die 
sich aus lokalen Staatsanleihen, welche von der Zentralregierung ausgegeben 
werden, aus Unternehmensanleihen, mittelfristigen Schuldverschreibungen und 
Bankkrediten zusammensetzt (siehe Tabelle 4). Doch da Chinas Anleihemarkt 
nicht sonderlich gut entwickelt ist, suchen lokale Regierungen nach alternati- 
ven Finanzierungsquellen. Im Folgenden konzentriere ich mich auf die Inten- 
sivierung der Landnutzung als einer besonderen Möglichkeit, öffentliches Ein- 
kommen zu generieren. Dies ist möglich, da in China 1998 offiziell ein Markt 
für die Verpachtung von Land eingerichtet wurde. Landnutzungsrechte kön- 
nen seitdem legal übertragen und Pachtverträge in offenen Auktionen gehan- 
delt werden (Hsing 2010: 36). Diese Entwicklung erlaubt es, Land auf zwei 
Wegen zu kommodifizieren: Als ein Instrument zur Vermittlung von Krediten 
und als Quelle von Einkommen. 

Erstens können lokale Regierungen nun ein Investmentunternehmen einrich- 
ten oder beauftragen, um bei staatseigenen Banken (vor allem der Bank of 
China und der China Construction Bank) Kredite aufzunehmen. Land dient 
dabei als Sicherheit. Die Kredite wiederum werden für Infrastrukturmaßnah- 
men oder andere Projekte genutzt. Dabei stiegen die Schulden lokaler Regie- 
rungen zwischen 2008 und 2009 von 1 Trilliarde RMB (146 Mrd. US-Dollar) 
auf geschätzte 5 Trilllarden RMB (730 Mrd. US-Dollar) an (Zhang 2010). 
Dementsprechend stiegen die Gewinne der Bank of China und der China 
Construction Bank 2009 um 26% bzw. 15% (Business Weekly 2010). 

Zweitens werden Landversteigerungen dazu benutzt, öffentliche Einkommen 
und ökonomisches Wachstum zu erzeugen. Dabei werden Landpachtverträge 
an private und staatseigene Bauunternehmen (z.B. China Poly Group, China 
Resource Group, China Merchant Group) verkauft. 2009 meldete das Ministe- 
rium für Land und Ressourcen, dass lokale Regierungen 1,6 Trillionen RMB 
(233 Mrd. US-Dollar) Einkommen erwirtschaftet hätten; im Vergleich zu 2008 
bedeutet das eine Zunahme um 60%. 2009 kamen 84% der auf diesem Wege 
eingenommen Gelder aus Landverkäufen für Bauprojekte und Immobilien- 
entwicklungen (China Daily 2010). Das bedeutet auch, dass die Nutzung von 
Land zur Erzeugung öffentlicher Einkommen die in China bereits weit ver- 
breitete Haltung verstärkt, Grund und Boden als Eigentum, Investitions- und 
Spekulationsmöglichkeit und generell als Reichtum zu betrachten. Mehr und 
mehr wird Grundeigentum mit ökonomischer Sicherheit, sozialem Status und 
persönlichem Stolz verknüpft. Angesichts der begrenzten Möglichkeiten, Er- 
sparnisse überhaupt Gewinn bringend zu investieren, haben die steigenden 
Bodenpreise im letzten Jahrzehnt dazu geführt, dass Investitionem in Grund- 
besitz und Immobilien größere Gewinne als ein renditeschwaches Sparkonto 
verspricht und eine sicherere und handfestere Anlage als Aktien oder Wertpa- 
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piere darstellt. Außerdem erlauben die relativ niedrigen Zinsen, Eigentum spe- 
kulative zu erwerben und günstig zu halten, nicht zuletzt, da es in China 
(noch) keine wertbezogene Vermögenssteuer gibt. Diese Mikrotechnologien 
des privaten ökonomisch-investitionsbezogenen Kalküls zusammen mit der fi- 
nanziellen Abhängigkeit der lokalen Regierungen von der Entwicklung der 
Immobilienwirtschaft tragen zu einem schnellen Anstieg der Haus- und Woh- 
nungspreise bei. Mittlerweile ist sogar schon von einer ‚Immobilien-Blase’ die 
Rede. Gemäß Colliers International haben sich die Wohnungspreise 2009 in 
70 großen und mittelgroßen chinesischen Städten deutlich verteuert, wobei 
Peking und Shanghai die Liste mit 50 bis 60 Prozent Preisanstieg anführen. 
Angesichts solcher Entwicklungen wird Wohnraum immer weniger erschwing- 
lich. In Peking liegt das Einkommens-Preis Verhältnis für Wohnraum mittler- 
weile bei 1 zu 22 (Smith 2010; Powell 2010; FlorCruz 2009). Das bedeutet, 
dass der Kaufpreis für eine Durchschnittswohnung mit 60 qm das 22fache des 
durchschnittlichen Jahreseinkommens einer Familie beträgt. 

Der aktuelle Preisanstieg hat die Wohnungsfrage von einer ökonomischen in 
eine politische verwandelt. Selbst Premierminister Wen Jiabao räumte dies ein, 
als er am 27. Februar 2010 feststellte, dass „die Grundstückspreise zu schnell 
angestiegen sind“ und dass „dieses wilde Pferd“ gezähmt werden muss. Ob- 
wohl bereits erste Schritte unternommen wurden, um den Preisauftrieb zu 
dämpfen (Verknappung von Krediten, Erhöhung der Kaution für den Neukauf 
von Land auf 50 Prozent; Vorbereitung des Rückzugs staatseigener Unterneh- 
men, deren Hauptgeschäft nicht im Baugewerbe besteht, aus der Immobilien- 
branche; Einführung einer Grundsteuer auf Wohneigentum, etc.), gibt es auch 
starke Interessen an dem durch Konjunkturpakete, Kreditvergabe und Eigen- 
tumsbildung genährten Boom. Dies betrifft die Schaffung von Arbeitsplätzen, 
öffentliche Einkommen und das Wirtschaftswachstum auf lokaler und natio- 
naler Ebene, Investitions- und Profitmöglichkeiten für staatseigene Banken, öf- 
fentliche und private Bauunternehmen, sowie die Geschäftsinteressen von 
Grundeigentümern und an Aktienbesitzern. 

Was sich aus der Perspektive der nationalen, regionalen und lokalen Eliten 
als ‚wünschenswert’ darstellt, ist offensichtlich nicht unbedingt im Interesse 
aller Bevölkerungsgruppen. In der Tat destabilisiert die Überinvestition in 
Infrastrukturprojekte und Wohnungsbau die Ökonomie und hat ausgespro- 
chen ungleiche Effekte auf die sozio-ökonomische Lage der normalen Bür- 
ger und des ‚subalternen Südens’. Dies soll hier in zweierlei Hinsicht kurz il- 
lustriert werden: zum einen hinsichtlich der Erschwinglichkeit von Wohn- 
raum und zum anderen hinsichtlich der Notlage migrantischer Arbeiter in 
ländlichen Städten. Erstens basiert der Anstieg der Grundstücks- und Im- 
mobilienpreise auf der Vorstellung (und verstärkt diese auch), dass Eigen- 
tum an Grund und Boden eine profitable Investition darstellt und persönli- 
che Sicherheit bietet. Die steigenden Grundstücks- und Immobilienpreise, 
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die Landauktionen und die ungleiche Verteilung des Reichtums gehen Hand 
in Hand mit sozialen Unruhen, die sich an Umsiedlungen und Kompensa- 
tionszahlungen, Grundstücksräumungen, prekärem Zugang zu Wohnraum 
und Bildung, den Lebensbedingungen migrantischer Arbeiter und Korrupti- 
onsfällen entfachen. Die Virulenz der sozio-ökonomischen Ungleichheiten 
zeigt sich unter anderem daran, dass sie bereits in Fernsehserien wie Dwel- 
ling Narrowness (Snail House) reflektiert werden. Diese Serie zeigt den 
Kampf eines jungen Paares, das sich in einer fiktiven Stadt, die Shanghai 
sein könnte, eine Wohnung kaufen will, während die Immobilienpreise un- 
aufhörlich steigen. Zwei Schwestern haben sich bereits stark verschuldet, um 
die Nutzungsrechte an einer Wohnung zu kaufen; schließlich lässt sich eine 
von ihnen, um an Geld zu kommen, auf eine Affäre mit einem reichen und 
korrupten Beamten ein, der später über einen Skandal mit veruntreuten 
Pensionsgeldern stürzt. Die Serie stieß auf große Resonanz, da sie zentrale 
Probleme der vieler Menschen ansprach. Trotz (oder vielleicht auch wegen) 
ihrer Popularität wurde die Fernsehausstrahlung der Serie abgesetzt: es habe 
„technische Probleme“ bei der Übertragung gegeben. Aber sie ist immer 
noch im Internet verfügbar und beschäftigt die Menschen. Sie beleuchtet 
nämlich wichtige Züge des Lebens der etwas besser gestellten Arbeiter und 
Angestellten in den Großstädten: als Eigentümer sind sie eher Sklaven ihrer 
Wohnungen, ihr ganzes Arbeits- und Familienleben wird davon bestimmt, 
das Geld für den Wohnungskauf bzw. die Kreditraten aufzubringen. 
Zweitens zeigt sich die ungleiche Entwicklung der chinesischen Ökonomie in 
der Misere der migrantischen Arbeiter in ländlichen Städten. Sie konstituieren 
einen beträchtlichen Teil der industriellen Reservearmee und bilden das Fun- 
dament der chinesischen Exportökonomie. Im Anschluss an eine Periode 
knapper Arbeitsplätze, während der viele interne Arbeitsmigranten in ihre 
Heimatstädte und -dörfer zurückkehrten, hat sich die Situation aufgrund des 
Konjunkturpaketes und steigender Exporte wieder geändert. Binnenmigration 
ist erneut ein akutes Phänomen. Seit Mitte 2009 gibt es in den chinesischen 
Fabriken eine große Nachfrage nach Arbeitskräften. Viele der Arbeitsmigran- 
ten (und vor allem ihre Kinder) laufen angesichts der aktuellen Dynamiken 
Gefahr, vertrieben und verdrängt zu werden. So werden in ländlichen Ge- 
meinden Grundstücksräumungen durchgesetzt, um Platz für Bauprojekte zu 
schaffen. Dabei sind es gerade die ländlichen Städte in der Peripherie der gro- 
ßen Metropolen, in denen migrantische Arbeiter und ihre Familien günstigen 
Wohnraum finden. Unter den oben skizzierten Bedingungen ist diese Gruppe 
mit am stärksten von steigenden Mieten und dem Abriss von Gebäuden für 
neue Immobilienprojekte betroffen. 

Kinder von migrantischen Familien, die an ihrem Wohnort kein Hukou ha- 
ben (also keine Wohnsitz- bzw. Aufenthaltserlaubnis), besuchen meist private 
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Schulen in den Slums, die günstigen Unterricht anbieten.° Doch angesichts 
der notorischen Grundstücksräumungen in sozial benachteiligten Vierteln, 
und der damit verbundenen Schließung solcher Schulen, wird diese Art der 
bezahlbaren Bildung zunehmend verschwinden. Oft bezeichnen die lokalen 
Behörden diese Schulen als ‚illegal und umgehen damit bei der Schließung 
die Zahlung einer Kompensation. Die Schulen sind dann mit langwierigen 
Streitigkeiten um staatliche Ausgleichszahlungen oder auch einfach mit ihrer 
Schließung konfrontiert (Li 2010). Zum Teil werden Kinder aus ihren Schulen 
ausgesperrt oder in provisorischen Schulen untergebracht. Andere werden in 
ihre Heimatdörfer zurückgeschickt. Diese werden als ‚zurückgelassene Kinder’ 
bezeichnet, denn die Kinder leben dann meist getrennt von ihren Eltern bei 
ihren Großeltern (oder anderen Verwandten) in ihrer Heimatstadt. 

Derzeit gibt es in China etwa 20 Millionen ‚zurückgelassene Kinder’. Vor die- 
sem Hintergrund stellt sich die drängende Frage nach den Rechten migranti- 
scher Arbeiter und inwieweit das Hukou-System Bürger zweiter Klasse produ- 
ziert. Am 2. März 2010 veröffentlichten 13 chinesische Zeitungen einen ge- 
meinsamen Aufruf, in dem sie die Abschaffung des ‚veralteten? Hukou-Systems 
forderten. Doch die Sache wurde innerhalb weniger Tage unter den Teppich 
gekehrt.” Zwar reden die Behörden ständig über eine Reform der gesetzlichen 
Regelungen und eine Aufstockung der Mittel für sozialpolitische Maßnahmen 
(z.B. für Wohnen, Bildung, Gesundheit, etc.). Doch da das Konjunkturpaket 
vor allem auf Investitionen abzielt, hält die Bereitstellung zusätzlicher Gelder 
für das Gesundheitswesen und sozialen Wohnungsbau kaum mit der raschen 
ökonomischen Expansion mit, vor allem dann, wenn sich diese Expansion im 
Zuge der neuen Kreditpolitik, der Landverkäufe und boomenden Immobi- 
lienwirtschaft und der Wiederbelebung der exportorientierten Wirtschaftsbran- 
chen beschleunigt. 

Diese ökonomischen Dynamiken sind eng verflochten mit den eigennützigen 
Interessen der regionalen und lokalen Regierungen und der sozialen Eliten, 
den Grundstücks- und Immobilienbesitzern, den staatseigenen Banken und 
Betrieben, den Behörden und Organisationen im Infrastrukturbereich, den 
Fabrikbesitzern sowie den Organisationen, die um ausländische Direktinvesti- 
tionen werben. Zwar hat es in letzter Zeit vermehrt die Forderung gegeben, die 
Bankreserven zu erhöhen, die Kreditvergabe für Immobilienprojekte restrikti- 


6 Das Hukou-System ist die offizielle Wohnsitzkontrolle in China. Binnenmigranten ohne 
eingetragenen ständigen Wohnsitz haben keinen Zugang zu öffentlichen Wohnungen, zu 
Bildungseinrichtungen für ihre Kinder oder zum lokale Renten- und Gesundheitssystem. Das 
System wird langsam verändert, aber es benachteiligt noch immer Migranten im unteren Ar- 
beitsmarktsegment. 

7 Der Aufruf zur Abschaffung des Hukou-Systems steht online unter http://www.scmp.com/ 
portal/site/SCMP/menuitem.2af62ecb329d3d7733492d92532020a0/?vgnextoid=6c0fe5bf20a 
17210VgnVCM 100000360a0a0aRCRD&ss=China&s=News (2. März 2010). 
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ver zu handhaben und den hohen Bedarf an sozialpolitischen Maßnahmen 
anzuerkennen. Doch die betroffenen Eliten werden solchen Versuchen der po- 
litischen Regulation sicherlich entgegenwirken. Eine Politik, die ein Wirt- 
schaftswachstum von 8 Prozent verfolgt, das auf Exportorientierung, Überin- 
vestition und dem Einsatz von Grund und Boden als Kreditsicherheit, und als 
Quelle von Einkommen und Eigentumsentwicklung basiert, trägt jedenfalls 
unmittelbar zur Verschärfung der sozialen Probleme bei. Mit der Weiterfüh- 
rung des Krisenmanagements an unterschiedlichen Orten und auf nationaler 
wie auch lokaler Ebene, werden diese Kämpfe anhalten, sie werden Gewinner 
und Verlierer produzieren. 


6. Schluss 


Der vorliegende Artikel leistet eine ‚Ideologiekritik’ am BRIC-Narrativ und an 
den darauf bezogenen Behauptungen von globalen Verschiebungen ökonomi- 
scher Macht. Er greift auf den Ansatz der Kulturellen Politischen Ökonomie 
zurück, um die diskursiven und materiellen Fundamente der Entwicklung der 
BRIC-Figur seit 2001 zu analysieren. Aufbauend auf den ‚cultural turn’ unter- 
sucht er drei sich überlappende Phasen der Konstruktion der BRIC- 
Ökonomien als transnationale Objekte von Hoffnung und Stärke. Die Phasen 
sind nicht willkürlich gewählt, sondern beziehen sich auf das Zusammentref- 
fen wichtiger materieller Ereignisse - die Angriffe auf das World Trade Center 
vom 11. September 2001 und die Finanzkrisen seit 2007. Unter den veränder- 
ten Bedingungen begannen unterschiedliche Akteure, mit Diskursen und Pra- 
xen zu experimentieren, die ihren Interpretationen und Handlungen Orientie- 
rung bieten würden. Selektiv werden spezifische Diskurse und Praxen vertieft, 
sedimentieren in das Alltagsbewusstsein, werden dabei naturalisiert und tragen 
schließlich zur Regulierung der andauernden Sicherheits- und Finanzkrise bei. 
Diese Prozesse wurden durch diskursive Netzwerke vermittelt, an denen inter- 
nationale Investmentbanken, Wirtschaftsstrategen, Wirtschaftsmedien, Think 
Tanks, internationale Organisationen und Auslandsexperten beteiligt sind. Re- 
gierungswissen und Technologien der Macht, der Identifikation, Investierbar- 
keit und Handlungsfähigkeit wurden genutzt, um den BRIC-Ökonomien als 
Objekte von Hoffnung und Stärke in der internationalen politischen Ökono- 
mie Gewicht zu verleihen und ihre Zusammengehörigkeit als etwas natürliches 
erscheinen zu lassen. 

Die diskursive Zentrierung der BRIC spielt auch bei der Neuformierung der 
globalen Ordnung eine Rolle. Dieser Prozess bleibt unverständlich, wenn man 
die BRIC-Ökonomien einfach nur als vier mehr oder weniger neue nationale 
Varianten des Kapitalismus betrachtet, die alle ihren Platz in der internationa- 
len Ökonomie suchen. Der Ansatz der Kulturellen Politischen Ökonomie 
kann dagegen helfen, über diese Perspektive hinauszugehen. Sie fängt wichtige 
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diskursiv-materielle Veränderungen auf globaler, nationaler und lokaler Maß- 
stabsebene und an unterschiedlichen Orten ein. Auf der globalen Ebene wur- 
de das BRIC-Quartett z.B. durch den Wechsel von G8 zu G20 als Partner in 
eine erweiterte neoliberale Ordnung integriert. Dies geschieht natürlich nicht 
ohne Konflikte und Spannungen, von denen hier nur einige erwähnt wurden. 
Auf der transnationalen Maßstabsebene stößt der BRIC-Diskurs mit seiner 
‚Vielstimmigkeit” bei wichtigen Akteuren im globalen Norden und im Süden 
auf Zustimmung, angefangen bei Neoliberalen, die sich eine Revitalisierung 
des Marktes wünschen, bis zu Mitte-Links-Kräften, die nach einer alternativen 
Weltordnung suchen. Auf der nationalen Ebene, wird die BRIC-Figur von den 
unterschiedlichen nationalistischen Kräften des globalen Südens in je spezifi- 
scher Art und Weise aufgegriffen. Die Einführung unterschiedlicher nationaler 
Konjunkturpakete (die natürlich nicht auf den BRIC-Diskurs zurückgehen, 
sondern Reaktionen auf die jeweiligen nationalen Krisen darstellen) hat eben- 
falls zur Stärkung des BRIC-Moments beigetragen. Die Besonderheiten und 
Effekte der Konjunkturpakete wurden am Fall Chinas illustriert. Im Vorder- 
grund stand dabei die Beziehungen zwischen Zentralregierung und regionalen 
und lokalen Regierungen im Hinblick auf Revenuen, Land und Immobilien, 
sowie die ungleichen Auswirkungen der Eigentumsblase auf verschiedene ge- 
sellschaftliche Gruppen. Die Fallstudie illustriert die Bedeutung der materiellen 
wie auch der diskursiven Aspekte des BRIC-Narrativs, und die Notwendigkeit, 
die jüngsten Veränderungen auf dem neoliberalen Weltmarkt aus einer multi- 
skalaren Perspektive zu diskutieren. 

Übersetzung aus dem Englischen von Henrik Lebuhn 
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Tobias ten Brink 


Der Aufstieg Chinas und die neuen Kräfte- 
konstellationen in Ostasien 


1. Einleitung 


Der Aufstieg Chinas zur zweitgrößten Volkswirtschaft der Erde führt zu einer 
Restrukturierung der Konkurrenzverhältnisse auf den internationalen Märkten. 
In welchem Maß dies ebenso zu einer konfliktreichen geopolitischen Aufwer- 
tung Chinas über Ostasien hinaus führt, stellt eine der zentralen weltpoliti- 
schen Fragen der Gegenwart dar. Die Bildung neuer Zentren der Kapitalakku- 
mulation, die sich mittlerweile weit über das Perlfluss- und Yangtse-Delta so- 
wie Beijing hinaus erstrecken, chinesische Unternehmen, die zunehmend in- 
ternational agieren und der mächtige chinesische Staat verändern sowohl die 
Kräfteverhältnisse in Ostasien als auch in der Weltwirtschaft und -politik ins- 
gesamt. 

In den Diskussionen über den Aufstieg Chinas lassen sich zwei konträre Posi- 
tionen idealtypisch unterscheiden: Einerseits werden eine harmonische Integ- 
ration Chinas in die Weltwirtschaft und partnerschaftlich-kooperative Bezie- 
hungen mit dem Westen erwartet, andererseits eine spannungsreiche Umstruk- 
turierung zu einer neuen Weltordnung mit erheblichen geopolitischen Kon- 
flikte antizipiert. Die erste Position orientiert sich an einer optimistischen 
Globalisierungsthese, der zufolge die Transnationalisierung von Handel, Fi- 
nanzen und Produktion zu einer Integration der Weltwirtschaft führt, die ten- 
denziell in eine Homogenisierung der Einzelstaaten einmündet. Dabei wird 
auf das Agieren mächtiger Unternehmen, aber auch der chinesischen Staats- 
führung verwiesen, die an einer transnationalen Integration interessiert sind. In 
Ostasien soll eine regionale Integration nach dem Vorbild der EU entstehen, 
moderiert durch eine kluge „Balancing-Politik“ der USA (vgl. Ikenberry 2008). 
Die zweite Position prognostiziert eine Herausforderung der westlich- 
amerikanischen Vorherrschaft durch die VR China. John J. Mearsheimer, einer 
der bedeutendsten neorealistischen Theoretiker in der Disziplin der Internati- 
onalen Beziehungen, geht von einem fast unvermeidlichen Konflikt bis hin 
zum Krieg aus, wenn das chinesische Wirtschaftswachstum anhalten und die 
Staatsführung die Streitkräfte modernisieren sollte (vgl. Mearsheimer 2003: 
402, Mearsheimer 2010). 
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Im Folgenden wird versucht, eine komplexere Sichtweise zu skizzieren, die E- 
videnzen für den chinesischen Aufstieg, aber auch seiner Abhängigkeiten von 
den „alten“ Zentren des globalen Kapitalismus anführt, optimistische Perspek- 
tiven einer reibungslosen ostasiatischen Integration zurückweist und zugleich 
voreilige Schlussfolgerungen hinsichtlich militärischer Rivalitäten und eines 
Übergangs zu einer neuen globalen chinesischen Hegemonie, die in Ostasien 
ihren Ausgangspunkt nimmt, hinterfragt. Die kritische Internationale Politi- 
sche Ökonomie, eigene Vorarbeiten und Ansätze, in denen es um den Auf 
stieg Chinas im Rahmen der Umstrukturierungen der Weltwirtschaft und in- 
ternationaler politischer Institutionen, Regulierungs- und Hegemonialstruktu- 
ren geht, dienen als Grundlage (vgl. ten Brink 2008; Breslin 2007). 

Einen Ausgangspunkt der Überlegungen stellt die Annahme dar, der zufolge 
die weltwirtschaftlichen Rhythmen in ihrer Gesamtheit anarchisch ablaufen. 
Seine charakteristische Gestalt entwickelt der globale Kapitalismus im Rahmen 
der wettbewerbsgetriebenen Akkumulation, die eine ungleichzeitige, kombi- 
nierte und krisenhafte Entwicklungsdynamik befördert. Die zunehmende 
wechselseitige Abhängigkeit sozio-ökonomischer Prozesse hat unzählige nicht- 
antizipierte, paradoxe Effekte zur Folge: „Als Gesamtresultat [...] strebt der 
Kapitalismus in seinem ständigen Durst nach unendlicher Kapitalakkumula- 
tion stets die Errichtung einer geographischen Landschaft an, die seine Aktivi- 
täten zu einem gegebenen Zeitpunkt erleichtert, nur um sie zu einem späteren 
zerstören und eine ganz andere Landschaft aufbauen zu müssen. Solcherart ist 
die Geschichte der schöpferischen Zerstörung eingeschrieben in die Land- 
schaft der tatsächlichen historischen Geographie der Kapitalakkumulation“ 
(Harvey 2005: 102). 

Eine Folge dieses anarchischen Prozesses ist die Herausbildung neuer Zentren 
der Kapitalakkumulation, die sich zu wirtschaftlichen und politischen Macht- 
polen! entwickeln können und in dieser Weise gefestigte internationale Kräfte- 
konstellationen in Frage stellen. In einzelnen historischen Entwicklungsphasen 
kann zwischen dominanten oder gar hegemonialen Ökonomien und aufho- 
lenden Ökonomien unterschieden werden. Großbritannien ab Mitte des 19. 
Jahrhunderts oder die USA im 20. Jahrhundert besaßen in der Entfaltung der 
Produktivkräfte einen Entwicklungsvorsprung. Diese Länder konnten wesentli- 
che Entwicklungen der globalen Ökonomie entweder hegemonial oder, stärker 
mit Elementen des Zwangs verbunden, als dominante Ökonomien, steuern. 
Dabei wurden sie zugleich durch ihre eigene Entwicklungsdynamik gezwun- 
gen, andere Länder an ihrem Vorsprung „partizipieren“ zu lassen (etwa durch 
den Transfer von technischem und organisatorischem Know-how, oder, vor 
dem Hintergrund der Verlangsamung des eigenen Wachstums, vermittelt 


1  Machtpole müssen nicht notwendig mit Staaten gleichgesetzt werden, wie der im Weiteren 
behandelte „China-Circle“, eine transnationale Makro-Region in Ostasien, nahelegt. 
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durch ausländische Direktinvestitionen). Gegenwärtig begünstigt eine Restruk- 
turierung des produktiven Kapitals in Richtung Ostasien besonders Chinas 
nachholende Entwicklung - der asiatische Anteil am weltweiten Bruttosozial- 
produkt ist zwischen 1960 und heute von 13 % auf etwa 30 % gestiegen - 
und verleiht dem bevölkerungsreichsten Land der Erde damit den Status eines 
überaus relevanten strategischen Standorts in der einstigen Peripherie. 

Ein Augenmerk auf die ungleiche Entwicklung wirtschaftlicher Regionen (hier: 
Ostasien) kann der Untersuchung zwischenstaatlicher, und erweitert, inter- 
gesellschaftlicher Entwicklungsdynamiken dienen. Hierfür müssen erstens das 
komplexe Verhältnis zwischen wirtschaftlichen und politischen Prozessen bzw. 
Institutionen und zweitens die inneren und äußeren Beziehungen der Staaten 
analysiert werden. 

e In modernen Gesellschaften bestehen zwischen „Wirtschaft“ und 
„Politik“ wechselseitige Abhängigkeiten. Politische Apparate sind auf 
eine gelingende Akkumulation innerhalb ihres Hoheitsgebietes ange- 
wiesen, um ihre Herrschaft zu sichern, was sich etwa in dem Interes- 
se am Erhalt ihrer Besteuerungsgrundlagen ausdrückt. Auch wenn 
Unternehmen mehr und mehr global agieren, gehen die Staatsfüh- 
rungen von international wettbewerbsfähigen „einheimischen“ Un- 
ternehmen aus und haben ein Interesse an dauerhaften Beziehungen 
zu ihnen. Umgekehrt ist unternehmerisches Handeln abhängig von 
staatlichen Instanzen, die etwa eine Rechtsordnung durch die Auf 
rechterhaltung ihres Gewaltmonopols garantieren, Infrastrukturen 
schaffen und zur Ausbildung von Arbeitskräften beitragen. Hieraus 
resultiert im Weltmaßstab eine Überschneidung zweier, relativ unab- 
hängig voneinander existierender und nicht aufeinander zu reduzie- 
render, jedoch sich zeitweise verschränkender Muster der sozio- 
ökonomischen Unternehmens- sowie der geopolitischen Staatenkon- 
kurrenz (ten Brink 2008: 113-135), die u.a. in der staatlichen Hilfe- 
stellung bei der globalen Restrukturierung der Kapitalverwertung zum 
Ausdruck kommt und die Außen- bzw. Geopolitiken einzelner Län- 
der beeinflusst. 

©  Geopolitische Strategien? lassen sich nicht allein durch die internati- 
onalen Kräfteverhältnisse und Spannungen erklären, sondern sind 
erst unter Berücksichtigung der innergesellschaftlichen Prozesse an- 
gemessen zu untersuchen. Die politischen und sozialen Kämpfe im 
und um den Staat bestimmen die jeweilige Spezifik nationaler Au- 


2 Die Relevanz der Geopolitik für die Verteidigung, Befestigung bzw. Steigerung von Einfluss 
und die nicht notwendigerweise direkte Kontrolle von Räumen wie auch das Management 
der internationalen Sphären variieren im historischen Ablauf. Es existieren vielfältige Varian- 
ten außenpolitischer Handlungsoptionen auch und gerade unterhalb der Schwelle der offe- 
nen Gewaltanwendung. 
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ßen- und Außenwirtschaftspolitik. Dabei werden interne gesellschaft- 
liche Konflikte und Legitimationsdefizite vielfach von Machteliten 
dadurch zu lösen versucht, dass ein externes, feindliches „Anderes“ 
konstruiert wird. In dem hier zu untersuchenden Fall müssten dem 
zufolge die Effekte der internen Destabilisierungsdynamiken des chi- 
nesischen Entwicklungsmodells sowie dessen staatliche Krisenlö- 
sungsstrategien einbezogen werden, die sich u.a. in einer Krisenexter- 
nalisierung manifestieren.’ 
Die aktuelle Weltordnungsphase ist durch ein nie zuvor erreichtes Ausmaß an 
transnationaler ökonomischer Integration und zugleich eine fragmentierte in- 
ternationale Staatenordnung gekennzeichnet. Viele Staaten versuchen bei der 
inter- und transnationalen Restrukturierung der Kapitalverwertung geopoliti- 
sche Hilfestellungen zu geben, die in erster Linie „eigennützige“ Strategien der 
Machterhaltung verkörpern. Mitunter entstehen hieraus zwischenstaatliche In- 
teressensgegensätze und Auseinandersetzungen in den internationalen politi- 
schen Institutionen, die in Konfliktverhältnisse münden können. 
Wie bereits mehrere Male in der Geschichte des Kapitalismus geschehen, stel- 
len die Entwicklungsstrategien einer aufstrebenden Ökonomie regionale Kräf- 
tekonstellationen und weltweit abgesteckte Interessenssphären „alter“ Groß- 
mächte in Frage. Die konfliktbeladenen Effekte dieser Entwicklung in der ost- 
asiatischen Region, in der sich parallel zum Aufstieg Chinas ein partieller 
Machtverlust der USA beobachten lässt, werden im Folgenden untersucht: 
Erstens werden Spezifika des ostasiatischen Verflechtungsraums herausgestellt 
und zweitens werden einige ökonomische und geopolitische Folgewirkungen 
des Entstehens eines neuartigen marktliberalen, wettbewerbsgetriebenen 
Staatskapitalismus in China* erörtert. Dabei wird einerseits die These vertreten, 
dass die ostasiatische Regionalisierung nicht in eine politische Einheit mündet, 
auch wenn sie gegenwärtig zwischenstaatliche Rivalitäten eindämmt. Zugleich 
besteht andererseits eine gewisse Wahrscheinlichkeit, dass die neue Führungs- 
rolle Chinas in der Region mittelfristig eine Zunahme ökonomischer und 
geopolitischer Auseinandersetzungen zur Folge hat. 


3 Aus Platzgründen wird dieser Zusammenhang des Weiteren nur unzulänglich behandelt. Vgl. 
etwa Shirk (2008), die nationalistische, anti-japanische bzw. anti-westliche Bewegungen in 
China antizipiert, deren Effekte sich in einer aggressiven Außenpolitik der Volksrepublik 
manifestieren könnten. 

4 Diese Spielart des Kapitalismus zeichnet sich u.a. durch eine eigentümliche Verbindung ei- 
nes umfassenden Staatsinterventionismus mit einem marktliberalen, unternehmerischen 
Geist aus (vgl. ausführlicher: ten Brink 2010; McNally 2007). 
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2. Spezifika des ostasiatischen Verflechtungsraums 


Die Weltmarktintegration Chinas beruhte auf einer entscheidenden äußeren 
Voraussetzung in ihrem regionalen Umfeld, dem ostasiatischen Wachstums- 
raum. Die rasante Entwicklung der Volksrepublik ab Ende der 1970er im An- 
schluss an die schwerwiegende gesellschaftliche Krise während der „Kulturrevo- 
lution“ muss im Kontext der Renaissance Ostasiens zu einem Zentrum der 
Weltwirtschaft gesehen werden. Der Aufstieg Japans nach 1945, die Wachs- 
tumsschübe in Hongkong, Südkorea, Singapur und Taiwan ab Mitte der 
1960er und in Indonesien, Malaysia, Philippinen sowie Thailand ab den 
1970ern beförderten innerasiatische Handels- und Wertschöpfungsketten, die 
die wirtschaftspolitische „Wende“ der Volksrepublik begünstigten.’ 

Nach 1945 gingen die meisten ostasiatichen Ökonomien den Weg einer 
nachholenden Industrialisierung. Autoritäre Herrschaftsapparate trieben die 
nationale Entwicklung im Rahmen angebotsorientierter Politik und einer en- 
gen Koordination zwischen Staat und Wirtschaft bzw. privat-öffentlich Netz- 
werken des Bank- und Industriekapitals voran. Fine Exportorientierung auf 
Kosten des Binnenmarkts sowie stagnierender Reallöhne dominierte das Ak- 
kumulationsregime. Diese Regimes des „Exportismus“ (Jessop/Sum 2006: 
156ff., 162ff.) waren stark von den Entwicklungstendenzen auf dem Weltmarkt 
abhängig. Sie verschränkten sich zugleich auf makro-regionaler Ebene. 

Die staatsdirigistischen Entwicklungsdiktaturen konnten in der historischen 
Phase des Kalten Krieges von amerikanischer Unterstützung profitieren (Wade 
1990). Das übergreifende geopolitische Geflecht, das die Einbindung v.a. Ja- 
pans, Taiwans, Südkoreas, Hongkongs und Singapurs in den von den USA 
dominierten Block beinhaltete, schuf eine Art Sicherheitsschirm und erleich- 
terte diesen „Vasallenstaaten“ bis in die 1970er die Integration in den Welt- 
markt (u.a. einen ungehinderten Zugang japanischer Exporte zum amerikanı- 
schen Absatzmarkt). Dem stand ein weitaus schwächerer maoistischer Macht- 
block gegenüber, der nur bis in die 1950er mit der UdSSR verknüpft war. Die 
einstmals intensiven Beziehungen Chinas mit anderen Staaten Ostasiens wur- 
den durch Blockaden und Kriegsdrohungen weitgehend zerstört. 

Die ökonomische Dynamik brachte jedoch im Laufe der Zeit eine intensive 
intra-regionale wirtschaftliche Verflechtung hervor, die sich bis in die 1980er 
als eine innere Hierarchie mit dem Zentrum Japan entfaltete, das jedoch wei- 
terhin abhängig vom Schutz der USA blieb. Parallel hierzu erhöhten geänderte 


5 Einen wichtigen Antrieb für die wirtschaftliche Regionalisierung bildete zudem das Plaza- 
Abkommen von 1985, in dem die stärksten Volkswirtschaften der Welt unter dem Druck der 
Vereinigten Staaten einen 10-jährigen Fall des Wechselkurses des US-Dollar einleiteten, dem 
eine Aufwertung des Yen entsprach. Dieser Umstand leitete die Wende von einem vorwie- 
gend transpazifischen zu einem innerasiatischen Investitionsregime Japans ein, von dem 
wichtige Wachstumsimpulse für die „Tigerstaaten“ und später China ausgingen. 
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geopolitische Konstellationen den Spielraum der Machteliten Chinas, die in 
den Erfolgen der ostasiatischen Nachbarn (stillschweigend und schließlich zu- 
sehends offener) entwicklungspolitische Vorbilder sahen. So trug die amerika- 
nische Niederlage im Vietnamkrieg, die die amerikanischen Einflussmöglich- 
keiten in der Region insgesamt einschränkte, zu einer Normalisierung der 
Handels- und diplomatischen Beziehungen Chinas zu anderen asiatischen 
Staaten bei. Schließlich bereitete die anhaltende Krise im sowjetisch- 
chinesischen Verhältnis und die Entspannung in den Beziehungen zwischen 
China und den USA ab den frühen 1970ern einer Reorganisation des gesam- 
ten ostasiatischen Raums den Weg. 


Regionalisierung in Ostasien nach der Asienkrise 


Die im weltweiten Vergleich nach Maßgabe des Kriteriums des BIP-Wachs- 
tums erfolgreiche Entwicklung Ostasiens unter Führung Japans in den 1980ern 
geriet mit der wirtschaftlichen Stagnation der Führungsnation in den 1990ern 
und der Asienkrise 1997/98 ins Stocken. In Verbindung mit dem spektakulä- 
ren Wachstum in China ergaben sich allerdings Umstrukturierungsprozesse, 
die nach der Asienkrise in eine noch intensivere wirtschaftliche und politische 
Regionalisierung mündeten, die die weitere wirtschaftliche Dynamik beförder- 
ten, aber auch ein Ende der japanzentrierten Entwicklung ankündigten. 

Die bekannteste Regionalorganisation Ostasiens, die Association of Southeast 
Asian Nations (ASEAN, bestehend aus Brunei, Kambodscha, Indonesien, La- 
os, Malaysia, Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand und Vietnam) verlieh 
der regionalen Integration bis in die 2000er Jahre hinein Impulse, was eine 
ausgedehnte Konferenzdiplomatie zur Folge hatte. Das ASEAN-Regionalforum 
(ARF) sowie der Ostasiengipfel (EAS) und die ASEANplus3-Gespräche (mit 
China, Japan, Südkorea) bilden bis heute Angelpunkte einer wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit und der Entstehung eines partiellen Sicherheitsbündnisses. 
Als Kooperationserfolge gelten u.a. mehrere Freihandelsabkommen und eine 
engere Finanzkooperation. Die Kooperationsbestrebungen zielen meist darauf 
ab, die Krisenanfälligkeit der Länder zu reduzieren. 

Freilich bilden die ASEAN-Staaten nicht das eigentliche Gravitationszentrum 
Ostasiens. Viel bedeutsamer sind die „plus3“-Staaten: Südkorea, noch mehr 
aber China und (weiterhin) Japan. In der Serie von Konferenzen der A- 
SEANplus3 übernahm China in den letzten Jahren die führende Rolle, wohin- 
gegen die japanische Regierung Fragen des monetären Regionalismus auf der 
Ebene eines regionalen öffentlichen Liquiditätsfonds und der allmählichen 
Einführung eines ostasiatischen Marktes für Schuldverschreibungen in den 
Vordergrund rückte (Stubbs 2007: 83-89). Wegweisend war der erste Östasien- 
gipfel Ende 2005 in Kuala Lumpur, der ohne Beteiligung der Vereinigten Staa- 
ten stattfand. Die chinesischen Unterhändler hatten dies gegen den erklärten 
Willen Japans durchgesetzt (Dosch 2010: 75). 


Der Aufstieg Chinas und die neuen Kräftekonstellationen in Ostasien 573 


Die Gemengelage aus enger wirtschaftlicher Verflechtung und unterschiedlich 
institutionalisierten staatlichen Akteuren führt zu einem regionalen Integrati- 
onsprozess, der nicht entsprechend dem der häufig als Blaupause unterlegten 
Europäischen Union abläuft. Die zwischenstaatliche Kooperation orientiert 
sich noch immer am Modell bilateraler Beziehungen: „Hieraus resultieren eher 
eine Reihe ‚bilateraler” ASEAN-Plus1-Projekte - ‚chinesische‘, ‚japanische’ und 
‚koreanische’ - als ‚ostasiatische’ Entwürfe. Zuweilen veranlasst die Rivalıtät 
zwischen China und Japan die beiden Regierungen dazu, rivalisierende Projek- 
te vorzuschlagen, die dieselben Themen wie z.B. eine regionale Kooperation 
im Mekong-Gebiet umfassen. |[...] Zudem streben die ostasiatischen regionalen 
Projekte selten mehr als einen Informationsaustausch und die Etablierung ei- 
nes Dialogs an“ (Ravenhill 2010: 201). 

Zwar werden die Handelsabkommen durch das Anliegen der Regierungen ge- 
steuert, die Kooperation anzuregen. Die Kooperation ist jedoch durch Kon- 
kurrenzverhältnisse durchzogen. So ist das wichtige Freihandelsabkommen 
zwischen China und der ASEAN (CAFTAY, 2010 in Kraft getreten) auch den 
Rivalitäten zwischen China und Japan geschuldet, die in der Form eines kom- 
petitiven Regionalismus, d.h. differierenden Konzepten der regionalen Integra- 
tion und Ordnungsbildung, zum Ausdruck kommen (Munakata 2006: 133; 
Dent 2009: 169 ff.). Das chinesische Angebot eines Freihandelsabkommens 
mit den ASEAN-Staaten stellt eine diplomatische Meisterleistung dar. Einer- 
seits hielft es, Ängste der ASEAN-Länder abzubauen. Andererseits zwingt das 
Abkommen die japanische Regierung in die Defensive, die aufgrund landesin- 
terner Oppositionen nicht in der Lage war, umfangreiche Abkommen mit 
Ländern zu vereinbaren, die relevante Exporteure von Agrarprodukten sind. 
Alles in allem stellen die regionalen Organisationen und häufig informellen Re- 
gimes Ostasiens heute einen relativ inkohärenten Regulierungszusammenhang 
dar. In diesem setzen sich Verdichtungen von Kräfteverhältnissen konfligierender 
und nur teilweise in einen Kompromiss einzubindender Interessen zweiter Ord- 
nung durch, d.h. sie bauen auf der einzelgesellschaftlichen Verdichtung von Kräf- 
tekonstellationen auf und bleiben an diese rückgebunden. Dabei verhindern vor 
allem die konkurrierenden Führungsansprüche eines aufstrebenden Chinas und 
eines mächtigen Japans - die beiden Länder vereinen etwa 80 % des ostasiati- 
schen Sozialprodukts auf sich - trotz einer fortschreitenden wirtschaftlichen Ver- 
flechtung bislang eine rasche Integration auf politischer Ebene. Die beiden 
„Kernstaaten“ Ostasiens, China und Japan, sehen in einer ostasiatischen Einheit 
ein Mittel, um den jeweils eigenen Einfluss in der Region zu vergrößern, ohne 


6 Die CAFTA, der zufolge auf 90 % aller Produkte, die zwischen China und den ASEAN- 
Ländern gehandelt werden, keine Zölle mehr erhoben werden, beschleunigt den Gebrauch 
der chinesischen Währung. Der Yuan gilt als mögliche regionale Alternative zum US-Dollar 
und japanischen Yen bei der Abwicklung des intra-asiatischen Handels. 
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dabei, wie in Europa, dem anderen Kernstaat die Perspektive einer parallel er- 
folgenden Machtvergrößerung in Aussicht zu stellen. 

Zudem verfolgen die Vereinigten Staaten andere politische Prioritäten als in 
der Entstehungsphase der europäischen Integration (die im Allgemeinen von 
den USA unterstützt wurde). Die USA versuchen, einen fortwährenden Ein- 
fluss auf den Verlauf der Regionalisierung in Ostasien zu nehmen. Sie setzen 
dabei auf die Fortführung ihrer Politik der bilateralen Verhandlungen - und 
stoßen damit nicht nur in Japan oder Südkorea auf Resonanz. Besonders Ja- 
pans Interesse am „Balancing“ Chinas unterminiert infolgedessen eine weitrei- 
chende politische Integration. Stattdessen werden alte Konflikte teilweise per- 
petuiert und häufig neue Rivalitäten geschaffen. Die Staatsführungen der klei- 
neren ostasiatischen Volkswirtschaften schwanken derweil zwischen der Hoff 
nung, von einer engeren Anbindung an China profitieren zu können, und der 
Befürchtung, Objekte einer zunehmenden chinesischen Dominanz zu werden 
(Stubbs 2007: 90 £.). Eine geteilte regionale Identität hat sich nicht entwickelt. 
Die Heterogenität der ostasiatischen Makro-Region und enorme Entwick- 
lungsdisparitäten verhindern dies. 


3. Chinesischer Siegeszug trotz Abhängigkeit 


In den vergangenen Jahren, nochmals akzentuiert durch den globalen Ein- 
bruch ab 2008, wird nunmehr in wirtschaftlicher Hinsicht vom Beginn einer 
„sino-zentrierten“ Region gesprochen (Hung 2009: 16).” Die Exporte vieler 
ostasiatischer Volkswirtschaften in Richtung China überflügeln mittlerweile 
den Wert ihrer Exporte in die USA. Zugleich findet der massenhafte Export 
von Endprodukten aus China auf die Märkte des „Nordens“ auch im Interes- 
se der asıatischen Nachbarn statt, die den chinesischen Produktionsraum mit 
Vorprodukten und Maschinen bedienen. 

Dieser Siegeszug beruht freilich auf Abhängigkeiten gegenüber den alten Zent- 
ren der Weltwirtschaft, da der Export die wichtigste einzelne Variable des chi- 
nesischen Wirtschaftswachstums bildet. Maßgebliche Zielorte sind die stärks- 
ten OECD-Ökonomien. Das chinesische Wachstum ist aus diesem Grund ex- 
trem abhängig von den nordamerikanischen, europäischen und japanischen 
Märkten (ADB 2009: 70ff.). Und: China exportiert mittlerweile zwar einen et- 
wa so hohen Anteil an hochtechnologischen Produkten wie die USA. Viele 
der chinesischen Exporte sind allerdings nur in dem Sinne „chinesisch“, dass 
sie in China montiert werden. Als untergeordneter Teil der globalen Produkti- 
onsverbünde, die ihre Produkte (z.B. das Apple iPhone) in China zusammen- 


7 Dabei kam der chinesischen Staatsführung „Glück“ zu Hilfe: Ab den 1990ern beschleunigte 
eine mitunter als Anlagenotstand deklarierte Überakkumulation von Kapital in den klassi- 
schen Produktionszentren die Kapitalverlagerung. Diese Entwicklung setzt sich auch gegen- 
wärtig weiter fort. 
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setzen lassen, häufig auf der Basis importierter Vorprodukte, ist die Volks- 
wirtschaft den Rhythmen der „westlichen“ Kapitalismen ausgesetzt (Hürt- 
gen/Lüthje/Schumm/Sproll 2009)? 

Doch auch wenn ein großer Teil der chinesischen Exporte mit Hilfe ausländi- 
scher Investitionen produziert wird, versuchen die chinesischen Machteliten 
diesen Sachverhalt in vielfältiger Weise zu nutzen: durch „spill-over-Effekte“, 
die sich positiv auf den technischen Fortschritt auswirken, durch die Anpas- 
sung der chinesischen Zulieferindustrie an Weltmarktstandards, durch eine 
bessere Ausbildung und Disziplinierung der Arbeitskräfte, durch Steuerein- 
nahmen, durch Versuche der eigenen technologischen Standardsetzung u.a.m. 
Darüber hinaus bestehen umfangreiche Versuche, unternehmerische Schöpfer- 
kraft und staatliche Machtkapazitäten zu vereinen, um selbst zum Innovati- 
onsmotor zu werden (z.B. im Bereich von Elektrofahrzeugen). Die Innovati- 
onsfähigkeit wird zu einem zentralen Ziel staatlicher Standortpolitik.” 

Die Unternehmen der entwickelten Volkswirtschaften (auch in Ostasien) 
schaffen sich auf diese Weise neue Konkurrenten in dem Maße, wie sie selbst 
versuchen, vom chinesischen Wachstum zu profitieren. Anhand der signifi- 
kanten Zunahme weltweit wettbewerbsfähiger chinesischer Staatskonzerne und 
weiterer halb-staatlicher und privater Firmen (wie Lenovo in der Computerin- 
dustrie, Haier im Haushaltselektronikmarkt und TCL in der Herstellung von 
Fernsehgeräten) lässt sich das nachweisen (Yeung/Liu 2008).'' Gegenwärtig 
trägt dieser Prozess zur Verschärfung der internationalen Konkurrenz um die 
weltweiten Exportmärkte bei, deren Erschließung sich als zentrale Krisenlö- 
sungsstrategie großer Ökonomien erwiesen hat. Es ist wahrscheinlich, dass un- 
ter der Voraussetzung einer Exportschwemme weitere Überkapazitäten entste- 
hen und Währungskonflikte zunehmen. Die im Herbst 2010 lauter werdenden 
westlichen Kritiken an einer unterbewerteten Währung in Schwellenländern, 


8 Den Großteil der Profite erzielen die multinationalen Konzerne, nicht die auslands- oder 
festlandchinesischen Kontraktfertiger und Zulieferer. Der in China thematisierte Wunsch 
nach einer Reduzierung der Exportabhängigkeit ist äußerst schwierig zu realisieren und von 
sozialen Verteilungskämpfen durchzogen (siehe den Artikel von Florian Butollo in diesem 
Heft). Die chinesische Führung kontert in diesem Zusammenhang gegen die Forderung 
westlicher Staaten, den Renminbi aufzuwerten, mit dem Argument, dies schwäche die chine- 
sische Wettbewerbsfähigkeit, was wiederum zu sozialen Unruhen mit negativen Folgen für 
ausländische Investoren führe. 

9  Medial rücken zudem immer wieder Diskussionen über die Rolle der sogenannten Staats- 
fonds in den Vordergrund. Im Ausland dokumentiert sich die Machtposition dieser finanz- 
kräftigen Fonds (z.B. der China Investment Corporation) in den Versuchen, Beteiligungen 
in Unternehmen zu erwerben bzw. Investitionen in Private Equity zu tätigen. 

10 Darüber hinaus agieren „ressourcenorientierte“ Unternehmen im Ausland mit dem Ziel der 
Sicherung von Rohstoffen. Dazu gehören die Shanghai Baosteel Group oder die Firmen Sr 
nopec und China National Petroleum Corporation mit Beteiligungen an Öl- und Erdgas- 
projekten in mehreren Ländern, darunter in geopolitisch sensiblen Staaten wie Irak oder Iran 


(Hong/Sun 2006: 620 ff.). 
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besonders in China, stellen den Versuch dar, durch eine Verbilligung der eige- 
nen Währung Marktanteile zulasten anderer Nationen zu gewinnen. 

Alles in allem scheint es dennoch so, als hätten die ökonomische Öffnung 
und die Einbettung in globale Produktionsverbünde und Wertschöpfungsket- 
ten im Unterschied zu den historischen Erfahrungen anderer Entwicklungs- 
länder nicht zu Einschränkungen der politischen Handlungsspielräume der 
Volksrepublik geführt, was einer Vergrößerung der Machtkapazitäten des chi- 
nesischen Staats den Weg ebnete, der u.a. die Marktzugangskriterien kontrol- 
liert, aber auch außenpolitisch zunehmend selbstbewusster agiert. 


4. Die geopolitische Aufwertung Chinas 


Mit der außenwirtschaftlichen Öffnung veränderten sich die außenpolitischen 
Zielsetzungen Chinas. Nach dem Zusammenbruch des Ostblocks galt es, eine 
wirkungsvolle Position in der von den USA geführten Welt einzunehmen, die 
die chinesische Führung teilweise selbstbewusst als Stellvertreter der Entwick- 
lungsländer zu reklamieren suchte. Im Laufe des ersten Jahrzehnts des 21. 
Jahrhunderts wurde mit dem Hinweis auf die Entstehung einer „multipolaren“ 
Weltordnung eine Zunahme von außenpolitischen Einflussmöglichkeiten bzw. 
eine „gebührende“ Stellung in den Institutionen der „Global Governance“ ein- 
gefordert.'! Zugleich setzen die Beijinger Außenpolitikstrategen auf das Prinzip 
der „Nichteinmischung“ in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten und 
wenden sich hiermit gegen den globalen Trend, der „humanitäre Interventio- 
nen“ in anderen Staaten im Notfall als legitimes Mittel ansieht (Jiang 2008). 

Das innenpolitische Credo einer „harmonischen“ Gesellschaft bestimmt dabei 
zugleich die außenpolitische Selbstwahrnehmung: In den letzten Jahren hat 
ein Wandel der Begrifflichkeiten stattgefunden, der von der Thematik des 
„friedlichen Aufstiegs“ über einen „friedlichen Entwicklungsweg“ bis hin zum 
Ziel einer „harmonischen Welt“ führte. Er stellt nicht zuletzt den Versuch dar, 
Ressentiments zu entkräften und einer antichinesischen „Eindämmungspoli- 
tik“ wirksam zu begegnen (Lam 2006: 157-211). Ähnlich wie Russland oder 
Deutschland tritt die VR China offiziell für eine „Rückkehr“ zur „multilatera- 
len“ Entscheidungsfindung unter Führung der Vereinten Nationen ein. Diese 
diplomatische Formel versteht sich jedoch auch als ein Programm der schritt- 
weisen Beschränkung der Macht der USA - als ein Entwicklungspfad von ei- 


11 An dieser Stelle muss, entgegen der verbreiteten Vorstellung eines monolithischen Politik- 
findungsprozesses in China, darauf aufmerksam gemacht werden, dass die Fragmentierung 
der chinesischen Gesellschaft in ein komplexes Mehrebenensystem auf außenpolitischer E- 
bene dazu führt, dass immer wieder Kompetenzkonflikte nicht nur zwischen Außen- und 
Handelsministerium, sondern auch zwischen den zentralen und regionalen Staatsapparaten 
aufbrechen. Die außenpolitische Willensbildung ist demnach erheblich komplexer (und 
führt mitunter zu widersprüchlichen Signalen, Policies oder auch bürokratischer Immobili- 
tät) als an dieser Stelle nachgezeichnet werden kann. 
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ner „unipolaren“ hin zu einer „multipolaren“ Welt. Daher kommt der Agglo- 
meration „umfassender nationaler Stärke“ eine zentrale Rolle zu, die von Bei- 
jing auch unter Bezug auf die welthistorisch außerordentliche Rolle Chinas 
vor dem 19. Jahrhundert angestrebt wird.” 

Dem liegen den „realistischen“ Programmatiken anderer Großmächte ver- 
gleichbare Annahmen zugrunde: Die Einschätzung, die internationalen Bezie- 
hungen seien wesentlich durch Machtpolitiken und zwischenstaatliche Kon- 
kurrenzen gekennzeichnet, die in dem vorrangigen Interesse an der rigorosen 
Bewahrung der staatlichen Souveränität zum Ausdruck kommt. In der politi- 
schen Praxis laufen diese Annahmen vorwiegend auf eine Strategie des Bilate- 
ralismus und des instrumentellen Multilateraliimus hinaus. Letzterer erfolgt 
nach der Maßgabe, mit mehreren Länder gemeinsam zu agieren, wenn es als 
sinnvoll erachtet wird - zugleich aber planmäßig Vorteile aus der Mehrdeutig- 
keit der auf Kompromissen beruhenden internationalen Abkommen zu ziehen 
und sich der Beschränktheit internationaler Zusammenarbeit bewusst zu blei- 
ben." 

Die weltweiten Folgen der geopolitischen Aufwertung Chinas werden bereits 
seit längerem thematisiert. Ganz besonders deutlich zeigt sich der Aufstieg 
China jedoch in Ostasien, was nach Jahrzehnten der heftigen Anfeindungen 
und Rivalitäten umso bemerkenswerter ist. Zugleich erfahren die USA in dieser 
Region einen Machtverlust, den die amerikanische Regierung auszugleichen 
versucht." 


12 In innerchinesischen Debatten in der Disziplin der Internationalen Beziehungen lässt sich 
ein großes Interesse an „great power politics“ nachweisen, vgl. Huang 2007. Exemplarisch ist 
der Artikel eines einflussreichen Parteiintellektuellen (Zheng 2005), der in englischer Über- 
setzung vorliegt. 

13 In der Literatur wird dagegen eine Charmeoffensive Chinas konstatiert (u.a. durch günstige 
Kreditkonditionen, Entwicklungsprojekte und Auslandshilfen ohne restriktive Auflagen oder 
einen Schuldenerlass), die jedoch vor allem deshalb so attraktiv wirkt, weil sich westliche 
Politiken jahrzehntelang durch ein hohes Maß an Rücksichtslosigkeit und Paternalismus 
auszeichneten. Beijing ist an Rohstoffsicherheit, neuen Märkten usw. interessiert und daher 
gewillt, respektvoll zu agieren. Zudem sind bereits einseitige Abhängigkeiten gegenüber 
China entstanden, die chinesische Akteure ebenso als Gewinn verbuchen können wie die 
Profite, die aus Infrastrukturinvestitionen resultieren, die von chinesischen Vertragspartnern 
ausgeführt werden. 

14 Begleitet von diplomatischen Beschwichtigungsgesten führt die neue Obama-Administration 
anknüpfend an ältere liberal-realistische Traditionslinien „weiche“ wie „harte“ geopolitische 
Sicherheitsmaßnahmen fort, um ihre Machtstellung in Ostasien nicht zu gefährden. Die re- 
gierenden Machteliten treten für eine Strategie der Einordnung Chinas in eine Art „Konzert 
der Mächte“ ein - dirigiert durch die USA, mit dem Ziel einer Unterordnung bzw. Domes- 
tizierung der Volksrepublik. Die Analyse „amerikanischer“ Interessen verbleibt an dieser Stel- 
le unzulänglich. Es existiert eine komplexe, von widerstreitenden Interessen geprägte Ge- 
mengelage, die eine genauere Analyse wirtschaftlicher Akteure und politischer Machtfraktio- 
nen erfordert. Tief in die chinesische Ökonomie eingebettete transnationale Unternehmen, 
die an kooperativen Beziehungen mit den chinesischen Staatsapparaten interessiert sind, ste- 
hen etwa Kapitalgruppen gegenüber, die sich stärker am US-Binnenmarkt orientieren. Zu- 
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Der „China Circle“ und die Ostasienstrategie Beijings 


Die VR China erweist sich im ostasiatischen Regionalisierungsprozess immer 
mehr als führende Kraft. Die Einbindung in den regionalen Wirtschaftsraum 
bzw. die hochgradige Abhängigkeit von ihm erfordert schon allein deshalb ei- 
ne politische Einflussnahme, um ökonomische Instabilitäten zu bewältigen. 
Die Führung Chinas visiert darüber hinaus ein makro-regionales Szenario an, 
in dem es seine neu gewonnene ökonomische Stärke auch politisch wirksam 
ausspielen und in einem gewissen Ausmaß institutionalisieren kann. 
Unmittelbar im geographischen Umfeld des Landes spielt dabei der sogenann- 
te „China Circle“ eine zentrale Rolle, eine Region, die die süd- und südostchi- 
nesischen Küstenprovinzen, Macao und Hongkong sowie Taiwan umfasst und 
von umfangreichen Handelsbeziehungen und Kapitalverflechtungen zwischen 
den Unternehmen ethnischer Chinesen geprägt ist. Häufig werden auch Sin- 
gapur und weitere Staaten Südostasiens dazu gerechnet, die relevante wirt- 
schaftliche Beziehungen mit dem „Kerngebiet“ pflegen. Die von den im Aus- 
land lebenden Überseechinesen in einer spezifischen Weise institutionalisierten 
Geschäftsnetzwerke in Ostasien spielten und spielen eine maßgebliche Rolle 
bei der Industrialisierung Chinas. 

Der Begriff des „China Circle“ wird auch mit einem sich homogenisierenden 
Politikraum in Zusammenhang gebracht, nicht selten bezeichnet „Greater 
China“ ein neues Epizentrum der internationalen Politik unter Führung der 
Volksrepublik. Finige Autoren versuchen die These von identischen Interessen 
der exilchinesischen Unternehmer und der chinesischen staatlichen Nomen- 
klatur zu begründen, die eine Vergrößerung der Macht Chinas erwirken: „Die 
Herausbildung einer chinesischen kapitalistischen Klasse, die mit einem größe- 
ren asiatischen Netzwerk von ethnisch chinesischen Machthabern in Wirt- 
schaft und Politik verzahnt ist, hat entscheidend dazu beigetragen, dass das 
chinesische Festland zu einem ernstzunehmenden Herausforderer [des Wes- 
tens] geworden ist. Indem die Überseechinesen die weitere Ausrichtung und 
die Geschwindigkeit der Privatisierung des Festlands auf verschiedene Weise 
beeinflussen, sind sie zu einem strategischen Partner der Staatsklasse gewor- 
den“ (van der Pijl 2006: 303). Die mächtigen (und teilweise diskriminierten) 
chinesischen Minderheiten in anderen Ländern Ostasiens entwickeln mit an- 
deren Worten gemeinsam mit den herrschenden Machteliten Chinas ein stra- 
tegisches Projekt, das eine geopolitische Sprengkraft entwickeln kann - auch 
wenn es erst einmal nur um verbesserte ökonomische Beziehungen geht, die 
etwa auf der World Chinese Entrepreneurs Convention verabredet werden. 
Diese international einflussreiche Gruppe bildet gerade aufgrund ihrer Trans- 
nationalität ein spezifisches nationales Interesse aus, das durch ihre Rolle als 


dem bestehen politische Auseinandersetzungen zwischen populistisch-protektionistischen 
Kräften und einem vorwiegend transnational ausgerichteten Machtblock. 
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eine „Nation ohne Grenzen“ in einer Welt der Grenzen und des Nationalis- 
mus verstärkt werden kann. 

Ob dieser nicht einfach von der Hand zu weisende, jedoch bislang nur unzu- 
länglich untersuchte Zusammenhang tatsächlich zu einem tragfähigen Bündnis 
und zu gemeinsam getragenen außenpolitischen Strategien heranreifen kann, 
ist m. E. jedoch nicht abzusehen, denn ihm stehen mächtige Barrieren im 
Weg - die Interessen Japans und der USA etwa sowie die Schwierigkeit, ein 
von im Ausland lebenden Chinesen geteiltes Bekenntnis zur chinesischen Na- 
tion zu entwickeln. Es bestehen erhebliche Differenzen zwischen den Interes- 
sen der verschiedenen Segmente des „ethnic chinese capitalism“ (Yeung 2006: 
245). Ferner dürfen japanische und amerikanische Kooperationen mit Über- 
seechinesen - letztere sind häufig in die transnationalen Produktionsverbünde 
integriert - nicht übersehen werden, die ebenfalls die vorschnelle Annahme 
der Bildung eines homogenen Blocks in Frage stellen. 

Im Falle der historischen Konfrontation mit Taiwan ist es im Zuge der Bil- 
dung des „China Circle“ derweil zu einer Entschärfung des Konflikts gekom- 
men. Eine Art ökonomische Wiedervereinigung hat begonnen." Seit Beginn 
der 1990er ist es auf der Ebene der funktionalen Interessenrepräsentation zur 
„Herausbildung von taiwanesischen Unternehmerverbänden auf dem Festland 
gekommen, die um eine enge Zusammenarbeit mit ihren dortigen semi- 
offiziellen Parallelorganisationen sowie mit den chinesischen Behörden be- 
müht sind“ (Meyer-Clement/Schubert 2004: 13). Allerdings bedeutet das noch 
keine weitgehende politische Integration. Beijing nimmt zwar gegenwärtig kei- 
ne ernsthafte Konfrontationshaltung ein, bekräftigt jedoch weiterhin die Zu- 
gehörigkeit Taiwans zum Hoheitsgebiet Festlandchinas und strebt durch eine 
proaktive Ostasienpolitik die Reduzierung des taiwanesischen Einflusses in der 
Region an. 

In Ostasien insgesamt haben sich die Wahrnehmungen gegenüber China seit 
den späten 1990ern bemerkenswert verändert. Auch wenn das Land als schier 
unaufhaltsame Macht betrachtet wird, sehen andere Machteliten die Realpoli- 
tik des Landes durchaus als konstruktiv an. Die Krisenbewältigungsstrategie 
Chinas während der Asienkrise wurde in Ostasien als vorbildlich bewertet. 
Das Land beteiligt sich an einzelnen multilateralen Konsultationen, am Auf 
bau der Infrastruktur in ärmeren Ländern wie Vietnam, Myanmar oder Laos 
und es hat sein System der Auslands- und Entwicklungshilfe ausgebaut. Zahl- 
reiche geopolitische Konfliktkonstellationen der Region sind erst einmal neut- 
ralisiert worden. Die Volksrepublik hat eine Reihe von Grenzkonflikten been- 


15 Dabei begünstigen einander ähnelnde institutionelle Architekturen die Integration. Der „Par- 
teistaatskapitalismus“ Taiwans (Pohlmann 2002: 206 ff.) stellt ähnlich wie der marktliberale 
Staatskapitalismus auf dem Festland ein enges Beziehungsgeflecht von Partei, Regierung, 
Verwaltung und unternehmerischen Aktivitäten dar. 
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det und 2003 ein ASEAN-Abkommen unterzeichnet, das die wechselseitige 
Anerkennung der territorialen Souveränität der unterzeichnenden Länder be- 
kräftigt (Dosch 2010: 74 ff.). 

Resultat der geschickten diplomatischen Offensiven und der Anwendung 
„weicher“ Machtfaktoren" ist eine Verschiebung des Einflusses der Großmäch- 
te in der Region. Während die Wahrnehmung gegenüber den USA sich in 
Ostasien merklich verschlechtert hat, werden gegenwärtig chinesische Unter- 
nehmen und Politiker mit einer ähnlichen Sympathie empfangen, wie sie 
einstmals nur Japanern oder Amerikanern sicher war (Kurlantzick 2008: 203). 
Hinzu treten Frustrationen über den amerikanischen Unilateralismus und eıi- 
nen „Marktfundamentalismus“, der Regierungen in der Region dazu angehal- 
ten hat, einen größeren Spielraum in den Beziehungen zu den USA anzustre- 
ben (Munakata 2006: 131)."” Darüber hinaus hat sich das Gewicht Japans ver- 
ringert. Dieser Sachverhalt ist erstens auf die enormen wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten des Landes seit 1990 zurückzuführen. Zweitens zögert Japan, eine 
größere Führungsrolle in Asien zu übernehmen, was „zu einem nicht unerheb- 
lichen Teil mit der Angst davor zusammenhängt, dass die Region trotz größter 
eigener Anstrengungen ohnehin von einem wieder auflebenden China domi- 
niert sein wird. Schließlich bleibt Japan fest in die amerikanische Umklamme- 
rung eingebunden [...]. Japanische Führungskräfte setzen ihren Vorrang weiter- 
hin auf eine untergeordnete Stellung in den Beziehungen zu den USA“ (Sel- 
den 2009). 

Es scheint, als würde das Kalkül - die Eingliederung der bislang von den USA 
dominierten Länder Ostasiens in einen gemeinsamen Wirtschaftsraum, in dem 
China eine führende Rolle einnimmt - aufgehen. Der neuen Dominanz Chi- 
nas entspricht in diesem Fall (im Unterschied zur europäischen Integration ab 
den 1950ern) ein Einflussverlust der USA. Auch wenn fraglich bleibt, ob sich 
Chinas Ambitionen ausnahmslos verwirklichen lassen, kann diese neue Kräf- 
tekonstellation hinsichtlich der Beziehungen zu Japan und den USA möglı- 
cherweise konfliktträchtige Folgen nach sich ziehen, wie der letzte Abschnitt 
noch einmal verdeutlicht. 


5. Ausblick 


Die Staatsführung der Volksrepublik China ist in den letzten Jahrzehnten den 
auf günstigen weltwirtschaftlichen und ostasiatischen Voraussetzungen beru- 
henden Weg einer sich vertiefenden Einbettung in globale Wirtschaftskreisläu- 
fe gegangen. Die herrschende Machtelite konnte damit eine signifikante wirt- 


16 Die Anzahl derjenigen Asiaten, die die chinesische Sprache lernen, ist z.B. exponentiell gestiegen. 

17 Das amerikanische Ziel der Herstellung einer „pazifischen Gemeinschaft“, institutionalisiert 
im Rahmen der 1989 gegründeten APEC, die noch bis 1997 das wichtigste Vehikel der Re- 
gionalisierung bildete, wurde nicht erreicht. 
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schaftliche und geopolitische Aufwertung erlangen, die im Gefolge der neuen 
Weltwirtschaftskrise noch zunimmt. 

Hinsichtlich der Kräftekonstellationen in Ostasien ist ein zunehmender Ein- 
fluss Beijings festzustellen. Hieraus resultiert allerdings nicht die Herausbil- 
dung einer politischen Einheit Ostasiens unter der hegemonialen Führung 
Chinas, auch wenn die Regionalisierungsprozesse vor allem auf der wirt- 
schaftlichen Ebene eine Reihe von Vorteilen für andere ostasiatische Volks- 
wirtschaften nach sich ziehen, was in den letzten Jahren auf der geopoliti- 
schen Ebene effektiv konfliktmindernd wirkte, aber, wie der fortdauernde 
Koreakonflikt anschaulich darstellt, nicht überbewertet werden sollte. Die 
USA (und Japan) behalten trotz partieller Machteinbußen einen fortwäh- 
renden Einfluss auf den Verlauf der Regionalisierung in Ostasien. Ebenfalls 
schafft die nach wie vor als überlegen geltende amerikanische Sicherheitsar- 
chitektur in Asien Fakten, die in China zugleich besorgt zur Kenntnis ge- 
nommen, als Anlass zur Kooperation, aber auch zur Modernisierung der ei- 
genen Armee wahrgenommen werden. Die chinesische Staatsführung be- 
dient sich der „harten“ Macht, um ihre als legitim erachteten Sicherheitsin- 
teressen verteidigen zu können, wie an der Schaffung einer starken Seemacht 
im Südchinesischen Meer und dem Indischen Ozean abzulesen ist. Ebenso 
wachsen die chinesischen Verteidigungsausgaben. Die Staatsführung Chinas 
schwankt demzufolge zwischen einem (eher nicht intendierten) Risiko der 
Herausforderung und einer pragmatischen Anpassung an den globalen Füh- 
rungsanspruch der USA, der jedoch wohl zumindest in Ostasien mittelfris- 
tig zur Disposition steht. 

Das Verhältnis zwischen China und den USA lässt sich aus diesem Grund 
als gegenseitige, aber angespannte Abhängigkeit kennzeichnen. Die wechsel- 
seitige Abhängigkeit resultiert nicht zuletzt aus der komplexen Integration 
des chinesischen Produktionsraumes in die Unternehmensstrategien der um- 
satzstärksten Konzerne der Erde und der immensen Bedeutung, die dem 
Wachstum im Reich der Mitte mittlerweile zukommt. Angespannt ist die Si- 
tuation, weil so ein neuer ökonomischer Konkurrent geschaffen wurde, der 
sich nicht länger ausschließlich als verlängerte „Werkbank der Welt“ 
gebrauchen lassen wird, und dessen geopolitische Aufwertung zusätzliche 
Konfliktpotentiale entstehen lässt. Zwar tendieren die außenpolitischen Stra- 
tegien der beiden Länder gegenwärtig nicht in Richtung einer ernsthaften 
zwischenstaatlichen Konfrontation, was u.a. Erwägungen der chinesischen 
Regierung geschuldet ist, die gewaltsame Auseinandersetzungen aufgrund ei- 
ner deutlichen militärischen Unterlegenheit nicht riskieren möchte. Aller- 
dings müssen ebenso die nicht-intendierten Effekte der ostasiatischen Regi- 
onalisierung unter Führung Chinas beachtet werden, die zur Infragestellung 
der historischen Dominanz der USA in Ostasien führen und längerfristig 
amerikanische Gegenreaktionen, aber auch erweiterte chinesische Groß- 
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machtambitionen befördern können. Sinnbildlich hierfür stehen die Be- 
fürchtungen eines bekannten amerikanischen Politikberaters, der argumen- 
tiert, dass gerade die Befriedung der Taiwanfrage und die mögliche Wieder- 
vereinigung die Rivalität mit den USA vergrößert: „Wie der amerikanische 
General Douglas MacArthur sagte, ist Taiwan ein ‚unsinkbarer Flugzeugträ- 
ger’ auf halbem Weg vor Chinas Küste. Von dort aus |[...] können die Verei- 
nigten Staaten ihre Macht ‚strahlenförmig’ ausüben. Sollte Taiwan in den 
Schoß Festlandchinas zurückkehren, wäre die chinesische Marine plötzlich 
nicht nur ın einer vorteilhaften strategischen Position gegenüber der ersten 
Inselkette, sondern hätte nunmehr Möglichkeiten einer nie dagewesenen 
Machtprojektion. Das Adjektiv ‚multipolar’ wird gegenwärtig großzügig 
verwendet, um die kommende Weltordnung zu beschreiben; erst die Fusion 
Taiwans mit dem chinesischen Festland würde aber die reelle Entstehung 
einer multipolaren Militärordnung in Ostasien bezeichnen” (Kaplan 2010). 
Viel mehr als an eine unhinterfragte chinesische Hegemonie oder aber an ein 
harmonisches Konzert der Mächte erinnert die Lage in Ostasien an eine insta- 
bile Konstellation, die einen bedenklich großen Spielraum für destruktive 
Konkurrenzbeziehungen, nationalistische Bewegungen und zwischenstaatliche 
Konflikte lässt. Westliche Staaten gießen dabei Öl ins Feuer, wenn sie etwa 
mit ihrer Kritik an einer unterbewerteten chinesischen Währung den ohnehin 
verschärften Wettbewerb um die weltweiten Exportmärkte in akute Währungs- 
konflikte steigern. Es steht zu hoffen, dass diese sich nicht zu schwerwiegen- 
den politischen Auseinandersetzungen hochschaukeln. 
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Jörg Goldberg 


Afrika und die neuen asiatischen Wirtschafts- 
mächte: Entwicklungspartnerschaft 
oder Balgerei um Rohstoffe? 


Im Oktober1971 fand in der Nähe des tansanischen Städtchens Chimala ein 
symbolträchtiger Zusammenstoß statt. Eine Gruppe von chinesischen und 
tansanischen Arbeitern, die an der von China unterstützten Eisenbahnverbin- 
dung zwischen Tansania und Sambia, dem „Uhuru Railway“, arbeiteten, trafen 
auf ein US-amerikanisch geführtes Team, das zur gleichen Zeit eine Straße 
baute. Was genau passierte ist unklar: Die einen behaupten, die Amerikaner 
hätten auf einer vom chinesischen Team bepflanzten Böschung Vermessungs- 
punkte errichtet; andere berichten, die chinesische Gruppe habe ein für eine 
Straßenbrücke vorgesehenes Gelände reklamiert und chinesische Fahnen auf 
gerichtet; die amerikanische Seite habe versucht, diese niederzuwalzen. Erst 
nach dem Eingreifen der tansanischen Polizei beruhigte sich die Situation. Of 
fensichtlich hatten sich hier nicht nur zwei Arbeitergruppen Baugelände strei- 
tig gemacht. Es waren gegensätzliche politische und wirtschaftliche Program- 
me aufeinander gestoßen: Die Eisenbahn sollte zwei afrikanische Frontstaaten 
im Kampf gegen den westlichen Rassismus verbinden! und war damit ein 
Symbol des Kampfes der Dritten Welt gegen den europäisch-amerikanischen 
„Neokolonialismus“?. Dessen Instrument, die Weltbank, hatte die Finanzie- 
rung der Bahn als unrentabel abgelehnt. Auch standen Eisenbahnen für eta- 
tistisch-sozialistische Entwicklungskonzepte, Straßen dagegen für den „freien 
Markt“ (Monson 2009: 2). 

Obwohl das tansanisch-sambisch-chinesische Vorhaben vor mehr als 40 Jahren 
beschlossen worden war, finden sich wichtige Merkmale dieses Großprojekts 
in der heutigen chinesisch-afrikanischen Zusammenarbeit wieder: Den Schwer- 
punkt der chinesischen Projekte bilden Infrastrukturvorhaben; die Finanzie- 
rungsbedingungen (zinslose bzw. zinsgünstige Kredite in Form chinesischer 


1 Die Eisenbahn öffnete den Hafen Daressalam für sambische Kupfertransporte, die vorher 
auf Verbindungen durch portugiesische Kolonien und das vom britischen Siedlerregime be- 
herrschte Süd-Rhodesien angewiesen waren. 

2 Die chinesische Unterstützung hing natürlich auch mit dem Konflikt China-Sowjetunion 
zusammen. China war bestrebt, als Führungsmacht der Dritten Welt anerkannt zu werden 
und den ‚sowjetischen Sozialimperialismus‘ in die Schranken zu weisen. Tatsächlich hatte 
auch die Sowjetunion die Finanzierung der Eisenbahnstrecke abgelehnt. 
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Warenlieferungen); der hohe Anteil chinesischer Fachkräfte (zwischen 1970 
und 1974 haben 30.000 bis 40.000 chinesische Vertragsarbeiter und 60.000 
tansanische und sambische Arbeiter an der Tazara (Tanzania Zambia Railway 
Authority) gearbeitet (Monson 2009: 33); die einfachen Lebensbedingungen 
der chinesischen Fachkräfte. 


1. Wirtschaftsbeziehungen Asien - Afrika: Kontinuität oder Bruch? 


Die Beziehungen der neuen asiatischen Wirtschaftsmächte, insbesondere Chi- 
nas, zu Afrika sind seit einigen Jahren das Thema für Afrikanisten. In den 
Medien wird die asiatische bzw. chinesische Präsenz in Afrika entweder als 
neuartiges Phänomen bezeichnet: „China hat Afrika entdeckt“ (FAZ.Net, 
11.5.2010), oder es wird behauptet, seit etwa 2000 handele es sich um völlig 
veränderte, durch ökonomische Interessen bestimmte Beziehungen. Mit dem 
Verweis auf Tazara wird dagegen verdeutlicht, dass es in den Beziehungen zwi- 
schen Asien/China und Afrika - bei allen neuen Momenten - mehr Kontinui- 
tät als Bruch gibt. Für China waren die afrikanischen Staaten seit Bestehen der 
Volksrepublik von großer Bedeutung. Dabei standen sicherlich politische Inte- 
ressen im Vordergrund - die Aufnahme Chinas in die UN im Jahre 1971 war 
der Unterstützung aus Afrika zu verdanken. Ausgangspunkt der modernen’ 
Kooperation Asien-Afrika war die Bandung-Konferenz von 1955, an der trotz 
Intervention der Kolonialmächte sechs afrikanische Länder teilnahmen. Bei 
dieser Konferenz wurden u.a. die noch heute relevanten chinesischen fünf 
Prinzipien der Koexistenz verallgemeinert, die ursprünglich die Beziehungen 
zwischen Indien und China beschrieben hatten (Taylor 2006: 18 ff). Seither 
spielt Afrıka für Chinas Außenpolitik eine wichtige Rolle, was sich früh nicht 
nur auf politischer sondern auch auf ökonomischer Ebene widerspiegelte. 
Teilweise in Konkurrenz zur Sowjetunion unterstützte China zahlreiche Ent- 
wicklungsprojekte. Bilaterale Handelsabkommen mit afrikanischen Ländern 
ergänzten das Bild (Richer 2008: 53 ff), ebenso wie die Unterstützung für afri- 
kanische Befreiungsbewegungen. Im Bestreben, die SU zu marginalisieren, 
setzte China dabei nicht selten auf das ‚falsche Pferd’, wie die Unterstützung 
von FNLA und UNITA gegen die MPLA in Angola zeigte (Taylor 2006: 73). 
Nach dem Ende der Kulturrevolution ging die Hälfte der chinesischen Aus- 
landsprogramme nach Afrika, zwischen 1970 und 1976 überstiegen die chine- 
sischen Zusagen (1,8 Mrd. US$) diejenigen der Sowjetunion (Taylor 2006: 37). 
Beide Seiten, sowohl China wie auch die afrikanischen Länder, haben langjäh- 
rige Erfahrungen der Kooperation, wobei es für die afrikanische Seite einen 


3 Es sollte nicht vergessen werden, dass es vor der europäischen Präsenz jahrhundertealte Bezie- 
hungen zwischen dem östlichen Afrika und Indien, bis hin zu China, gegeben hat (Ptak 2007). 

4 Sie waren 1954 von Zhou Enlai und Nehru formuliert worden und legen im Kern gegenseitige 
Nichteinmischung und wechselseitigen Nutzen als Prinzipien der internationalen Politik fest. 
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grundlegenden Unterschied zwischen Süd-Süd Beziehungen einerseits und den 
Verbindungen zu den alten Industrieländern andererseits gibt: Die ersteren 
werden als Verhältnis gleichberechtigter Partner gesehen, während die Bezie- 
hungen zum Norden bis heute von beiden Seiten als ungleich begriffen wer- 
den. Stand zunächst die koloniale Abhängigkeit im Vordergrund so ist es heu- 
te die Hilfe. Die wachsende wirtschaftliche Rolle des Südens, insbesondere die 
Chinas, wird in der afrikanischen Öffentlichkeit bei aller Kritik im Detail 
doch überwiegend als Beitrag zur Verminderung der Abhängigkeit von den 
ehemaligen Kolonialmächten begriffen. Dies als „oberflächlichen antikolonia- 
len Konsens“ abzuwerten, wie in Deutschland verbreitet (Kappel/Schneiden- 
bach 2006: 1) verkennt die bis in die Gegenwart reichenden massiven politi- 
schen Auflagen und Eingriffe der westlichen Gebergemeinschaft, die sich oft 
als schädlich erwiesen haben und die eine paternalistische Haltung gegenüber 
Afrika widerspiegeln.’ Der mit der wachsenden wirtschaftlichen Rolle des Sü- 
dens, an der Spitze Chinas, verbundene größere politische Spielraum der afri- 
kanischen Länder ist die alles überragende Neuerung für Afrika: „Die Tatsa- 
che, dass Partner aus dem Süden ihre Engagements auf das Prinzip der Nicht- 
Einmischung gründen hat den afrikanischen Ländern mehr politischen Spiel- 
raum (‚policy space’) gegeben und so den Einfluss der traditionellen Partner auf 
nationale und regionale Angelegenheiten vermindert.“ (UNCTAD 2010: 25) 


2. Asien in Afrika: Neuer Imperialismus oder 
gemeinsame Entwicklungsinteressen? 


Die Einordnung der Beziehungen zwischen Asien und Afrika in die Geschich- 
te des Kampfes gegen die Dominanz der alten Industrieländer ist notwendig 
zum Verständnis der aktuellen Situation. Heute ıst zu konstatieren, dass sich 
der globale Süden und damit auch die Interessenlagen der Länder und Regio- 
nen stark differenziert haben. Einige Länder der ehemaligen Peripherie, an der 
Spitze China und Indien, beeinflussen heute die Struktur des kapitalistischen 
Weltsystems, während andere, darunter vor allem afrikanische Länder, nach 
wie vor in Abhängigkeit verharren. Es ist daher in Frage zu stellen, ob bzw. in 
welchem Ausmaß die der Definition der Süd-Süd-Kooperation durch die 
UNCTAD zugrunde liegenden gemeinsamen Entwicklungsziele heute noch 
gegeben sind.‘ In der westlichen Literatur, aber auch von einzelnen afrikani- 
schen Stimmen, wird die aktuelle chinesische Politik in Afrıka als „merkanti- 
listisch“ beschrieben: „Insgesamt hat Chinas Politik eine geostrategische und 


5 Vor dem Hintergrund z.B. der Strukturanpassungsprogramme wirkt es wenig glaubwürdig, 
wenn sich der Westen heute als Schutzmacht der afrikanischen Massen gegen ‚korrupte afri- 
kanische Eliten’ aufspielt. 

6 Die UNCTAD definiert Süd-Süd-Kooperation als „Prozesse, Institutionen und Vereinbarun- 
gen zur Förderung politischer, technischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit zwischen 
Entwicklungsländern bei der Verfolgung gemeinsamer Entwicklungsziele.“ (UNCTAD 2010: 1) 
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merkantilistische Ausrichtung, in der es um die eigene internationale Positio- 
nierung und nicht um Afrika geht.“ (Kappel/Schneidenbach 2006: 5) Dies gel- 
te auch - mit Unterschieden - für Indien (Biallas/Knauer 2006: 8). Schlimmer: 
Da es sich bei diesen Staaten um industrielle Spätentwickler handele gingen 
sie bei der Sicherung von Ressourcen und Absatzmärkten sogar rücksichtloser 
vor als die etablierten Industrieländer. In welchem Verhältnis die traditionelle 
Süd-Süd Solidarität zu ‚merkantilistischen’ nationalen Interessen steht, soll im 
Folgenden durch einen Blick auf die verschiedenen Felder der aktuellen wirt- 
schaftlichen und politischen Beziehungen untersucht werden. 


2.1 Dimensionen der afrikanisch-asiatischen Wirtschaftsbeziehungen 


Die spektakulärsten Veränderungen vollziehen sich in der Struktur der Han- 
delsströme. Bis in die jüngste Vergangenheit hinein war Afrika kaum mehr als 
ein Anhängsel Europas. Bei hoher Außenhandelsverflechtung des Kontinents 
entfiel bis Anfang der 1990er Jahre mehr als die Hälfte des Außenhandels auf 
die EU. Insofern war 2008 ein ‚historisches’ Jahr für Afrika: Erstmals erreichte 
das Handelsvolumen Afrikas mit den Entwicklungsländern (einschließlich in- 
nerafrikanischen Handel) dasjenige mit der EU (jeweils 38%). Der Anteil der 
nicht-afrikanischen Entwicklungsländer am afrikanischen Außenhandel ist in 
30 Jahren von marginalen 4 auf 29 % gestiegen. China ist heute nach den 
USA zweitwichtigster Handelspartner (11%), weit vor Indien (3,5%) 
(UNCTAD 2010: 31). 

Weniger spektakulär sind die Veränderungen bei den Auslandsinvestitionen. 
Der Anteil Asiens an den ausländischen Direktinvestitionen (Zuflüsse) ist von 
6,7 % (Zeitraum 1995-99) auf 15,2 % (Zeitraum 2000-2008) gestiegen; bezogen 
auf das Gesamtvolumen hat sich der Anteil nur marginal erhöht. Hier domi- 
nieren noch immer die klassischen Industrieländer mit 72 bzw. 92 % 
(UNCTAD 2010: 81). 

Ähnlich niedrig scheint die Auslandshilfe aus den asiatischen Schwellenlän- 
dern zu sein - die vorliegenden Statistiken geben für 2006 ein Volumen der 
‚Entwicklungshilfe aus dem Süden von 2,8 Mrd. US$ an, wovon mehr als 
80 % auf China entfällt. Dies wäre lediglich 6 % der insgesamt an Afrika ge- 
zahlten Entwicklungshilfe. Allerdings ist in Rechnung zu stellen, dass China 
die Vergabe von Zuschüssen und vergünstigten Krediten als integralen Be- 
standteil der Zusammenarbeit betrachtet und daher nicht zwischen Investitio- 
nen, Handelsförderung und Entwicklungshilfe unterscheidet (Asche/Schüller 
2006: 38). Zudem ist zu berücksichtigen, dass die bekannten Finanzierungszu- 
sagen ein rasches Anwachsen sowohl von Direktinvestitionen als auch der 


7  Anzumerken ist, dass die meisten Entwicklungsländer keine Daten zum Abfluss von Aus- 
landsinvestitionen erheben, die vorliegenden Daten also auf unvollständigen Erhebungen 
der Gastländer basieren. 
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Auslandshilfe erwarten lassen. Alles in allem hat die wirtschaftliche Bedeutung 
der asiatischen Schwellenländer in Afrika deutlich zugenommen, ohne aller- 
dings derjenigen der klassischen Industrieländer nahe zu kommen. 


2.2 Das neokoloniale Muster: Rohstoffe gegen Fertigwaren 


Der Aufstieg der asiatischen Schwellenländer hat die regionale Diversifizierung 
der afrikanischen wirtschaftlichen Auslandsbeziehungen ermöglicht. Dies gilt 
allerdings nicht für die sektorale Struktur des Austausches. Diese ist - wie die 
stoffliche Zusammensetzung des Außenhandels zeigt - wie bisher durch den 
Austausch von Rohstoffen gegen Fertigprodukte gekennzeichnet: Im Jahre 
2008 waren drei Viertel der Exporte Afrikas in nicht-afrikanische Entwick- 
lungsländer Rohstoffe, weitere 15 % waren Rohprodukte niedriger Verarbei- 
tungstiefe. Nur 10 % waren verarbeitete Güter. Bei den Exporten nach China 
lag der Rohstoffanteil sogar bei 84 %, nur gut 3 % waren verarbeitete Güter. 
Umgekehrt bestanden die Importe überwiegend aus verarbeiteten Produkten, 
fast ausschließlich Konsumgütern (UNCTAD 2010: 41). Es ist diese einseitige 
Struktur des Außenhandels die bislang als Entwicklungshemmnis in Afrika 
gewirkt hat: Die Rohstoffwirtschaft ist wenig in lokale Wertschöpfungsketten 
integriert, sie ist kapitalintensiv und kaum beschäftigungswirksam. Die Export- 
stärke bei Rohstoffen bewirkt einen Aufwertungsdruck, der den Aufbau ande- 
rer konkurrenzfähiger Wirtschaftszweige im Sinne von „dutch disease’ er- 
schwert. Auch die Importe einfacher Industriewaren behindern den notwendi- 
gen wirtschaftlichen Strukturwandel. 

Im Mittelpunkt der Exporte nach Asien stehen Energierohstoffe: Etwa 60 % 
der afrikanischen Importe Chinas entfallen auf Rohöl und Gas, was auch die 
besondere Intensität der Wirtschaftsbeziehungen mit Nigeria, Angola und dem 
Sudan erklärt. China, seit 1993 Nettoimporteur von Erdöl, ist bestrebt, seine 
Energieversorgung zu diversifizieren. Ähnliches gilt für Indien, wobei die indi- 
schen Ölaktivitäten in Afrika jüngeren Datums sind (Biallas/Knauer 2006: 7). 
An zweiter Stelle stehen Metalle, deren Anteil an den afrikanischen Exporten 
nach China etwa 13 % ausmacht. Entsprechend verhalten sich die chinesi- 
schen Investitionsaktivitäten in Afrika, die sich im Bereich der natürlichen 
Ressourcen konzentrieren, ohne sich allerdings darin zu erschöpfen. Hinzu 
kommt ein wachsendes Interesse an der afrikanischen Land- und Forstwirt- 
schaft. Zwar trägt Afrika nur wenig dazu bei, den gewaltigen chinesischen Be- 
darf an Holz zu decken, für einige afrikanische Länder aber ist China inzwi- 
schen ein wichtigerer Abnehmer von Tropenholz als Europa (Asche/Schüller 
2006: 62). Was chinesische Investitionen in die afrikanische Landwirtschaft be- 
trifft, wo es eine lange Tradition der Zusammenarbeit gibt, so fördert die chi- 
nesische Regierung seit einiger Zeit auch private Investoren. Die Annahme, 
dort sollten chinesische Bauern Nahrungsmittel für den chinesischen Bedarf 
produzieren, hat sich aber bislang nicht bestätigt: So gibt es z. B. in Sambia 
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mehr als 20 staatliche und private chinesische Farmen, die auf 10.000 Hektar 
Nahrungsmittel produzieren - überwiegend für den sambischen Markt (Bräu- 
tigam/Xiaoyang 2009: 146). In der Tat investieren asiatische Länder verstärkt 
in die afrikanische kommerzielle Landwirtschaft, was wegen der kleinbäuerli- 
chen Struktur und der Landrechtsproblematik problematische Folgen haben 
kann. Ursachen sind sowohl die Förderung der Landwirtschaft im Rahmen 
von Entwicklungszusammenarbeit als auch rein kommerzielle Motive privater 
Investoren. Berichte, es ginge um die chinesische Versorgungssicherheit mit 
Nahrungsmitteln, haben sich bislang als Mythen herausgestellt (ebd.: 155). 


3. Reproduktion der Nord-Süd Beziehungen? 


Die Intensivierung der asiatischen, insbesondere der chinesischen und indi- 
schen Wirtschaftsbeziehungen zu Afrika wird überwiegend durch das Interesse 
an der Versorgung mit Energie und Rohstoffen angetrieben.* Damit werden - 
wie durch die Wirtschaftsbeziehungen zu den Industrieländern - die einseiti- 
gen Wirtschaftsstrukturen Afrikas verfestigt. Die neuen Süd-Süd-Beziehungen 
Afrikas würden demnach entwicklungspolitisch kaum Veränderungen mit sich 
bringen - sieht man einmal von den wegen der insgesamt größeren Rohstoff 
nachfrage verbesserten afrikanischen Terms of Trade ab.” Henning Melber 
meint: „Alles in allem ist die chinesische Durchdringung Afrikas lediglich eine 
weitere Facette kapitalistischer Ausbeutung und entsprechender Austauschver- 
hältnisse“ - was die westliche Kritik nebenbei als heuchlerisch entlarvt (Melber 
2010: 214). 

Dieses Bild - demzufolge sich die wirtschaftlichen Beziehungen Chinas und 
anderer asiatischer Schwellenländer zu Afrika nicht wesentlich von denen der 
klassischen Industrieländer unterscheiden - erscheint bei näherer Betrachtung 
als zu undifferenziert. Zwar kann der kapitalistische Charakter der Beziehun- 
gen nicht in Abrede gestellt werden - was aber über die konkreten Interessen- 
lagen der aufstrebenden Schwellenländer im nach wie vor ‚westlich’ dominier- 
ten globalen kapitalistischen System relativ wenig besagt. Trotz der zuneh- 
menden Differenzierung im globalen Süden gibt es eine ganze Reihe von Fel- 
dern, auf denen Afrika und Asien gemeinsame Interessen haben. In diesem 
Sinne ist ‚Bandung’ trotz der veränderten Weltlage immer noch relevant zum 
Verständnis der aktuellen asiatisch-afrikanischen Beziehungen. 


8 Diese Ansicht wird nicht von allen Beobachtern geteilt: So wird darauf hingewiesen, dass die 
afrikanischen Länder nach wie vor wichtige politische Bündnispartner im Kampf für eine Re- 
form der Weltwirtschaftsordnung und zur Durchsetzung der Ein-China-Politik gegen Taiwan 
sind (Sörensen 2010: 174). 

9 Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich der historische Trend zu ungünstigeren Terms of Trade 
für Afrika umgekehrt, die Kaufkraft der afrikanischen Exporte steigt an. Dies gilt zwar nicht 
für alle Länder gleichermaßen - aber doch für jene Staaten, die Rohöl, Metalle und agrari- 
sche Rohstoffe exportieren (Goldstein u.a. 2008: 37). 
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3.1 Die Frage der Konditionalitäten 


Anders als im Verhältnis zu den alten Industrieländern sehen sich die afrikani- 
schen Länder in den Beziehungen zum aufstrebenden asiatischen Kontinent 
als Partner ‚auf Augenhöhe’ - ein angesichts der kolonialen Demütigung Afri- 
kas wesentlicher Aspekt. Auch wenn der auf den Bandung-Prinzipien beru- 
hende Grundsatz der Nichteinmischung in die Angelegenheiten der Partner- 
länder angesichts problematischer Menschenrechtslagen z.B. in Zimbabwe und 
dem Sudan in Einzelfällen zu beanstanden ist, so ist die pauschale westliche 
Kritik daran wenig glaubwürdig. Im Mittelpunkt der westlichen Konditionali- 
täten stehen nicht die Menschenrechte sondern die Prinzipien des ‚Washing- 
ton Consensus’. Sie sind der Versuch, wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklungshilfe für den Export eines bestimmten Wirtschaftsmodells zu 
funktionalisieren. „Ebenso wie China gibt die Weltbank Kredite an Diktatoren 
ohne politische Auflagen.“ Und die Verweigerung von Krediten an den Sudan 
und Zimbabwe wurde seitens der Weltbank nicht mit Demokratie- und Men- 
schenrechtsdefiziten begründet sondern mit Zahlungsrückständen (Brautigam 
2009: 285f.). Sowohl historisch als auch aktuell ist auf die westliche „Inkonse- 
quenz bei Menschenrechtsfragen“ (Asche/Schüller 2006: 75) hinzuweisen.'® 
Beobachter der chinesisch-afrikanischen Zusammenarbeit kommen zu dem 
Ergebnis, dass die offizielle chinesische Position, jedem Land die Wahl des 
Entwicklungsweges frei zu lassen, der Realität entspricht. Der in diesem Kon- 
text verschiedentlich zitierte „Beijing Consensus“ besteht nicht darin, den af- 
rikanischen Partnern ein chinesisches Entwicklungsmodell anzudienen - was 
nach Ansicht von Chinakennern schon deshalb schwierig wäre, weil es selbst 
in China keinen Konsens über verschiedene Entwicklungsoptionen gibt (Sö- 
rensen 2010: 178). Allerdings entsprechen Chinas gemischte Wirtschaft und 
Industriepolitik eher den Bedürfnissen von Entwicklungsländern als die 
Marktdogmatik des Washington Consensus. Für die afrikanischen Länder 
mindert sich damit der Zwang, den neoliberalen Konditionalitäten der westli- 
chen Gebergemeinschaft und der Internationalen Finanzierungsinstitutionen 
folgen zu müssen - ihr entwicklungspolitischer Spielraum wird größer. Dies 
steht im Übrigen auch im Mittelpunkt der UNCTAD-Analyse der Afrika-Süd- 
Beziehungen: Diese „basieren auf dem Prinzip der Nichteinmischung in die 
internen Angelegenheiten der Partnerländer. Sie sind daher auch nicht mit po- 
litischen Konditionalitäten verbunden wie im Fall der Beziehungen zu den 
traditionellen Partnern.“ (UNCTAD 2010: 24) 


10 Das Prinzip der Nichteinmischung wird durch die Bereitschaft Chinas relativiert, den von 
der AU und NEPAD gesetzten Rahmen zu akzeptieren, der auch Interventionen gegen Men- 
schenrechtsverletzungen vorsieht. So unterstützt China im Sudan aktiv die Friedensmissio- 
nen der Afrikanischen Union. 
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3.2 Ressourcen gegen Infrastrukturen 


Zwar ist die Zusammenarbeit mit den asiatischen Schwellenländern in politi- 
scher Hinsicht auflagenfrei. Dies gilt jedoch nicht für die konkreten Investiti- 
onsprojekte: Insbesondere China hat sehr genaue Vorstellungen von den Mo- 
dalitäten, unter denen Entwicklungsprojekte umgesetzt werden. 
Bezugnehmend auf die oben skizzierten Austauschbeziehungen zwischen Afri- 
ka und Asien kann deren Grundstruktur als Tausch von Rohstoffen gegen Inf- 
rastrukturinvestitionen beschrieben werden. Ein typisches Beispiel ist die Er- 
schließung der Erdölressourcen Angolas durch China, oft als „Angola-Modell“ 
bezeichnet: Die chinesische EXIM-Bank gewährte Angola einen zinsgünstigen 
Kredit in Höhe von 4,5 Mrd. US$, rückzahlbar über 17 Jahre. Dieser Kredit 
diente sowohl der Erschließung der Ölförderung als auch dem Ausbau von 
Infrastrukturen im Bereichen Transport, Wasser und Erziehung. Abgesichert 
wurde er durch die Lieferung von täglich 10.000 Barrel Rohöl (Alden/Alves 
2010: 38). Bewertet werden diese Lieferungen zum täglichen Spotmarkpreis, 
was bei tendenziell steigenden Preisen für Angola vorteilhaft ist. Asche/Schül- 
ler zitieren das Beispiel eines vergleichbaren Kredits der BNP Paribas, bei dem 
Preis von 25 US$ je Barrel zugrunde gelegt wurde. In einem anderen Fall 
tauschte die EXIM-Bank einen Kredit für den Ausbau von Infrastrukturen mit 
der DR Kongo gegen Konzessionen zur Ausbeutung von Kobalt-, Kupfer- und 
Gold, wobei die gelieferten Mengen zunächst die chinesischen Investitionen 
amortisieren sollten. Dies beließ die Risiken bei der kongolesischen Seite. Sol- 
che Vertragsformen erlauben auch finanzschwachen Ländern den Ausbau der 
Infrastrukturen; ob sie für die Kreditnehmer unterm Strich vorteilhaft sind, 
hängt allerdings von der Ausgestaltung der Verträge ab. Negativ ist in diesem 
Kontext die Tatsache, dass die Kooperationsbeziehungen oft bilaterale Verträ- 
ge zwischen einzelnen Ländern sind, was es den afrikanischen Partnern er- 
schwert, günstige Vertragsbedingungen durchzusetzen. 

Bezüglich der Beziehungen mit China hat die Gründung des Forums zu Chi- 
nesisch-Afrikanischen Kooperation (FOCAC) im Jahre 2000 eine neue Ära 
eingeläutet, da auf den alle drei Jahre stattfindenden FOCAC-Tagungen regio- 
nale Aspekte im Mittelpunkt stehen. Dadurch wird auch eine gewisse Einsei- 
tigkeit der Kooperation, bei welcher nur wenige rohstoffreiche afrikanische 
Länder im Mittelpunkt stehen, etwas ausgeglichen. In den Beziehungen zu In- 
dien, die sich bislang auf einem wesentlich niedrigeren Niveau entwickeln, 
kann der erste Indien-Afrika Gipfel 2008 als Markstein gelten - hier wurden 
Maßnahmen zur Förderung der regionalen Integration in Afrika beschlossen 
(UNCTAD 2010: 17). Von Bedeutung ist auch die Entscheidung, NEPAD 
(New Partnership for Africa’s Development) als Rahmen der asiatisch-afrikani- 
schen Zusammenarbeit zu akzeptieren und damit der Afrikanischen Union ei- 
ne größere Rolle einzuräumen. 
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3.3 Lieferbindungen, Fertigwarenimport und 
die industrielle Entwicklung Afrikas 


Während die chinesischen Investitionen in die ökonomischen Infrastrukturen 
in der Tat dazu beitragen, einen der wichtigsten Entwicklungsengpässe Afrikas 
zu überwinden, wird die dabei geübte Praxis der Lieferbindung vielfach als 
Entwicklungshemmnis dargestellt. Tatsächlich werden die Infrastrukturinvesti- 
tionen in hohem Maße von chinesischen Bauunternehmen, mit chinesischen 
Fachkräften und unter Verwendung chinesischer Inputs umgesetzt und dem 
afrikanischen Partner ‚schlüsselfertig? übergeben. Dabei scheint es für die afri- 
kanischen Länder aber Verhandlungsspielräume zu geben: So verweisen A- 
sche/Schüller (2006: 50) auf Beispiele aus Äthiopien und dem Senegal, wo 
beim Straßenbau viele Leistungen zwar an chinesische Firmen vergeben wur- 
den, die aber ihrerseits mit lokalem Personal und Subunternehmen arbeiten. 
Diesbezügliche Auflagen müssen allerdings von der afrikanischen Seite durch- 
gesetzt werden. Zudem ist ein enger Zusammenhang zwischen Direktinvestiti- 
onen und lokaler Beschäftigung festzustellen: Die chinesischen Infrastruktur- 
investitionen haben zur Entstehung chinesischer Bauunternehmen geführt, die 
ihrerseits aber durchaus mit lokalem Personal arbeiten. 

Als Gefahr für den afrikanischen Entwicklungsprozess gelten vor allem die im 
Austausch gegen Rohstoffe gelieferten einfachen Industriewaren, darunter Tex- 
tilien, Bekleidung und Lederwaren. Diese „geraten zunehmend in Konkurrenz 
zu lokalen Industrieprodukten, mit negativen Konsequenzen für die lokale 
verarbeitende Wirtschaft.“ Selbst traditionelle afrikanische Produkte würden 
zunehmend in China hergestellt (UNCTAD 2010: 41). Das war im Übrigen 
schon im Fall des Tazara-Projekts so gewesen: Die lokalen Kosten der Bauar- 
beiten wurden durch chinesische Warenkredite gedeckt, große Mengen von 
chinesischen Textilien, Haushaltsgegenständen, Fahrrädern und Pharmapro- 
dukten wurden geliefert und in afrikanischen Läden verkauft (Monson 2009: 
30). Tatsächlich ist kaum zu bestreiten, dass die massenhaften Importe billiger 
Industriewaren aus Asien oft eine Bedrohung für lokale verarbeitende Indust- 
rien darstellen. Dies zeigen Beispiele aus der Textil- und Bekleidungsindustrie 
und der Lederverarbeitung (Asche/Schüller 2006: 38; Brautigam 2009: 190). 
Befürchtet wird vielfach ein regelrechter De-Industrialisierungsprozess. 

Dieses düstere Bild wird insofern relativiert, als es eine „Komplementarität von 
Handel und Direktinvestitionen“ gibt (Asche/Schüller 2006: 40). Die wach- 
sende Präsenz asiatischer Exporteure zieht Direktinvestitionen und Firmen- 
gründungen an, die ihrerseits nicht nur für den lokalen afrikanischen Markt 
sondern auch für Drittländer produzieren. Zwar liegt der Schwerpunkt der 
chinesischen Direktinvestitionen im Bereich der natürlichen Ressourcen, 
daneben aber zeichnet sich ein breites Branchenspektrum von Unternehmens- 
gründungen ab, von der Telekommunikation über die Textil- und Beklei- 
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dungsindustrie bis zu Landwirtschaft und Fischerei (Asche/Schüller 2006: 40). 
Eine Untersuchung aus dem Jahre 2005 zeigt, dass die Hälfte der Unterneh- 
mensgründungen in Afrika seitens großer chinesischer Firmen im Bereich der 
Verarbeitung erfolgte (Brautigam 2009: 190). Anders als bei westlichen Direkt- 
investitionen sind zwei Momente hervorzuheben: 

- Der überwiegende Teil der chinesischen Direktinestitionen sind Neu- 
Investitionen (greenfield investments); 

- Die chinesischen Unternehmensgründungen - staatliche wie private - wer- 
den im Rahmen der „going global“ Orientierung staatlich gefördert, müssen 
sich also nicht an kurzfristigen Rentabilitätskriterien orientieren. 

Im Ergebnis entsteht ein moderner chinesischer Unternehmenssektor auch im 
Bereich von Verarbeitung und Dienstleistungen, der regional und international 
aktiv und konkurrenzfähig ist, was zunächst positive Effekte für die lokale 
Wirtschaft haben dürfte. Nach chinesischem Beispiel geschaffene Wirtschafts- 
zonen - wie die Wirtschaftszone Suez in Ägypten - werden oft zuerst von 
chinesischen Firmen genutzt. 2006 wurde die Zahl der in Afrika tätigen chine- 
sischen Unternehmen auf bis zu 1000 geschätzt, wovon etwa 100 große und 
mittelgroße Staatsunternehmen sind. Der Rest besteht aus Privatfirmen (A- 
sche/Schüller 2006: 26). Ob dies aber langfristig der Entwicklung einer integ- 
rierten afrikanischen Ökonomie dient - für die ein in die afrikanische Politik 
und Kultur integrierter Unternehmenssektors unabdingbar ist (Goldberg 2008: 
190) - kann hier nicht diskutiert werden. Ethnisch fremde Wirtschaftsakteure 
spielen in Afrika eine wichtige, allerdings oft komplizierte Rolle.!! 


4. Die asiatische Diaspora in Afrika 


Immigranten sind im afrikanischen Wirtschaftsleben eine bekannte Erschei- 
nung - Inder und Araber im östlichen und südlichen, Syrer und Libanesen im 
westlichen Afrika, Nordafrikaner in Zentralafrika, Europäer fast überall: Sie 
bilden „ethnische Netzwerke“, die wegen ihrer Fremdheit im jeweiligen Milieu 
einen besonderen Zusammenhalt entwickeln (Goldberg 2008: S. 190). In den 
letzten Jahren ist eine rasch wachsende chinesische Gemeinde entstanden. 


4.1 Die Rolle der chinesischen Immigranten 


Für einige Beobachter ist die chinesische Immigration einer der wichtigsten 
neuen Faktoren der Afrika-Asien Beziehungen. Sieht man von einer kleinen 
Gruppe in Südafrika ab, die schon im 19. Jahrhundert von den Briten ange- 
siedelt worden war, so ist die chinesische Immigration neu. Es wird geschätzt, 


11 Kaum bekannt ist, dass im Zuge des intensivierten Warenaustauschs in Hongkong und Chi- 
na Enklaven afrikanischer Händler entstanden sind, wie z.B. „Chocolate City“ in Guang- 
dong/Kanton. Afrikanische Händler kaufen Kleidung, Handys, Ersatzteile usw. und organi- 
sieren den Absatz in Afrıka (Mathews 2010: 113) 
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dass die chinesische Diaspora in Afrika heute die Millionengrenze überschrit- 
ten hat - in vielen afrikanischen Ländern wächst die chinesische Präsenz vor 
allem in Handel und Dienstleistungen rapide. Sie sei die größte Wanderungs- 
bewegung nach Afrika seit dem Ende der Kolonialzeit (Asche/Schüller2006: 
31), die im Übrigen von der chinesischen Regierung ermutigt wird. Dazu ge- 
hören Mitarbeiter chinesischer Unternehmen, die bedeutendste Gruppe aber 
besteht aus kleinen Selbständigen oft ohne nennenswertes Kapital, als „migra- 
tion entrepreneuriale“ bezeichnet, die vor allem im Handel mit chinesischen 
Produkten tätig sind (Park 2010: 145). Die Ansiedlung chinesischer Unter- 
nehmen ist oft mit der Anhebung technologischer und wirtschaftlicher Stan- 
dards verbunden; auch tragen diese zur regionalen Integration bei, da sie als 
„ethnische Netzwerke“ stärker in regionale Wirtschaftsbeziehungen einbezogen 
sind als afrikanische Unternehmen. Andererseits scheinen sie bislang relativ we- 
nig in lokale Wirtschaftskreisläufe integriert zu sein. „Chinesische Geschäfts- 
leute in Afrika verfolgen Strategien, die ihnen eine Kontrolle der vor- und 
nachgelagerten Wertschöpfungsketten ermöglichen, was ihnen einen Enklaven- 
Charakter verschafft und lokale Multiplikator-Effekte begrenzt (Broadman 
2006: 23/30). Anders als die indische Diaspora besitzt die große Mehrheit der 
Unternehmer ethnisch-chinesischer Abstammung die chinesische Staatsbürger- 
schaft (93%). Unternehmer ethnisch-indischer bzw. ethnisch-europäischer Ab- 
stammung haben dagegen zu 48 bzw. 51 % die Staatsangehörigkeit des afrika- 
nischen Gastlandes. Allerdings ist die daraus gezogene Schlussfolgerung, indische 
und europäische Migranten seien „substanziell“ besser in die afrikanische „bu- 
siness community“ integriert als Chinesen (ebd.: 23) zumindest missverständlich, 
wie am Beispiel der indischen Business-Community gezeigt werden kann." 


4.2 Die indische Diaspora 


Das Profil der indisch-afrikanischen Wirtschaftsbeziehungen ist jenem der chi- 
nesisch-afrikanischen sehr ähnlich, nur auf niedrigerem Niveau (ebd.: 11). An- 
ders verhält es sich mit der indischen Diaspora im östlichen und südlichen 
Afrika, die teilweise bereits aus dem 19. Jahrhundert datiert. Ihr Umfang unter- 
lag großen Schwankungen, u.a. im Ergebnis xenophober Kampagnen. Die Ver- 
treibung der Inder aus dem Uganda Idi Amins ist ein extremes Beispiel; aber 
auch in anderen afrikanischen Ländern bedienen sich politische Führer immer 
wieder antiindischer (antiasiatischer) Gefühle (Adam 2010: 16 ff). Derzeit wird 
die indische Diaspora in Afrika auf zwei Millionen geschätzt. Eine Sonderstel- 
lung nimmt Mauritius ein, wo ein Großteil der Bevölkerung aus „PIOs“ (Peo- 
ple of Indian Origin) besteht. 


12 Die Daten stammen aus Untersuchungen der Weltbank, die 2006 in vier afrikanischen Län- 
dern (Ghana, Senegal, Südafrika, Tansania) durchgeführt worden sind. Eine umstandslose 
Übertragung der Ergebnisse auf ganz Afrika ist daher nicht möglich (Broadman 2006: 4). 
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Der im Vergleich zu China eher bescheidene Umfang der afrikanisch- 
indischen Wirtschaftsbeziehungen sollte eigentlich überraschen. Denn Ostafri- 
ka und Indien waren über Jahrhunderte wirtschaftlich verbunden; und Indien 
spielte in der Blockfreienbewegung eine führende Rolle. Es war wohl die ge- 
ringe Unterstützung aus Afrika im Grenzkrieg mit China 1962, die zur Aufga- 
be der indischen Afrikapolitik geführt hatte. In den Konflikten mit China 
setzte Indien lange Zeit auf die USA, was zur Abkühlung der Beziehungen zu 
den afrikanischen Ländern führte. 

Der indischen Diaspora in Afrika stand Indien lange Zeit gleichgültig gegen- 
über. Erst seit dem Beginn der 2000er Jahre werden die Beziehungen zu den 
Auslandsindern systematischer politisch und wirtschaftlich genutzt (Biallas/ 
Knauer 2006). Ob es gelingt, die indische Diaspora zur Wahrnehmung politi- 
scher und wirtschaftlicher Interessen in Konkurrenz zu China zu nutzen, ist 
aber fraglich. Deren Stellung ist in vielen afrikanischen Ländern fragil; die 
nach Herkunft, Religion und Kastenzugehörigkeit fragmentierten indischstäm- 
migen Gemeinschaften bilden nach wie vor einen Fremdkörper in der afrika- 
nischen Umwelt. 

Dies gilt auch für indischstämmige Unternehmen, die zwar Geschäftsbezie- 
hungen mit der afrikanischen Umwelt pflegen, sich aber ansonsten von ihr 
abgrenzen. Selbst Unternehmen, die in großem Umfang Afrikaner beschäfti- 
gen, tun dies nur in subalterner Stellung - die obere und mittlere Ebene ist 
Angehörigen der Familie bzw. der Gemeinschaft vorbehalten (Adam 2010: 53). 
Dabei haben indischstämmige Unternehmen in einzelnen Ländern eine große 
wirtschaftliche Bedeutung. So wird die verarbeitende Industrie in Kenia, die 
dort immerhin ca. 4 Millionen Menschen beschäftigt und 20 % des BIP er- 
zeugt, „weitgehend“ von Unternehmen indischer und pakistanischer Herkunft 
dominiert. Trotzdem sind die Beziehungen zur afrikanischen Umwelt durch 
Misstrauen und Unkenntnis geprägt. Am politischen Leben beteiligen sie sich 
selten (Adam 2009: 278 ff.). Äußeres Zeichen der Nicht-Integration ist die Ab- 
grenzung der Wohngebiete: „In geschützten Gebieten, die - mit Ausnahme 
der Hausangestellten - niemals von Afrikanern besucht werden, bleiben die 
Inder unter sich, besuchen und empfangen sich wie die Bürger eines Miniatur- 
landes.“ (Adam 2010: 58). 


5. China: Zentralstaatliche Strategien und privates Profitstreben 


Obwohl der Westen die chinesischen Wirtschaftserfolge den segensreichen 
Wirkungen der Marktwirtschaft zuschreibt, sieht er in der wachsenden Präsenz 
Chinas auf den Weltmärkten bloß zentralstaatliche Akteure am Werk. Einzel- 
analysen zeigen dagegen, dass die Steuerungsfähigkeit der Zentralregierung in 
Bezug auf Auslandsunternehmen begrenzt ist. Taylor, der eine Vielzahl von In- 
terviews mit chinesischen Verantwortlichen geführt hat, meint: „Obwohl die 
Zentralregierung eine allgemeine Afrika-Strategie verfolgt, wird deren Umset- 
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zung vermittelt sowohl durch wirtschaftliche Interessen privater Unternehmen 
als auch durch politische Absichten und Motive lokaler Verwaltungen, die im 
Zuge einer wachsenden Autonomie andere Ziele verfolgen als der Zentralstaat“ 
(Taylor 2009: 5). Im Zuge der chinesischen Wirtschaftsreformen und der 
„going global“ Strategie zeigt sich eine Tendenz zur Verselbständigung der 
chinesischen Akteure, deren Geschäftspraktiken immer weniger zentral gesteu- 
ert werden können. Man sollte von den privaten chinesischen Unternehmen 
nicht zu viel erwarten, schreibt Taylor, denn diese seien schließlich Geschäfts- 
leute, die Profit machen wollen (Taylor 2009: 86). Dies gilt für die in Afrika 
immer wichtiger werdenden kleinen und mittleren Unternehmen, die die 
Chancen des Süd-Süd-Handels nutzen. Aber auch die größeren staatlichen 
Unternehmen verfolgen jeweils auch eigene politische und wirtschaftliche Zie- 
le - 90 % der im Ausland tätigen staatlichen Unternehmen unterstehen chine- 
sischen Provinzverwaltungen. Selbst im für China so wichtigen Erdölsektor ist 
es nicht gelungen, die Interessensphären der drei staatlichen Erdölkonzerne 
abzugrenzen. So haben zwei Gesellschaften (CNPC und Sinopec) im Falle ei- 
nes Pipeline-Projekts im Sudan sogar gegeneinander geboten. „Die wirtschaft- 
liche Liberalisierung erschwert es den staatlichen Autoritäten, die Praktiken 
der chinesischen Unternehmen außerhalb von China zu erfassen.“ (Taylor 
2009: 8f) Wieweit diese von Taylor hervorgehobene Tendenz zur relativen Ver- 
selbständigung in der Praxis der chinesischen Auslandsunternehmen in Afrika 
tatsächlich vorangeschritten ist kann hier nicht entschieden werden. Immerhin 
bleibt festzuhalten, dass die Expansion chinesischer Unternehmen nach Afrika 
den strategischen Interessen des Landes entspricht und vom Zentralstaat ge- 
zielt gefördert wird. Afrika sei in der Tat „eine der wichtigsten Regionen für 
die Umsetzung unserer ‚go outward’ Strategie“ heißt es seitens des chinesi- 
schen Handelsministeriums (Taylor 2009: 162). 


6. Afrikanische Reaktionen 


Dass das asiatische und speziell chinesische Engagement von den afrikani- 
schen Regierungen im Kern positiv beurteilt wird kann nicht überraschen. Af 
rika hat die Länder des Südens seit jeher als Bündnispartner im Kampf gegen 
koloniale und neokoloniale Bevormundung betrachtet - und Tazara zeigt, dass 
es dabei um mehr als „antihegemoniale Rhetorik“ ging (Taylor 2006: 13). Die 
hierzulande verbreitete Auffassung, die wachsende Rolle asiatischer, speziell 
chinesischer Wirtschaftsmächte werde von den afrikanischen Eliten nur des- 
halb begrüßt, weil sie sich damit von den wohlmeinenden und uneigennützi- 
gen Auflagen der Industrieländer schützen können, die lediglich Menschen- 
rechte, Demokratie und good governance im Auge hätten, verschleiert 
schlecht den Ärger darüber, dass man nun nicht mehr allein ist im afrikani- 
schen ‚Hinterhof (ein Musterbeispiel dieser Position bietet Kappel/Schneiden- 
bach 2006). Ein afrikanischer Autor fragt: „Wenn der Westen klagt, dass Chi- 
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na dabei sei, die natürlichen Ressourcen Afrikas zu plündern möchten wir die 
folgende legitime Frage stellen: was hat es dem schwarzen Kontinent - vor al- 
lem seiner Bevölkerung - gebracht, dass die besagten Ressourcen während ei- 
nes halben nachkolonialen Jahrhunderts fast ausschließlich durch westliche 
Gesellschaften ausgebeutet wurden?“ (Bangui 2009: 170) 

Im Übrigen sind die Reaktionen der afrikanischen Öffentlichkeit gegenüber 
der ökonomischen Präsenz insbesondere Chinas durchaus zwiespältig. Am 
deutlichsten sprach das der damalige Präsident Südafrikas, Thabo Mbeki, aus, 
als er warnte, der einseitige Austausch von Rohstoffen gegen Fertigprodukte 
würde die historischen Beziehungen Afrikas zu den ehemaligen Kolonialmäch- 
ten reproduzieren und den Kontinent zu Armut verurteilen. Afrika müsse da- 
für kämpfen, die Beziehungen zu China auf gleichberechtigten Handel zu 
stützen (BBC News, 14.12.2006). 

Kritisiert werden in Kreisen afrikanischer Nicht-Regierungsorganisationen, Ge- 
werkschaften und in der Öffentlichkeit vor allem: 

- Die Verdrängung kleiner und mittlerer Anbieter und Händler durch billige 
asiatische Produkte und die Konkurrenz chinesischer Immigranten; 

- Die Nicht-Beachtung afrikanischer Normen, Standards und Gesetze sowohl 
ım Bereich des Arbeitsrechts als auch von Umweltvorschriften; 

- Die Neigung, chinesisch unterstütze Projekte unter Einsatz chinesischer 
Vorprodukte und Fachkräfte ‚schlüsselfertig abzuwickeln, so dass die lokale 
Wirtschaft kaum eingebunden ist; 

- Die undurchsichtigen Finanzierungs- und Abwicklungsmodalitäten, bei de- 
nen die afrikanische Zivilgesellschaft meist außen vor bleibt (Sörensen 2010: 166 f). 
Die Klagen über ‚unfaire’ Konkurrenz durch billige chinesische Produkte und 
die Verdrängung afrikanischer Händler und Produzenten durch chinesische 
Migranten sind Legion. Eine wichtige Frage ist dabei die Beachtung von Sozi- 
al- und Umweltstandards. Breit diskutiert wurde dies z.B. in Sambia, nachdem 
in einer chinesischen Firma im sambischen Kupfergürtel bei einer Explosion 
49 Arbeiter getötet wurden. Der oppositionelle Präsidentschaftskandidat Sata 
machte die Rolle der Chinesen in Sambia 2006 zum Wahlkampfthema und 
gewann dadurch vor allem in den urbanen Zentren Stimmen." Belegt ist auch, 
dass chinesische Firmen im Bereich der Holzwirtschaft und der Fischerei oft 
illegale Praktiken anwenden (Brautigam 2009: 301). In welchem Ausmaß chi- 
nesische Unternehmen Vorschriften und Standards missachten und ob dies in 
einem größeren Umfang passiert als in anderen Firmen ist bislang nicht sys- 
tematisch belegt.‘ Die chinesische Regierung reagiert auf solche Berichte je- 


13 Sata und seine „Patriotic Front“ sind allerdings bekannt für die in Sambia ansonsten unübli- 
che Praxis, die ‚ethnische Karte‘ zu spielen. 

14 Untersuchungen in Namibia zeigen, dass chinesische Baufirmen die Arbeitsbestimmungen 
oft in grober Weise missachten. Die gleichen Untersuchungen kommen aber zu dem Ergeb- 
nis, dass 80 % der Firmen in namibischem Eigentum dies ebenfalls tun (Brautigam 2009: 300). 
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denfalls empfindlich und scheint bemüht, den damit verbundenen Imagever- 
lust zu minimieren. So wurden z.B. 2007 Richtlinien für chinesische Auslands- 
firmen des Holzbereichs erlassen, allerdings ohne Sanktionen anzudrohen. 
Insgesamt handelt es sich bei den Verstößen offensichtlich um ‚normale’ kapi- 
talistische Praktiken. Die kleinen und mittleren chinesischen Unternehmen 
sind privat und verfolgen ihre eigenen Profitstrategien. Aber auch bei größeren 
staatlichen Firmen scheint - wie oben diskutiert - die Steuerungsfähigkeit 
durch die chinesische Zentralregierung begrenzt. Daher sollte man die Hoff- 
nung nicht auf die Bereitschaft der chinesischen Zentralregierung setzen, die 
zwar zunehmend Gewicht auf Aspekte der „corporate social responsibility“ 
legt (Brautigam 2009: 309), der es aber bislang selbst im eigenen Land nicht 
gelingt, überall die Beachtung gesetzlicher Vorgaben durchzusetzen. Die Be- 
achtung nationaler Gesetze - auch durch Auslandsfirmen - muss von den af 
rikanischen Regierungen und der afrikanischen Zivilgesellschaft durchgesetzt 
werden - was auf die schwache Legitimität und Interventionsfähigkeit des 
Staates in Afrika als entscheidenden ‚Engpass’ verweist. 


7. „Policy Space” - Die Reform der globaler Strukturen 


Von der Bandung-Konferenz 1955 über die Blockfreien-Bewegung von 1961 
bis zur Schaffung der Gruppe der 77 (G 77) 1964 diente die Süd-Süd- 
Kooperation dem Ziel, die Abhängigkeit der Entwicklungsländer von den In- 
dustrieländern zu vermindern und die von diesen dominierte internationale 
Ordnung im Sinne der Südens zu reformieren (UNCTAD 2010: 7). Dies ist 
auch heute noch einer der wichtigsten Aspekte der Zusammenarbeit zwischen 
Afrıka und Asien: Einerseits bietet die Kooperation mit den aufstrebenden 
Wirtschaftsmächten Afrika die Möglichkeit, seine Interessen im ‚Windschat- 
ten’ der gewachsenen globalen Bedeutung der Schwellenländer auf der Ebene 
von ‚global governance’ stärker zur Geltung zu bringen. Die Afrika-Süd- 
Kooperation beinhaltet für die afrikanischen Länder „einen Mechanismus, um 
die Verhandlungsmacht der Region in globalen Angelegenheiten zu vergrö- 
ßern“, ihre Stimme international besser zu Gehör zu bringen (UNCTAD 
2010: 2). Andererseits aber ist die Reform der globalen governance-Strukturen 
auch für die Schwellenländer kein Selbstläufer, wie das Ringen um die Reform 
des Internationalen Währungsfonds zeigt (Goldberg 2010: 73). Das Stimmen- 
gewicht der 53 afrikanischen Ländern im UN-System ist hilfreich bei Refor- 
men der multinationalen Einrichtungen: „Chinas Werben um Süd-Süd-Partner 
in Afrika für eine Interessengemeinschaft bei globalen Fragen wie der UN- 
Reform, WTO-Verhandlungen und -reform, Global-Governance-Prozesse etc. 
hat sich in den letzten Jahren verstärkt.“ (Asche/Schüller2006: 14) Für die 
chinesische Afrika-Politik spielt dieser Aspekt eine zentrale Rolle’, aber auch 


15 Im Papier des chinesischen Außenministeriums zur Afrika-Politik wird der Kooperation in 
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Indien misst der afrikanisch-indischen Kooperation für „sinnvolle Veränderungen 
der existierenden Weltordnung“ (Yadav 2009: Vorwort) große Bedeutung zu. 
Obwohl die Interessen der Schwellenländer weder untereinander noch im Ver- 
hältnis zu den afrikanischen Staaten immer identisch sind,'° zeigt sich sowohl 
am Beispiel der aktuellen WTO-Runde als auch in den Verhandlungen der 
AKP-Staaten um Europäische Partnerschaftsabkommen, dass es gelingt, die 
Positionen der afrikanischen Länder besser zur Geltung zu bringen. 

Erste Krisenerscheinungen zeigten sich schon bei der von heftigen Demonstra- 
tionen begleiteten dritten WTO-Ministerkonferenz in Seattle 1999. Die Ergeb- 
nisse der vorangegangenen Uruguay Runde und der von den Industrieländern 
erzwungene ‚Konsens’'”’ wurden von den afrikanischen Ländern in Zusammen- 
arbeit mit anderen Entwicklungsländern offen kritisiert (UNCTAD 2006: 45), 
was dazu führte, dass in die 2001 gestartete Doha-Runde entwicklungspoliti- 
sche Aspekte aufgenommen wurden. Der Verlauf dieser ursprünglich auf vier 
Jahre angelegten Verhandlungsrunde - sie soll jetzt Ende 2010 abgeschlossen 
werden - zeigt, dass die „leadership“ der Industrieländer Vergangenheit ist. 
Dies hat für Afrika vor allem drei Ergebnisse gebracht: 

Es gelang, die die sogenannten „Singapur-Themen“ weitgehend auszuschließen: 
Diese zielen darauf ab, die Autonomie nationaler Wirtschaftspolitik in Fragen 
der Investitionspolitik, der Wettbewerbspolitik, des öffentlichen Beschaffungswe- 
sens und der Außenhandelspolitik abzuschaffen. In der Konsequenz wäre es z.B. 
unmöglich, eine gezielte Industriepolitik oder - wie im Fall Südafrikas - die Be- 
vorzugung ‚schwarzer’ Unternehmen im öffentlichen Beschaffungswesen durch- 
zuführen. Für die afrikanischen Länder ist die Erhaltung und Vergrößerung von 
„policy space“ überlebenswichtig, soll es gelingen, einen eigenständigen Ent- 
wicklungsprozess weg von der einseitigen Rohstoffabhängigkeit einzuleiten. 
Die Kooperation afrikanischer Länder mit den Schwellenländern hat es erste- 
ren ermöglicht, sich an den WTO-Entscheidungsprozessen substantiell zu 
beteiligen: Vor der Ministerkonferenz von Cancun (2003) war es üblich, wich- 
tige Entscheidungen in „Green Room Meetings“ festzulegen, an denen afrika- 
nische Länder selten beteiligt waren. Das änderte sich erst in Cancun. Seither 


den UN und anderen multilateralen Organisationen für die „Errichtung einer neuen interna- 
tionalen politischen und wirtschaftlichen Ordnung“ eine zentrale Bedeutung eingeräumt 
(Ministry of Foreign Affairs of the People’s Republic of China 2006). 

16 Große konkurrenzfähige Agrarexporteure wie Indien und China möchten den Agrarhandel 
rasch liberalisieren, während die meisten afrikanischen Länder an der Aufrechterhaltung von 
Präferenzbeziehungen interessiert sind (UNCTAD 2006: 47). 

17 Dass die in der Vergangenheit erreichten Vereinbarungen in Wirklichkeit die Dominanz der 
Industrieländer festschrieben, räumt WTO-Generaldirektor Pascal Lamy heute mit bemer- 
kenswerter Offenheit ein: „Aber die Machtverhältnisse im Welthandel verändern sich, und 
die Tage, als die USA und Europa Vereinbarungen im Namen der gesamten Mitgliedschaft 
durchsetzen konnten - zuletzt während der Uruguay-Runde - sind lange vorbei.“ (Rede zum 
zehnjährigen Bestehen des Welthandels-Instituts, Bern, 1.10.2010) 
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spielen Afrikaner in den WTO-Verhandlungen eine größere Rolle. Das „stellt 
wichtige Veränderungen im WTO-Verhandlungsprozess dar ın Reaktion auf 
die größere Verhandlungsmacht Afrikanischer Länder.“ (UNCTAD 2010: 46). 
Schwellenländer wie China, Indien und Brasilien räumten den am wenigsten 
entwickelten Ländern, darunter afrikanischen Ländern, Handelspräferenzen ein 
(ebd). 

Trotz der Interessenunterschiede innerhalb der Gruppe der Entwicklungslän- 
der kommt die Analyse der UNCTAD zu dem Schluss: „Insgesamt haben die 
afrikanischen Länder von der Zusammenarbeit mit den anderen Entwicklungs- 
ländern viel zu gewinnen im multilateralen Handelssystem.“ (2006: 47) 

Auch der Verlauf der Verhandlungen zwischen den AKP-Ländern und der EU 
über Folgevereinbarungen der Lome&- und Cotonou-Abkommen zeigt, dass Af- 
rika von den veränderten Kräfteverhältnissen profitiert. Seit 1960 hat Europa 
seinen ehemaligen Kolonien Handelsvergünstigungen eingeräumt. Diese Son- 
dervereinbarungen gerieten in Konflikt zu den WTO-Regeln, so dass die EU 
ab 2002 dazu überging, mit einzelnen Ländergruppen „European Partnership 
Agreements“ (EPA) auszuhandeln. Dabei geht es um den Abbau von Handels- 
schranken, aber auch um ‚Singapur-Themen’, d.h. um die Beschränkung der 
wirtschaftspolitischen Autonomie der Partnerländer. Zudem behindern die 
EPAs den regionalen Integrationsprozess ın Afrıka (Reichert 2009). In den ent- 
sprechenden Verhandlungen leistet Afrika unerwartet hartnäckigen Widerstand. 
Bislang wurden zumeist nur Interims-Vereinbarungen abgeschlossen. Senegals 
Präsident Wade begründete die afrikanische Skepsis gegenüber den EPAs ex- 
plizit mit der Attraktivität der Wirtschaftsbeziehungen zu China (van Dijk 2009: 
106). Umgekehrt wird vermutet, dass die „aggressive Verhandlungsführung der 
EU zum Abschluss der neuen Freihandelsabkommen“ auf die wachsende 
Konkurrenz Chinas in den Beziehungen zu Afrika zurückzuführen ist - Afrika 
ist eben nicht mehr die ‚chasse gard&e’ Europas (Asche/Schüller 2006: 18). 

Bei der - Kritikern zufolge späten - Reaktion der Industrieländer auf die Res- 
sourceninitiativen Chinas ist zunächst im Auge zu behalten, dass erstere den 
afrikanischen Rohstoffsektor noch immer dominieren. So belaufen sich die 
Gesamtinvestitionen der westlichen Konzerne in Afrika derzeit auf 170 Mrd. 
US$, während Chinas Investitionssumme 17 Mrd. beträgt (Chatham House 
2009: 9). Trotzdem ist klar, dass die wachsende Präsenz des „möglichen globa- 
len Rivalen für ‚den Westen’“ dort mit Besorgnis betrachtet wird (Gänzle 
2010: 1). Vor allem die USA, die seit 2001 bestrebt sind, ihre Energieversor- 
gung zu diversifizieren und Afrika als relativ neuen Lieferanten entdeckten, 
haben versucht, z.B. durch die „African Oil Policy Initiative“ von 2002 Inte- 
ressengebiete (konkret den Golf von Guinea) abzustecken. Dabei steht die 
Verflechtung zwischen militärischen, wirtschaftlichen und entwicklungspoliti- 
schen Interessen im Mittelpunkt: Die Gründung des „African Command“ 
(AFRICOM) im Jahre 2007, die außenpolitische, entwicklungspolitische und 
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militärische Stellen unter dem Primat des Militärs verknüpft, ist auch als Reak- 
tion auf die wachsende chinesische Präsenz zu betrachten (ebd.). 

Die EU reagierte ihrerseits 2008 mit einer „Rohstoffinitiative“, über die aber 
immer noch diskutiert wird. In diesem Rahmen wird u.a. China wegen Export- 
beschränkungen bei der WTO verklagt; außerdem wird mit der Afrikanischen 
Union über eine „Rohstoffpartnerschaft“ verhandelt. Kernpunkt der Bemühun- 
gen ist der Versuch, den Zugang zu Rohstoffen mit der Entwicklungshilfe zu 
verbinden (Manager Magazin v. 12.8.2010). Der langsame Fortschritt der EU- 
Bemühungen dürfte auch der Tatsache zu verdanken sein, dass die Mitglieds- 
länder jeweils eigene Strategien verfolgen. Die Bundesrepublik legte Ende Ok- 
tober ihre „Rohstoffstrategie“ vor, in der u.a. öffentliche Garantien für Direkt- 
investitionen, der Aufbau von „Rohstoffpartnerschaften mit rohstoffreichen 
Ländern“ und die „enge“ Verzahnung „außen-, wirtschafts- und entwicklungs- 
politischer Ziele“ vorgesehen sind (BMWi-Pressemitteilung v. 20.10.2010). Ohne 
dass hier darauf eingegangen werden kann wird durch die allgemein geforderte 
Verzahnung der Rohstoffsicherung mit Entwicklungspolitik der bisherigen Kri- 
tik an China der Boden entzogen - denn genau dies wirft man dem asiati- 
schen Konkurrenten vor. 


8. Schlussfolgerung 


Die wohl wichtigste Auswirkung der intensivierten Wirtschaftsbeziehungen zu 
Asien, vor allem zu China, ist die Erweiterung der Handlungsspielräume Afrikas 
gegenüber den bislang dominierenden Industrieländern. Die afrikanischen Re- 
gierungen müssen sich nicht mehr den Rezepten des Washington Consensus 
unterwerfen; im Gefolge der gewachsenen Stärke der Schwellenländer können 
Versuche, mit dem Hebel handelspolitischer Vereinbarungen die nationalen 
Wirtschaftspolitiken auf Marktradikalität zu trimmen, abgewehrt werden. Die 
pragmatischen Wirtschaftspolitiken der neuen Wirtschaftsmächte, die ihre Er- 
folge gemischten Eigentumsformen und staatlichen Industriepolitiken verdan- 
ken, sind entwicklungspolitisch fruchtbarer als anglo-amerikanische Rezepte. 
Dies heißt allerdings nicht, dass die regionale Diversifizierung der Wirtschafts- 
beziehungen notwendig positive Folgen haben muss - auch die Afrika-Süd- 
Beziehungen sind kapitalistisch geprägt. Die Akteure des Südens verfolgen e- 
benso wie die ehemaligen Kolonialmächte eigene Interessen, die - auch im 
Falle Chinas - über Profitinteressen von Unternehmen vermittelt werden. Die 
vergrößerten wirtschaftspolitischen Spielräume Afrikas müssen also durch ent- 
sprechende Politiken ausgefüllt werden. Dies aber ist Afrikas Achillesferse: Re- 
gierungen und zivilgesellschaftliche Organisationen wie Gewerkschaften, Un- 
ternehmerverbände, Umweltinitiativen usw. sind schwach, ihre gesamtgesell- 
schaftliche Legitimation und Interventionsfähigkeit ist fragil. Nur von der Ge- 
sellschaft als legitim betrachteten, interventionsfähigen Staaten wird es gelingen, 
die Chancen zu nutzen, die die verstärkten Afrika-Süd-Beziehungen bieten. 
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China als neuer Mittelpunkt der 
globalen Arbeiterunruhe' 


Es gehört zu den Standardargumenten in der Literatur zur Globalisierung, dass 
die rasante Industrialisierung Chinas der kollektiven Widerstandsfähigkeit von 
ArbeiterInnen den Todesstoß versetzt habe - im globalen Norden wie im glo- 
balen Süden. Die Mobilisierung der riesigen chinesischen Reserven an billiger 
und disziplinierter Arbeitskraft habe einen „Wettlauf nach unten“ entfesselt, 
der die Macht und das Wohlergehen der Arbeiter in einer endlosen Spirale 
immer tiefer drücke. 

Die These, dass die Kapitalmobilität auf eindeutige Weise zu einem Wettlauf 
nach unten führt, muss trotz ihrer allgemeinen Verbreitung im Schrifttum aus 
theoretischen und empirischen Gründen in Frage gestellt werden. Historisch 
stoßen wir nämlich auf folgendes Muster: Zwar verlagert sich das Kapital auf 
der Suche nach billigerer oder gefügigerer Arbeitskraft immer wieder geogra- 
fisch, aber letztendlich werden dadurch an den jeweils bevorzugten Produkti- 
onsstandorten neue Arbeiterklassen geschaffen und neue Zyklen des Klassen- 
konflikts hervorgerufen. Wenn wir uns anschauen, wie sich am Ende des 19. 
und Anfang des 20. Jahrhunderts die Textilindustrie ausgehend von ihrem Ur- 
sprung im Vereinigten Königreich weltweit als Massenproduktion ausgebreitet 
hat (Silver 2005: Kapitel 3), oder wenn wir die Verbreitung der Massenproduk- 
tion von Autos in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts nach ihrem Start in 
den Vereinigten Staaten analysieren (Silver 2005: Kapitel 5), so wird ein wie- 
derkehrendes Muster sichtbar. Unsere Gegenthese zu der Behauptung eines 
Wettlaufs nach unten lautet kurzgefaßt: Wo das Kapital hingeht, folgt der 
Konflikt zwischen Arbeiterklasse und Kapital bald nach. 


1 Dieser Text erschien zuerst unter dem Titel: China as an Emerging Epicenter of World La- 
bor Unrest, in: Ho-fung Hung (Hg.) (2009): China and the Transformation of Global Capı- 
talism, Baltimore, Kapitel 9, S.174-187. Anm. d. Ü.: Der im englischen gebräuchliche Aus- 
druck „labor unrest“ bezeichnet ein breites Spektrum von Arbeitsunzufriedenheit bis hin zu 
massiven Kämpfen. Obwohl im Deutschen „Unruhe“ leicht mit gewaltsamen Auseinander- 
setzungen assoziiert wird, folgen wir hier der Übersetzung in Forces of Labor und übersetzen 
den Begriff mit „Arbeiterunruhe“, siehe dort die Anmerkungen zur Übersetzung (Silver 


2005: 11£). 
PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 161, 40. Jg., 2010, Nr. 4, 605-618 


606 Beverly J. Silver, Lu Zhang 


1. Wohin das Kapital auch geht, der Konflikt folgt ihm 


Wir wollen zeigen, dass sich diese Gegenthese am Beispiel der aktuellen Ent- 
wicklungen in China empirisch belegen lässt. Die massenhafte Verlagerung 
von Kapital nach China und die verstärkte Kommodifizierung der Arbeitskraft 
seit Mitte der 1990er Jahre sind mit einer ansteigenden Welle der Arbeiterun- 
ruhe in China verbunden. Ausweislich offizieller chinesischer Statistiken stei- 
gerten sich die Massenproteste von 10.000 Vorfällen mit 730.000 Beteiligten 
im Jahr 1993 auf 60.000 Vorfälle, an denen über 3 Millionen Protestierende 
beteiligt waren, im Jahr 2003. Außerdem ist die Zahl der Klagen, die von Ar- 
beiterlnnen bei den staatlichen Arbeitsschiedskomitees eingereicht wurden, 
kontinuierlich von 78.000 im Jahr 1994 auf über 800.000 im Jahr 2003 ange- 
stiegen (White 2007). 

In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre gingen massenhafte Proteste vor allem 
von den aus den Staatsbetrieben entlassenen ArbeiterInnen aus. 1994 war ein 
Gesetz zur Umstrukturierung der Betriebe verabschiedet worden, das den 
Staatsbetrieben die Möglichkeit von Massenentlassungen einräumte. Es gehör- 
te zu einer Reihe von Maßnahmen, mit denen die Produktionsprozesse den 
Bedingungen der internationalen Konkurrenz angepasst werden sollten. Damit 
wurden die Lebensweise und die Existenzsicherung der städtischen Arbeiter- 
klasse angegriffen, wie sie in der Zeit von Mao geschaffen worden waren. Die 
Zerschlagung der als „eiserne Reisschale“ bezeichneten sozialen Absicherung 
führte zu einer Welle von Fabrikbesetzungen und Straßenprotesten in „Chinas 
Rustbelt“ (Lee 2007). Anders ausgedrückt handelte es sich um Proteste von 
ArbeiterInnen, die sich am „zerstörerischen“ Ende der Schumpeterschen 
„schöpferischen Zerstörung“ befanden. Ihre Aktionen könnten wir als Proteste 
des polanyischen Typs bezeichnen, da ihrer Klasse und ihren Gemeinschaften 
die Grundlagen entzogen wurden (Silver 2005). 

In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre gab es kaum Anzeichen von offenen 
Protesten der jungen Wanderarbeiterlnnen, die es vom Land in die Küstenre- 
gionen zog. Diese migrantischen ArbeiterlInnen wurden im Allgemeinen dem 
unerschöpflichen Angebot an billiger Arbeitskraft zugerechnet, das die ländli- 
chen Gebiete Chinas bereitstellten. Daher gingen die meisten Beobachter da- 
von aus, dass sie erst nach langer Zeit (wenn überhaupt) gegen ihre Löhne 
und Arbeitsbedingungen protestieren würden. Als 2004 die Fabriken im boo- 
menden Perlflussdelta „überraschend von einer Reihe von Streiks und Arbeits- 
niederlegungen“ getroffen wurden, war das nicht nur „ein Schock für die aus- 


2 Diese Zahlen sind natürlich mit Vorsicht zu genießen. Im Verhältnis zu Chinas Bevölkerung 
von 1,3 Milliarden Menschen wirken diese offiziellen Angaben nicht sonderlich beeindru- 
ckend. Dramatisch ist jedoch der extreme Anstieg der ausgewiesenen Fälle (und die offiziel- 
len Zahlen zu Massenprotesten werden höchstwahrscheinlich nur einen kleinen Teil des 


wirklichen Geschehens abbilden). 
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ländischen und chinesischen Fabrikbesitzer“ (Cody 2004), sondern stellte 
auch die vorherrschende Erzählung von einem Wettlauf nach unten in Frage. 
Die Verlagerung des Kapitals nach China hat tatsächlich eine neue und zu- 
nehmend kämpferische Arbeiterklasse geschaffen - ein Ergebnis der „schöpfe- 
rischen“ Seite der schöpferischen Zerstörung. 

Im Gegensatz zu vielen BeobachterInnen, die die zunehmende Arbeiterunruhe 
in China als lokal begrenzten, unpolitischen und „zellulären“ Aktivismus rela- 
tivieren (Lee 2007), halten wir es für einen Fehler, die potentielle Schlagkraft 
dieser Kampfformen zu unterschätzen. Wie Frances Fox Piven und Richard A. 
Cloward in Aufstand der Armen gezeigt haben, beruhen viele Erfolge solcher 
Bewegungen gerade nicht auf der Entwicklung von formalen Organisationen, 
die eine Übernahme der Staatsmacht anstreben. Vielmehr sind die Mächtigen 
zu Konzessionen gezwungen, weil sie auf die Ausbreitung massiver „spontaner“ 
Störungen von unten und die Gefahr der „Unregierbarkeit“ reagieren müssen. 
Die Zunahme der lokal begrenzten, unpolitischen und spontanen Arbeiter- 
kämpfe, die von beiden Enden der schöpferischen Zerstörung ausgingen, ließ 
(zusammen mit der Eskalation sozialer Konflikte um Grundeigentum und ö- 
kologische Zerstörungen in ländlichen Regionen) um die Jahrhundertwende 
tatsächlich das Gespenst einer möglichen Unregierbarkeit auftauchen, falls 
China den seit Mitte der 1990er Jahre eingeschlagenen Entwicklungspfad wei- 
terverfolgen sollte. Nicht zuletzt diese Befürchtung war es, die Chinas Zentral- 
regierung dazu brachte, wesentliche Veränderungen einzuleiten - zunächst in 
ihrer Rhetorik, später in konkreten sozialpolitischen Maßnahmen. In den Jah- 
ren 2003 bis 2005 begannen Zentralregierung und Kommunistische Partei, 
sich von der einseitigen Konzentration auf das Anlocken ausländischen Kapi- 
tals und die Förderung ökonomischen Wachstums um jeden Preis zu verab- 
schieden, und propagierten die Idee einer „neuen Entwicklungsweise“, mit der 
im Rahmen der „harmonischen Gesellschaft“ die Ungleichheit zwischen Klas- 
sen und Regionen abgemildert werden sollte (siehe zum Beispiel People’s Dar- 
ly 2005). In ähnlicher Weise ergänzte 2003 die offizielle Gewerkschaft, der 
chinesische Gewerkschaftsbund ACFTU (All-China Federation of Trade Uni- 
ons), aus Sorge um die zunehmende Unruhe und die Gefahr „gesellschaftli- 
cher Instabilität“ ihre Satzung um einen Passus, der „den Schutz der Arbeiter- 
rechte zur vorrangigen Aufgabe“ machte (Chan 2003); 2007 sprach Staatsprä- 
sident Hu Jintao in seinen Reden von der Bedeutung, „die legitimen Rechte 
und Interessen der Arbeiter“ zu schützen (Xinhua 2008). 

Spätestens 2007 zeichnete sich auch ab, dass die Veränderungen über bloße 
Rhetorik hinausgehen würden. Ihren wichtigsten und greifbarsten Ausdruck 
fand diese Tendenz im neuen Arbeitsvertragsgesetz, das am 1. Januar 2008 in 
Kraft trat. Unter anderem fördert das neue Gesetz die Arbeitsplatzsicherheit, 
indem es das Recht der Unternehmer, nach Gutdünken einzustellen und zu 
entlassen, deutlich einschränkt. Außerdem wird die Rolle der Gewerkschaften 
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gestärkt. Das neue Gesetz zu den arbeitsrechtlichen Schiedsgerichten, das im 
Mai 2008 in Kraft trat, befreit ArbeiterInnen von den Gebühren für Anklagen 
gegen ihre Unternehmer. Und 2006 initiierte der ACFTU aus Verärgerung ü- 
ber die Weigerung von Wal-Mart, die offizielle Gewerkschaft in ihren Läden 
zuzulassen, eine beispiellose Basismobilisierung von ArbeiterInnen in den Wal- 
Mart-Filialen. Die öffentlichkeitswirksame (und schließlich erfolgreiche) Kam- 
pagne wurde vom ACFTU als Modell propagiert, um auch in anderen wider- 
strebenden Firmen in China die gewerkschaftliche Organisierung durchzuset- 
zen (Business Watch 2006; siehe auch Chan 2006). 

Das neue Arbeitsvertragsgesetz scheint von der Zentralregierung und daher 
auch von Großbetrieben durchaus ernst genommen zu werden. Als die Firma 
Huawei - ein großer, in chinesischem Besitz befindlicher Technologiekonzern 
- alle seit mehr als zehn Jahren beschäftigte ArbeiterInnen zusammenrief und 
aufforderte, freiwillig zu kündigen und neue Arbeitsverträge zu unterschreiben, 
um so die gesetzliche lebenslange Beschäftigungsgarantie für langfristig Be- 
schäftigte zu unterlaufen, griff die Zentralregierung ein und unterband dieses 
Manöver; in den Massenmedien sah sich die Firma einer breiten kritischen 
Berichterstattung ausgesetzt (ChinaTechNews.com 2007; Global Labor Strate- 
gies 2007). Im Januar 2008 plante ein großer Montagebetrieb in der Automo- 
bilindustrie, eine ganze Fabrik ausschließlich mit LeiharbeiterInnen zu betrei- 
ben, musste den Plan aber aufgeben, weil man befürchtete, mit den Bestim- 
mungen des neuen Arbeitsvertragsgesetzes in Konflikt zu geraten. 

Das Wall Street Journal wies im Februar 2008 auf das neue Kräfteverhältnis 
zwischen ArbeiterlInnen und Unternehmern in China hin. Aussagen von Un- 
ternehmern fasste es dahingehend zusammen, dass mit diesem Gesetz eine 
neue Zeit höherer Produktionskosten anbreche, weil sich „die Verhandlungs- 
macht zu Gunsten der Beschäftigten verschoben hat und die Arbeiterlnnen 
sich ihrer Rechte bewusst werden“ (Fong/Canaves 2008). 

Zwischen dem chinesischen Arbeitsvertragsgesetz von 2008 und dem 1935 in 
den USA verabschiedeten National Labor Relations Act besteht eine auf 
schlussreiche Analogie. In beiden Fällen reagierten die Regierungen einerseits 
auf die Gefahr gesellschaftlicher Instabilität aufgrund zunehmender Arbeite- 
runruhe und andererseits auf die drohende ökonomische Instabilität ange- 
sichts einer sich mehr oder weniger deutlich abzeichnenden „Unterkonsumti- 
onskrise“. Die neue Gesetzgebung sollte in beiden Fällen die Arbeiterrechte 
klar definieren und ausweiten, zugleich aber die Arbeiterunruhe in verrecht- 
lichte und routinemäßige Bahnen lenken.* Heute wissen wir, dass der National 


3 Interview von Lu Zhang mit einem Firmenmanager, Beijing, Januar 2008. 

4 Diese Anliegen gehen aus den ersten beiden Paragrafen des National Labor Relations Act 
hervor. Der Gesetzestext findet sich unter: http;//www.nlrb.gov/about_us/overview/ 
national_labor_relations_act.aspx (abgerufen am 12. November 2008). 
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Labor Relations Act in den USA zum Katalysator einer massiven landesweiten 
Streikwelle in den Jahren 1936 und 1937 wurde, die auf grundlegende Weise 
die industriellen Beziehungen der Vereinigten Staaten umwälzte. Die Arbeite- 
ıInnen fühlten sich ermutigt, ihre Rechte gegenüber unnachgiebigen Unter- 
nehmern durchzusetzen. Es ist durchaus denkbar, dass das Arbeitsvertragsge- 
setz von 2008 in ähnlicher Weise zum Katalysator einer Welle von Arbeiter- 
kämpfen in China werden könnte - insbesondere wenn die Unternehmer (wie 
zu erwarten ist) versuchen, das Gesetz zu unterlaufen, und die Schlichtungsin- 
stanzen dadurch mit einer solchen Zahl von Fällen überlastet werden, dass sie 
die Beschwerden der ArbeiterInnen nicht zügig erledigen können. Unter die- 
sen Umständen werden die ArbeiterInnen es vorziehen, zum Mittel der direk- 
ten Aktion zu greifen. 

Es ist also eine naheliegende Vermutung, dass China in absoluten Zahlen (von 
nachweisbaren offenen Unruhen) und hinsichtlich der Auswirkung auf die 
Dynamik und Perspektive des globalen Kapitalismus zum Epizentrum der 
weltweiten Arbeiterunruhe werden und sich diese Entwicklung im kommen- 
den Jahrzehnt noch verschärfen wird. Um abschätzen zu können, was diese 
Arbeiterunruhe für ArbeiterInnen innerhalb und außerhalb von China, aber 
auch für die Entwicklung des Weltkapitalismus bedeuten könnte, werden wir 
nun eine Reihe weiterer analytischer Werkzeuge einführen. 


2. Räumliche „Fixierungen“, Produktzyklen 
und die Entwicklung des globalen Kapitalismus 


Wenn wir aus der Dynamik des historischen Kapitalismus den Schluss ziehen 
können „Wo das Kapital hingeht, kommt der Konflikt hinterher“, dann gibt 
uns die Analyse dieser Dynamik auch Aufschluss darüber, mit welchen Ant- 
worten des Kapitals auf die Arbeiterunruhe und die steigenden Kosten ın 
China zu rechnen ist. So hat das Kapital in den letzten 150 Jahren auf Arbei- 
terunruhe zum Beispiel mit Produktionsverlagerungen an Standorte reagiert, 
an denen es billigere oder gefügigere Arbeitskräfte finden konnte („räumlicher 
fix”), sowie durch technologische und organisatorische Veränderungen im 
Produktionsprozess („technologischer fix“; Silver 2005: Kapitel 2 und 3). Die- 
se allgemeinen theoretischen Erkenntnisse bilden ein kritisches analytisches 
Instrumentarium, um die gegenwärtige globale Dynamik zu verstehen, auch 
wenn klar ist, dass die mechanische Anwendung einer allgemeinen Theorie 


5  Anm.d.Ü. Der „fix“ in dem auf David Harvey zurückgehenden Ausdruck „spatial fix“ greift 
die Doppelbedeutung von „fix“ im Englischen auf: einerseits Fixierung und Festsetzung von 
Kapital an bestimmten Orten, andererseits eine immer nur vorübergehende „Lösung“ der 
aus dem Klassenkonflikt resultierenden Probleme. Um diese doppelte Bedeutung zu un- 
terstreichen, wird in der Übersetzung der Ausdruck „fix“ beibehalten. Siehe die Anmerkun- 
gen zur Übersetzung von Forces of Labor (Silver 2005: 13). 
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nicht ausreicht. In diesem Abschnitt gilt es vielmehr, die Theorie historisch 
und geografisch zu verorten und zu konkretisieren, um die heutigen Tenden- 
zen des globalen Kapitalismus besser erfassen zu können. 


2.1 Räumlicher Fix 


Aus vielen Einzelberichten lässt sich erkennen, dass die Fabrikbesitzer in ar- 
beitsintensiven Industriezweigen auf der Suche nach Produktionsstandorten 
mit geringeren Lohnkosten sind. Dem Wall Street Journal zufolge findet der 
Umbruch in der Kostenstruktur von Guangdong und im Perlflussdelta „einen 
weltweiten Widerhall“, da die Fabrikbesitzer an „neuen Standorten weiter im 
Landesinneren Chinas“ investieren oder sich „ärmeren Ländern mit geringeren 
Lohnniveaus“ wie Vietnam oder Bangladesch zuwenden (Fong/Canaves 2008; 
siehe auch Bradsher 2008). Aus den umfangreichen Feldstudien von Zhang 
(2008)° in sieben größeren Fabriken der Automobilmontage ist zu erkennen, 
dass die Automobilunternehmen trotz des Entwicklungsplans der Zentralregie- 
rung zur Konzentration der Autoindustrie in ausgewählten Städten Produkti- 
onseinheiten in neuen Regionen aufbauen. Sie reagieren damit zum einen auf 
Angebote von örtlichen Regierungen, die um die Ansiedlung der Autoindust- 
rie konkurrieren, zum anderen auf (tatsächliche oder vermutete) Unterschiede 
in den Kosten und der Fügsamkeit der Arbeitskräfte in den verschiedenen Re- 
gionen Chinas. 

Als in anderen spät industrialisierten Ländern (wie Brasilien und Südafrika in 
den 1970er und 1980er Jahren) starke Arbeiterbewegungen entstanden, waren 
sie von massiver Kapitalflucht und Deindustrialisierungsprozessen betroffen. 
So kam es ın den Industriegebieten von Säo Paulo (dem Herz der brasiliani- 
schen Arbeiterbewegung) zu Massenentlassungen, als das Kapital an neue 
Standorte innerhalb und außerhalb von Brasilien floh. Die Auswirkungen die- 
ses „räumlichen fix“ auf die brasilianische Arbeiterbewegung lassen sich z.B. 
am Mitgliederschwund der Metallgewerkschaft in den Vororten von Säo Paulo 
in den 1990er Jahren ablesen: von 202.000 Mitgliedern im Jahr 1987 fiel die 
Zahl bis 1992 auf 150.000 und bis 1996 auf 130.000 (Silver 2005: 81). 

Lässt die brasilianische Erfahrung Rückschlüsse auf eine ähnliche Entwicklung 
in China zu? Auf der einen Seite kommt es schon jetzt zu ersten Verlagerun- 
gen, obwohl die Arbeiterunruhe in China noch nicht das Ausmaß oder die 
Intensität erreicht hat, wie sie Brasilien Mitte der 1980er Jahre erlebte. Auf der 
anderen Seite spricht einiges dagegen, dass eine massenhafte Kapitalflucht aus 
China auf der Tagesordnung stehen könnte. Es wurde darauf hingewiesen 
(siehe z.B. Arrıghi 2007), dass die Verlagerung von Investitionen nach China 
nur zum Teil durch billige Arbeitskraft motiviert ist. Darüber hinaus existieren 


6 Anm. d. Ü. Mittlerweile hat Lu Zhang ihre Dissertation zu diesem Thema abgeschlossen 
(Zhang 2009). 
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starke Anreize, die auch im Fall drastisch ansteigender Lohnkosten bestehen 
bleiben würden: produktivitätssteigernde Agglomerationseffekte durch planmäßig 
entwickelte Industrieregionen und -netzwerke, eine gesunde und qualifizierte 
Arbeitsbevölkerung (zum größten Teil das Erbe der Investitionen in Gesund- 
heitsversorgung und Alphabetisierung während der Mao-Ara), eine gut ausge- 
baute Infrastruktur für Transport und Logistik sowie die Größe des inneren 
Markts. Letzterer würde mit steigenden Löhnen sogar an Bedeutung gewinnen 
und marktorientierte Investitionen in China umso attraktiver machen. 

Der Zugang zum chinesischen Markt wird natürlich nicht durch Verlagerun- 
gen innerhalb Chinas gefährdet (wie der Zugang zum US-amerikanischen 
Markt nicht durch die massenhafte Verlagerung der Industrie von den Nord- 
in die Südstaaten nach dem Zweiten Weltkrieg gefährdet wurde). Da die wich- 
tigsten Bestandteile des chinesischen Arbeitsrechts landesweit (und nicht nur 
regional) gelten, würden interne Kapitalverlagerungen wahrscheinlich im We- 
sentlichen zu Einkommenssteigerungen an den neuen Standorten und damit 
zu einem Abbau regionaler Ungleichheiten innerhalb von China führen, nicht 
aber zu einem inländischen (chinesischen) Wettlauf nach unten. Der Fall einer 
der von Lu Zhang untersuchten Automobilfirmen belegt diese Vermutung: 
Die bisher in einer kostenintensiven Region Chinas (berüchtigt für ihre „an- 
spruchsvollen“ ArbeiterInnen) produzierende Firma eröffnete ihre neue Fabrik 
in einer anderen Region, in der die ArbeiterInnen billiger und fügsamer sein 
sollten. Kurz nachdem die neue Fabrik in Betrieb gegangen war, traten diese 
angeblich so duldsamen ArbeiterInnen in Streik und protestierten gegen die 
Bandgeschwindigkeit, willkürliche Entscheidungen der Vorgesetzten und die 
Tatsache, dass sie einen geringeren Lohn als die ArbeiterInnen an den alten 
Produktionsstandorten erhielten.’ 

Darüber hinaus wird die These „Wohin das Kapital geht, folgen die Konflikte 
nach“ durch jüngste Berichte aus dem Land bestätigt, das zum letzten Flucht- 
punkt für billige Arbeitskraft suchende Investitionen geworden war - Vietnam. 
In der taiwanesischen Presse finden wir Berichte über eine „Streikexplosion“, 
von der ausländische Firmen in Vietnam ın den Jahren 2007 und 2008 getrof- 
fen wurden. Unter den „taiwanesischen Geschäftsleuten“ (die in Vietnam die 
größte ausländische Investorengruppe stellen) wachse die „Angst“, weil sich in 
ihren Augen die Streiksituation „ständig verschlimmere“, und weil durch die 
Streiks vor allem die ArbeiterInnen ihre Situation verbessern können (Lianhe 
News 2008). 


2.2 Technologischer Fix 


Seit über einem Jahrhundert besteht eine der wichtigsten Antworten auf starke 
Arbeiterbewegungen darin, nach neuen Formen arbeitssparender Technologien 


7 Aufzeichnungen aus der Feldforschung von Lu Zhang, Oktober 2006. 
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zu suchen, mit denen sich die Lohnsumme und die Abhängigkeit von der 
Kooperation der Belegschaften verringern lassen. Spät industrialisierende Län- 
der tendieren dazu, selbst unter den Bedingungen eines Arbeitskräfteüber- 
schusses die modernste (arbeitssparende) Technologie einzuführen. Dieses 
Missverhältnis zwischen Technologie und Arbeitskräfteangebot schwächt die 
Verhandlungsmacht der ArbeiterInnen am Arbeitsmarkt. 

Der verringerte Arbeitskräftebedarf der modernen Industrie tritt heute in Chi- 
na klar zu Tage. Obwohl die industrielle Produktion in den letzten zwei Jahr- 
zehnten stark angestiegen ist, stagniert die Industriebeschäftigung im Wesent- 
lichen seit Mitte der 1990er Jahre. Besonders deutlich ist diese Entwicklung in 
der Automobilindustrie. Während die Fahrzeugproduktion von etwa einer 
Million im Jahr 1992 auf über sieben Millionen in 2006 anstieg, hat sich die 
Beschäftigung in der Autoindustrie kaum verändert. Ursache ist die 
„Verschlankung“ der Staatsbetriebe sowie der Import moderner Maschinerie 
und die Einführung tayloristischer und „schlanker“ Methoden der Produkti- 
onsorganisation (Zhang 2008). 

Eine wichtige Frage ist, ob die sich daraus ergebende Schwächung der Markt- 
macht in nennenswertem Maße durch eine stärkere strukturelle Produktions- 
macht ausgeglichen werden kann - also durch jene Verhandlungsmacht, über 
die ArbeiterInnen in hoch integrierten Produktionsprozessen verfügen, bei de- 
nen kleine begrenzte Unterbrechungen zu Störungen des gesamten Betriebs 
oder Produktionsflusses führen können. Die Produktionsmacht der chinesi- 
schen Arbeiter im Einzelnen zu analysieren, würde den Rahmen dieses Textes 
sprengen, aber die Befunde der Feldforschung weisen darauf hin, dass zumin- 
dest einige Arbeitergruppen in der Massenproduktion in hohem Maße über 
ein solches Störpotential verfügen. Nehmen wir als Beispiel einen der von 
Zhang untersuchten Automontagebetriebe, in dem versucht wurde, trotz eines 
sehr angespannten Verhältnisses zwischen ArbeiterInnen und Management 
Methoden der just-in-time-Produktion einzuführen. Wie an anderer Stelle er- 
läutert wurde (Silver 2005: 92-94), nimmt die potenzielle Produktionsmacht 
der ArbeiterInnen in der just-in-time-Produktion zu. Diese Organisationsform 
beseitigt die im traditionellen fordistischen System enthaltenen Puffer, die eine 
Fortführung der Produktion bei Streiks oder anderen Störungen erlauben, die 
zu einer kurzfristigen Unterbrechung der Teilezulieferung ans Fließband füh- 
ren. In dieser speziellen Automobilfirma waren die Beziehungen zum Mana- 
gement miserabel, was sich unter anderem in einer Vielzahl kleinerer Sabota- 
geaktionen von Arbeiterseite niederschlug. Um einen reibungslosen Produkti- 
onsfluss zu gewährleisten, sah sich das Management schließlich gezwungen, 
sein Experiment mit den just-in-time-Methoden aufzugeben und zu einem Sys- 
tem mit größeren Puffern in der Teilezulieferung zurückzukehren.° 


8 Aufzeichnungen aus der Feldforschung von Lu Zhang, Januar 2008. 
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Nun haben Evans und Staveteig (2008) zu Recht darauf hingewiesen, dass nur 
ein geringer Prozentsatz der chinesischen ArbeiterInnen in der Industrie be- 
schäftigt ist, und wir könnten hinzufügen, dass ein noch geringerer Teil in ka- 
pitalintensiven Industrien wie der Automobilproduktion arbeitet. Insoweit die 
Produktionsmacht ın der kapitalintensiven Industrie ausgeprägter als in ande- 
ren Wirtschaftszweigen ist und insoweit die Kämpfe in der Industrie nur ei- 
nem Teil der ArbeiterInnen zugutekommen, kann einen die hohe Produkti- 
onsmacht dieser Minderheit nicht gerade hoffnungsvoll stimmen, was die Per- 
spektive einer allgemeinen Anhebung des proletarischen Lebensstandards be- 
trifft. Aber diese (von Evans und Staveteig vorgebrachten) Überlegungen sind 
fragwürdig. Weder ist ausgemacht, ob die Produktionsmacht im Dienstleis- 
tungssektor eindeutig geringer ist als in der Industrie, noch ist geklärt, ob sich 
Kämpfe einer Minderheit, die zu massiven Störungen des Wirtschaftslebens 
führen, nur auf die sozialen Bedingungen dieser begrenzten Gruppe auswirken 
(siehe Silver 2005). 


2.3 Produktzyklus und Produkt-"fix” 


Klar ist aber, dass China erst in der Schlussphase des „Produktzyklus“ in die 
globale Konkurrenz um die Massenproduktion von Autos und anderen In- 
dustriegütern eingestiegen ist, d.h. in der „Standardisierungsphase“, in der die- 
se Industriezweige bereits einem intensiven internationalen Wettbewerb ausge- 
setzt sind und nur äußerst magere Profitspannen erzielen. Im Produktzyklus- 
modell von Vernon (1966) werden neu eingeführte Produkte in der Regel zu- 
nächst in Hochlohnländern produziert. Aber im Laufe ihres „Lebenszyklus“ 
wird ihre Produktion immer weiter an Standorte mit stets geringeren Kosten 
(insbesondere Lohnkosten) verlagert und verstreut. In der frühen, „innovati- 
ven“ Phase dieses Lebenszyklus ist der Konkurrenzdruck gering, weshalb Kos- 
ten kaum eine Rolle spielen. Sobald das Produkt aber seine „Reifephase“ und 
schließlich die „Standardisierungsphase“ erreicht, nimmt die Zahl der vorhan- 
denen und potenziellen Wettbewerber und damit der Kostendruck zu. 

Wir hatten gesagt, dass die geografische Verlagerung der Produktion nicht ge- 
radewegs Löhne und Arbeitsbedingungen einem Wettlauf nach unten aussetzt, 
weil an jedem neuen bevorzugten Produktionsstandort neue Arbeiterklassen 
entstehen und sich mit der Zeit starke Arbeiterbewegungen herausbilden. Die 
Theorie des Produktzyklus hebt jedoch hervor, dass sich die Konkurrenzbe- 
dingungen mit jeder weiteren Phase dieses Zyklus verschärfen, wenn die Pro- 
duktion geografisch verstreut und der Produktionsprozess zur Routine wird. 
Jede neue Runde geografischer Verlagerungen findet also unter völlig anderen 
Konkurrenzbedingungen statt. Monopolistische Extraprofite - oder was Jo- 
seph Schumpeter die „außerordentlichen Belohnungen“ nannte (1993: 123) - 
gehen an die innovativen Unternehmer. Aber mit jeder weiteren Phase des 
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Produktzyklus sinkt die Profitabilität. Zudem führt die Bevorzugung von 
Niedriglohnstandorten bei weiteren Expansionsschüben dazu, dass sich die 
Produktion zunehmend in Ländern mit einem niedrigen Wohlstandsniveau 
befindet. Dies wiederum wirkt sich gravierend darauf aus, welche Ergebnisse 
größere Wellen der Arbeiterunruhe zeitigen können - insbesondere auf die 
Frage, in welcher Form die Arbeiterbewegungen Klassenkompromisse errei- 
chen können, in deren Rahmen sich die Kampferfolge einigermaßen absichern 
lassen (Silver 2005: 103-126). 

Um diesen Punkt zu verdeutlichen, wollen wir noch einmal auf die Analogie 
(oder in diesem Fall die Grenzen der Analogie) zu der Zeit in den USA nach 
dem New Deal zurückkommen. Die Streikwelle während der Amtszeit von 
Franklin D. Roosevelt mündete in den USA schließlich in einen „Sozialpakt“ 
zwischen Arbeit, Kapital und Staat, mit dem sich die Unternehmer (insbeson- 
dere im Bereich der industriellen Massenproduktion) auf die Anerkennung 
von Gewerkschaften und die regelmäßige Anhebung von Löhnen und Sozial- 
leistungen im Zuge der Produktivitätssteigerung einließen. Im Gegenzug soll- 
ten die ArbeiterInnen (und ihre Gewerkschaften) ihren Unmut im Rahmen 
feststehender formaler Verfahren artikulieren und die unternehmerische Ent- 
scheidungsfreiheit in Bezug auf Produktionsorganisation und Standortpolitik 
respektieren. Dem Staat wiederum fiel die Aufgabe zu, diesem Tauschhandel 
förderliche makroökonomische Rahmenbedingungen zu schaffen, einschließ- 
lich einer geringen Arbeitslosenquote. Dieser Sozialpakt blieb in den USA für 
mehrere Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg bestehen, bis er in den 
1980er Jahren ganz offen zerschlagen wurde. Dieser relativ langlebige Sozial- 
pakt beruhte im Wesentlichen auf den „Monopolgewinnen“, die den Unter- 
nehmern der Massenproduktion in den USA während der „Innovationsphase“ 
Mitte des 20. Jahrhunderts zufielen. 

Heute sind die Konkurrenzbedingungen für die meisten Industriezweige offen- 
sichtlich nicht so günstig. Während es den AutoarbeiterInnen in den USA ge- 
lungen war, ihre große Produktionsmacht über mehrere Jahrzehnte in steigen- 
de Löhne und umfangreichere Sozialleistungen zu übersetzen, mussten die 
chinesischen AutoarbeiterInnen mit einer vergleichbaren Produktionsmacht 
bisher stagnierende oder fallende Reallöhne hinnehmen (Zhang 2008: 30). 
Wenn wir die aktuellen Entwicklungen im Licht des Produktzyklus betrachten, 
können wir auch die Spannungen und Widersprüche besser verstehen, mit de- 
nen das oben erwähnte Automobilunternehmen konfrontiert war: Angesichts 
des Widerstands von ArbeiterInnen mit großer Produktionsmacht entschied 
sich die Firma, auf just-in-time-Methoden zu verzichten, d.h. sie konnte oder 
wollte bei ihren Bemühungen, die modernsten Organisationsformen in der 
Produktion einzusetzen, auf keine Weise die Kooperationsbereitschaft ihrer 
Arbeitskräfte gewinnen. 

Begrifflich haben wir diese Dynamik in anderen erst spät industrialisierten 
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Ländern als die gesellschaftlichen „Widersprüche des semiperipheren Erfolgs“ 
gefasst. Aus einer entwicklungspolitischen Perspektive bedeutet dies für die 
meisten erfolgreichen Spätindustrialisierer, dass sie „schnell rennen müssen, 
um an derselben Stelle zu bleiben“ - das heißt „an derselben Stelle“ in der 
globalen Reichtumshierarchie (Silver 1990; Arrighi 1990; Böröcz 2009). Es 
steht allerdings keineswegs fest, ob auf diese Weise auch die heutige Entwick- 
lung von China angemessen verstanden werden kann. 

Erstens ist die Frage noch völlig offen, ob es China gelingen könnte, in der 
globalen Wertschöpfungshierarchie aufzusteigen. Sollte es dazu kommen, 
könnte die Analogie zum langfristig stabilen Sozialpakt zwischen Arbeit, Kapi- 
tal und Staat in den USA nach dem Zweiten Weltkrieg doch aufschlussreicher 
sein, als es zunächst scheinen mag. Auf diese Frage können wir hier nicht wei- 
ter eingehen; es sei lediglich darauf verwiesen, dass die chinesische Zentralre- 
gierung ganz bewusst enorme Summen in die Ausweitung der Hochschulaus- 
bildung investiert, um den „Sprung“ zu schaffen und an den monopeolisti- 
schen Extraprofiten teilzuhaben, die in der Innovationsphase eines Produkt- 
zyklus gemacht werden können. Aber selbst wenn China dieser Sprung gelin- 
gen würde, wäre die reine Wiederholung des US-Modells eines verschwenderi- 
schen Massenkonsums aus ökologischen und anderen Gründen weder tragbar 
noch wünschenswert. 

Das bringt uns zu der dringlichen (aber bis heute nicht zu beantwortenden) 
Frage, die Giovanni Arrighi (2007) in Adam Smith in Beijing aufgeworfen hat: 
Ob Chinas besonderes historisches Erbe - sowohl das revolutionäre Erbe der 
Mao-Zeit, wie die weit zurückreichende historische Erfahrung einer nichtkapi- 
talistischen marktförmigen Entwicklung - noch Pfade der gesellschaftlichen 
Erneuerung eröffnet, die sich auf grundlegende Weise von der kapitalistischen 
Dynamik des 20. Jahrhunderts unterscheiden. 


3. China und die Arbeiterinnen aller Länder 


Wenn unsere im ersten Teil entwickelte These zutrifft, dass wir in China zur- 
zeit eine bedeutende Verschiebung im Kräfteverhältnis zwischen Arbeiterklasse 
und Kapital erleben, was würde das für die ArbeiterlInnen und die Arbeiterbe- 
wegungen in anderen Teilen der Welt bedeuten? In vielen Teilen der Welt 
herrscht die Vorstellung, mit einer besseren rechtlichen Stellung der Arbeite- 
rInnen würde China seine Attraktivität als Ziel von ausländischen Direktinves- 
titionen auf dramatische Weise einbüßen. Die globalen Kapitalströme würden 
sich umkehren und die Probleme der Arbeiterbewegungen außerhalb von 
China wären größtenteils gelöst. 

Diese Vorstellung ist problematisch. Das erste Problem haben wir bereits an- 
gesprochen: Die auf planmäßig entwickelten Industrieregionen und - 
netzwerken beruhenden Agglomerationseffekte, eine gesunde und qualifizierte 
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Arbeitsbevölkerung sowie die Größe des inneren Markts stellen selbst dann 
noch starke Anreize für Investitionen in China dar, wenn sich die Arbeitskos- 
ten deutlich erhöhen. Mit steigenden Reallöhnen würde der Anteil des chine- 
sischen Markts am Weltmarkt weiter anwachsen und China würde als Investi- 
tionsziel sogar noch attraktiver werden. 

Natürlich könnten einige Länder des globalen Südens ihre Position verbessern, 
um ausländische Direktinvestitionen in arbeitsintensive Industrie anzulocken, 
die bisher nach China gegangen wären - obwohl, wie schon angedeutet, in 
keiner Weise ausgemacht ist, ob im 21. Jahrhundert die einseitige Ausrichtung 
auf Industriezweige, die sich in der letzten Phase des Produktzyklus befinden, 
noch ein gangbarer „Entwicklungs“-Pfad ist. Ein erfolgreicher Pfad könnte 
vielmehr darin bestehen, die aus den Rohstoffpreisen erzielten Extragewinne 
auf strategische Weise in langfristige Entwicklungsprojekte zu investieren. 
Denn das rasante Wirtschaftswachstum Chinas hat unter anderem dazu ge- 
führt, dass sich der säkulare Trend in den Terms of Trade zwischen primärem 
und sekundärem Wirtschaftssektor allgemein umgekehrt hat. 

Als Konsumenten werden die ArbeiterInnen außerhalb Chinas von steigenden 
chinesischen Arbeitskosten massiv betroffen sein, weil damit die Grundlage 
des von den USA eingeführten (und in andere Länder exportierten) abge- 
speckten neoliberalen „Sozialpakts“ in Auflösung gerät. Gesellschaftlich ver- 
kraftbar war die Absenkung der Reallöhne in den USA nämlich nur aufgrund 
des massenhaften Imports billiger Konsumartikel aus China und des zugleich 
explodierenden Leistungsbilanzdefizits. Dieses Modell zerbröselt gerade und 
das böse Wort von der „Stagflation“ macht die Runde; aber bisher ist noch 
nicht absehbar, ob es zu einer „sanften Landung“ kommen wird oder ob ein 
gesellschaftlich und politisch katastrophischer Zusammenbruch bevorsteht.' 
Zweifellos ist die Auflösung dieses abgespeckten neoliberalen Sozialpakts eine 
gute Sache für die ArbeiterInnen auf der ganzen Welt, aber die Aktivisten und 
Theoretiker der Arbeiterbewegung haben sich bisher nicht einmal ansatzweise 
mit der auf uns zukommenden politischen Dynamik auseinandergesetzt - ge- 
schweige denn, umfassendere Ideen zu neuen Organisationsformen der Arbei- 
terbewegung entwickelt. Ohne eine solche Neuorientierung besteht die große 
Gefahr, dass wir vom Regen in die Traufe kommen (siehe Arrighi/Silver 1999: 


9 Ein zweites, hier nicht näher zu behandelndes Problem mit dieser Vorstellung besteht darın, 
dass die Schwierigkeiten der Arbeiterbewegungen außerhalb Chinas größtenteils auf die 
(„unlautere“ oder „lautere“) chinesische Konkurrenz zurückgeführt werden. Wie Ruth Milk- 
man (2006) für die USA gezeigt hat, setzte die Krise der industriellen Arbeiterbewegung 
schon vor dem Auftauchen der chinesischen Konkurrenz ein; außerdem entstanden sweats- 
hop-Arbeitsbedingungen in Dienstleistungssektoren wie LKW-Transport und Gebäudereini- 
gung, die keinem internationalen Konkurrenzdruck unterliegen. 

10 Der Text wurde Ende 2008 verfasst. Seitdem ist es zu weiterer Arbeiterunruhe in China ge- 
kommen, die in einer jüngsten Streikwelle im Sommer 2010 gipfelte (vgl. den Beitrag von 
Butollo in diesem Heft). 
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271ff.). Zumindest müssten solche Strategien darauf vorbereiten, sich in einer 
politisch gefährlichen Zwischenzeit vom Zusammenbruch des Alten bis zur 
Entstehung des Neuen zurechtzufinden - oder anders gesagt, sie müssten sich 
strategisch auf das Szenario eines katastrophischen Zusammenbruchs vorberei- 
ten (insofern sich darauf überhaupt vorbereiten lässt). Fin wichtiger Aus- 
gangspunkt für solche Überlegungen wäre die Klärung des engen historischen 
Zusammenhangs zwischen der Entwicklung des „Sozialstaats“ und des „Krieg 
führenden Staats“ im Westen, d.h. zwischen der Zunahme von Arbeitermacht 
und von Staatsmacht (Silver 2005: Kapitel 4). Trotz des gespannten Verhält- 
nisses zwischen Staat und Arbeiterbewegung, zu dem die neoliberale Wende 
geführt hat, ist diese Verbindung nie völlig gekappt worden. Sollten wir uns 
tatsächlich inmitten einer grundlegenden Umverteilung des globalen Reich- 
tums und der globalen Macht von Nord nach Süd und von West nach Ost 
befinden, dann bräuchten wir eine Art „Kulturrevolution“ im globalen Nor- 
den und Westen: einen Kulturkampf darum, dass eine gerechtere Weltordnung 
als Segen betrachtet wird und nicht als eine Bedrohung, die mit allen verfüg- 
baren Mitteln bekämpft werden muss. 

Übersetzung aus dem Amerikanischen von Christian Frings 
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Florian Butollo 


Streikwelle in China: Der Anfang 
vom Ende des Niedriglohnmodells? 


Die chinesische Streikwelle im Frühsommer dieses Jahres ist hinsichtlich ihrer 
Dimension und Dynamik bemerkenswert. Bisherige Proteste und Arbeits- 
kämpfe, die schon in den letzten Jahren vor allem in den Zentren der Export- 
produktion deutlich zugenommen hatten, breiteten sich bislang nicht im sel- 
ben Maße über Firmen- und Branchengrenzen hinweg aus. Doch nicht nur in 
quantitativer Hinsicht, auch bezüglich ihrer Forderungen und ihrer Konflikt- 
führung brachen die aktuellen Streiks mit den Mustern der Proteste der ver- 
gangenen Jahre, was auf eine anhaltende Verallgemeinerung kollektiver Interes- 
senvertretung hindeutet. 

Im Kontext der derzeitigen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die 
Transformation des chinesischen Wachstumsmodells sind die Streiks ein Pau- 
kenschlag. Sie erhöhen den Druck für eine deutliche Verbesserung der Ar- 
beitsverhältnisse und eine Überwindung des exportgetriebenen Niedriglohn- 
modells - eine Entwicklung, die von der chinesischen Regierung durchaus ge- 
wollt und gefördert wurde, die ihr aber schnell über den Kopf wachsen könn- 
te. Die selbstbewusste Aktivität der Beschäftigten ist eine Herausforderung für 
die Praxis paternalistischer, autoritärer Regulierung der Arbeitsbeziehungen 
und zwingt die Akteure, allen voran den All-Chinesischen Gewerkschaftsbund 
(ACGB), sich zu positionieren. Dies hat eine Dynamik in Gang gesetzt, wel- 
che die industriellen Beziehungen in China grundlegend verändern wird. 

Im Folgenden sollen die Besonderheiten der Streikwelle vor dem Hintergrund 
ausgewählter Theorien über die chinesischen Arbeitsbeziehungen herausgear- 
beitet werden. Ausgangspunkt ist dabei Beverly Silvers Prognose, dass China 
sich zum „Epizentrum“ der globalen Arbeiterbewegung entwickeln würde (vgl. 
den Artikel von Silver und Zhang in diesem Heft). Davon ausgehend wird die 
Aufmerksamkeit auf die Rolle staatlicher Akteure und die aktuelle politische 
Dynamik gerichtet um zu diskutieren, welche Perspektiven für die Entwick- 
lung einer effektiven Interessenvertretung der Beschäftigten sowie eines Sys- 
tems betrieblicher Kollektivverhandlungen bestehen. 
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Arbeiterbewegungen an der Werkbank der Welt 


Im Zuge der Reformpolitik und der Entwicklung einer neuartigen chinesi- 
schen Spielart des Kapitalismus (ten Brink 2010) kam es insbesondere seit den 
1990er Jahren zu einer Häufung von Protesten verschiedenster Beschäftigten- 
gruppen. Die Gründe für diese Zunahme der Proteste liegen in den parallel 
verlaufenden Prozessen der Abwicklung großer Teile der staatlichen Industrie 
sowie in der raschen Zunahme von ausländischen Direktinvestitionen und 
dem damit verbundenen rasanten Wachstum der exportorientierten Privatwirt- 
schaft. Der Boom der Weltmarktfabriken führte zu immensen sozialen Wider- 
sprüchen, insbesondere in Form der Ausbeutung von über einhundert Millio- 
nen Arbeitsmigranten aus den Inlandsprovinzen, die meist unter sehr schlech- 
ten Bedingungen beschäftigt sind (A.Chan 2001, Pun 2005, J.Chan/Pun 
2010). Etwa seit Anfang des Jahrtausends nimmt die Zahl der Konflikte dra- 
matisch zu. Wurden im Jahr 2000 40.000 „kollektive Vorfälle“ in der offiziel- 
len Statistik angeführt, waren es 2005 schon 87.000 und 2007 127.000 (CLB 
2009b: 7). Die steigende Anzahl der Konflikte in Folge der zunehmenden so- 
zialen Spaltung ist der wesentliche Beweggrund für die Politik der „Harmoni- 
schen Gesellschaft“ der Hu/Wen Regierung, welche die sozialen Gegensätze 
durch staatliche Sozialpolitik abzufedern und die Arbeitskonflikte durch die 
Etablierung institutioneller Aushandlungsprozesse sowie durch Verrechtli- 
chung, insbesondere in Form des Arbeitsvertragsgesetzes von 2007, zu regulie- 
ren sucht (Shen 2007: 2-5, Grassi 2008). 

Die Zunahme sozialer Konflikte im Allgemeinen und von Arbeiterprotesten 
im Besonderen hat im wissenschaftlichen Feld zu einer Diskussion über den 
Charakter der Klassenbildung in China geführt. Während die bloße Intensivie- 
rung der Auseinandersetzungen unstrittig ist, gibt es einen Dissens darüber, in 
wie weit sich kohärente kollektive Klasseninteressen und eine Klassenidentität 
herausbilden und ob daraus auch das Potenzial zu einer betriebs- und bran- 
chenübergreifender Verallgemeinerung der Interessen sowie zu einer übergrei- 
fenden Arbeiterbewegung entsteht. 

Nachdrücklich vertritt Beverly Silver die Auffassung, dass sich solche Klassen- 
interessen herausbilden und ein weites Verallgemeinerungspotential beinhalten. 
Ausgehend von der Langzeitbetrachtung historischer Arbeiterbewegungen u.a. 
in der Textil- und Automobilindustrie stellt sie eine Verschiebung der Zentren 
des Arbeiterprotestes entsprechend der geographischen Produktionsverlage- 
rungen fest, was sie mit der pointierten Aussage zusammenfasst, dass „wohin 
das Kapital auch geht, der Konflikt folgt ihm“. Entsprechend des zunehmen- 
den Anteils an der Weltproduktion werde China zum globalen „Epizentrum“ 


1 Da Streiks in China nicht legal sind, führt die chinesische Regierung nur „kollektive Vorfäl- 
le“ als Sammelkategorie auf. Sie gelten als relativ zuverlässiges Maß für die Anzahl von be- 
trieblichen Konflikten. 
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der Arbeiterunruhen (vgl. Silver/Zhang in diesem Heft). 

In explizitem Kontrast dazu versucht die Soziologin Chin-Kwan Lee (2007) zu 
erklären, warum es trotz der extremen sozialen Gegensätze in China eben 
nicht zu einer verallgemeinerten Klassenbewegung gekommen sei. Sie kritisiert 
Silvers Argumentation als ökonomistisch und insistiert darauf, dass die unter- 
schiedlichen Formen des Arbeiterprotests und der Arbeiteridentitäten sich 
nicht ausschließlich aus den Widersprüchen der Produktion erklären ließen. 
Vielmehr spielten auch verschiedene Formen staatlicher Regulierung sowie die 
sozialen Beziehungen außerhalb der betrieblichen Sphäre eine prägende Rolle 
für die Entstehung des Protests und dessen Artikulationsformen. Im Falle des 
Protestverhaltens der Wanderarbeiter verweist Lee beispielsweise auf deren fa- 
miliäre Bindung an die ländliche Subsistenzwirtschaft: „Der Zugang [der 
Wanderarbeiter, F.B.] zu Land und den damit zusammenhängenden sozialen 
Funktionen für die soziale Reproduktion der Arbeitskraft bewirkt, dass die 
Unternehmen nicht die volle Verantwortung dafür tragen, angemessen für den 
Unterhalt der Arbeitskräfte zu bezahlen. Außerdem sind die Beschäftigten da- 
durch weniger geneigt, längere Auseinandersetzungen in den Städten auf sich 
zu nehmen“ (ebd.: 204). 

Aus dieser Perspektive formuliert Lee eine weit vorsichtigere Einschätzung der 
gegenwärtigen Arbeiterproteste in China, die sie in doppelter Hinsicht als be- 
schränkt ansieht. Zum einen entspreche das Muster der Proteste der Fragmen- 
tierung des chinesischen politischen Systems, in dem große regionale Dispari- 
täten sowie Konkurrenzverhältnisse zwischen den lokalen Staatsapparaten vor- 
herrschten und es deshalb keine „einheitliche Volkswirtschaft gebe“ (ebd.: 15). 
Statt der Herausbildung eines übergreifenden Klasseninteresses sowie gemein- 
samer Bewegungen herrsche deswegen der „zelluläre Aktivismus“ punktueller, 
voneinander isolierter Proteste vor. Zum anderen zeichneten sich die Proteste 
der Wanderarbeiter in der Exportwirtschaft dadurch aus, dass diese meist nur 
im Fall von Rechtsbrüchen seitens der Unternehmer stattfänden, z.B. wenn 
Löhne nicht ausgezahlt oder Überstundenzuschläge nicht angerechnet würden. 
Die Beschäftigten richteten ihre Forderungen dann in der Regel direkt an den 
Staat, der für die Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustands eintreten solle. 
Die Forderungen, welche weniger unter Bezugnahme auf Klasseninteressen 
vorgebracht würden, denn in Bezug auf rechtliche Ansprüche, blieben insofern 
defensiv. Sie würden nur dann auftreten, wenn der Deal aus Sicht der Wander- 
arbeiter nicht mehr stimme, d.h. das Mindesteinkommen zur Abstützung der 
ländlichen Familienexistenz nicht mehr gewährleistet sei. Anders ausgedrückt: 
die spezielle Klassenlage der Wanderarbeiter, deren temporäre Tätigkeit in den 
Städten lediglich ein Zusatzeinkommen zum ländlichen Auskommen der Fa- 
milie darstellt, beschränke den Protest auf die spontane Empörung in dem 
Fall, in dem das normale „Versprechen“ der Überausbeutung in den Welt- 
marktfabriken nicht aufgeht (ebd.: 157-202). 
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Der Kontext der Streiks: Boom der Autoindustrie 
und Selbstmordserie bei Foxconn 


Den Rahmen für die Zuspitzung der Auseinandersetzungen in der Streikwelle 
ım Frühsommer dieses Jahres bildeten das schnelle Wachstum der Autoindust- 
rie im Krisenjahr 2009, die rasche Wiederbelebung der Exportwirtschaft sowie 
die anhaltende politische Diskussion über die Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen der Wanderarbeiter, die in der Selbstmordserie bei Foxconn einen beson- 
ders dramatischen Ausdruck fand. 

Die chinesische Automobilbranche erfuhr trotz des Einbruchs der weltweiten 
Nachfrage im Krisenjahr 2009 einen starken Wachstumsschub, da die Regie- 
rung den Unternehmen im Rahmen des Konjunkturprogramms Steueranreize 
gewährte und den Absatz subventionierte. Dadurch wuchs der Umsatz der 
Branche im Jahr 2009 um beachtliche 42,1%. Am 21. Mai, fast zeitgleich mit 
dem Ausbruch des ersten Streiks bei einem ihrer Zulieferer am 17. Mai, ver- 
kündete die Geschäftsführung von Honda, dass die Produktionskapazitäten 
auf dem chinesischen Festland um nahezu die Hälfte vergrößert würden, da die 
Nachfrage sonst nicht mehr befriedigt werden könne (China Daily, 21.05.10). 
Die mit dem schnellen Wachstum einhergehende hohe Arbeitsintensität wurde 
bis dahin nicht durch einen entsprechenden Zuwachs bei den Löhnen kom- 
pensiert; ein Umstand, der wohl ausschlaggebend für die Welle von Arbeiter- 
militanz speziell in der Automobilbranche war (C.Chan/Hui 2010: 10). 

Hinzu kommt, dass aufgrund der Erholung der externen Nachfrage seit Jah- 
resbeginn 2010, ein regelrechter Boom in der Exportwirtschaft einsetzte, wel- 
che noch im Krisenjahr negative Wachstumsraten aufgewiesen hatte. Im Mai 
2010 wurde eine Wachstumsrate von 50% im Vergleich zum Vorjahr erzielt 
und schon im Juni lag das Volumen der Exportproduktion um 10% über dem 
Niveau vor der Weltwirtschaftskrise (Reuters, 9.6.2010). Der Exportboom be- 
traf die Automobilbranche zwar nicht direkt, da diese hauptsächlich für den 
Binnenmarkt produziert. Sie führte allerdings zu einer erneuten Knappheit an 
Arbeitskräften in den südlichen Küstenprovinzen. Dieses Phänomen hatte die 
Exportwirtschaft schon seit Mitte des letzten Jahrzehnts geplagt und war 
durch die millionenfachen Entlassungen von Wanderarbeitern während der 
Krise nur temporär außer Kraft gesetzt worden.’ Somit setzte jene Dynamik 
wieder ein, welche bereits vor der Krise zu Diskussionen über die Zukunftsfä- 
higkeit des chinesischen Wachstumsmodells geführt hatte: Die Lokalregierun- 
gen erhöhten die Mindestlöhne zu Jahresbeginn in beträchtlichem Ausmaß 


2 Die Arbeitskräfteknappheit bezieht sich nur auf den Nachschub von Arbeitsmigranten aus den 
Inlandsprovinzen. Paradoxerweise koexistiert diese mit einer allgemeinen strukturellen Arbeitslo- 
sigkeit, welche eine politische Herausforderung für die Regierung darstellt. Laut einer inoffiziel- 
len Richtlinie ist ein Wirtschaftswachstum von mindestens 8% notwendig, um ausreichend Be- 
schäftigung für die steigende Anzahl von Arbeitssuchenden zu generieren (Schucher 2009). 
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(z.B. um 21,1% in der Provinz Guangdong (China Daily, 20.03.2010), um 
ländlichen Arbeitskräften erhöhten Anreiz zur Binnenmigration zu bieten. 
Gleichzeitig kündigten Firmen der klassischen Billigproduktion, aber auch mo- 
derne Kontraktfertiger der Elektronikindustrie wie Foxconn oder Flextronic, 
an, die Produktion ins Ausland oder in die Inlandsprovinzen zu verlagern 
(People’s Daily, 09.06.2010; SCMP, 09.06.2010). Im Ergebnis bedeutete die 
erneute Arbeitskräfteknappheit für die Beschäftigten in der Automobilbranche 
eine Zunahme ihrer Verhandlungsmacht, die gute Voraussetzungen für ein 
Wachstum der Reallohneinkommen bot. 

Schließlich bekam die Diskussion um die elenden Arbeitsbedingungen der 
Wanderarbeiter unmittelbar vor Ausbruch der Streiks eine dramatische Zuspit- 
zung, nachdem sich 10 Beschäftigte des riesigen Elektronikherstellers Foxconn 
in Shenzhen, bei dem insgesamt etwa 300.000 Menschen beschäftigt sind, in 
einer beispiellosen Serie von Selbstmorden das Leben nahmen. Die tragischen 
Ereignisse führten zu einer breiten Berichterstattung in der chinesischen und 
internationalen Presse, in der kritisch über die Zustände in den Fabriken der 
Exportwirtschaft sowie über die soziale Lage der Wanderarbeiter berichtet 
wurde (J.Chan/Pun 2010). Anders als bei einem Skandal um die Arbeitsbedin- 
gungen im selben Unternehmen, in dem damals u.a. der Apple iPod produ- 
ziert wurde, machte die Lokalregierung von Guangdong diesmal die Firmenlei- 
tung mitverantwortlich, indem sie Managementprobleme bei Foxconn kriti- 
sierte (People’s Daily, 27.05.2010). Premier Wen Jiabao unterstrich die Forde- 
rung nach einer menschenwürdigen Behandlung der Wanderarbeiter, indem er 
anerkannte, dass die neue Generation der Arbeitsmigranten sich wohl kaum 
mit ähnlich rauen Bedingungen abfinden würden, wie ihre Eltern. Er fügte 
hinzu: „Ländliche Arbeitsmigranten sind die bedeutendste Armee der gegen- 
wärtigen Chinesischen Arbeiterschaft. All unser Wohlstand und unsere großen 
Gebäude sind ein Ergebnis ihrer harten Arbeit und ihres Schweißes“ (zitiert 
nach SCMP, 15.06.2010). Foxconn wurde zum Symbol für das, was in den 
letzten Jahren immer wieder diskutiert wurde: die Grenzen der extremen Aus- 
beutung der Beschäftigten in den Weltmarktfabriken, das Ziel eines sozialen 
Ausgleichs und der Aufwertung der Industriestrukturen. Die Diskussion um 
das Lohnniveau und die Arbeitsbedingungen bei Foxconn bei der gleichzeiti- 
gen Anhebung der Mindestlöhne waren diskursiver Rückenwind für die Forde- 
rungen der Wanderarbeiter nach massiven Lohnerhöhungen. 


Neue Formen des Protests in der Streikwelle 2010 


Die Serie von Streiks, die von Mitte Mai bis Ende Juli diesen Jahres andauer- 
te, ging von einem spontanen Streik von etwa 1.800 Arbeitern eines unter- 
nehmenseigenen Zulieferers von Honda im Industriebezirk Nanhai in der 
Stadt Foshan aus. Der konkrete Anlass des Streiks war, dass die Unterneh- 
mensleitung die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns nicht in vollem 
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Umfang an die Beschäftigten weitergab. Die Löhne bei Honda Nanhai beste- 
hen aus einem Basislohn in Höhe des gesetzlichen Mindestlohns und einem 
flexiblen Lohnanteil - Bonuszahlungen, Überstundenzuschläge etc. - der etwa 
40% des Gesamtlohns ausmacht.” Zwar wurden die Basislöhne an die Mindest- 
lohnerhöhung angepasst, die flexiblen Lohnanteile wurden jedoch gekürzt. 
Dieser Taschenspielertrick führte dazu, dass die Löhne real nur unwesentlich 
stiegen. Zudem erzürnte die Beschäftigten, dass sie sich hinters Licht geführt 
fühlten. Aus dem Protest gegen das Verhalten des Managements entwickelten 
sich die Kernforderungen nach einer deutlichen Lohnerhöhung um 800 RMB 
(ca. 90 EUR), was weit über das Maß der Mindestlohnerhöhung hinausging, 
und dem Recht auf unabhängige gewerkschaftliche Organisierung (CLB 2010a). 
Der Basislohn für reguläre Beschäftigte lag im Honda Werk in Nanhai vor 
dem Streik bei 1544 RMB (ca. 170 Euro). Trotz der flexiblen Lohnbestandteile 
bewegten sich die Löhne damit auf einem ähnlichen Niveau wie bei Elektro- 
nikkontraktfertigern wie Foxconn, allerdings deutlich über den Bezügen in der 
klassischen Sweatshop-Produktion in der Textil- oder Spielzeugbranche. Eine 
Besonderheit der Beschäftigungsstruktur bei Honda Nanhai ist, dass 70-80% 
der Belegschaft Auszubildende sind. Der Grund hierfür ist das Ausbildungssys- 
tem an den staatlichen technischen Schulen, bei dem ein einjähriges betriebli- 
ches Praktikum obligatorisch ist. Dies beschert Honda eine zuverlässige Zu- 
fuhr junger und gut qualifizierter Arbeitskräfte, deren Entlohnung weit unter- 
halb des Niveaus der regulär Beschäftigten liegt. Dieser Vorteil wurde während 
des Streiks jedoch zum Problem für das Unternehmen, da diese neue Genera- 
tion von jungen und relativ gut ausgebildeten Arbeitsmigrantinnen aufgrund 
des gemeinsamen schulischen Hintergrunds besonders gut vernetzt war und 
den Streik dadurch effizient organisierte (C.Chan/Hui 2010: 16f.). 

Obwohl die Tätigkeiten bei Honda Nanhai als einfach und sogar langweilig 
dargestellt werden, besitzen die Beschäftigten in diesem Werk, in dem sämtli- 
che Getriebe für die chinesische Produktion von Honda hergestellt werden, 
eine besonders hohe Produktionsmacht: Aufgrund des just-in-time Produkti- 
onssystems lag binnen weniger Tage die Fertigung in allen Honda Werken des 
Landes still, was dem Unternehmen empfindliche wirtschaftliche Verluste von 
240 Mio. RMB täglich bescherte (C.Chan/Hui 2010: 11). 

Der Streik breitete sich laut Berichterstattung chinesischer und internationaler 
Zeitungen? in rasantem Tempo auf etwa zwei Dutzend Betriebe aus. Dies ist 


3 Ein derart hoher flexibler Lohnanteil ist insbesondere in den leistungsbezogenen Produkti- 
onsregimes der Automobilbranche und ihrer Zulieferer, aber auch in der Elektronikindustrie 
üblich (vgl. Lüthje 2010: 475-477). 

4 Für diese Darstellung wurden vor allem Berichte aus der Financial Times (FT), der in Hong 
Kong erscheinenden South China Morning Post (SCMP), den englischsprachigen chinesi- 
schen Zeitungen People's Daily und China Daily sowie Agenturmeldungen und Berichte 
von Arbeitsrechtsorganisationen ausgewertet. Herzlicher Dank gebührt Boy Lüthje für zahl- 
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jedoch offenbar nur die Spitze des Eisbergs. Die reale Anzahl der Streiks kann 
anhand der offiziellen Berichterstattung nicht ermittelt werden.” Obwohl der 
Schwerpunkt der Streiks in der Automobilindustrie in der Provinz Guangdong 
lag, waren auch andere Branchen und Regionen betroffen, wie z.B. der japani- 
sche Elektronikhersteller Mitsumi, eine Brauerei der Carlsberg Gruppe sowie 
Unternehmen in den Provinzen Beijing, Tianjin, Jiangsu, Henan, Yunan und 
Chongging (Reuters, 23.07.2010, C.Chan/Hui 2010: 9). 

Vor dem Hintergrund der Diskussion über den Charakter der Klassenbildung 
in China sind folgende Besonderheiten der jüngsten Streikwelle wichtig: 
Offensive Lohnforderungen: Im Vergleich zu vergangenen Auseinandersetzun- 
gen setzten die Streikenden außergewöhnlich hohe Lohnforderungen durch, die 
einer qualitativen Aufwertung ganzer Lohngruppen gleichkommen. Bei Honda 
in Nanhai endete der Streik mit einer Lohnerhöhung von 70% für Auszubilden- 
de und 35% für reguläre Beschäftigte (China Labour Net 2010: 3). Bei Atsumitec, 
einem anderen Zulieferer von Honda, erhielten die Beschäftigten eine Erhö- 
hung um 45% (Reuters, 23.07.2010). Die erfolgreiche Durchsetzung offensiver 
Lohnforderungen stellt einen klaren Bruch mit den Mustern vergangener Pro- 
teste der Wanderarbeiter dar, in denen sich der Protest meist an unrechtmäßi- 
gem Verhalten der Geschäftsführung entzündet hatte bzw. lediglich die Auszah- 
lung des gesetzlichen Mindestlohns gefordert wurde (Lee 2007, A.Chan 2010). 
Geografische Ausbreitung der Bewegung: Während die Empörung über das 
Fehlverhalten des Managements und gegen spezifische Arbeitsrechtsverletzun- 
gen bei früheren Protesten meist an der Betriebsgrenze Halt machte, kopierten 
die Beschäftigten sogar über Branchen- und Gebietsgrenzen hinweg die Lohn- 
forderungen streikender Kollegen in anderen Betrieben. Im Honda Werk in 
der Stadt Zhongshan verlangten die Beschäftigten sogar exakt denselben No- 
minallohn, den ihre Kollegen in Nanhai zuvor erfolgreich durchgesetzt hatten. 
Die geografische Ausweitung der Streiks mag damit zusammenhängen, dass 
die Möglichkeit zur Verallgemeinerung des Protests bei offensiven Lohnforde- 
rungen eher gegeben ist, als bei eruptiven Empörungen gegen das unrechtmä- 
Rige Verhalten des Firmenmanagements. 

Während offensive Lohnforderungen in den meisten Fällen den Kern der Aus- 
einandersetzungen ausmachten, wurden diese in allen Streikauseinandersetzun- 
gen durch spezifische Forderungen ergänzt. Bei Honda in Nanhai erstellten 
die Beschäftigten gar einen Katalog von 108 Forderungen an das Management. 
In einigen Fällen gehörte das Recht auf unabhängige gewerkschaftliche Orga- 
nisierung zu den Kernforderungen der Streikenden (SCMP, 11.06.2010 und 
24.06.2010; C.Chan/Hui 2010: 11). 


reiche Hinweise und Anmerkungen. 
5  Inoffizielle Quellen aus dem Umfeld des ACGB in Guangzhou sprechen von etwa 100 
Streiks alleine innerhalb des Stadtbezirks Guangzhou. 
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Konfliktaustragung innerhalb des Betriebs: Die Lohnstreiks, die in direkter 
Auseinandersetzung mit dem Management ausgetragen wurden, folgten einem 
anderen Muster als die meisten Proteste von Wanderarbeitern in der Vergan- 
genheit. Letztere entzündeten sich zwar in der Regel an Missständen innerhalb 
des Betriebes, sie artikulierten ihre Unzufriedenheit aber in den allermeisten 
Fällen in Form von Appellen an staatliche Instanzen, z.B. an gerichtliche oder 
außergerichtliche Schlichtungsstellen oder an die Lokalregierungen selbst 
(Shen 2007: 60-62, Lee 2007: 176-194). 

Eine typische Form des Protests war daher die Blockade von Straßenkreuzun- 
gen oder anderen öffentlichen Plätzen.° Dieses Muster hängt mit der Ineffekti- 
vität gewerkschaftlicher Interessenvertretung auf der betrieblichen Ebene durch 
den staatlichen Gewerkschaftsbund zusammen. Statt einer innerbetrieblichen 
Interessenaustragung dominiert eine Praxis, die als „Tripartismus mit vier Par- 
teien“ beschrieben wurde: die Beschäftigten richten sich an der Gewerkschaft 
vorbei direkt an staatliche Instanzen. In vielen Fällen intervenierten die staatli- 
chen Stellen dann tatsächlich, um die rechtmäßige Behandlung der Beschäftig- 
ten, z.B. durch Auszahlung ausstehender Löhne oder Überstundenzuschläge, 
zu gewährleisten (Chang u.a. 2008, Lüthje 2010). Zwar war es auch in der Ver- 
gangenheit zu Streiks und direkten Konflikten mit dem Management gekom- 
men. Die Intensität der innerbetrieblichen Konfliktaustragung ging jedoch 
deutlich über das Maß vergangener Auseinandersetzungen hinaus. Bei der 17 
Tage andauernden Streikbewegung bei Honda in Nanhai gab es beispielsweise 
mehrere Verhandlungsrunden zwischen der Unternehmensleitung und Vertre- 
tern der Beschäftigten, bei denen Letztere mehrere Angebote des Manage- 
ments ablehnten bevor eine Einigung erzielt wurden (China News Weekly, 
02.06.2010). Dies ähnelt eher dem Modell kollektiver Tarifauseinandersetzun- 
gen als jenen spontanen Empörungen über Arbeitsrechtsverletzungen, die in 
der Vergangenheit vorherrschend waren. Es ist nahe liegend, dass diese verän- 
derte Form der Auseinandersetzung mit dem Inhalt der Forderungen zusam- 
men hängt. Da kein Rechtsbruch im Mittelpunkt des Streiks gestanden hatte, 
war nicht der Staat der Hauptadressat, sondern das Management der Unter- 
nehmen. 

Hoher Aktivitätsgrad und basisdemokratische Vertretungen: Die Wahl von 
Vertretungen der Streikenden bei Honda in Nanhai und bei Denso in Guang- 
zhou (einem weiteren Honda-Zulieferer) reflektiert die hohe Beteiligung und 
den intensiven Lernprozess in diesen Streiks. Im Fall von Honda Nanhai er- 
folgte die basisdemokratische Wahl aus einer Konfrontation mit der Betriebs- 
gewerkschaft, welche sich als unbrauchbar erwies und sogar eine obstruktive 
Haltung gegenüber den Streikenden eingenommen hatte (A.Chan 2010, CLB 


6 Eine Studie von 100 Arbeiterprotesten in den Jahren 2007 und 2008 zählt etwa 43 Blocka- 
den und 18 Sitzblockaden (,sit-down protests‘), vgl. CLB (2009b). 
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2010a, C.Chan/Hui 2010).” Im Interview machte ein streikender Arbeiter bei 
Honda Nanhai seiner Wut über das Verhalten der Betriebsgewerkschaft Luft: 
„Die Gewerkschaft hat uns nicht vertreten. Sie hat das Unternehmen vertreten. 
Sie haben unsere Interessen nicht berücksichtigt [...] Sie waren von überhaupt 
keinem Nutzen [...] Inzwischen will jeder, dass der Gewerkschaftsvorsitzende 
ersetzt wird, und dass die Gewerkschaft von Grund auf und mit demokrati- 
schen Wahlen neu organisiert wird“ (CLB 2010a). Die Wahl eigener Interes- 
senvertretungen an den offiziellen staatlichen Strukturen vorbei wirft ein 
Schlaglicht auf die Kluft zwischen den Interessen der Beschäftigten und die 
Rolle des ACGB, dessen Glaubwürdigkeit im Fall des Nanhai Streiks derart 
beschädigt war, dass die Gliederung des Bezirks Nanhai gezwungen war, sich 
in einem Brief für das Verhalten ihrer Funktionäre zu entschuldigen (Nanhai 
District Union 2010). 


Aufbruch einer neuen Arbeiterbewegung? 


Hinsichtlich der eingangs referierten Diskussion um die Entwicklungsdynamik 
der chinesischen Arbeiterproteste scheinen die Streiks Beverly Silvers Annah- 
me zu unterstützen, dass China sich zu einem Epizentrum der weltweiten Ar- 
beiterbewegung entwickelt. Besonders bemerkenswert ist der offensive Charak- 
ter der Forderungen sowie die dynamische Verbreitung der Bewegung über Be- 
triebs-, Branchen und regionale Grenzen hinaus. Beides widerspricht Ching- 
Kwan Lees Auffassung, dass sich die Aktionen der Wanderarbeiter lediglich 
auf einen zellulären, primär in rechtlichen Kategorien gegenüber dem Staat ar- 
tikulierten Protest beschränken. 

Es ist somit fraglich, in wie weit Lees Auffassung vom bloß zellulären Protest, 
die auf der Verallgemeinerung empirischer Feldforschungsdaten in der Provinz 
Guangdong aus dem Jahr 2002 basiert, für die Proteste der letzten Jahre zu- 
treffend ist. Schon eine Auswertung von 100 Streiks, die in den Jahren 2007 
und 2008 in China stattgefunden hatten?, kommt zu dem Ergebnis, dass „Ar- 
beiter nun höhere Löhne, bessere Arbeitsbedingungen und in manchen Fällen 
das Recht einforderten, eine Gewerkschaft zu gründen, [...] während sie in der 
Vergangenheit hauptsächlich gegen spezifische Verletzungen ihrer Rechte, pro- 
testiert hatten |...]“ (CLB 2009b: 4). 

Vor dem Hintergrund dieser Befunde scheint die aktuelle Streikwelle Teil einer 


7 Große mediale Aufmerksamkeit in der Presse erlangte der Einsatz einer Gruppe von 200 Si- 
cherheitskräften gegen den harten Kern der Streikenden bei Honda in Nanhai. In der Me- 
dienberichterstattung wurden die Eindringlinge als Angehörige der Bezirksgewerkschaft iden- 
tifiziert (sie trugen u.a. Kappen des ACGB). Andere Darstellungen bestreiten dies und be- 
schreiben die Eindringlinge als von der Lokalregierung angeheuerte Streikbrecher. 

8 Die Datenbasis dieser Studie umfasst Streiks in allen Provinzen des Landes und in allen Un- 
ternehmenstypen, auch bei staatlichen Betrieben. Exakt die Hälfte der untersuchten Fälle 
fand in der südlichen Provinz Guangdong statt. 
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Entwicklung hin zu allgemeineren, offensiveren Forderungen und verallgemei- 
nerten Protests zu sein, die schon in den letzten Jahren eingesetzt hat. Insofern 
scheint Lees Betonung des zellulären Aktivismus eine Verabsolutierung eines 
Momentes dieser Entwicklung zu sein: der eruptiv und isoliert auftretende Ak- 
tionstyp, der in der Vergangenheit tatsächlich signifikant für den Arbeiterpro- 
test ın Südchina war, wird zu dessen wesentlichen Charakteristikum erklärt. 
Damit ist jedoch nicht gesagt, dass die aktuelle Streikwelle tatsächlich die Ini- 
tialzündung einer breiten, einheitlichen Arbeiterbewegung bildet bzw. dass die 
aktuelle Streikbewegung keinerlei zelluläre Beschränkung in Lees Sinne auf 
weist. Die Streiks entwickelten zwar eine enorme Dynamik, von der Betriebe 
unterschiedlicher Branchen und Regionen ergriffen wurden. Allerdings hatten 
sie ihr Zentrum in japanischen Automobilzulieferern, d.h. Unternehmen mit 
einer bestimmten Form der innerbetrieblichen Regulation. Abgesehen von weni- 
gen Ausnahmen waren weder staatseigene Unternehmen noch Kontraktfertiger 
der Elektronikindustrie wie Foxconn oder die klassischen „Sweatshops“ der 
Spielzeug- oder Bekleidungsindustrie von der Streikwelle betroffen.” Diese Tat- 
sache reflektiert die Zerklüftung der chinesischen Industrielandschaft, in der 
die Marktöffnung nicht zu einer Angleichung, sondern zu einer Differenzie- 
rung der industriellen Strukturen und der dort vorherrschenden Produktions- 
regime geführt hat (Lüthje 2010). Insofern ist die Annahme einer großen regi- 
onalen und strukturellen Differenzierung der Produktionsbedingungen, die 
den Kern von Lees exemplarischer Untersuchung der unterschiedlichen Pro- 
testformen und -identitäten darstellt, korrekt. Oder, in Bezug auf Silvers Dik- 
tum formuliert: „Wohin das Kapital auch geht, der Konflikt folgt ihm“ - nur 
eben nicht unbedingt gleichzeitig, am gleichen Ort und mit parallelen Interes- 
senkonstellationen. 

Die heterogene Industrie- und Konfliktstruktur in China ist ein Produkt der 
graduellen marktwirtschaftlichen Transformation, welche zu einer Parallelität 
von staatlichen Industrien und privater Wirtschaft (bzw. hybrider Formen) ge- 
führt hat, sowie der spezifischen Form der ökonomischen Einbindung Chinas 
in den Weltmarkt unter den Rahmenbedingungen transnationaler Produkti- 
onsnetzwerke. Dies verweist darauf, dass in China keine einheitliche ökonomi- 
sche Entwicklung existiert, die aufgrund der reinen Parallelität in der Klassen- 
lage der Beschäftigten eine übergreifende Arbeiterbewegung hervorbringt. Die- 
ser Zusammenhang wird in Silvers Analyse, welche den Bedingungen sekto- 
renübergreifender Verallgemeinerung von Streikbewegungen wenig Beachtung 
schenkt, nicht thematisiert. Er ist aber von entscheidender Bedeutung für die 
Diskussion um die Entstehung einer (politischen) Arbeiterbewegung in China. 


9 Dass es trotz eines ähnlichen Lohnniveaus fast keine Streiks bei den großen Kontraktfertigern 
der Elektronikindustrie gegeben hat, verweist auf die Spezifika der Produktionsregime, die 
wohl ausschlaggebend für das abweichende Protestverhalten sind (vgl. Hürtgen u.a., 2009). 
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Statt aber in der Heterogenität der chinesischen Arbeiterklasse ein objektives 
Hemmnis für die Entwicklung verallgemeinerten Klassenbewusstseins und ent- 
sprechender Kämpfe zu sehen, ist daran zu erinnern, dass Klassenbildung seit 
jeher kein bloßer Reflex auf die ökonomische Dynamik des Kapitalismus ge- 
wesen ist. Sie war immer auch schon ein politischer Prozess, in dem gemein- 
same Forderungen formuliert, Interessen abgeglichen und insbesondere vermit- 
telnde Klassenorganisationen gegründet wurden, um die reale Heterogenität zwi- 
schen verschiedenen Klassensegmenten zu vermitteln (Thompson 1980). Soll- 
ten sich die Interessen der Beschäftigten in verschiedenen Industriesektoren 
Chinas aufgrund spezifischer ökonomischer Prozesse tatsächlich auseinander 
entwickeln, könnte eine solcher Lern- und Vermittlungsprozess kaum gelingen. 
Vieles spricht jedoch dafür, dass zumindest in sehr allgemeiner Form ähnliche 
Konflikt- und Interessenlagen auch zwischen den verschiedenen Sektoren und 
Produktionsregimes existieren. 

Ob und wie weit in den kommenden Jahren branchenübergreifend eine Ten- 
denz zu schärferen, verallgemeinerten Konflikten entsteht, hängt entscheidend 
von der Fähigkeit des chinesischen Staates ab, die explosiven sozialen Gegen- 
sätze zu befrieden und eine wirksame institutionelle Regulation der Arbeitsbe- 
ziehungen umzusetzen. Die aktuelle Streikwelle hat in dieser Hinsicht eine in- 
teressante Dynamik in Gang gesetzt. 


Umkämpftes Terrain: Kollektivverhandlungen 
und Reform der Staatsgewerkschaft 


Die Reaktion der Regierung auf die Streiks wurde in Presseberichten meist als 
schweigende Zustimmung zu den Zielen der Streikenden gedeutet, da die Re- 
gierung sowieso eine Aufwertung der Industriestrukturen anstrebe und die Ta- 
ge des chinesischen Niedriglohnmodells somit gezählt seien (vgl. z.B. AP, 
25.06.2010). Tatsächlich weisen bereits die Reformen des Arbeitsvertragsgeset- 
zes, die Organisationsanstrengungen des ACGB in der Privatwirtschaft, die 
Umsetzung von Sozialreformen sowie die deutliche Anhebung der Mindest- 
löhne in diese Richtung. Der Vorsitzende der kommunistischen Partei in der 
Provinz Guangdong rief angesichts der verheerenden Wirkungen der Weltwirt- 
schaftskrise auf die Exportwirtschaft sogar dazu auf, die „Käfige zu öffnen, 
damit sich neue Vögel dort niederlassen könnten“, ein klares Bekenntnis zur 
Überwindung der low-end Exportproduktion zugunsten höherwertiger Indust- 
rien (zitiert in Financial Times, 10.06.2009). 

Allerdings kann die Behauptung, staatliche Stellen im Allgemeinen hätten die 
Streikwelle gewissermaßen als Instrument der Einkommens- und Industriepoli- 
tik faktisch unterstützt, so nicht aufrecht erhalten werden. Beim Streik in ei- 
nem Toyota-Werk in der nördlichen Provinz Tianjin kam es beispielsweise zu 
einem Polizeieinsatz gegen die Streikenden. Außerdem schränkte die Zentral- 
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regierung im Juni die Berichterstattung über die Streiks ein und verbot eine 
arbeitsrechtliche NGO, welche die Streiks unterstützt hatte. Auch das Verhal- 
ten der Bezirksgewerkschaft beim Streik bei Honda in Nanhai zielte auf eine 
Sabotage des Streiks ab, nicht auf dessen Unterstützung (SCMP 25.06.2010, 
C.Chan/Hui 2010). Die Unterschiedlichen Reaktionsweisen der staatlichen In- 
stitutionen spiegeln die verschiedenen Strategien und Konflikte wieder, die 
sich unter der Sammellosung „Harmonische Gesellschaft“ verbergen. Sowohl 
außerhalb der Provinz Guangdong, als auch innerhalb, auf Ebene der einzel- 
nen Verwaltungsbezirke, bestehen hier nicht zu unterschätzende Beharrungs- 
kräfte. Insgesamt ist jedoch festzustellen, dass eine allgemeine Repression ge- 
gen die illegal Streikenden ausgeblieben ist. Mehr noch: die Streikwelle hat ei- 
ne Dynamik zur Reform der Arbeitsbeziehungen losgetreten, die tatsächlich 
zur Herausbildung effektiverer Interessenvertretungen der Beschäftigten führen 
könnte. 

Am bedeutendsten ist in dieser Hinsicht ein Gesetzentwurf zur Reform des be- 
trieblichen Interessenausgleichs, der in unmittelbarer Reaktion auf die Streiks 
von der Regierung der Provinz Guangdong auf den Weg gebracht wurde. Es 
sieht vor, dass institutionelle kollektive Verhandlungen über die Entlohnung 
eingeführt werden sollen, was erstmals zu einer regulären vertraglichen Fixie- 
rung der Lohnverhältnisse führen würde. Außerdem soll die Beteiligung der 
Beschäftigten an diesem Prozess durch die demokratische Wahl von Vertretern 
gewährleistet werden (CLB 2010b). Nach dem Debakel der staatlichen Ge- 
werkschaft bei Honda Nanhai kündigte der Gewerkschaftsbund von Guang- 
zhou zudem an, dass in diesem Werk demokratische Wahlen der Betriebsge- 
werkschaft als ein Pilotprojekt zur Reform der staatlichen Gewerkschaft durch- 
geführt werden sollen (Takungpao 2010). 

Einiges deutet daher darauf hin, dass die Streikwelle größere Umbrüche in den 
chinesischen Arbeitsbeziehungen nach sich ziehen wird, allerdings ist derzeit 
noch nicht absehbar, welche Form die geplanten Reformen annehmen werden 
und in wie weit deren praktische Umsetzung tatsächlich auf die Herausbil- 
dung einer wirksamen Interessenvertretung hinausläuft. Für Letzteres spricht, 
dass die Regierung in Guangdong in der Tat mit dem Scheitern des bisherigen 
Modells der Regulierung von Arbeitsbeziehungen konfrontiert ist. Zwar wurde 
von Seiten der Zentralregierung bewusst versucht, den staatlichen Gewerk- 
schaftsbund in der Privatwirtschaft zu verankern und die schlimmsten sozialen 
Auswüchse in den Weltmarktfabriken mittels Arbeitsvertragsgesetz einzudäm- 
men. Allerdings offenbaren kritische Analysen, dass der Gewerkschaftsbund 
sich in den Auseinandersetzungen der letzten Jahre immer weiter von den In- 
teressen der Beschäftigten entfernt hat und das Arbeitsvertragsgesetz systema- 
tisch unterlaufen wird (Worker Empowerment 2010). Die Streikwelle führt in- 
sofern drastisch vor Augen, dass die Befriedung der Konflikte ohne weitere 
Schritte zur Institutionalisierung der Arbeitsbeziehungen kaum gelingen wird. 


Streikwelle in China: Der Anfang vom Ende des Niedriglohnmodells? 631 


Insofern wäre es verfehlt, die aktuellen Reformschritte als bloße Rhetorik ab- 
zutun. 

Eine realistische Einschätzung der neuen Reforminitiativen muss jedoch deren 
Widersprüche und ihren umkämpften Charakter zur Kenntnis nehmen. So ist 
insbesondere danach zu fragen, in wie weit steigende Arbeitskosten in der Ex- 
portwirtschaft unter den Rahmenbedingungen umkämpfter globaler Märkte 
nicht die Konkurrenzfähigkeit gewisser Branchen in Frage stellen und in wie 
weit die lokalen Regierungen dies tolerieren werden. Investorenverbände aus 
Hong Kong haben jedenfalls durch öffentlichen Druck erreicht, dass die Dis- 
kussion des Gesetzentwurfs zur Reform des Kollektivverhandlungem, der ei- 
gentlich Ende September zur Abstimmung hätte stehen sollen, vertagt worden 
ist (CLB 2010c). Trotz intensiver Bemühungen, das wirtschaftliche Ungleich- 
gewicht Chinas durch eine massive Förderung des Binnenmarktes zu überwin- 
den, um eine stabilere und möglicherweise sozial gerechtere Entwicklung an- 
zusteuern, zeigt sich gerade in der wirtschaftlichen Erholung nach der Krise, 
dass die chinesische Exportabhängigkeit ungebrochen ist (Naughton 2010, Fi- 
nancial Times 21.10.2010). Ob und in welchem Maße die Binnenmarktorien- 
tierung bzw. das Bestreben einer Aufwertung der Industriestrukturen tatsäch- 
lich in der Lage ist, in ähnlichem Maße Wachstum und Beschäftigung zu ge- 
nerieren, wie es die arbeitsintensiven Industrien in den letzten Jahren getan 
haben, ist fraglich. Insofern könnte die staatliche Wirtschaftspolitik trotz aller 
hehren Ziele der Umstellung des exportgetriebenen Wachstumsmodells darauf 
zurückgeworfen sein, die arbeitsintensiven Industrien in der Exportbranche zu 
stützen, deren Abschaffung sie derzeit proklamiert. 

Ein weiteres Problem könnte schon bald zu neuen Konflikten führen: Ausge- 
rechnet in der Automobilindustrie wurden in den letzten Jahren, und insbe- 
sondere durch die absatzfördernde Wirkung des Konjunkturpakets, beträchtli- 
che Überkapazitäten aufgebaut. Die Regierung sieht sich nun gezwungen, ei- 
nige dieser Kapazitäten kontrolliert abzubauen (People’s Daily 06.09.2010, Au- 
tomotive News 10.09.2010), was potenziell Einschnitte für eben jene Beschäf- 
tigtengruppen bedeutet, die ihre Kampfkraft in der aktuellen Streikbewegung 
bewiesen hatten. 

Jedenfalls könnte eine selbstbewusste, unabhängige Arbeiterbewegung der chi- 
nesischen Regierung unter den genannten Umständen schnell Kopfschmerzen 
bereiten. Daher ist es derzeit schwer zu beurteilen, welches Ergebnis die aktu- 
ellen Umbrüche in den Arbeitsbeziehungen für die tatsächliche betriebliche 
Kampfkraft haben werden. Es ist davon auszugehen, dass in naher Zukunft 
Kollektivverhandlungen in einer gewissen Form legalisiert und möglicherweise 
sogar bestimmte demokratische Formen bei der Wahl von betrieblichen Ver- 
tretungen eingeführt werden. Selbst eine Analyse, welche die Unmöglichkeit 
einer demokratischen Reform des staatlichen Gewerkschaftsbundes postuliert, 
kommt zu dem Ergebnis, dass „einige Formen demokratischer ‚Gewerkschaf- 
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ten’ unter den existierenden gesetzlichen Rahmenbedingungen entstehen 
könnten“ (C.Chan/Hui 2010: 23). Auch die arbeitsrechtliche NGO China 
Labour Bulletin, die der Staatsgewerkschaft kritisch gegenüber steht, kommt 
zu dem Ergebnis, dass das Gesetz „eine gründliche Überholung des Systems 
kollektiver Konsultationen darstellen könnte“ und hebt hervor, dass laut Ge- 
setzentwurf ein formalisierter Mechanismus zur betrieblichen Vertretung der 
Arbeiterinteressen entstünde, der die Partizipation der Arbeiter in diesem Pro- 
zess gesetzlich fixiere (CLB 2010b). 

Angesichts der angedeuteten Interessenkonflikte steckt hier allerdings der Teu- 
fel im Detail. Sollte das zur Diskussion stehende Gesetz deutliche Formulie- 
rungen zugunsten betrieblicher Kollektivverträge enthalten, so bleibt immer 
noch abzuwarten, in wie weit diese tatsächlich die detaillierte Regelung der 
Arbeitsverhältnisse, insbesondere der Entlohnung, vorschreiben. Erfahrungs- 
gemäß besteht zwischen der gesetzlichen Formulierung und der Praxis eine er- 
hebliche Kluft, die primär mit der investorenfreundlichen Haltung der Pro- 
vinz- und Bezirksregierungen zusammenhängt (Lee 1999). Vor allem ist zu fra- 
gen, ob die neuen Regulierungen auch Handlungsmöglichkeiten in Richtung 
einer überbetrieblichen tariflichen Fixierung der Löhne eröffnen. Die Lohn- 
konkurrenz und die Unterschiede zwischen den Betrieben, vor allem zwischen 
Stammwerken und Zulieferern z.B. in der Automobilindustrie, ist weiterhin 
das Kardinalproblem einer wirksamen Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
(Lüthje 2010). Bislang bleiben diese Zusammenhänge jedoch von den aktuel- 
len Reformvorschlägen unberührt. 

Zudem sind detaillierte gesetzliche Regelungen der innerbetrieblichen Kon- 
fliktaustragung zweischneidig. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass „Arbeitsnie- 
derlegungen, Bummelstreiks oder andere ‚extreme Methoden’ nicht stattfinden 
dürfen, bevor nicht der Weg kollektiver Verhandlungen beschritten werde oder 
während Verhandlungen stattfinden“ (zitiert nach CLB 2010b). Zwar erkennt 
diese Formulierung indirekt an, dass Streiks unter bestimmten Umständen le- 
gal sind. Die aktuellen Reformvorstöße können jedoch auch als ein Versuch 
gelesen werden, die zerstörte Glaubwürdigkeit der staatlichen Gewerkschaft, 
die in der aktuellen Streikbewegung arg gelitten hat, wieder herzustellen und 
die Initiative gegenüber den spontanen Aktivitäten der Basis im Interesse einer 
Stabilisierung der zunehmend unkontrollierbaren Konflikte zurückzugewinnen. 
Es ist somit offen, ob die Kerninhalte der angestrebten Reform durchgesetzt 
werden und vor allem welche soziale Praxis aus ihnen hervorgeht. Die fort- 
schreitende Institutionalisierung der betrieblichen Konfliktaustragung könnte 
auch auf eine Einbindung der Beschäftigten unter autoritären bzw. bürokrati- 
schen Vorzeichen hinaus laufen, welche kaum zur effektiven Verbesserung ıh- 
rer Lebensbedingungen beiträgt, wohl aber eine effektivere Kontrolle und Ein- 
dämmung der Arbeitskonflikte ermöglichen würde. 
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Kevan Harris 


Eine Geschichte zweier Nationalismen: 
Die Bedeutung gesellschaftlicher Strukturen 
für Irans Grüne Bewegung 


Ein iranischer Journalist erzählte mir eine Geschichte die, obwohl sie vielleicht 
aus zweifelhafter Quelle stammt, einen Blick auf die Rolle gesellschaftlicher 
Strukturen im Vorfeld der Wahlen vom Juni 2009 erlaubt. Bei seiner Recher- 
che über Internet Blogs, die sich für die verschiedenen Kandidaten einsetzten, 
stieß er auf einer Pro-Ahmadinedschad Website auf einen erstaunlichen 
Kommentar. Eine Jugendliche, die behauptete aus Ost-Teheran zu stammen, 
schrieb, dass sie in der vorherigen Nacht auf einem Platz in Nord Teheran an 
einer Kundgebung zugunsten von Mir-Hossein Mussawi teilgenommen habe. 

Die lauten und ungestümen Pro-Mussawi Veranstaltungen, auf denen sich die 
Jungen, die Schönen und die Politischen drängten, haben in der ‚Grünen’ 
Oppositionsbewegung des Irans längst einen legendären Status erreicht. Der 
Verkehr wurde zum Erliegen gebracht, Hupen lärmten und es wurden grüne 
Bänder getragen und Mussawı Plakate geschwenkt, die ihn oft neben dem e- 
hemaligen Präsidenten Mohammad Chatami (1997-2005) darstellten. Man er- 
innert sich an Mussawi als Ministerpräsident des Gründungsjahrzehnts der Is- 
lamischen Republik Iran. Bevor er sich 2009 als Präsident zur Wahl stellte und 
mit seiner Kandidatur eine Erneuerung von Chatamis sozialliberaler Agenda 
versprach, hatte er sich lange Zeit nur wenig in das politische Geschehen ein- 
gemischt. In einer Stadt, in der private Veranstaltungen gezwungenermaßen 
die Regel sind, gewannen diese Kundgebungen innerhalb von wenigen Tagen 
an Popularität. Die zuvor erwähnte Internetkommentatorin schrieb, dass sie 
sich zum ersten Mal in ihrem Leben im reichen Norden Teherans willkom- 
men gefühlt habe. Die üblichen Zeichen von sozialem Status, vom Make-up 
bis zur Handtasche, spielten dieses Mal keine Rolle solange nur die Aufma- 
chung etwas Grün zeigte.' Nach einer langen Nacht voll lebhaftem Austausch 
(aller Wahrscheinlichkeit nach auch mit dem anderen Geschlecht) in der im- 
provisierten Öffentlichkeit des Bürgersteiges, kehrte sie zum Haus ihrer Fami- 


1 Grün steht im Iranischen Kontext nicht für ökologische Überzeugungen. Jeder der vier Prä- 
sidentschaftskandidaten wählte eine Farbe als Symbol für seine Kampagne. Mussawis Wahl 
fiel auf Grün, was den Protesten, die auf die Wahlen folgten, starke Symbolkraft verlieh, da 
die Farbe in großen Teilen des Islams als Symbol der Religion verstanden wird. 
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lie in einem Arbeiterviertel im Osten Teherans zurück.? Sie fügte hinzu, dass 
diese Erfahrung nichts an ihrer Präferenz ändere und dass sie nach wie vor für 
Ahmadinedschad stimmen würde. 

Ein Großteil der Berichterstattung über die Unruhen, die auf die Wahlen folg- 
ten, behauptete, insofern gesellschaftliche Unterschiede überhaupt Erwähnung 
fanden, dass die millionenstarken Demonstrationen vom Juni und Juli 2009 
alle Klassengrenzen überwunden hätten (Jalaeipour 2010). Die ‚Grüne Bewe- 
gung’ wird in dieser Lesart zum natürlichen Ausdruck einer hausgemachten 
Zivilgesellschaft. So gesehen, repräsentiert sie den Höhepunkt einer jahrhun- 
dertealten Sehnsucht nach Demokratie unter den Intellektuellen, die sich un- 
ter dem Einfluss moderner Eliten zu einer im Interesse der iranischen Nation 
handelnden Massenbewegung gewandelt hat. 

Das Bild einer dynamischen Zivilgesellschaft im Konflikt mit einem verknö- 
cherten Staat entspricht genau der Rhetorik von Irans reformpolitischen 
Gruppierungen, die sich während der letzten zwei Jahrzehnte, im Kampf gegen 
die konservativen Fraktionen des Regimes, das Vokabular der liberalen politi- 
schen Theorie einverleibt und zunutze gemacht haben. Wenn westliche Jour- 
nalisten in den Iran reisen, bekommen sie hauptsächlich diese Version der Ge- 
schichte zu hören, die dann voll Pflichtbewusstsein, in populären Büchern 
und Zeitungen, für die nicht-iranische Leserschaft reproduziert wird. 

Wie der Filmemacher Kouross Esmaeli betont, leidet diese Darstellung der Ge- 
schehnisse, wie auch die meisten wissenschaftlichen Arbeiten über den Iran, 
an einer „Konfusion“, der zufolge „die Ideologie des modernen Iranischen Na- 
tionalismus zum entscheidenden theoretischen Instrument für ein umfassen- 
des Verständnis des modernen Irans erhoben wird“ (Esmaeli 2010). Dass nati- 
onalistische Ideologien an die Stelle von Analysen treten, ist ein Phänomen, 
das nicht auf den Iran beschränkt ist. Im Iran ist der Nationalismus besonders 
kraftvoll. Die letzte „World Values Survey“ (2005-2007) ergab, dass der Pro- 
zentsatz derer, die angegeben haben, „sehr stolz“ auf ihre Nationalität zu sein, 
in Frankreich bei 30%, in Deutschland bei 22%, in China bei 21% und in 
Russland bei 46% liegt. Im Iran gaben 63% der Befragten an, „sehr stolz“ auf 
ihre Nationalität zu sein (www.wvsevsdb.com). 

Es ist nicht weiter überraschend, dass die allgemeine Präsenz des Nationalis- 
mus ıhn unsichtbar macht, so dass er in den Berichten über die Grüne Bewe- 
gung selten Erwähnung findet. Stattdessen werden die gegenwärtigen Führer 
des Regimes und deren Anhänger als unter mangelnder Vernunft leidende, i- 
deologische Nationalisten dargestellt. Über die gesellschaftlichen Bewegungen 
und die Demonstranten, die im Sommer 2009 die Straßen (hauptsächlich) von 
Teheran füllten, hören wir entgegengesetzte Beschreibungen: sie seien unideo- 


2  Zufälligerweise lebte ich zwischen Juni 2009 und April 2010 für fast ein Jahr in der Nähe 
dieses Stadtviertels und habe die Gegend seit 2006 häufig besucht. 
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logisch, pluralistisch, wahrheitsliebend. Nur selten wird dabei in Betracht ge- 
zogen, dass die von Mussawi und anderen Unterstützern der „Grünen Bewe- 
gung” ständig wiederholte Betonung einer „unideologischen“ Position, selbst 
eine ideologische Position begründet (Jahanbegloo 2010). Wir sollten eine 
derart differenzierte Analyse von Politikern und Aktivisten auch nicht erwar- 
ten, aber es wäre hilfreich für ein Verständnis iranischer Politik, wenn seriöse 
Autoren einen solchen Versuch unternähmen. Die iranischen Unruhen sind 
nicht Ausdruck eines Konflikts zwischen Zivilgesellschaft und Staat, oder, 
noch abstrakter, zwischen Nation und Staat. Was im Iran stattfindet, ist, ver- 
einfacht gesagt, ein Konflikt zwischen verschiedenen Nationalismen. Um zu 
verstehen, inwiefern Nationalismus beide Seiten des Konflikts prägt, müssen 
wir die Rolle von Klassenunterschieden berücksichtigen. 

Es wäre allerdings auch falsch, den Konflikt als Konfrontation zwischen maß- 
losen, bourgeoisen Demonstranten und proletarischen, anti-imperialistischen 
Anhängern des Regimes abzutun. Eine dermaßen verfehlte Lesart der Ge- 
schehnisse, wie sie gelegentlich von einigen in der westlichen Linken beschwo- 
ren wird, nimmt die iranische Politik nur als Instrument der eigenen politi- 
schen Positionierung wahr. Dass die meisten linken Intellektuellen innerhalb 
Irans der Grünen Bewegung kritisch gegenüberstehen, heißt nicht, dass sie mit 
der Alternative sympathisieren würden (Maljoo 2010). Zudem wird den Klas- 
senformationen, die die Islamische Republik geprägt haben, in den gegenwär- 
tigen Analysen kaum Rechnung getragen. Beschreibungen die eine geschlosse- 
ne Arbeiterklasse postulieren, die entweder bedingungslos den Staat unter- 
stützt oder aber sich in Revolte gegen den Staat vereint, sind im besten Fall 
spekulativ. Stattdessen erfolgt der Konflikt der verschiedenen Nationalismen 
zwischen und innerhalb jener gesellschaftlichen Gruppen im Iran, die in der 
Periode nach 1979 verhältnismäßig am stärksten gewachsen sind: die post- 
revolutionäre Mittelklasse und die post-revolutionären Apparatschiks. 

Die Ökonomen Sohrab Behdad und Farhad Nomani haben auf der Grundla- 
ge zehnjährlich stattfindender Volkszählungen, die zwischen 1976-2006 statt- 
fanden, eine hilfreichen Kategorisierung der gesellschaftlichen Strukturen der 
iranischen Arbeiterschaft abgeleitet, die ich in Tabelle 1. zusammengefasst ha- 
be. In diesen Daten zeichnen sich mehrere bemerkenswerte Tendenzen ab. 
Erstens, nach der Revolution von 1979 ist der Anteil der formellen Arbeiter- 
klasse an der erwerbstätigen Bevölkerung stark zurückgegangen und hat seit- 
dem den Vor-revolutionsstand nicht mehr erreicht. Dies lässt sich teilweise mit 
der durch die Revolution ausgelösten Kapitalflucht erklären. Im Zuge der 
Fünfjahres-Entwicklungspläne der späten 1980er Jahre hat der Staat erneut In- 
dustrieförderprogramme eingeführt, aber der Prozess der Proletarisierung, zu- 
mindest im klassischen Sinne, stagnierte. Zweitens, im Gegensatz zu diesem 
Prozess hat sich das kleinbürgerliche Segment der erwerbstätigen Bevölkerung, 
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Tabelle 1: Die Klassenstruktur Irans 1976-2006 (in Prozent der gesamten Er- 
werbsbevölkerung, prozentuale Aufteilung der einzelnen Gruppen) 


1976 1986 1996 2006 
Kapitalisten 2,1 3,1 3,6 15 
Modern 12,8 6,5 14,1 17,3 
Traditionell 87,2 93,5 85,9 82,7 
Mittelklasse 5,4 7,0 10,2 12,3 
Privatwirtschaft 21,3 8,3 14,6 30,3 
Staatsdienst 78,7 91,7 85,4 69,7 
Kleinbürgertum 31,9 39,9 35,7 36,0 
Modern 1,2 1,1 3,2 4,5 
Traditionell 98,8 98,9 96,8 95,5 
Unbezahlte Familien- 
arbeit 11,6 4,4 5,5 3,3 
Arbeiterklasse 40,2 24,6 30,7 30,4 
Privatwirtschaft 84,0 67,0 69,5 76,0 
Staatsdienst 16,0 33,0 30,5 24,0 
Politische 
Funktionäre 8,3 16,8 11,1 8,7 
Staatsbedienstete 
Insgesamt 8,3 31,4 29,2 24,5 
Gesamte Erwerbsbe- 
völkerung in Tausend 8.799 11.002 14.572 20.476 
Klassifikationen: 
Kapitalisten sind Eigentümer der Produktionsmittel, modern bezieht sich auf die Bereiche Ma- 
nagement, Verwaltung und Technik, traditionell auf Kirche, Handel, Landwirtschaft und Dienst- 


leistungen. 

Mittelklasse bezieht sich auf Beschäftigte in den Bereichen Management, Verwaltung, Technik. 
Kleinbürgertum bezieht sich auf Selbständige, die keine Lohnarbeiter beschäftigen, aber eventuell 
unbezahlte Familienangehörige, die Einteilung modern/traditionell wie bei Kapitalisten. 
Arbeiterklasse bezieht sich auf Beschäftigte, die keine Produktionsmittel besitzen und die auch 
nicht über die Leitungsfunktionen und die Autonomie der Mittelklasse verfügen. 

Politische Funktionäre sind Beschäftigte im politischen Apparat sowohl im Bereich Management 
als auch mit Leitungsfunktionen im Bereich Militär, Geheimdienst und paramilitärische Kräfte. 


das sich hauptsächlich aus der ländlichen und städtischen, informellen, selb- 
ständigen Arbeiterschaft zusammensetzt, während der letzten vier Jahrzehnte 
strukturell wenig verändert. 

Dieser Trend ist keineswegs überraschend, wenn man sich bewusst macht, dass 
die gesamte Südhalbkugel eine „Informalisierung“ der Arbeitsverhältnisse er- 
lebt, die in großen Teilen Lateinamerikas, im Afrika südlich der Sahara und 
dem Rest des Mittleren Ostens und Südasiens der diesbezüglichen Entwick- 
lung des Irans gleicht oder sie übertrifft (Portes/Hoffman 2003, Davis 2006). 
Doch scheinen viele Ökonomen, einschließlich der zwei, auf deren Daten ich 
mich hier beziehe, gegenüber dieser globalen gesellschaftlichen Entwicklung 
blind zu sein; Behdad und Nomani argumentieren daher kurzsichtig, dass der 
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Prozess der „Informalisierung“ allein auf die Revolution von 1979 und die In- 
nenpolitik der Islamischen Republik zurückzuführen sei. 

Jede dieser beiden gesellschaftlichen Klassen — sowohl das formelle Proletariat 
als auch das informelle Kleinbürgertum und das selbstständige Proletariat — 
haben während der letzten Jahre an den Protesten teilgenommen, aber keine 
von ihnen war besonders stark in der Grünen Bewegung involviert. Arbeiter 
der Stahl-, Automobil- Transportindustrie haben in zunehmender Anzahl ge- 
streikt. Solche Streiks werden für gewöhnlich durch wirtschaftliche Missstände 
wie das Ausbleiben von Gehaltszahlungen, unvorteilhafte Zeitverträge und 
schlechte Sozialversorgung ausgelöst. Sie rufen in der Tat die von Beverly Sil- 
vers in Forces of Labor (2005) beschriebenen „Polanyischen“ Arbeitskämpfe 
in Erinnerung, die auf globale ökonomische Veränderungen und die Aufkün- 
digung eines etablierten sozialen Konsenses von „oben“ zurückzuführen sind. 
Das Kleinbürgertum, das oft eng mit dem Basar verknüpft ist, hat zweimal in- 
nerhalb der letzten zwei Jahre gegen geplante Steuererhöhungen protestiert. 
Die großflächig organisierten Ladenschließungen im Oktober 2008 und im Ju- 
li 2010 machen die zunehmend antagonistische Beziehung zwischen Handels- 
kapital und Staat innerhalb der iranischen Ökonomie deutlich (Keshavarzian 
2007). Man kann jedoch aus den sporadischen und meist spontanen Protesten 
nicht schließen, dass diese gesellschaftlichen Klassen maßgeblich mit der Grü- 
nen Bewegung verknüpft seien. Als im Juni 2009 Hunderttausende Demonst- 
ranten an dem Teheraner Hauptbazar vorbeimarschierten, konnte ich beo- 
bachten, dass, obwohl Tausende der Basaris und informell Beschäftigten neu- 
gierig auf die Menge blickten, keiner von ihnen die Straße überquerte, um 
sich dem Zug anzuschließen. 

Die Mehrheit der Demonstrationsteilnehmer rekrutierte sich aus der Mittel- 
schicht, die, wie Tabelle 1 eindeutig zeigt, seit dem Bestehen der Islamischen 
Republik einen stetig wachsenden Anteil der arbeitenden Bevölkerung aus- 
macht. Diese gesellschaftliche Gruppierung, der viele Mitarbeiter des öffentli- 
chen Dienstes angehören, hat besonders vom Ausbau des iranischen Bildungs- 
systems profitiert, das vielen den Aufstieg in einer der bürokratischen Ge- 
schäfts- oder Managementorganisation ermöglicht hat. Die meisten der jungen 
Iraner, die die militanten Kader der Grünen Bewegung bilden, waren Studen- 
ten, die, im Gegensatz zu ihren Eltern, die oft aus der Arbeiterklasse stammen, 
einen starken Drang nach gesellschaftlichem Aufstieg zeigen. 

Die von der Grünen Bewegung gestellten Forderungen — politische Rechte, 
gesellschaftliche Freizügigkeit, Austausch der Elite durch besser qualifizierte 


3 Ich stand auf der anderen Seite der Straße nahe dem Gewimmel der Bazaris. Das war noch 
bevor es, wegen der verstärkten staatlichen Repressionen, wirklich gefährlich wurde an den 
Demonstrationen teilzunehmen. Daher war es der günstigste Zeitpunkt, um die gesellschaft- 
liche Zusammensetzung der Grünen Bewegung zu bestimmen. 
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Technokraten, die Trennung von privaten und öffentlichem Interessenberei- 
chen — sind tatsächlich weit verbreitet, wo immer in Ländern mit mittlerem 
Einkommensniveau eine aufstrebende Mittelklasse den Weg zu gesellschaftli- 
cher Macht vom Staat versperrt sieht. Diese Gruppe ist gebildet und mit kos- 
mopolitischen Gewohnheiten vertraut, aber es mangelt ihr an dem politischen 
und kulturellem Kapital, dass ihr erlauben würde unberührt von dem verab- 
scheuten bürokratischen Autoritarismus der Regierung, dem sie all ihre Prob- 
leme anlastet, den Lebensstil der Mittelklasse zu genießen. 

Im Iran kann diese Gruppierung auf einen die iranische Kultur bestimmenden 
Fundus an nationalistischen Mythen zurückgreifen, um imperiale Pracht, die 
Klage über den nationalen Niedergang und eine aus den Berichten von Aus- 
landsiranern und ausländischen Medien gewonnene, grenzenlos optimistische 
Vorstellung vom Leben „außerhalb des Landes“ miteinander zu verquicken. 
Intellektuelle, die sich mit den am Aufstieg behinderten Segmenten der Mit- 
telklasse beschäftigen, nehmen an, dass diese Gruppen nach Selbstverwirkli- 
chung und Authentizität und nicht nach ökonomischer Absicherung oder 
Statusdifferenzierung streben. Aber diese Behauptung entspricht in erster Linie 
einem unter Intellektuellen verbreiteten Narzissmus. Eric Hobsbawms Unter- 
scheidung zwischen „bürgerlichem“ und „ethnischem“ Nationalismus macht 
deutlich, dass die Befürworter der Grünen Bewegung sowohl die erhabenen 
Ambitionen der Demokratie als auch die trivialen Begierden selbstzufriedenen 
Spießertums an den Tag legen. Das Zögern der vorab erwähnten Internet- 
Kommentatorin, sich dieser Art des Nationalismus anzuschließen, zeigt, dass 
die tiefe Kluft zwischen den gesellschaftlichen Schichten Irans nicht für immer 
kaschiert werden kann, obwohl dieser Nationalismus in der Lage sein mag, ge- 
sellschaftliche Spannungen zwischen den Klassen für kurze Momente zu ü- 
berwinden. Ein Bündnis zwischen dem Kern der Grünen Bewegung und der 
formellen und informellen Arbeiterschaft ist daher schwerlich vorprogram- 
miert. Dennoch haben einige in der iranischen Linken argumentiert, dass es 
möglich sei die gesellschaftliche Grundlage der Opposition auszuweiten, wenn 
politische Aufmerksamkeit auf die ökonomischen Schwierigkeiten der Arbeiter 
gelenkt würde, die sich ebenfalls von dem hohl gewordenen ideologischen 
Projekt des Staates ausgeschlossen fühlen. 

Die Ereignisse von 2009 sind daher schwerlich als Absage an die iranische Re- 
volution von 1979 zu verstehen. Die gesellschaftliche Kraft und Rhetorik der 
Grünen Bewegung ist vielmehr auf den Aufstieg einer „neuen Klasse“ inner- 
halb der post-revolutionären gesellschaftlichen Ordnung zurückzuführen, ge- 
nauso wie die „Dritte Welle“ der Demokratisierung in Lateinamerika und Ost- 
asien in den 1960er und 1970er Jahren vom Erstarken bestimmter gesellschaft- 
licher Gruppen ausging (Arrighi 1990). Und dennoch ist dies ist nur die halbe 
Geschichte. Die Widersacher der Grünen Bewegung, die sich um den Präsi- 
denten Ahmadinedschad formieren, sind ebenfalls einer aufsteigenden „neuen 
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Klasse“ zuzuordnen. Mehrzad Boroujerde hat in einer immer noch andauern- 
den Untersuchung der Zusammensetzung der obersten zweitausend Mitglieder 
der legislativen und exekutiven Institutionen des Irans während des letzten 
Jahrzehnts aufgezeigt, dass nur noch etwa ein Drittel Kleriker sind. Die Meis- 
ten kommen aus dem Ingenieurwesen und haben keinerlei theologische Quali- 
fikation. Nur wenige unter ihnen waren im Zeitraum vor der Revolution aktiv; 
die Meisten sind in den Bürokratien der Nach-Revolutionszeit aufgestiegen. 
Diese „Neue Klasse“ stammt nicht aus den städtischen Zentren des Irans, 
sondern aus seiner provinziellen Peripherie und ist dem Staat dankbar für das 
gesellschaftliche Ansehen, das sie während des Krieges gegen den Irak in den 
1980er Jahren erhalten haben, und für die Beteiligung an der neu geschaffenen 
Verwaltung der 1990er Jahre (Boroujerdi 2010). Dies hat die neue Nomenkla- 
tura aber nicht davon abgehalten, die Staatsmacht der alternden ersten Gene- 
ration der Revolutionäre zu entreißen. 

An dieser Stelle, muss ein kurzer Überblick über diese politische Entwicklung 
ausreichen. Die erste schwerwiegende Spaltung zwischen zwei losen Fraktionen 
innerhalb des Klerus und ihren jeweiligen Anhängern, drehte sich in den 
1980er Jahren, inmitten des Irakkrieges (1980-88), um Fragen ökonomischer 
Staatsinterventionen. Es ging sowohl um die Frage der Landreform, als auch 
der Nationalisierung der Industrie, der Regulierung des Handels und der Fra- 
ge, ob Investition oder Konsum Vorrang haben sollte. Die radikalere Fraktion, 
zu der der damalige Premierminister Mussawi, der Parlamentsabgeordnete 
Mehdi Karroubi und viele Führer der Revolutionsgarden gehörten, war sehr 
stark von dem links-orientierten islamischen Gedankengut der 1970er Jahre 
beeinflusst, das auf Denker wie Ali Shariati zurückgeht, der noch vor der Re- 
volution starb. Ihnen gegenüber stand eine konservative Gruppe von Kleri- 
kern, denen auch der gegenwärtige Führer Ali Chamenei angehörte, der argu- 
mentierte, dass der Islam staatliche Eingriffe in die Gesellschaft gebietet, wäh- 
rend wirtschaftliche Interventionen zu vermeiden seien. Ayatollah Chomeini, 
der die entscheidende Instanz darstellte, an die beide Fraktionen appellierten, 
entschied sich in den meisten Fällen klugerweise für die Radikalen, aus Angst, 
die Legitimität des Staates unter den Kriegsfreiwilligen und ihren Familien zu 
verspielen. Letztendlich jedoch wurden die Staatsinterventionen in die Öko- 
nomie durch die Notwendigkeiten des Krieges und nicht durch ideologische 
Folgerichtigkeit oder islamische Schriften bestimmt. 

Eine aufsteigende dritte Fraktion, die technokratische Herrschaft und ökono- 
mische Liberalisierung als den richtigen Weg für Stabilisierung und Wachstum 
in der Nachkriegsökonomie propagierte, schlug in den späten 1980er Jahren 
eine Reihe von strukturellen Reformen vor. Ihr intellektuelles Rüstzeug bezog 
sie vom „Washington Consensus“. Der damalige Präsident Hashemi Rafsan- 
dschani (1989-1997) und sein Kabinett bemühten sich dementsprechend um 
ausländisches Kapital, um ein Strukturanpassungsprogramm zu finanzieren. 


642 Kevan Harris 


Washington war in diesem Fall jedoch nicht an seinem eigenen Konsens inte- 
ressiert und Präsident Clinton zwang die Weltbank bereits zugesagte Kredite 
zurückzuziehen. Der unerwartete Fall der Ölpreise ließ 1993 das Staatsbudget 
einbrechen. Es kam zu einer Zahlungsbilanzkrise und einer schnell zuneh- 
menden Inflation, die soziale Unruhen nach sich zog, die Rafsandschani 
zwangen, diese Politik aufzugeben. Im Gegensatz zu Lateinamerika und Südaf- 
rika war Irans neoliberales Experiment nicht von außen auferlegt, und hat nie 
wirklich konkrete Formen angenommen. 

Unter Präsident Mohammed Chatami (1997-2005), der half die Technokraten 
um Rafsandschani mit einer reformierten Linken zu vereinen, die sich in ihrer 
Rhetorik auf Fragen von politischer Demokratie und Zivilgesellschaft konzent- 
rierte, setzte sich die ökonomische Liberalisierung im Schneckentempo fort. 
Versuche, die gewaltige Staatsbürokratie zu vereinheitlichen, Doppelungen zu 
verringern, die Transparenz staatlicher Tätigkeiten zu erzwingen, und eine Di- 
versifizierung von Staatseinnahmen zu erreichen, weg vom Öl und hin zu 
Steuern, waren die Hauptziele der Administration. Die alte konservative Frak- 
tion jedoch, die immer noch den mit Vetorechten ausgestatteten Wächterrat 
dominierte (eine Art Oberhaus gegenüber dem Parlament), behinderte Chata- 
mis Bemühungen bei jeder Gelegenheit. Ihr Führer Chamenei fing an, im Ge- 
gensatz zu Chomeinis ausgleichender Rolle als überfraktioneller Vermittler, die 
konservative Fraktion auf dreisteste Weise zu unterstützen, was zu einer politi- 
schen Totalblockade führte. 

Einige Konservative erkannten jedoch, dass die plebiszitären Innovationen der 
Reformfraktion, denen ihr Wahlerfolg in den späten 1990er ein Mandat gege- 
ben hatte, die Agenda zu bestimmen, obwohl diese dann nie vollständig um- 
gesetzt wurde, nachgeahmt werden könnten, um Macht über die Exekutivge- 
walt des Staates zu gewinnen. Damit war die Bühne vorhanden, die es den 
neuen politischen Unternehmern des rechten Spektrums erlaubte, die politi- 
sche Situation dramatisch zu verändern. 2005 spaltete sich eine Gruppe von 
der traditionellen konservativen Fraktion ab, um den zu dieser Zeit kaum be- 
kannten Bürgermeister von Teheran, Mahmud Ahmadinedschad, als Präsi- 
dentschaftskandidaten zu unterstützen. Ahmadinedschad verkörperte eine 
neue Ausprägung von iranischem Konservatismus. Sein Bild als gebildeter, 
technokratischer Ingenieur voll frommer Tüchtigkeit wurde strategisch kulti- 
viert, um bei jenen Iranern Zuspruch zu finden, die genug von einem schein- 
bar nutzlosen Staatsapparat hatten und in der Folge wurde Ahmadinedschad 
2005 von der Mehrzahl gewählt. 

Kurzum, die anhaltende Zersplitterung der politischen Lager in der Islami- 
schen Republik hat die Konfliktlinien innerhalb der politischen Elite destabili- 
siert, und sie daher anfällig für Ahmadinedschad und seine Günstlinge ge- 
macht (Moslem 2002). Während der letzten Jahre hat diese Gruppe, gemein- 
sam mit einer Vielzahl von Staatsfunktionären, eine politische Maschine ge- 
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schaffen, die sowohl die Reformfraktion um den ehemaligen Präsidenten Cha- 
tami, als auch die traditionelle konservative Fraktion der Kleriker und ihre 
Laienkader ins Abseits manövriert hat. 

Diese Gruppe bemüht ihre eigenen, extrem wirksamen Mythen, um einen 
hartnäckigen Nationalismus zu beschwören. Die Beschwörung post-kolonialer 
Unabhängigkeit, des Sieges der Revolution, der kulturellen Autonomie und 
ein utilitaristisch-politischer Islam bilden die Grundlagen von Ahmadined- 
schads Rhetorik. Man sollte die ideologische Komponente dieser neuen Klasse 
allerdings nicht überbewerten. Wie in jedem politischen Apparat ist die Ideo- 
logie weniger wichtig als die Aufrechterhaltung und Ausweitung von Beziehun- 
gen, die ein Fortbestehen der Macht sichern. Ahmadinedschad wird daher oft, 
innerhalb zweier, thematisch ähnlicher Reden, vollkommen widersprüchliche 
Behauptungen äußern (z.B. an einem Tag den offensichtlichen Niedergang des 
globalen Kapitalismus feiern und am nächsten Tag ausländische Investitionen 
mit offenen Armen im Iran willkommen heißen). Hinter der Beschwörung po- 
pulistischer Meinungen über die Korruption der alten Eliten (während er ihren 
Nachfolgern immer neue Vergünstigungen sichert) lässt sich kaum ein ideologi- 
sches Programm ausmachen. Wenn europäische Politiker, die ihre Wähler mit 
ausgewählten Zitaten aus Ahmadinedschads Reden verängstigen, versuchen wür- 
den, eine seiner Reden in voller Länge durchzustehen, würden sie feststellen, 
wie grenzenlos langweilig sie sind. Es wird oft argumentiert, dass Ahmadi- 
nedschads politischer Rückhalt in den städtischen Slums und den ländlichen 
Gebieten am größten ist, aber in Wirklichkeit sind dies die Interpretationen 
westlicher Journalisten, die sich vor allem fürchten, was nach Populismus riecht. 
Zweifellos macht sich Ahmadinedschad sehr geschickt das Vokabular von 
Klassenressentiments zunutze, was auch erklärt, warum ihm unsere junge Blog- 
gerin ihre Stimme gab, aber es gibt kaum einen Grund ein natürliches Bündnis 
zwischen den bestehenden Staatseliten und der formellen oder informellen 
Arbeiterklasse anzunehmen. Die derzeitige Regierung ist vielmehr mit dem 
Versuch beschäftigt den Wohlfahrtsstaat abzubauen und die verbleibenden 
staatlichen Unterstützungsmechanismen für den Industrie- und den Agrarsek- 
tor vollends zu demontieren. Als ich Ende 2009 einen Mitarbeiter des Indust- 
rieministeriums bat, die Wirtschaftsstrategie von Ahmadinedschads Regierung 
zu beschreiben, antwortete er: „Die verfügen über nichts Dergleichen.“ 
Westliche Analysten argumentieren, dass der Iran zunehmend einem militäri- 
schen Monbolit gleicht, in dem die Wirtschaft von einer gefährlichen Gruppe 
aus der Mitte der Revolutionsgarden gelenkt wird. Diese extrem verzerrte Dar- 
stellung wird von der Opposition aus offensichtlichen Gründen aufgegriffen 
und übersteigert. In Wirklichkeit hat die Regierung von Ahmadinedschad die 
Aufspaltung staatlicher Unternehmen in große Pakete bewerkstelligt, die an kapi- 
talkräftige, einheimische Kapitalisten übergeben wurden. Einige dieser Grup- 
pen mögen im Gewand des Militärs daherkommen, aber die Mehrzahl besteht 
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aus ehemaligen Regierungseliten mit guten Beziehungen, die um die großen 
Staatsaufträge konkurrieren. Die Wirtschaftspresse nennt diesen chaotische 
Vorgang „Pseudo-Privatisierung“ und verlangt staatliche Hilfe für die einheimi- 
sche Produktion, da bei zunehmend offeneren Grenzen ein Strom von billigen 
Gütern ins Land fließt, durch den die früher geschützten Wirtschaftszweige 
immer stärker bedrängt werden. Aktuelle Pläne, den Wechselkurs zu verän- 
dern, Subventionen zu senken und öffentliche Einrichtungen zu privatisieren, 
veranschaulichen, dass Ahmadinedschads Regierung schwerlich die ökonomi- 
schen Grundsätze eines Anti-Imperialiimus verkörpert. Ungeachtet dieser 
Wirklichkeit hat seine nationalistische Rhetorik eine stärkere Anziehungskraft 
als gewöhnlich angenommen wird. 

Die zwei Nationalismen und ihre jeweiligen neuen gesellschaftlichen Klassen 
teilen erstaunlicherweise viele Mythen, was ihre Opposition umso bitterer 
macht. Ist nicht Freuds Narzissmus der kleinen Differenzen im Iran am Werk, 
wenn beide Seiten die wissenschaftlichen Errungenschaften des persischen Al- 
tertums und Mittelalters beschwören, darauf bestehen den südlichen Golf, der 
Iran und Saudi Arabien trennt, „Persischen“ Golf zu nennen, oder Passagen 
von „iranischen” Dichtern zu zitieren die, wie es der Zufall will, im Gebiet der 
heutigen Türkei, des Irak oder Tadschikistans geboren wurden? Die neu er- 
richteten Wohntürme im Norden Teherans, eine bei beiden Gruppen beliebte 
Wohngegend, verzieren ihre Eingangshallen durch kitschige Imitationen von 
Fresken aus dem antiken Persepolis. 

Es ist sehr schwierig zu rekonstruieren was während der Präsidentschaftswahl im 
Juni 2009 tatsächlich passiert ist. Nachfolgende Ereignisse haben jedoch gezeigt, 
dass Nationalismus, egal auf welcher Seite, die Wahrnehmung verzerren und zum 
treibenden Handlungsmotiv werden kann. Die politische Elite innerhalb Ahma- 
dinedschads Klüngel glaubt wirklich, dass eine Verschwörung großen Ausmaßes 
gegen sie im Gange ist, und Skeptiker werden entweder als Dummköpfe oder als 
Provokateure des Westens abgetan. Auf einer von mir besuchten Medienveran- 
staltung der Bassidsch Milizen verteilte das Personal verschiedene Flugblätter, die 
von all den düsteren und tückischen Intrigen gegen den iranischen Staat wäh- 
rend des letzten Jahrhunderts erzählten. In einem Absatz wurden die Briten als 
Hauptbösewichte dargestellt; im nächsten wurden die Amerikaner zu den eigent- 
lichen Übeltätern erklärt, die hinter jeder historischen Wendung der iranischen 
Geschichte stünden. Die Veranstaltung war der Enthüllung der Wahrheit über 
die Ereignisse des 11. Septembers gewidmet, die der barsche Hauptredner mittle- 
ren Alters, in ein zerknittertes Sakko gekleidet (das revolutionäre Gewand der 
Wahl unter Ahmadinedschads hochrangiger Gefolgschaft) zur „großen Lüge“ er- 
klärte. Ahmadinedschads Gefolgschaft mag genug politischen Scharfsinn haben, 
um ihr gegenwärtiges Klientel zu erhalten, aber es fehlt ihnen an einer gestalteri- 
schen Vision, die dem Staat gegenüber der entfremdeten Arbeiterklasse neue Le- 
gitimität verleihen könnte. 
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Die Grüne Bewegung indes leidet unter der Erwartung, dass die „Nation“ ru- 
hig hinter ihr steht. Politische Fragen werden durch nationalistische Rhetorik 
ersetzt. Viele Demonstrationsteilnehmer des Sommers 2009 gingen davon aus, 
dass sich ihnen Iraner aus allen Gesellschaftsschichten anschließen würden — 
es schien nur eine Frage geduldigen Wartens zu sein. Angesichts der weit über- 
legenen Gegenseite wäre es allerdings angebracht, in allen gesellschaftlichen 
Klassen Verbündete zu suchen, sollte sich eine weitere politische Gelegenheit 
auf tun. Dies erfordert organisatorische Arbeit und obwohl die Bedingungen 
für politisches Engagement schwierig sind, sind sie immer noch weit besser als 
in den berüchtigten 1970er Jahren unter der Herrschaft des Schahs. Man muss 
der Bewegung anrechnen, dass Schriften von Oppositionsführern wie Mussawi 
und dem Kleriker Mehdi Karroubi zunehmend ökonomische Fragen diskutie- 
ren, die in der iranischen Arbeiterschaft Anklang finden könnten. Trotzdem 
bleibt die Frage, ob diese politische Bewegung sich des Nationalismus bedie- 
nen kann, oder ob sie sein Vasall bleibt, bislang unbeantwortet. 
Um den Iran in seiner momentanen Situation zu verstehen, scheint es ange- 
sichts des feindseligen geopolitischen Klimas geboten, von den in beiden Na- 
tionalismen implizierten Teleologien Abstand zu nehmen, um zu einer ver- 
nünftigeren Position zu kommen, die der Komplexität von Irans politischer 
Ökonomie gerecht wird. 

Übersetzung aus dem Englischen von Julien McHardy 
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